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RUNDSCHREIBEN/001: 12.01.2018 - Liebe Leserin, lieber Leser (SB)


Ankündigung der Wochendruckausgabe 72 der Online-Tageszeitung Schattenblick



Stelle-Wittenwurth, den 12. Januar 2018


Liebe Leserin, lieber Leser,

die Fortsetzung der regelmäßigen Erscheinung unserer 
Wochendruckausgabe der Online-Tageszeitung Schattenblick, geplant 
zum 19.1.2018, wird aus technischen Gründen leider erst ab Freitag, 
den 2.2.2018 möglich sein.

Bis dahin wünschen wir Ihnen ergiebige Information und viel Spaß 
beim Lesen und Stöbern in unserer Online-Tageszeitung Schattenblick 
und ihren Archiven unter www.schattenblick.de .


Mit den besten Grüßen und Neujahrswünschen in Vertretung Ihrer 
Schattenblick-Redaktion,

Helmut Barthel

12. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97
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KOHLEALARM/416: Klimakampf und Kohlefront - Trinkwassergefährdung ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 16.1.2018

Kohlebergbau einschränken - nicht den Trinkwasserschutz

Wasserwerk kündigt rechtliche Schritte gegen LEAG-Tagebausee an



Cottbus/Frankfurt, 16. Januar 2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA fordert
die Landesregierung auf, keine Aufweichung ihrer Sulfat-Richtwerte für die
Spree zuzulassen und stattdessen nötigenfalls den Braunkohlebergbau
einzuschränken. Damit reagiert der Verband auf die Ankündigung der
Frankfurter Wasserwerke, juristisch gegen den vom Kohlekonzern geplanten
Cottbuser Tagebausee vorzugehen.

"Die Befürchtungen der letzten Jahre haben sich bestätigt: Der
Braunkohlebergbau führt zu ernsten Problemen bei der Trinkwasserversorgung.
Wenn die Frankfurter Wasserwerke ihre jahrelange Zurückhaltung aufgeben und
rechtliche Schritte ankündigen, ist das ein drastisches Zeichen", sagt René
Schuster von der GRÜNE LIGA.

Schuster weiter: "Statt Sulfat-Richtwerte den Wünschen der Tagebaubetreiber
anzupassen, muss Trinkwasserschutz an der Ursache ansetzen: Jede weitere
Kohleabbaufläche führt zu zusätzlicher Sulfatfreisetzung für Jahrzehnte.
Sachsen wie Brandenburg müssen die Zulassungen der Tagebaue Jänschwalde,
Welzow-Süd und Nochten daraufhin überprüfen, ob Betriebspläne überhaupt
noch genehmigt oder verlängert werden können."

Die Wassergesellschaft FWA sieht die Trinkwasserqualität für Frankfurt/Oder
aufgrund der Sulfatbelastung aus dem Braunkohlenbergbau als akut gefährdet
an. Eine außerordentliche Aufsichtsratssitzung beauftragte die
Geschäftsführung, Einwendungen gegen die von der LEAG geplante vorzeitige
Flutung des Cottbuser Ostsees vorzubringen und im Eilverfahren einen Stopp
der Einleitung beim Verwaltungsgericht zu beantragen. Die FWA kritisiert
das Vorhaben der Landesbehörden, den Emissionsrichtwert am Pegel Briesen
auf 350 mg/I Sulfat anzuheben, um die Flutung des Cottbuser Ostsees
genehmigungsfähig zu machen. Das teilte die Gesellschaft am Montag in einer
Pressemitteilung mit. Die zum Schutz der Trinkwasserqualität nötigen
Maßnahmen würden den Wasserpreis in Frankfurt um 20 Prozent erhöhen, wenn
der Bergbau als Verursacher weiterhin nicht dafür aufkommt. Frankfurt
bezieht sein Trinkwasser aus dem Wasserwerk Briesen an der Spree.


Originalmeldung der Frankfurter Wasser- und Abwassergesellschaft mbH
(FWA mbH):

https://www.fwa-ffo.de/fwadocs/files/2018-01-15_Presseinformation_Sulfat_in_der_Spree.pdf

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. Januar 2018 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7117: Köln - "Poetica IV - Festival für Weltliteratur", 22.-27.1.2018


idw - Pressemitteilung: Universität zu Köln

Poetica IV: Beyond Identities - Die Kunst der Verwandlung 



Vom 22. bis 27. Januar 2018 findet in Köln die "Poetica IV - Festival
für Weltliteratur" statt, veranstaltet vom Internationalen Kolleg
Morphomata der Universität zu Köln und der Deutschen Akademie für
Sprache und Dichtung. Mit dabei sind u.a. die Lyriker Bei Dao aus
China, Anneke Brassinga aus den Niederlanden und Teju Cole aus den
USA.

Poetica IV: Beyond Identities - Die Kunst der Verwandlung 

Vom 22. bis 27. Januar 2018 findet in Köln die "Poetica IV - Festival
für Weltliteratur" statt, veranstaltet vom Internationalen Kolleg
Morphomata der Universität zu Köln und der Deutschen Akademie für
Sprache und Dichtung. Mit dabei sind u.a. die Lyriker Bei Dao aus
China, Anneke Brassinga aus den Niederlanden und Teju Cole aus den
USA.

"Beyond Identities - Die Kunst der Verwandlung" lautet das diesjährige
Thema des Festivals. Kuratorin der Poetica IV ist die
japanisch-deutsche Lyrikerin, Erzählerin und Essayistin Yoko Tawada.
Sie hat Autoren aus drei Kontinenten eingeladen, namhafte Experten für
die Kunst der Metamorphose in Lyrik und Prosa: Jeffrey Angles aus den
USA, Bei Dao aus China, Anneke Brassinga aus den Niederlanden, Teju
Cole aus den USA bzw. Nigeria, Hiromi Ito?" aus Japan, Kim Hyesoon aus
Südkorea, Barbara Köhler aus Deutschland, Morten Søndergaard
aus Dänemark, Monique Truong aus den USA bzw. Vietnam und Jan Wagner
aus Deutschland.

Das Festival wird am 22. Januar, um 18 Uhr, in der Aula der
Universität zu Köln mit den Autoren der Poetica eröffnet, begleitet
von der Pianistin Aki Takase und Ensemblemitgliedern des Schauspiel
Köln. Die weiteren Veranstaltungen, - Lesungen, Gespräche und
Performances - finden an unterschiedlichen Orten in Köln statt: in der
Universität, der Stadtbibliothek, im Literaturhaus, im Japanischen
Kulturinstitut, im Sancta-Clara-Keller und zum Abschluss im Schauspiel
Köln.

Auftakt:

Mo 22.1., 18.00 Uhr

Auftaktveranstaltung mit den Autoren der Poetica

Universität zu Köln, Aula II

Es finden insgesamt zehn Veranstaltungen statt.

Das Programm und Informationen zu den Autoren finden Sie unter:

http://www.poetica.uni-koeln.de/poetica-4/programm/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, Gabriele Meseg-Rutzen, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/3993: Hamburg - Fernando Aramburu, "Patria", 14.02.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Mittwoch, 14.2.2018, 19.30 Uhr

Fernando Aramburu

stellt seinen neuen Roman »Patria« vor

Moderation: Paul Ingendaay

Deutsche Lesung: Oda Thormeyer



April 2017: Mit der Auslieferung der letzten Waffen der ETA an die
Justiz endet - nach fast einem halben Jahrhundert und mehr als 800
Toten - offiziell die Zeit des baskischen Terrorismus. Doch der
Prozess der Aufarbeitung ist lang und schmerzhaft und steht erst am
Anfang. Fernando Aramburu, geboren 1959 in San Sebastián, seit 1985
Wahl-Hannoveraner, mag es da zugutekommen, dass er mit einer gewissen
Distanz auf seine »Patria«, sein Vaterland, schauen kann. In seinem
Roman (Rowohlt; Übersetzung: Willi Zurbrüggen) blickt er auf das wohl
dunkelste Kapitel der jüngeren spanischen Vergangenheit und legt die
verhängnisvollen Mechanismen des Terrorismus offen, der sich tief
hineingefressen hat in die baskische Seele. Erzählt wird vom Schicksal
zweier einstmals befreundeter Familien, die der Terror entzweit hat:
Der Kleinunternehmer Txato wird auf offener Straße von ETA-Mitgliedern
erschossen und ausgerechnet der Sohn seines besten Freundes steht im
Verdacht, am Attentat beteiligt zu sein.

Fernando Aramburu studierte Hispanistik in Zaragoza. Er arbeitet als
Übersetzer, Essayist, Romancier sowie als Autor von Kinder- und
Märchenbüchern und erhielt mehrere Auszeichnungen, darunter der Premio
Vargas Llosa, der Premio Biblioteca Breve, sowie zuletzt für »Patria«
den Premio Nacional de Narrativa 2017.

In Kooperation mit dem Instituto Cervantes Hamburg

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1084: Berlin - Akademienunion beim Salon Sophie Charlotte, 20.1.2018


idw - Pressemitteilung: Union der deutschen Akademien der
Wissenschaften

Akademienunion beim Salon Sophie Charlotte



Die Akademienunion beteiligt sich mit mehreren Beiträgen am Salon
Sophie Charlotte der Berlin-Brandenburgischen Akademie der
Wissenschaften zum Thema "Ist Sprache eine Waffe?" am Samstag, den 20.
Januar 2018 von 18 bis 24 Uhr. Prof. Dr. Dr. Hanns Hatt, Präsident der
Akademienunion und Geruchsforscher, spricht über "Die Sprache der
Düfte", und drei sprachwissenschaftliche Projekte aus dem
Akademienprogramm laden zum "Speak-Dating" ein.

"Ich möchte Menschen dazu bringen, nicht nur mit offenen Augen,
sondern auch mit offener Nase durch die Welt zu gehen", sagt der
Geruchsforscher Prof. Dr. Dr. Hanns Hatt von der Ruhr-Universität
Bochum, der seit 2015 Präsident der Akademienunion ist. Im Gespräch
mit Prof. Dr. Günter M. Ziegler erklärt Hanns Hatt, wie intensiv auch
bei uns Menschen noch Düfte für die Kommunikation benutzt werden und
unser Verhalten und unsere Entscheidungen beeinflussen (22 Uhr, Raum
226 des Akademiegebäudes).

Wie sagt man in Gebärdensprache "Hallo" und "Tschüss"? Ist
Gebärdensprache international? Diese und weitere Fragen beantworten
Expertinnen und Experten beim "Speak-Dating" im Säulen-Saal der
Akademie (2. OG), denn an der Akademie der Wissenschaften in Hamburg
entsteht das erste digitale Wörterbuch zur deutschen Gebärdensprache.
Im Rahmen des Kinder- und Jugendprogramms des Salons werden zudem auch
Schnupperkurse zur Gebärdensprache angeboten. Zur Herkunft und
Verbreitung ihrer Familiennamen können die Besucherinnen und Besucher
des Salons beim Stand des Projekts "Familiennamenwörterbuch" der
Akademie der Wissenschaften und der Literatur | Mainz mehr erfahren.
Dieses erschließt, kartiert und etymologisiert den aktuellen
Familiennamenbestand Deutschlands, macht die Ergebnisse online
zugänglich und lädt zum Informieren und Recherchieren ein. Einblick in
die Welt der Alten Ägypter geben beim "Speak-Dating" die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus dem Forschungsprojekt zum
altägyptischen Wortschatz, einem gemeinsamen Projekt der
Berlin-Brandenburgischen und der Sächsischen Akademie der
Wissenschaften. Vorgestellt wird das entstehende digitale Corpus
ägyptischer Texte, das alle Sprach- und Schriftepochen umfasst und mit
einem Wörterbuch verknüpft ist.

Wie klingen Hieroglyphen oder Hethitisch und Hurritisch? Wie
unterscheidet sich das Altgriechische vom Neugriechischen? Und woher
weiß man, wie sich Latein angehört hat? Mehr über die Welt der "Alten
Sprachen" im Akademienprogramm ist an einer Hörstation im Säulen-Saal
zu erfahren.

Alle beteiligten Projekte gehören zum von den deutschen
Wissenschaftsakademien getragenen Akademienprogramm, dem größten
geistes-und sozialwissenschaftlichen Forschungsprogramm in
Deutschland. Es wird von der Union der deutschen Akademien der
Wissenschaften koordiniert.

Das vollständige Programm zum Salon Sophie Charlotte finden Sie unter:

http://www.bbaw.de/veranstaltungen/2018/januar/salon-sophie-charlotte-2018

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.akademienunion.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution611

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften, Dr. Annette Schaefgen, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1083: Eberswalde - Mit Wachstum zur Nachhaltigkeit?, mit Bestsellerautor Graeme Maxton 23.1.


idw - Pressemitteilung: Hochschule für nachhaltige Entwicklung
Eberswalde

Mit Wachstum zur Nachhaltigkeit? 

Bestsellerautor diskutiert an der HNEE (Sustainability Lecture)



Am 23. Januar 2018 kommt der britische Ökonom und Bestsellerautor
Graeme Maxton an die Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde
(HNEE), um über sein neuestes Buch zu diskutieren. Dabei geht es um
die Frage, wie man mit wenig Wachstum, soziale Ungleichheit,
Arbeitslosigkeit und Klimawandel bekämpfen kann. Im Rahmen der 12.
Sustainability Lecture endet damit die seit Monaten laufende
Veranstaltungsreihe "Eine Uni - ein Buch" - ein Projekt, dessen Ziel
es ist, durch neue Formate einen Austausch über nachhaltige
Lebensansätze mit verschiedenen Gesellschaftsgruppen in Gang zu
bringen.

13 Kapitel hat das Buch "Ein Prozent ist genug" von Graeme Maxton und
Jørgen Randers, 13 Mal fanden in den vergangenen Monaten
Lesungen und Diskussionsrunden in- und außerhalb der HNEE statt. Das
Format ist ein Türöffner, um sich über ein Thema, das bereits im Namen
der Hochschule steckt, in unkonventioneller Form auszutauschen. "Es
geht hierbei um gemeinsames Nachdenken über Gestaltungsmöglichkeiten
für Nachhaltigkeit in verschiedenen Lebensbereichen", fasst Prof. Dr.
Pierre Ibisch, Naturschutzprofessor an der HNEE und Leiter des
Leseprojektes, zusammen.

Seit Mai 2017 organisieren unterschiedliche Gruppen der Hochschule
Veranstaltungen, bei denen kapitelweise das Buch vorgestellt und
debattiert wurde. So analysierten z.B. internationale Studierende ein
Kapitel im englischen Original; andere Akteurinnen und Akteure
kümmerten sich um einen Blog, organisierten eine Meinungsgalerie sowie
Workshops zu den im Buch vorgestellten Lösungsansätzen. "Rund 180
Menschen brachten sich bei 'Eine Uni - ein Buch' ein. An 10 Orten
waren wir präsent, fünfmal auch außerhalb der Hochschule", berichtet
Angela Dichte, die das Programm an der HNEE koordiniert hat.
"Höhepunkt wird nun der Besuch des Autors Graeme Maxton sein, der mit
uns abschließend über sein Buch und die Ergebnisse, die wir in
Eberswalde gesammelt haben, diskutiert", fügt sie hinzu. Mit dabei ist
auch Brandenburgs Finanzstaatssekretärin Daniela Trochowski: "Ich
freue mich sehr, einen der Autoren des Berichts an den Club of Rome
kennenzulernen. Dieses Treffen findet im Umfeld einer besonderen
Hochschule mit einzigartigem grünem Profil statt. Wo, wenn nicht hier,
sollte Raum sein zur Erörterung aktueller Fragen der nachhaltigen
Entwicklung?"

Die HNEE-Veranstaltungsreihe entstand aufgrund der erfolgreichen
Bewerbung der Hochschule beim Stifterverband, der das Programm "Eine
Uni - ein Buch" zusammen mit der Klaus Tschira Stiftung in Kooperation
mit der Wochenzeitung DIE ZEIT jährlich im Rahmen eines Wettbewerbs
auslobt. Unter den 24 Hochschulen aus Deutschland setzte sich im März
2017 die HNEE als eine von zehn durch und erhielt einmalig eine
Fördersumme in Höhe von 5000 Euro. Damit konnten die Lesungen im
Eberswalder Raum organisiert werden. "Das wir uns letztlich mit dem
Buch von Graeme Maxton und J¢rgen Randers befassten, liegt daran, dass
es zu wichtigen an unserer Hochschule bearbeiteten Ansätzen passt",
sagt Prof. Dr. Pierre Ibisch und Daniela Trochowski ergänzt: "Wenn wir
das Ziel der Nachhaltigkeit ernst nehmen, bleibt vor allem der
Abschied von der Ideologie des immer währenden Wachstums. Egal wie am
Ende Regulierungen aussehen werden, ob es sie überhaupt geben wird
oder ob sie im Kapitalismus durchsetzbar sind: Sozial und ökologisch
nachhaltiges Wirtschaften ohne Wachstum - das haben die Autoren des
Buches 'Ein Prozent ist genug' erkannt - wird Umverteilungen bei
Einkommen, Vermögen und Arbeit enormen Ausmaßes notwendig machen. Das
ist der soziale Gehalt der Debatte, die wir hier und anderswo führen
müssen."

12. Sustainability Lecture (engl. Nachhaltigkeitsvorlesung) die
zugleich den Abschluss der Veranstaltungsreihe "Eine Uni - ein Buch"
an der HNEE bildet

Die Veranstaltung ist öffentlich und kostenlos.

Datum/Zeit/Ort: Di., 23. Januar 2018 von 17:00 bis 18:45 Uhr (Einlass
16:30 Uhr) auf dem Stadtcampus, Schicklerstraße 5, im Haus 1 im
Hörsaal

Alle Redebeiträge werden auf Englisch sein.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution419

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde, Annika Bischof M.A., 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1082: Hamburg - Gebundenes Leben, Alles digital, alles gut? (1), 22.02.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Donnerstag, 22.2.2018, 19.00 Uhr

Ort: KörberForum, Kehrwieder 12

Gebundenes Leben - Alles digital, alles gut? (1)

Digitaler Dauerstress - Diskussion mit Verena Gonsch, Jan Kalbitzer
und Alexander Markowetz



Smartphones sind weder aus unserem Berufsalltag noch aus unserem
Privatleben wegzudenken. Was aber passiert mit uns, wenn wir dauernd
online sind, um digitale Aufmerksamkeit buhlen und pausenlos abgelenkt
werden? Über den digitalen Dauerstress und darüber, wie wir ihn
bewältigen können, sprechen die Gäste des Abends.

Verena Gonsch arbeitet als Redakteurin bei NDR Info. Zuletzt
erschienen ist ihr Buch »Digitale Intelligenz« (Lübbe), in dem sie
darlegt, »Warum die Generation Smartphone kein Problem, sondern unsere
Rettung ist«. Jan Kalbitzer ist Facharzt für Psychiatrie und
Psychotherapie und leitet an der Berliner Charité das Zentrum für
Internet und seelische Gesundheit. In seinem Buch »Digitale Paranoia.
Online bleiben, ohne den Verstand zu verlieren« (C.Beck) fragt er, wie
ein gesunder Umgang mit dem Internet aussieht, und trennt irrationale
von berechtigten Ängsten. Alexander Markowetz war bis 2016
Juniorprofessor für Informatik an der Rheinischen
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, wo er in einem großangelegten
Projekt das Verhalten von 300.000 Smartphone-Nutzern untersuchte.
Daraus entstand sein Buch »Digitaler Burnout« (Droemer Knaur), in dem
er vor den Gefahren der permanenten Smartphone-Nutzung warnt.

Moderation: Nicola von Hollander

Die Diskussion eröffnet die sich über vier Abende erstreckende
Kooperation von Körber-Stiftung und Literaturhaus Hamburg, die unter
dem Titel »Gebundenes Leben. Alles digital, alles gut?« steht.

Eintritt frei

Ort: KörberForum, Kehrwieder 12

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1081: Hamburg - Carsten Brosda und Rainer Moritz erklären ihren Musikgeschmack, 05.02.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Montag, 5.2.2018, 19.30 Uhr

»Der wilde, wilde Westen« - Countryzeit, Schlagerzeit

Carsten Brosda und Rainer Moritz legen auf und erklären ihren
Musikgeschmack



Wer hat Schuld an der musikalischen Sozialisation eines Menschen? Wie
kann es dazu kommen, dass der eine seine wichtigsten Prägungen Bob
Dylan, Neil Young und Bruce Springsteen verdankt, während der andere
zeitlebens von leiser Rührung ergriffen wird, wenn Freddy, Dalida oder
Andrea Andergast singen? Das alles sind sehr schwierige Fragen, die an
diesem denkwürdigen Abend beleuchtet und musikalisch untermauert
werden sollen.

Die Hauptakteure der Veranstaltung - Carsten Brosda, Senator der
Hamburger Behörde für Kultur und Medien, und Rainer Moritz, Leiter des
Literaturhauses - gelten als seriös und kulturinteressiert, doch wenn
es um ihre Musikvorlieben geht, reiben sich manche die Ohren:
Countrymusik ist die Spezialität des Senators, wohingegen der
Literaturhaus-Leiter keinen Hehl aus seiner Faszination für den
Schlager macht.

Davon wird die Rede sein, und davon wird zu hören sein, wenn Brosda
und Moritz auflegen, zum Beispiel Johnny Cashs »Folsom Prison Blues«,
Udo Jürgens' »Ich schrieb nie ein Lied für Karin«, Dolly Partons »Coat
Of Many Colors«, Ireen Sheers »Und heut Abend hab ich Kopfweh«, Guy
Clarks »Desperados Waiting For A Train« und Martin Lauers »Taxi nach
Texas«. Das könnte ein unvergesslicher Abend werden.

Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 16,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation
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AFRIKA/676: Zentralafrika - 75.000 neue Flüchtlinge seit Anfang 2018


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Vergessener Krieg in der Zentralafrikanischen Republik - 75.000
Menschen seit Jahresanfang vor Gewalt geflohen - Bischöfe fordern
Waffenruhe - Mehr Hilfe notwendig



Göttingen, den 18. Januar 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) warnt vor einer weiteren Eskalation der Gewalt in der
Zentralafrikanischen Republik, nachdem dort allein in den vergangenen
drei Wochen 75.000 Menschen vor Kämpfen zwischen verfeindeten Milizen
die Flucht ergreifen mussten. Dringend forderte die
Menschenrechtsorganisation am Donnerstag mehr humanitäre Hilfe für
das seit dem Jahr 2012 von einem Bürgerkrieg erschütterte Land. "Es
ist erschreckend, wie wenig Interesse die dramatische Lage der Not
leidenden Zivilbevölkerung international findet. Dabei braucht rund
die Hälfte der Bevölkerung dringend humanitäre Hilfe", erklärte
GfbV-Direktor Ulrich Delius in Göttingen. Im Jahr 2017 wurden nur
36,5 Prozent des tatsächlichen Bedarfs an humanitärer Hilfe in Höhe
von 316 Millionen US-Dollar durch internationale Spenden gedeckt.

"Wir beobachten eine dramatische Verschlechterung der Sicherheitslage
in vielen Regionen des Landes. Besonders katastrophal hat sich
aktuell die Lage im Nordwesten zugespitzt", berichtete Delius. Am 29.
Dezember 2017 brachen in der Umgebung der Stadt Paoua Kämpfe zwischen
schwer bewaffneten Milizen aus. Seitdem mussten deshalb rund 60.000
Menschen fliehen. Sie suchten in der Stadt Zzuflucht. Normalerweise
zählt Paoua nur 40.000 Einwohner. Im Tschad wurden rund 15.000 neue
Flüchtlinge aus dem Nachbarland gezählt. Im Jahr 2017 mussten 180.000
Menschen in der Zentralafrikanischen Republik vor Gewalt fliehen.
Damit sind nun rund 1,1 der fünf Millionen Einwohner des Landes
inzwischen auf der Flucht.

Auch in anderen Regionen des Landes eskaliert die Gewalt. So starben
am Mittwoch bei Anschlägen und Auseinandersetzungen in einem
überwiegend von der muslimischen Minderheit bewohnten Stadtviertel in
der Hauptstadt Bangui sieben Menschen. Ausgelöst wurde die Gewalt
durch einen Bombenanschlag und durch einen Streit zwischen
bewaffneten Milizionären und Händlern, von denen die Kämpfer
Schutzgeld erpressten.

Seit Jahren mahnen Menschenrechtsorganisationen eine umfassende
Entwaffnung aller Milizen an. Das konnte die Regierung bislang nicht
durchsetzen. Die katholische Bischofskonferenz kritisierte bei ihrer
jährlichen Tagung am vergangenen Sonntag scharf die Gewalt der
Milizen und forderte nachdrücklich eine schnelle Entwaffnung der
Kämpfer. Auch appellierten die Bischöfe an alle Konfliktparteien,
sich ohne Bedingungen zu einer Waffenruhe bereit zu erklären. Rund 70
Prozent des Landes wird heute von unterschiedlichen bewaffneten
Milizen kontrolliert, die um Macht und Kontrolle von Rohstoffen
kämpfen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





APPELL/104: SPD muss sich gegen Atomwaffen bekennen (ICAN)


ICAN Deutschland e.V. - Meldung vom 18. Januar 2018

SPD muss sich gegen Atomwaffen bekennen



Kurz vor dem Sonderparteitag der SPD fordern Friedensaktivisten von den
Sozialdemokraten eine klare Positionierung gegen Atomwaffen. Die deutschen
Sektionen der Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen
(ICAN) und der Ärzte für die Verhütung des Atomkriegs (IPPNW) ermutigen die
Partei, eindeutige Antworten auf die aktuelle Gefahr von Atomwaffen zu
geben und sich klar für das internationale Verbot von Atomwaffen sowie
ihren Abzug aus Deutschland einzusetzen. Die beiden Fehlalarme in Hawaii
und Japan haben die erhöhte Spannung und Angst vor einem Atomkrieg in Asien
und der Pazifik-Region deutlich gemacht.

Sascha Hach von ICAN Deutschland sagt dazu: "Die Ergebnisse der
Sondierungsgespräche werden dem Ernst der Lage nicht gerecht und bieten
nicht die geringste Basis für eine vorausschauende Außenpolitik in der
Atomwaffenfrage. Die künftige Bundesregierung kann sich in dieser
hochbrisanten Situation für die Beseitigung und Ächtung von Atomwaffen
stark machen, indem sie das internationale Verbot unterschreibt. SPD und
Union drücken sich bislang vor dieser staatspolitischen Verantwortung und
haben das Thema einfach ausgeklammert. Angesichts der nuklearen Weltlage
braucht es aber ein klares friedenspolitisches Bekenntnis. Die SPD muss
sich die Wende in der Atomwaffenpolitik auf ihre Fahne schreiben und sollte
nur dann Regierungsverantwortung übernehmen."

Xanthe Hall, Abrüstungsreferentin der IPPNW und Vorstandsmitglied bei ICAN
Deutschland, fordert: "Als eine Partei mit einer großen
abrüstungspolitischen Tradition muss die SPD zuvorderst für den Abzug der
Atomwaffen aus Deutschland kämpfen. Martin Schulz hat das im Wahlkampf
selbst zum Ziel erklärt, jetzt muss er seinen Worten Taten folgen lassen.
Es ist zu erwarten, dass nach der neuen Atomwaffendoktrin der USA mehr und
modernere Atomwaffen in Europa stationiert werden. Ab 2020 ist bereits die
Stationierung der neuen B61-12 in Deutschland geplant. Wenn die SPD dem
keinen Einhalt gebietet, wird sich Deutschland an der Aufrüstung Europas
beteiligen."

Die beiden Friedensnobelpreisträgerinnen ICAN und IPPNW (2017 und 1985)
fordern den deutschen Beitritt zum UN-Vertrag für ein Verbot von
Atomwaffen, der im Juli 2017 beschlossen wurde. Diese Woche hat Mexiko als
jüngster Unterzeichnerstaat die Ratifizierungsdokumente bei den Vereinten
Nationen eingereicht. Damit haben inzwischen vier der 56
Unterzeichnerstaaten den Vertrag ratifiziert.

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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INTERVIEW/169: Naturbegriffe - Fluchten ...     Ute Koczy im Gespräch (SB)


Ute Koczy gehört dem Vorstand des Vereins urgewald an, der Kampagnen gegen die
Finanzierung umweltzerstörender Projekte organisiert. Beim International Rights
of Nature Tribunal, das am 7. und 8. November 2017 in Bonn abgehalten wurde,
fungierte die Politikerin der Grünen als eine von neun RichterInnen. Dort war
sie für den Fall des Braunkohletagebaus, der die Existenz des verbliebenen
Hambacher Forstes bedroht, zuständig. Während einer kurzen Pause im umfassenden
Arbeitsprogramm des Tribunals beantwortete sie dem Schattenblick einige Fragen.






[image: Am Rednerpult - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Ute Koczy

Foto: © 2017 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Frau Koczy, wie ist es dazu gekommen, daß Sie zur
Richterin am International Rights of Nature Tribunal berufen wurden?

UK: Im Rahmen meiner langjährigen Aktivitäten zum Yasuni-Nationalpark und auch
der OCP-Pipeline in Ecuador stand ich in Kontakt mit dem Sekretariat des
Tribunals. Natalia Greene hat sich an mich erinnert und den Vorschlag gemacht,
daß ich von deutscher Seite her als Richterin fungieren soll. Sie hat dann auch den
Hambacher Forst als einen der zu verhandelnden Fälle vorgeschlagen.

SB: Jutta Kill hat vor dem Tribunal deutliche Kritik an dem Wald- und
Klimaschutzkonzept REDD+ geübt. Es wird jedoch auch von einigen
Nichtregierungsorganisationen unterstützt. Wie ist Ihre Position dazu?

UK: Die Absicht hinter REDD+ ist schon sehr gut, weil man vorhat, den Wald zu
erhalten. Das Problem ist, daß dies in den sozialen Gemeinden anders aufgefaßt
wird, weil etwas von außen in sie hineingetragen wird, was der Gemeinschaft vor
Ort nicht viel nützt. Deswegen ist meine Haltung dazu kritisch. Es gibt durchaus
Bereiche, wo es funktionieren kann, aber man muß aufpassen, daß man mit REDD+
nicht die sozialen Strukturen vollends zerstört. Dann hat es seinen Sinn
verloren, und man sollte tunlichst die Finger davon lassen. Dieses Instrument
kann mißbraucht werden, deswegen bin ich auch sehr vorsichtig im Umgang mit ihm.
Ich nehme die berechtigte Kritik, daß bestimmte Gruppen nicht davon profitieren
können, durchaus ernst.

Insgesamt gesehen ist dieses Konzept "Rechte der Natur" etwas, das wir in
Deutschland erst verstehen müssen. Es ist etwas Neues und Ungewöhnliches, hat
aber meiner Meinung nach durchaus das Zeug dazu, unsere Idee vom Umgang mit der
Natur vom Kopf auf die Füße zu stellen. Unser Ansatz geht davon aus, daß man die
Natur kaufen und umwandeln kann, bis man daraus vielleicht irgend etwas Neues
macht. Dem steht dieses Tribunal jedoch entgegen. Es vertritt die Ansicht, daß
man in dem Augenblick, wo die Natur verändert und geschädigt wird, im Grunde
genommen das Kostbarste zerstört, was man hat. Und deswegen muß man die Natur
als Subjekt verteidigen. Man darf sich nicht zurücklehnen, sondern muß wirklich
dafür kämpfen. Wir sind jetzt beim Hambacher Forst und sagen, daß die
Zerstörung, die unwiederbringliche Auslöschung dieses Waldes, eigentlich nicht
hart genug bestraft wird.

SB: Wie kann Natur als vom Menschen selbst geschaffene Kategorie zum Subjekt
einer Rechtsprechung werden, bei der sich normalerweise Menschen
gegenüberstehen, die erst bestimmte Kriterien erfüllen müssen, um überhaupt für
sich selbst sprechen zu können? Wer nicht als mündig erachtet wird, kann vor
Gericht nicht in eigener Sache aktiv werden. Nimmt das Tribunal im Falle der
Natur so etwas wie die Rolle eines Stellvertreters ein?

UK: Ja, auf jeden Fall ist es eine Stellvertreterposition, weil Natur, ein Wald,
ein Baum, Tiere sich nicht selber verteidigen können, vor allem, weil wir in
Deutschland keine indigenen Gemeinschaften haben, die noch in den Wäldern und
sehr nah mit der Natur leben. Das ist in Ländern des andinen Raums oder auch in
den asiatischen Wäldern noch ganz anders. Weil es bei uns keine Menschen mehr
gibt, die dafür stehen, nimmt niemand ihre Interessen wahr. Deswegen sind wir
aufgefordert zu lernen, daß Menschen auf anderen Kontinenten noch eine tiefe
Verbundenheit zum Wasser, zum Boden, zu den Bäumen und Pflanzen haben, so daß
sie tatsächlich für die Natur sprechen können. Ich finde schon, daß man aufpassen
muß, da nicht zuviel hineinzulesen. Man muß eigentlich nur wissen, daß wir, wenn
wir der Natur zugestehen, daß sie lebt und schon seit Jahrtausenden existiert,
ihr mit viel mehr Respekt und Scheu entgegentreten sollten.

Das Konzept, einfach eine Straße hindurchzubauen und Lebensräume unterzupflügen,
die Natur in die Form zu bringen, die wir gerade brauchen, ist an eine Grenze
geraten. Wir sind mit dem, wie wir Natur gebrauchen, im Grunde genommen dabei,
uns selber ein Grab zu schaufeln. Wenn es keine Wildnis in der Natur, wenn es
keine freie Entfaltung von Naturräumen mehr gibt, haben wir auch keinen
Artenschutz und keinen natürlichen Schutz mehr. Das kann letztlich dazu führen,
daß wir keine Ressourcen mehr für das eigene Leben haben. Deswegen ist der
Schutz der Natur auch ein Schutz der Menschen. Von daher kann man vielleicht
sagen, ja, die Rechte der Natur müssen wir unbedingt unterstützen und viel
mehr aufgreifen, weil es möglicherweise die letzte Hürde ist, noch Dinge zu
verändern, bevor zahlreiche Arten, Pflanzen und Tiere, endgültig von der Erde
verschwinden.

SB: Können Sie aus Ihrer Sicht schildern, wie stark die auf Klimaschutz
orientierten NGOs beim Weltklimagipfel COP 23 präsent sind? Üben sie irgendeinen
nennenswerten Einfluß aus oder sind sie lediglich am Rande dabei?

UK: Ja, sie haben Einfluß, aber sie sitzen trotzdem zu weit weg von den Zentren
der Macht. Das ist schon so. Die Debatte um Klimaschutz wurde nicht zuletzt von
den Nichtregierungsorganisationen vorangetrieben. urgewald zum Beispiel hat in
den letzten Wochen eine Coal Exit List [1] vorgelegt, mit der man darauf hinweisen
kann, welche Fonds und Finanzsysteme Kohle finanzieren. Mit dieser
Coal Exit List legt urgewald eine revolutionäre Basis vor, aus der klar
hervorgeht, daß unser Finanzsystem aus der Kohle aussteigen muß. Aus den
Unternehmen und Fonds, die auf der Liste aufgeführt sind, muß man sich
zurückziehen. Deswegen leistet urgewald einen wichtigen Beitrag zur Cop 23.

SB: Frau Koczy, vielen Dank für das Gespräch.


Fußnoten:

[1] https://urgewald.org/presse/klimagipfel-bonn-veroeffentlichung



Bisher im Schattenblick unter BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT
zum International Rights of Nature Tribunal in Bonn erschienen:

BERICHT/107: Naturbegriffe - die immer gleichen Absichten ... (SB)

BERICHT/106: Naturbegriffe - unzureichend im Blick ... (SB)

BERICHT/105: Naturbegriffe - im Kreisverkehr ... (SB)

INTERVIEW/168: Naturbegriffe - Fundamentaler Widerstand ...     Kandi Mossett im Gespräch (SB)

INTERVIEW/167: Naturbegriffe - Universalitätsargumente ...     Linda Sheehan im Gespräch (SB) 
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AKTION/138: Berlin - "Wir haben es satt!"-Großdemonstration am 20.1.2018


Kampagne "Meine Landwirtschaft" / Wir haben es satt!

"Wir haben es satt!"-Großdemonstration: 

Bauern und Verbraucher trommeln mit Kochtöpfen für die Agrar- und
Ernährungswende

Zeit: Samstag, 20. Januar 2018, 11 Uhr

Ort: Hauptbahnhof Berlin (Washingtonplatz)



Ablauf: 

Auftaktkundgebung: 11.00 Uhr. 

Ca. 11.30 Uhr: Start der Demonstration zur int. Agrarministerkonferenz.


Ab ca. 13.30 Uhr: Abschluss mit Reden, Musik und Essen am Brandenburger
Tor.

Im Vorfeld: Traktoren-Konvoi zur internationalen Agrarministerkonferenz. Um
9:45 Uhr Übergabe von bäuerlicher Protestnote (Invalidenstr. 48, 10115
Berlin).


In zwei Tagen ertönt im Berliner Regierungsviertel ein unüberhörbares
Kochtopf-Konzert für die Agrarwende. Zehntausende Menschen werden -
ausgestattet mit Kochtöpfen - zum mittlerweile achten Mal für gesundes
Essen und gute Landwirtschaft auf die Straße gehen. Adressaten des
Kochtopf-Protests sind die Bundesregierung und die in Berlin versammelten
Agrarminister der Welt. Während auf Einladung von Landwirtschaftsminister
Schmidt die internationale Agrarministerkonferenz im Wirtschaftsministerium
tagt, trommelt das breite gesellschaftliche "Wir haben es satt!"-Bündnis
draußen für eine Agrarpolitik für Menschen, Tiere und Umwelt. Die
Demonstration unter dem Motto "Der Agrarindustrie die Stirn bieten!" wird
erneut vom Traktor-Konvoi und dem Jungbauern-Block angeführt. Zentrale
Themen in diesem Jahr: der mehrheitlich befürwortete Glyphosat-Ausstieg in
Deutschland, der Umbau der Ställe hin zu artgerechter Tierhaltung und ein
Ende der landwirtschaftlichen Dumping-Exporte, die bäuerliche Existenzen
hier und weltweit zerstören.

Weitere Informationen:

www.wir-haben-es-satt.de


Terminübersicht:

Am Vorabend:

Freitag, 19.01., ab 18 Uhr: "Schnippeldisko - Topf, Tanz, Talk", rund
1000 Food-Aktivisten kochen bei Vorträgen und Musik ein leckeres Essen für
die Demonstration. Ort: Z/KU, Siemensstr. 27, 10551 Berlin.

Vor der Demonstration

Samstag 20.01., ab 8.30 Uhr: Traktoren-Demonstration zur internationalen
Agrarministerkonferenz. Die aus der gesamten Republik angereisten Bauern
fahren mit ihren Traktoren ins die Stadt.

Samstag 20.01., 9:45 Uhr: Übergabe einer bäuerlichen Protestnote an die
Agrarminister der Welt. Die Traktorfahrer übergeben eine Protestnote und
ein bäuerliches Gastgeschenk an die versammelten Agrarminister.

Ort: Bundeswirtschaftsministerium, Invalidenstr. 48, 10115 Berlin.

Großdemonstration für gute Landwirtschaft und gutes Essen


Ab 11:00 Uhr Auftaktkundgebung der Großdemonstration "Wir haben
Agrarindustrie satt!"

Ort: Hauptbahnhof Berlin, Washington-Platz, 10557 Berlin.

Ab ca. 11:45 Uhr: Start des Demonstrationszuges (angeführt durch den
Traktor-Konvoi)

Um ca. 12:15 Uhr: Kochtopf-Konzert anlässlich der internationalen
Agrarministerkonferenz

Ort: Bundeswirtschaftsministerium, Invalidenstr. 48, 10115 Berlin.

Ab ca. 13.30 Uhr: Abschlusskundgebung am Brandenburger Tor mit Reden,
Musik und Essen.

Ab 15 Uhr: Supp'n Talk. Aufwärmen - Vernetzen - Austauschen.
 
Ort: Heinrich-Böll-Stiftung, Schumannstr. 8, 10117 Berlin.

 * 

Quelle:

Kampagne "Meine Landwirtschaft" / Wir haben es satt!

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Tel. 030 / 28482438, Fax 030 / 27590312

E-Mail: info@meine-landwirtschaft.de

Internet: www.meine-landwirtschaft.de, http://www.wir-haben-es-satt.de
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VORTRAG/159: Uni Witten - Aktivist Tobi Rosswog berichtet wie es ist, ohne Geld zu leben, 23.01.2018


Private Universität Witten/Herdecke

Geldfreier leben

Der Aktivist Tobi Rosswog berichtet am 23. Januar an der Uni Witten
wie es ist, ohne Geld zu leben



Der Aktivist Tobi Rosswog berichtet am 23. Januar ab 20 Uhr an der
Universität Witten/Herdecke im Raum 1.181 von seinem Selbstversuch
ohne Geld zu leben. Zwei Jahre lebte er radikal geldfrei und hat all
sein Geld verschenkt. Tobi Rosswog wird in einem interaktiven
Impulsvortrag von den Lernwegen, Erfahrungen und Perspektivwechseln
seiner radikal geldfreien Zeit erzählen. Welche Herausforderungen gab
es - welche Widersprüchlichkeiten zum aktuell herrschenden
kapitalistischen System gibt es? Was hat ihn zum Umdenken angeregt und
was begeistert? Durch Erfahrungen und gelebte Praktiken soll auch die
Philosophie und Idee eines geldfreieren Lebens skizziert werden.

Nach dem Vortrag wird es die Gelegenheit geben, sich über die Idee
einer geldfreieren Gesellschaft auszutauschen - einer Welt in
Kooperation anstatt in Konkurrenz, eine Gesellschaft frei von
Verwertungslogik, Leistungsdruck und (Selbst-) Optimierungswahn?

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Private Universität Witten/Herdecke gGmbH

Alfred-Herrhausen-Straße 50

D - 58448 Witten

Internet: http://www.uni-wh.de
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LESUNG/5932: Hamburg - Norbert Gstrein, "Die kommenden Jahre", 28.02.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Mittwoch, 28.2.2018, 19.30 Uhr

Norbert Gstrein

liest aus seinem neuen Roman »Die kommenden Jahre«

Moderation: Sigrid Löffler



Bereits der erste Satz versetzt den Leser in eine uns noch allzu nahe
Vergangenheit. Eine anstehende amerikanische Präsidentschaftswahl, die
Drohungen und Witze vieler, nach Kanada zu flüchten, sollte das
Unmögliche eintreten. Auch Gletscherforscher Richard verzweifelt an
der Politik und träumt von der Ferne, dem großen Land zwischen
Atlantik und Pazifik. Anders Natascha, Richards Partnerin. Als Autorin
erforscht sie die Menschen, öffnet sich ihnen und ihr Zuhause einer
vor dem Krieg in Syrien geflohenen Familie.

Mit »Die kommenden Jahre« (Hanser) berichtet der österreichische
Erzähler von einem Sommer, von Veränderung, der Suche nach dem Selbst,
dem Älterwerden. Und von Zeit, die, dem Gletschereis gleich,
dahinschmilzt, knapper wird.

Norbert Gstrein, 1961 in Tirol geboren, lebt in Hamburg. 2016
veröffentlichte er den aufrüttelnden Roman »In einer freien Welt« über
den israelisch-palästinensischen Konflikt. Für seine Arbeiten erhielt
er unter anderem den Berliner Literaturpreis, den Alfred-Döblin-Preis,
den Literaturpreis der Konrad-Adenauer-Stiftung sowie den
Uwe-Johnson-Preis.

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/5931: Hamburg - Literaten im Hotel, "Die ideale Lesung", 50. Jubiläumslesung am 18.02.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Sonntag, 18.2.2018, 17.00 Uhr

Ort: Hotel Wedina, Gurlittstraße 23

Literaten im Hotel

In der 50. Jubiläumslesung geht es um die Sache an sich: »Die
ideale Lesung«



Ein akustisch einwandfreier Saal, ein rauschfreies Mikrofon, ein
großer Tisch, schummriges Licht und ein stilles Mineralwasser sind nur
einige Hinweise, die der bekannte Wortjongleur Ernst Jandl in einem
mehrseitigen Manuskript festgehalten hat, um den Veranstaltern seiner
Lesungen die Vorbereitungen für einen optimalen Auftritt zu
erleichtern. Klaus Siblewski ist während einer Recherche in einem
Wiener Archiv auf Jandls Aufzeichnungen aufmerksam geworden. Dieser
amüsante Fund diente Siblewski und Hanns-Josef Ortheil als Grundlage
für ihr 2017 erschienenes Bändchen »Die ideale Lesung« (Dieterich'sche
Verlagsbuchhandlung). Dafür wurden 22 Autorinnen und Autoren gebeten,
ihre Erfahrungen aus mehreren Jahren Lesereisen und öffentlichen
Auftritten offenzulegen und damit einen Einblick hinter die Kulissen
des Literaturbetriebs zu geben.

In einer szenischen Lesung - angereichert mit hilfreichen Tipps, Musik
und viel Witz - stellen Schauspieler des Schauspielstudios Frese aus
Hamburg die Lesungsrealität von Autoren dar. Außerdem berichten
Literaturhaus-Leiter Rainer Moritz und Wedina-Inhaber Felix Schlatter
aus dem wahren Leben von Literaturveranstaltern.

Es lesen und spielen: Noemi Arnold, Hannah Ehlers, Kai Friebus,
Quintus Hummel, Kristina Nadj, Charlotte Peters, Coco Plümer,
Katharina Schlegel und Catalina Suchomel

Eintritt: EUR 6,-

Ort: Hotel Wedina, Gurlittstraße 23

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/5930: Hamburg - Hans Pleschinski, "Wiesenstein", 15.02.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Donnerstag, 15.2.2018, 19.30 Uhr

Hans Pleschinski

liest aus seinem neuen Roman »Wiesenstein«

Moderation: Denis Scheck



Inmitten der Barbarei des endenden Krieges brechen Gerhart und
Margarete Hauptmann unter Begleitschutz aus dem zerstörten Dresden
auf. Das Ziel ist das Anwesen des alternden Schriftstellers im
schlesischen Riesengebirge, die Villa »Wiesenstein«. Mit einer
imposanten Dienstbotenschaft steht ihr luxuriöses Leben dort für eine
Unbeschwertheit, die durch den verlorenen Krieg und fremde Truppen zu
zerfallen droht.

Der Roman »Wiesenstein« (C.Beck) erzählt auf eindrucksvolle Weise von
einer Zeit der äußeren und inneren Zerbrochenheit, von Verzweiflung
und Hoffnung. Bisher unveröffentlichte Tagebucheinträge der Hauptmanns
erlauben einen intimen Blick in das letzte Lebensjahr des
Literaturnobelpreisträgers.

Hans Pleschinski, geboren 1956, lebt als freier Autor in München.
Seine Romane verweben reale Ereignisse und private Dokumente zu
einfühlsamen Zeitzeugnissen. So auch der 2013 erschienene Roman
»Königsallee«, der Thomas Mann und seiner großen Liebe Klaus Heuser in
den vornehmen Breidenbacher Hof folgte. Pleschinski ist Mitglied der
Bayerischen Akademie der schönen Künste. Zu seinen zahlreichen
Auszeichnungen gehören neben dem Hannelore-Greve-Literaturpreis der
Literaturpreis der Stadt München sowie die Ernennung zum Chevalier des
Arts et des Lettres der Republik Frankreich.

Kulturpartner NDR Kultur, Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/5929: Hamburg - Heine für die Schule, "Deutschland. Ein Wintermärchen", 14.02.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Mittwoch, 14.2.2018, 11.00 Uhr

Ort: Ernst-Deutsch-Theater, Friedrich-Schütter-Platz 1

Heine für die Schule

Sascha Rotermund liest aus »Deutschland. Ein Wintermärchen«,

Christian Liedtke spricht über Heinrich Heine und sein Werk



»Beruhigt euch, ich liebe das Vaterland ebensosehr wie ihr. Wegen
dieser Liebe habe ich dreizehn Jahre im Exil verlebt, und wegen eben
dieser Liebe kehre ich wieder zurück ins Exil, vielleicht für immer,
jedenfalls ohne zu flennen oder eine schiefmündige Duldergrimasse zu
schneiden«, schrieb Heinrich Heine in seinem Vorwort zu »Deutschland.
Ein Wintermärchen« (Reclam). Als der geflüchtete Heine erstmals
zurückkehrt in seine Heimat Deutschland, findet er nicht nur tiefe
Spuren der Vergangenheit in den bereisten Städten wieder, sondern
trifft auch auf einen unerwarteten Stillstand der Zeit und Zeichen
festgefrorener Ideologien. Nachdenklich, mit kritischer Traurigkeit
und Pessimismus reflektiert er Deutschland im Vormärz.

»Denk ich an Deutschland ... - Momentaufnahmen aus dem 19. und 20.
Jahrhundert« lautet im Fach Deutsch eines der Hamburger Abiturthemen
2018. Verbindlicher Referenztext ist Heinrich Heines berühmtes Werk
»Deutschland. Ein Wintermärchen«. Eröffnen wird die Veranstaltung der
Schauspieler Sascha Rotermund mit einer Lesung. Der Heine-Experte
Christian Liedtke, Germanist und Autor mehrerer Heine-Bücher, wird
Heinrich Heines »Deutschland. Ein Wintermärchen« analysieren und in
einen zeitgeschichtlichen Kontext setzen. Im anschließenden Gespräch
mit dem Literaturhaus-Leiter Rainer Moritz erörtert er die
Besonderheiten in Heines Werk - immer mit Blick auf das nahende
Deutschabitur 2018.

In Kooperation mit der Behörde für Schule und Berufsbildung der Freien
und Hansestadt Hamburg

Eintritt: EUR 5,-

Ort: Ernst-Deutsch-Theater, Friedrich-Schütter-Platz 1

Anmeldung ab 20.11.2017 für Schulklassen unter T 040.22

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/5928: Hamburg - Schiller für die Schule, "Der Verbrecher aus verlorener Ehre", 07.02.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Mittwoch, 7.2.2018, 11.00 Uhr

Ort: Ernst-Deutsch-Theater, Friedrich-Schütter-Platz 1

Schiller für die Schule

Katja Danowski liest aus »Der Verbrecher aus verlorener Ehre«,

Alexander Kosenina spricht über die Kriminalnovelle



»Fallgeschichten - literarische Analysen des Verbrechens« lautet im
Fach Deutsch eines der Hamburger Abiturthemen 2018. Verbindlicher
Referenztext ist dabei Friedrich Schillers gern als Kriminalnovelle
bezeichnete Erzählung »Der Verbrecher aus verlorener Ehre«.

Die Schauspielerin Katja Danowski eröffnet die Veranstaltung mit einer
Lesung aus Schillers »Verbrecher«. Im Anschluss wird der
Literaturwissenschaftler Alexander Kosenina, Professor an der
Universität Hannover, in einem kurzen Referat Schillers
»Fallgeschichte« analysieren und in den zeitgeschichtlichen Kontext
stellen. Kosenina ist Herausgeber der maßgeblichen Studienausgabe zu
»Der Verbrecher aus verlorener Ehre«, die 2014 bei Reclam erschien,
und des Sammelbandes »Kriminalfallgeschichten« (Text + Kritik).

Welche Fallgeschichten (von Kleists »Michael Kohlhaas« bis Ferdinand
von Schirachs »Verbrechen«) auf Schiller in der deutschen Literatur
folgten und was deren Besonderheiten ausmacht, erörtert Alexander
Kosenina im Anschluss in einem Gespräch mit dem Literaturhaus-Leiter
Rainer Moritz - mit Blick darauf, was den Hamburger Abiturientinnen
und Abiturienten 2018 hilfreich sein könnte.

In Kooperation mit der Behörde für Schule und Berufsbildung der Freien
und Hansestadt Hamburg

Eintritt: EUR 5,-

Ort: Ernst-Deutsch-Theater, Friedrich-Schütter-Platz 1

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/5927: Hamburg - Ronald Reng, "Warum wir laufen", 01.02.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Donnerstag, 1.2.2018, 20.00 Uhr

Ronald Reng

stellt sein neues Buch »Warum wir laufen« vor und erzählt von
Passion und Freiheit

Moderation: Alexander Solloch

Lesung: Jens Harzer



Laufen ist der populärste Sport der Welt, seit Ärzte, Wissenschaftler
und die Industrie das Laufen als Allheilmittel für Gesundheit und
seelische Ausgeglichenheit preisen. Ronald Reng, als Jugendlicher
enthusiastischer Mittelstreckenläufer, macht sich auf die Suche nach
seinem eigenen, verlorenen Laufgefühl und der Antwort auf die eine
Frage: Warum laufen wir? Er beschäftigt sich dabei mit
Fersenentzündungen, Pulsuhren oder Runner's High ebenso wie mit der
eigenen Kondition. Und trifft dabei auf die verschiedensten Läufer:
Häftlinge, die unter Anleitung von Olympiasieger Dieter Baumann beim
Laufen einmal die Woche innerlich frei sind, oder eine Frau, die
angefeindet wurde, als sie vor fünfzig Jahren als eine der ersten mit
dem Joggen begann. Am Ende fügt Ronald Reng alle Geschichten zu einer
Antwort zusammen und erklärt sie, in seinem Buch »Warum wir laufen«
(Piper).

Ronald Reng zählt zu den außergewöhnlichsten (Sport-)Journalisten
hierzulande. Seine Biografie über Robert Enke und sein Buch
»Spieltage. Die andere Geschichte der Bundesliga« wurden zu großen
Erfolgen und mehrfach ausgezeichnet.

Eine gemeinsame Veranstaltung von NDR Kultur und Literaturhaus Hamburg

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg
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TREFF/1012: Hamburg - März & Moritz & 1 Gast (Folge 27) mit Wiebke Porombka über Neue Bücher, 21.02.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Mittwoch, 21.2.2018, 19.30 Uhr

März & Moritz & 1 Gast (Folge 27)

Das literarische Trio in Aktion:

Ursula März, Rainer Moritz und Wiebke Porombka debattieren über
fünf Neuerscheinungen



Viermal im Jahr laden sich die Kritikerin Ursula März und Rainer
Moritz, Leiter des Literaturhauses Hamburg, einen Gast ein, mit dem
sie als literarisches Trio lustvoll über fünf belletristische
Neuerscheinungen der Saison debattieren wollen.

Offenherzig, süffisant, jubilierend, polemisch, ungerecht, feinfühlig
und eventuell sogar brillant - so darf und soll es in dieser Runde
zugehen, deren Akteure kein Blatt vor den Mund nehmen und sich mit
Verve für die Sache der Literatur einsetzen werden. Dass sich über
Geschmack und Literatur trefflich streiten lässt, ist bekannt - und an
diesem Abend live zu erleben.

Gast des siebenundzwanzigsten Abends ist die Literaturkritikerin
Wiebke Porombka, die unter anderem für die »Frankfurter Allgemeine«
und »Die Zeit« schreibt. 2014 stand sie der Jury des Deutschen
Buchpreises vor; gegenwärtig ist sie Jurymitglied des Preises der
Leipziger Buchmesse. Neben ihrem Interesse für Theater und Literatur
hegt sie - was ihr in Hamburg an diesem Abend nicht nachgetragen
werden soll - eine eigentümliche Leidenschaft für den SV Werder
Bremen. Diese schlug sich in ihrem Buch »Der zwölfte Mann ist eine
Frau. Mein unerhörtes Leben als Fußball-Fan« (2013) nieder.

Die fünf besprochenen Titel werden spätestens eine Woche vor der
Veranstaltung auf der Website des Literaturhauses bekanntgegeben.

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:
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TREFF/1011: Hamburg - Ein Irmgard-Keun-Abend mit H. Detering, U. Krechel, 20.02.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Dienstag, 20.2.2018, 19.30 Uhr

Ein Irmgard-Keun-Abend

Heinrich Detering und Ursula Krechel stellen das kommentierte Gesamtwerk vor,

Nina Kunzendorf liest die Texte



Mit ihren Romanen wurde Irmgard Keun (1905-1982) zum literarischen
Star der späten Weimarer Republik. Ihre Erzählungen über den NS-Alltag
und das Leben im Exil wurden zu Klassikern. In der Nachkriegszeit
entfaltete sie als scharfe Zeitkritikerin noch einmal satirische
Energie. Nun liegt die erste vollständige und kommentierte Ausgabe der
Werke Irmgard Keuns vor, in der sie als eine der aufregendsten
deutschen Schriftstellerinnen des 20. Jahrhunderts neu zu entdecken
ist.

Der Herausgeber Heinrich Detering und die Autorin Ursula Krechel
stellen das facettenreiche Werk vor, das neben den großen bekannten
Romanen wie »Gilgi, eine von uns«, »Das kunstseidene Mädchen« oder
»Nach Mitternacht« auch die Gedichte, die Nachkriegsbriefe an Hermann
Kesten und eine Vielzahl von Geschichten und Glossen umfasst, darunter
nicht wenige bislang unbekannte Texte. Die Schauspielerin Nina
Kunzendorf liest Textauszüge des Werkes.

»Irmgard Keun: Das Werk« ist eine gemeinsame Edition der Deutschen
Akademie für Sprache und Dichtung und der Wüstenrot Stiftung. Sie
erscheint in der Reihe »Bibliothek Wüstenrot Stiftung. Autorinnen des
20. Jahrhunderts« im Wallstein Verlag.

In Kooperation mit der Wüstenrot Stiftung und der Deutschen Akademie
für Sprache und Dichtung, Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1010: Hamburg - Das "Siebte Hamburger Literaturquiz", 06.02.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Dienstag, 6.2.2018, 19.30 Uhr

Salon des Questions

Die LiteRaten präsentieren das »Siebte Hamburger Literaturquiz«

Moderation: Kirsten Glaser und Dirk Hertrampf



Welcher Buchpreisträger promovierte über das Thema »Der Typus des
Außenseiters im Literaturbetrieb«? Wer schrieb unter den Pseudonymen
Peter Panter, Ignaz Wrobel, Theobald Tiger und Kaspar Hauser? Warum
sprach Emily Dickinson mit Besuchern nur durch die angelehnte Tür? Wer
erstickte am Verschluss seiner Augentropfenflasche? Und wer starb am
Zahnstocher einer Cocktailolive? Wie heißen die Bücher von Karl Ove
Knausgård in korrekter Reihenfolge? Welche Zutat ist essentiell für
einen Vielsafttrank? Kann man Autoren an ihren Stimmen erkennen?
Bücher an kleinen Details ihrer Umschläge? Romane an
Literaturkritiken?

Nach bereits sechs höchst vergnüglichen, gefühlsgeladenen und
ausverkauften Auflagen des Literaturquiz sowie einer Junior-Edition,
dem »Quizmagischen Turnier«, sind die LiteRaten aus Hamburg und Berlin
über die Feiertage erneut in die Literaturgeschichte abgetaucht und
haben frische Rätselnüsse geerntet. Sie werden staunen, was Sie alles
wissen - und was nicht. Raten Sie. Gewinnen Sie tolle Preise. Und vor
allem: Haben Sie Spaß!

Eintritt: EUR 10,--

 * 
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AUSSICHTEN/8160: Und morgen, den 19. Januar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.01.2018 bis zum 20.01.2018 +++






[image: Jean-Luc 8160 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Schneeregen, Schneeschauer,

Jean merkt davon nichts,

verschläft es auf Dauer

im Bettchen des Wichts.
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TREFF/606: Hamburg - Philosophisches Café, über Macht und Ohnmacht mit Ute Frevert, 13.02.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Dienstag, 13.2.2018, 19.00 Uhr

Philosophisches Café

Thema: Beschämung und Demütigung. Über Macht und Ohnmacht

Gast: Ute Frevert

Gastgeber: Reinhard Kahl



»Der Staat rückte von Beschämung als Mittel der Normkontrolle
zusehends ab und überließ das Feld der Gesellschaft.« (Ute Frevert)

In China werden Gesichtserkennungssysteme installiert, die
»Verkehrssünder« auf riesigen Bildschirmen an den Pranger stellen. Den
Pranger hatten wir im alten Europa schon ohne Gesichtserkennung. Er
wurde abgeschafft. Aber die Beschämung und Demütigung sind nicht
verschwunden. Wurde der Pranger also nur modifiziert?

Dieser Frage geht Ute Frevert in ihrem Buch »Die Politik der
Demütigung - Schauplätze von Macht und Ohnmacht« (S. Fischer) nach.
Die Historikerin ist Direktorin am Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung, sie leitet den Forschungsbereich »Geschichte der
Gefühle«.

Beschämung und deren Steigerung, die Demütigung, das zeigt sie,
verschwinden nicht so leicht, wie es die Aufklärung glaubte. Sind sie
ein universelles und zugleich höchst wandelbares Regulativ von
Gesellschaften? War es noch vor wenigen Generationen der »Schandfleck«
an der Wand oder der Riss in der Hose, deretwegen man sich schämte, so
werden heute Jeans aufwendig demoliert, um Zeichen von Zugehörigkeit
und von Ausgrenzung zu setzen.

Jedenfalls ist die Politik der Beschämung heute demokratisiert. Ohne
das Publikum geht nichts oder »geht gar nichts«, wie es in einem neuen
Sound der Ausgrenzung tönt.

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum,
Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,--

 * 
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VORTRAG/698: Frankfurt - "Zwangsarbeit unter der NS-Herrschaft", 26.1.2018


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Vom Leid der Zwangsarbeiter

- Stefan Hördler hält Holocaust-Gedenkvorlesung 

- Umfangreiches Rahmenprogramm mit Konzert und Ausstellung



FRANKFURT. Seit einigen Jahren bereits findet anlässlich des
Gedenktages für die Opfer des Nationalsozialismus an der
Goethe-Universität eine Gedenkvorlesung statt. In diesem Jahr spricht
der Historiker Dr. Stefan Hördler über "Zwangsarbeit unter der
NS-Herrschaft". Die Gedenkvorlesung ist eingebettet in ein
umfangreiches Begleitprogramm.

Bis zu 20 Millionen Menschen aus ganz Europa mussten im Zweiten
Weltkrieg Zwangsarbeit im Deutschen Reich oder in den besetzten
Ländern leisten. Tausende KZ-Häftlinge und andere Gruppen waren schon
in der Vorkriegszeit zur Zwangsarbeit in den Lagern, in Kommunen und
Privatbetrieben eingesetzt worden. Das Schicksal dieser Menschen steht
in diesem Jahr im Mittelpunkt der Holocaust-Gedenkvorlesung an der
Goethe-Universität. Referent ist Dr. Stefan Hördler, Historiker und
Leiter der KZ-Gedenkstätte Mittelbau-Dora.

Die Gedenkvorlesung findet statt

am Freitag, 26. Januar, um 12 Uhr

in der Lobby des PA-Gebäudes am Campus Westend

Theodor-W.-Adorno-Platz 1, 60323 Frankfurt.

In öffentlichen Diskussionen fungiert der Begriff der NS-Zwangsarbeit
heute allgemein als Sammelbezeichnung für unfreie Arbeit. Die
Umstände, unter denen Menschen im Nationalsozialismus zur Arbeit
gezwungen wurden, waren jedoch sehr unterschiedlich. Auch das Ausmaß
des Zwangs und die Lebensbedingungen konnten stark variieren. Stefan
Hördler geht in seinem Vortrag den zentralen Fragen nach den
Voraussetzungen, Strukturen und Akteuren des Zwangsarbeitseinsatzes
sowie den verschiedenen Gruppen und dem Alltag der Zwangsarbeiter und
Zwangsarbeiterinnen im Nationalsozialismus nach.

Hördler ist Leiter der Gedenkstätte Mittelbau-Dora nördlich von
Nordhausen im heutigen Thüringen. Das Lager "Dora" war größter
Einzelstandort sowie Sitz der Kommandantur des im Herbst 1944 neu
organisierten "KZ Mittelbau". In diesem Lager wurden Häftlinge
interniert, die beim Ausbau und Betrieb der unterirdischen
Rüstungsfabrik Mittelwerk GmbH in der Stollenanlage im Kohnstein
eingesetzt waren.

Auch in diesem Jahr findet ein vielfältiges Begleitprogramm statt, das
gemeinsam mit dem Fritz-Bauer-Institut und dem Forschungszentrum
Historische Geisteswissenschaften der Goethe-Universität konzipiert
wurde. Im PA-Gebäude am Campus Westend ist von 25. Januar bis 18.
Februar die Wanderausstellung des Fritz Bauer-Instituts mit dem Titel
"Die I.G. Farben und das Konzentrationslager Buna-Monowitz. Wirtschaft
und Politik im Nationalsozialismus" zu sehen. Die Ausstellung zeichnet
die Entstehung, den Alltag und die Auflösung des KZ Buna-Monowitz
nach. Historische Fotografien dokumentieren die Perspektive der SS und
IG Farben auf der Baustelle und im Lageralltag. Sie werden
kontrastiert mit autobiographischen Texten von Überlebenden.

Zudem gibt es eine Kooperation mit dem Verein Musica Judaica, so dass
in Zusammenhang mit der Gedenkwoche auch ein Konzert angeboten wird:
Am 25. Januar spielt das Mutare Ensemble unter der Leitung von Gerhard
Müller-Hornbach Werke von Anatol Stefan Riemer und Bernd Alois
Zimmermann. Im Mittelpunkt des Konzerts steht jedoch eine
Uraufführung, nämlich die der Komposition von Gerhard Müller-Hornbach
"Nur eins sei mir gewähret" nach Gedichten und Tagebucheintragungen
von Margarete Steiner geb. Hentschel (1880-1944).

Die Termine:

"Die Shoah"

Worin besteht ihre Singularität im Zeitalter der Genozide?

Vortrag von Prof. Dr. Micha Brumlik, Berlin

Dienstag, 16. Januar, 18:15 Uhr

Campus Westend, Casino-Gebäude, Raum 1.811

Holocaustliteratur und Literaturwissenschaft

Zur Geschichte einer schwierigen Beziehung

Vortrag von Prof. Dr. Sascha Feuchert, Gießen

Mittwoch, 17. Januar, 18:15 Uhr

Campus Westend, IG Farben-Haus, Raum 311

Öffentliche Führung: Norbert Wollheim Memorial und IG Farben-Haus

Treffpunkt: Norbert Wollheim-Pavillon

Samstag, 20. Januar, 15:00 Uhr Campus Westend

Erfolgsprojekt "Erinnerungen"

Wie Albert Speer zum »guten Nazi« wurde

Vortrag von Dr. Steffen Bruendel, Forschungszentrum Historische
Geisteswissenschaften

Dienstag, 23. Januar, 18:15 Uhr

Campus Westend, IG Farben-Gebäude, Raum 1.418

»Judenverfolgung 1933-1945«

Ein Schriftdenkmal für die ermordeten europäischen Juden

Präsentation von Band 13 des Editionsprojekts "Slowakei, Rumänien,
Bulgarien 1939-1945"

Prof. Dr. Joachim von Puttkamer (Jena), Barbara Hutzelmann (München),
Souzana Hazan (Berlin) 

Mittwoch, 24. Januar, 18:15 Uhr

Campus Westend, Casino-Gebäude, Raum 1.812

Konzert zum Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus

Mutare Ensemble unter der Leitung von Gerhard Müller-Hornbach

Donnerstag, 25. Januar, 19:30 Uhr

Campus Westend, PA Gebäude, Foyer im Erdgeschoss

Eintritt 15 Euro, für Mitglieder der Musica Judaica 10 Euro,
Studierende frei

Zwangsarbeit unter der NS-Herrschaft

Gedenkvorlesung von Dr. Stefan Hördler, Nordhausen

Freitag, 26. Januar, 12:00-15:00 Uhr

Campus Westend, PA Gebäude, Foyer im Erdgeschoss

Im Anschluss Eröffnung der Ausstellung Die IG Farben und das
Konzentrationslager Buna-Monowitz sowie eine Führung durch die
Kuratorin Dr. Nassrin Sadeghi Organisiert vom Fritz Bauer Institut,
dem Forschungszentrum Historische Geisteswissenschaften und dem
Präsidium der Goethe-Universität Frankfurt

Das Weizmann-Institut in Israel

Vortrag Prof. Dr. Gideon Schreiber (Weizmann Institute of Science, Rechovot, Israel)

29. Januar 2018, 19 Uhr

Centre for Dialogue, Campus Riedberg, Zur Kalbacher Höhe 56, 60438
Frankfurt

Die IG Farben und das Konzentrationslager Buna-Monowitz

Wirtschaft und Politik im Nationalsozialismus

29. Januar - 16. Februar, Mo. bis Fr., 8:00-18:00 Uhr

Campus Westend, PA Gebäude, Foyer im Erdgeschoss

Führung durch die Ausstellung

Montag, 29. und Mittwoch, 31. Januar, jeweils 17 Uhr Organisiert vom
Fritz Bauer Institut

Warum die Aufklärung über Nazi-Pädagogik und Auschwitz keine
»Spezialthemen« sind

Vortrag von Prof. Dr. Benjamin Ortmeyer

Mittwoch, 31. Januar, 18:15 Uhr

Campus Westend, Casino-Gebäude, Raum 1.812

Primo Levi. Zeuge und Zeugnis

Vortrag von Dr. Markus Roth, Gießen

Donnerstag, 1. Februar, 18:15 Uhr

Campus Westend, Casino-Gebäude, Raum 1.801

Less than slaves

Entschädigung ehemaliger Sklaven- und Zwangsarbeiter durch die
deutsche Industrie

Vortrag von Rüdiger Mahlo, Frankfurt am Main

Mittwoch, 7. Februar, 18:15 Uhr

Campus Westend, Casino-Gebäude, Raum 1.812

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 16. Januar 2018 / 11

Hrsg.: Die Präsidentin der Goethe-Universität Frankfurt am Main

Redaktion Dr. Anke Sauter, Wissenschaftsredakteurin, Abteilung PR &
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LESUNG/1687: Hamburg - Alina Bronsky liest aus dem Jugendroman "Und du kommst auch drin vor", 20.02.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Dienstag, 20.2.2018, 9.30/11.00 Uhr

SUPERNOVA - Leseabenteuer für alle von 10 bis 14

Alina Bronsky liest aus dem Jugendroman »Und du kommst auch drin
vor« 



Als die fünfzehnjährige Kim mit ihrer besten Freundin Petrowna eine
Schullesung besucht, verändert sich ihr Leben schlagartig. Während der
Rest der Klasse gelangweilt in den Stühlen hängt, traut Kim ihren
Ohren nicht: Was die Autorin da vorliest, handelt von ihr. Das ist
ihre Geschichte! Auch ihre Eltern leben getrennt, die Mutter ist
essgestört und (plötzlich) blond und der Vater frisch verliebt. Kim,
die sich für Literatur und Lesen nie interessiert hat, kauft das Buch
und stellt fest: Sobald sie eine Passage liest, ereignet sich diese in
der Wirklichkeit - bis auf wenige unwichtige Details. Das ist gruselig
und magisch zugleich. Doch die Geschichte geht nicht gut aus, vor
allem nicht für Jasper, Kims Klassenkameraden. Deshalb darf das Ende
der Geschichte auf keinen Fall Wirklichkeit werden. Alina Bronsky
liest aus ihrem neuen Jugendroman »Und du kommst auch drin vor« (dtv).
Ihr Debütroman »Scherbenpark« wurde auf Anhieb zum Bestseller und fürs
Kino verfilmt. Es folgten zahlreiche weitere Bücher, zuletzt der Roman
»Baba Dunjas letzte Liebe«, der für den Deutschen Buchpreis nominiert
war. Alina Bronsky, 1978 in Jekaterinenburg geboren, lebt seit ihrer
Jugend in Deutschland und mittlerweile mit ihrer Familie in Berlin.

In Kooperation mit dem Jugendinformationszentrum/JIZ, Medienpartner
NDR Info

ab 12

Eintritt frei

Anmeldung erforderlich: beim Kulturring der Jugend/JIZ unter
T 040.42848-48(Mo-Do 9.00-17.00 Uhr, Fr 9.00-16.30 Uhr)
SUPERNOVA

 * 

Quelle:
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LESUNG/1686: Hamburg - Sabine Ludwig liest aus "Kater Konrad", 28.02.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Mittwoch, 28.2.2018, 9.30/11.00 Uhr

Spaß mit Büchern

Sabine Ludwig liest aus »Kater Konrad«



»Sabine Ludwigs tierische Parodie auf Vorurteile,
Fremdenfeindlichkeit, Helikoptermütter und mobbende Kinder ist ein
Kabinettstückchen des Slapsticks mit Tiefsinn.« (eselsohr)

Kater Konrad - von seiner ewig besorgten Mutter »Konrädchen« genannt -
liebt Mäuse. Bislang aber vor allem als Delikatesse. Das ändert sich
schlagartig, als eines Tages sein Pausenbrot mit ihm spricht. Die
dicke Hafermastmaus Marie-Antoinette, die zwischen zwei Brotscheiben
herausglotzt, ist quicklebendig und ziemlich vorwitzig - und sie
erweist sich als äußerst anhänglich. Unmöglich, sie jetzt noch zu
fressen. Also befreundet sich Konrad lieber mit ihr. Als die Maus in
Gefahr gerät, macht sich Konrad sogleich auf die Reise, um ihr
beizustehen. Doch dann stellt sich heraus: Nicht die Maus, sondern
Konrads Hundefreund Hubsi muss gerettet werden. Denn im Hundeland hat
jetzt Ratfried, der fiese Rattenchef, das Sagen. Wer widerspricht,
wird eingesperrt.

Sabine Ludwig liest um 9.30 Uhr aus dem ersten Band der Serie »Warum
Kater Konrad ins Wasser sprang und eine Maus in die Luft ging« und um
11.00 Uhr aus dem zweiten Band »Wie Kater Konrad seinen Freund
wiederfand und den Rattenkönig besiegte« (cbj). Sie hat zahlreiche
Kinder- und Jugendbücher geschrieben, die mehrfach ausgezeichnet und
in viele Sprachen übertragen wurden. Außerdem ist sie als Übersetzerin
aus dem Englischen tätig. Sabine Ludwig lebt in Berlin.

In Kooperation mit dem Jugendinformationszentrum/JIZ

ab 8

Eintritt frei

 * 
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TREFFEN/136: Hamburg - Gedankenflieger, Jörg Bernardy über Wirklichkeit und Wahrheit, 21.02.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im Februar 2018

Mittwoch, 21.2.2018, 9.00/11.00 Uhr

Gedankenflieger - Was ist wirklich wahr?

Jörg Bernardy philosophiert mit Kindern über Wirklichkeit und Wahrheit



Alles neu macht der Februar! Wahr oder gelogen? Wir starten in diesem
Monat mit unserem neuen Thema »Was ist wirklich wahr?« eine Frage, die
sich in Zeiten alternativer Wahrheiten und Fake News auch Kindern
dringlich stellt. Jörg Bernardy, Autor des Buches »Philosophische
Gedankensprünge. Denk selbst!« (Beltz & Gelberg), freut sich auf
Grundschüler, die sich mit ihm gemeinsam auf die Suche nach der
Wahrheit hinter den Dingen machen. Spielerisch begeben wir uns auf
überraschende Gedankenflüge. Beim Philosophieren gewinnen wir neue
Perspektiven und merken, ganz nebenbei, dass es nicht auf jede
einfache Frage eine einfache Antwort gibt.

Was kann ich glauben, was bedeutet eine Lüge, wie unterscheidet sich
eine Fantasie von einer Unwahrheit? Sind Notlügen erlaubt, und welche
Folgen haben sie? Rund um das Thema Wahrheit stellen sich viele
Fragen. Auf Grundlage des prämierten Bilderbuches »Der Hund, den Nino
nicht hatte« von Edward van de Vendel und Anton van Hertbruggen (Bohem
Press) fragen wir uns, ob Einbildung, Fantasie und Wünsche unsere
Wirklichkeit verändern können. Nino ist einsam - bis er sich mit einem
Hund anfreundet, der den Alltag und alle Sorgen mit ihm teilt. Nur
Nino kann ihn sehen. Alles ändert sich, als Nino eines Tages einen
echten Hund bekommt.

Beim gemeinsamen Betrachten, Weiterdenken und anschließenden Basteln
im druckfrischen Gedankenflieger-Magazin verlassen wir ausgetretene
Pfade und nähern uns den Kriterien für Wahrheit.

In Kooperation mit der Bundeszentrale für politische Bildung und mit
freundlicher Unterstützung der PwC-Stiftung

ab 6

Eintritt: EUR 80,- pro Klasse
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AUSSTELLUNG/9363: Berlin - Max Beckmann. Welttheater, Museum Barberini 24.2.-10.6.2018


Max Beckmann. Welttheater

Museum Barberini - Berlin

24. Februar bis 10. Juni 2018



Motive des Zurschaustellens prägten das Werk Max Beckmanns (1884-1950)
seit den frühen 1920er Jahren: Varieté- und Jahrmarktkünstler,
Akrobaten, Clowns und Schauspieler. Beckmann sah diesen Themenkreis
als Ausdruck des Welttheaters. Damit stellte er sein Schaffen in die
Tradition der barocken Idee, die das Weltgeschehen als scheinhaftes
Spiel begreift, das auf eine dahinterliegende Macht verweist. Max
Beckmann. Welttheater ist die erste Ausstellung zu diesem zentralen
Thema im Werk des Malers.

Max Beckmann gehört zu den bedeutendsten Malern der Klassischen
Moderne. In den zwanziger Jahren stand er der Neuen Sachlichkeit nahe.
Mit seinen schwarzen Konturen und leuchtenden Farben galt er später
als Expressionist, der früh internationale Beachtung fand. Viele
seiner berühmten Triptychen hängen in Museen in den USA. Darunter
befindet sich das Schauspieler-Triptychon aus dem Fogg Art Museum der
Harvard University, das im Zentrum der neuen Ausstellung im Museum
Barberini steht. Max Beckmanns Gemälde, Skulpturen und Druckgraphik
zeigen oft Szenen, die auf oder hinter der Bühne spielen: Zu sehen
sind Varieté- oder Zirkusnummern, Schauspieler in der Garderobe oder
Schausteller auf dem Jahrmarkt. Hinzu kommen Selbstportraits, in denen
sich Beckmann als Clown oder Artist präsentiert. Für Beckmann war die
Rolle des Zuschauers eine Möglichkeit, das Weltgeschehen zu
kommentieren und persönliche Erfahrungen zu verarbeiten. Angesichts
seiner persönlichen Erfahrungen und der dramatischen Entwicklungen auf
der politischen Weltbühne - 1933 wurde ihm sein Lehramt an der
Frankfurter Städelschule gekündigt, nach 1937 befand er sich im Exil
in Amsterdam - galt Beckmann das Welttheater als Sinnbild für das
aktuelle Geschehen. Er suchte die Wahrheit hinter der Maskerade, und
dafür lieferten Zirkus und Theater die Vorlagen: das Leben ist nicht
nur für Seiltänzer ein Balanceakt und nicht nur für Schauspieler ein
Rollenspiel.

Die Ausstellung versammelt 112 Leihgaben aus deutschen und
internationalen Museen und Privatsammlungen wie der Nationalgalerie
Berlin, der Stiftung Kunstsammlung Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf,
dem Museum Ludwig, Köln, der Tate, London und dem St. Louis Art
Museum. Unter den gezeigten Werken sind auch zwei großformatige,
bisher kaum in Europa präsentierte Triptychen aus amerikanischen
Sammlungen. Die Ausstellung wurde in Kooperation mit der Kunsthalle
Bremen realisiert, die eine der größten Beckmann-Sammlungen
Deutschlands besitzt.



Max Beckmann. Welttheater

24. Februar bis 10. Juni 2018

Museum Barberini, Alter Markt, Humboldtstraße 5-6, 14467 Potsdam

Mo & Mi-So 10-19 Uhr, jeder erste Do im Monat 10-21 Uhr, Di geschlossen

Mo-Fr (außer Di) für Kindergärten und Schulen nach Anmeldung 9-11 Uhr

Eintritt: 14 / ermäßigt 10 Euro / Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren frei

Jahreskarte Einzelperson Euro 30 / Jahreskarte Paare Euro 50 / Young Friend (unter 35 Jahre) Euro 20

www.museum-barberini.com/ausstellungen

 * 
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ARBEITERSTIMME/359: Unsere 46. Jahreskonferenz im Oktober 2017


Arbeiterstimme Nr. 198 - Winter 2017/2018

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Unsere Jahreskonferenz



Die 46. Jahreskonferenz der Gruppe Arbeiterstimme fand heuer am 7. und
8. Oktober statt, also einige Wochen vor dem sonst üblichen Termin.
Einige Genossinnen und Genossen sind dermaßen in Lohnarbeit und
politischer Arbeit eingebunden, dass nur dieser Termin eine Teilnahme
der Mehrheit ermöglicht hätte.

Aufgrund der Sturmschäden konnten dann doch einige Genossen aus dem
Norden des Landes nicht kommen; sie hatten auf die Bahn als
Transportmittel gesetzt, aber die wird ja ihrem Werbespruch aus
vergangen Tagen, als sie noch Deutsche Bundesbahn hieß, schon lange
nicht mehr gerecht: "Alle reden vom Wetter - wir nicht". Aus diesem
Grund konnte auch unser englischer Freund und Genosse diesmal leider
nicht an der Jahreskonferenz teilnehmen.

Trotz der geschilderten Ausfälle war die Teilnehmerzahl nur wenig
geringer als in den letzten Jahren. Wir durften heuer vier Genossinnen
und Genossen der Gruppe Arbeiterpolitik, sowie Genossen der Gruppe
International Dorfen und einen Genossen der DKP Nordbayern begrüßen.
Auch unser österreichischer Genosse war wieder nach Nürnberg gekommen
- er berichtete über den Wahlkampf und die Wahlen in Österreich. Die
Jahreskonferenz diente wie stets dem Meinungsaustausch der
Gruppenmitglieder und Sympathisanten und der Gäste aus anderen
Gruppen, über die Innenpolitik, die Weltlage und die
Krisenerscheinungen des Kapitalismus.

Die Redaktion hatte im Vorfeld der Konferenz einige Themenbereiche
festgelegt, die tiefergehend behandelt werden sollten. Dazu hatten
wir einige Genossinnen und Genossen gebeten, Referate auszuarbeiten.

Die Wahlen in der BRD hatten zwei Wochen zuvor stattgefunden; es war
also ein Muss. auf diese einzugehen.

Doch nun zu den Themen im Einzelnen:


	Bericht zur Lage der Gruppe

	Nachlese zur Bundestagswahl

	Kommunistischer Widerstand am Beispiel einer oberbayrischen Marktgemeinde

	Bedingungsloses Grundeinkommen

	Auf den Spuren der russischen Revolution (ein Reisebericht)

	Zur Situation in der Türkei

	"Linksruck" in der Labour Party



Leider mussten der Bericht aus England, sowie der Reisebericht aus
Russland wg. der Sturmschäden ausfallen.

Erfreulicherweise sprangen einige der anwesenden Genossen ein und
ergänzten die Tagesordnung mit den Themen Wahlen in Österreich und
einem Bericht aus Barcelona.

Den Bericht zur Lage der Gruppe hatte sich wieder unser Nürnberger
Altgenosse vorgenommen. Sein Fazit war, dass die Gruppe trotz der
personellen Schwäche und der Überbelastung der Redaktion und der für
Umbruch und Versand verantwortlichen Genossinnen und Genossen, noch in
der Lage ist, die Arbeiterstimme vier Mal im Jahr herauszubringen;
auch das Programm der Jahreskonferenz sei wieder eines, das sich
durchaus sehen lassen könne. Insgesamt sieht er die Gruppe in einem
Zustand der "stabilen Stagnation". Erfreulich ist die konstruktive
Zusammenarbeit mit der Gruppe International Dorfen und der Gruppe
Arbeiterpolitik. Leider konnte im letzten Jahr keine der
Redaktionssitzungen der Arpo von uns wahrgenommen werden. Das ist ein
Manko, das wir bedauern, das aber nicht inhaltlichen Differenzen,
sondern der Überlastung Einzelner und Terminüberschneidungen
geschuldet ist. Das gegenseitige Abdrucken von Artikeln läuft
problemlos und häufiger. Die gegenseitige Teilnahme an Konferenzen
vertieft die Zusammenarbeit und fördert das freundschaftliche
Verhältnis.

In der Diskussion zur Lage der Gruppe kamen wir im Meinungsaustausch
über die Frage des Nachdrucks einiger vergriffener Broschüren überein,
dass es notwendig sei, das zu tun; allerdings sollten aktuelle
Vorworte dazu verfasst werden. Wir wollen uns an die Neuauflage
folgender Broschüren machen: "Einführung in den dialektischen
Materialismus", "Der Faschismus in Deutschland", "Volksfront -
Einheitsfront" sowie die "Bremer Linksradikalen". Ein Genosse regte
an, die Broschüren grundsätzlich auch als E-Book Reader aufzuarbeiten
- ein Vorschlag, der auf Zustimmung stieß, und den wir auf seine
Umsetzbarkeit hin prüfen werden.

In der Diskussion wurde natürlich auch deutlich angesprochen, dass es
nötig wäre, häufiger in der Öffentlichkeit aufzutreten und unseren
Standpunkt einzubringen - allein, es fehlt an den Kräften, die dies
machen könnten.

Der nächste Tagesordnungspunkt war die Bundestagswahl. Aus dem Vortrag
darüber ist ein Artikel entstanden, in den die wichtigsten Punkte der
Diskussion eingearbeitet wurden. Er wurde allerdings um einige Seiten
gekürzt, weil die Wahlergebnisse oft genug an anderen Stellen
veröffentlicht wurden und bekannt sind. Einige der wichtigsten
Aussagen der Diskussion sollen hier kurz dargestellt werden: Die Linke
hat sich während des "Wahlkampfs" deutlich und wohltuend von den
anderen (neoliberalen) Parteien abgehoben; mit ihr gibt es keinen
Sozialabbau, keine Auslandseinsätze, keine Rüstungsexporte und die
Rente soll zu einem guten Leben im Alter reichen.

Ein Genosse führte an, dass Die Linke in Sachsen als eine
Intellektuellenpartei wahrgenommen werde, der nicht zugetraut wird,
die Sorgen und Ängste der Menschen im Freistaat aufzugreifen: 20 % der
Arbeitsplätze sind dort prekär, in nur noch 11 % der Betriebe gibt es
einen Betriebsrat, die Abstiegsängste des Mittelstandes sind durchaus
realistisch. Ein Genosse aus Berlin berichtete von Wahlergebnissen in
manchen Stadtteilen von 30% für Die Linke; da wo Die Linke stark ist,
ist die AfD schwach. Ein Teilnehmer meinte, dass es sich nicht um
einen Rechtsruck, sondern vielmehr um eine kontinuierliche
Rechtsentwicklung handle. Der Genosse der DKP verbuchte die Kandidatur
der DKP als Erfolg für die Partei. So habe die DKP es geschafft, aus
der Vergessenheit zu geraten - sie hat dadurch gezeigt, dass es die
DKP als Partei überhaupt noch gibt. Durch den Wahlkampf konnten in
einigen Regionen neue Sympathisanten gewonnen werden.

Das Wahlergebnis bedeutet eine Zäsur in der Geschichte der BRD; die
AfD schiebt die anderen Regierungsparteien vor sich her. Ein Genosse
meinte, dass die AfD das nur in der Flüchtlingsfrage tun könne, auf
den andern Politikfeldern habe sie quasi nichts zu sagen und werde
ihre Wähler enttäuschen.

Die Wünsche der Bevölkerung sind leicht zusammenzufassen: Sie will ein
besseres Leben haben, eine gute Gesundheitsfürsorge, ausreichende
Altersversorgung - man müsse die Menschen auf einfache Art ansprechen.
Es müsse eine Integrationspolitik gemacht werden auch für alle
Deutschen, die das Gefühl haben, ausgeschlossen zu sein. Vor einer
"Linksentwicklung" der SPD brauche sich Die Linke keine Sorge zu
machen - linke Politik wird in der SPD nur verbal stattfinden.

Zum Wahlkampf in Österreich brachte unser Genosse aus der
Alpenrepublik einige Fakten. Er bezeichnete den Wahlkampf als
Schlammschlacht, die fast ausschließlich das Thema Flüchtlinge im
Mittelpunkt gehabt habe. Die SPÖ sei im Sinkflug. Genauere
Ausführungen zu den Wahlen und den Wahlergebnissen werden in einem
Artikel in dieser Nummer abgedruckt.

Eine andere Art der Geschichtsaufarbeitung hatte sich die Dorfener
"Geschichtswerkstatt" zur Aufgabe gemacht. Früchte dieser Arbeit
stellte unser Dorfener Genosse in seinem Beitrag "Kommunistischer
Widerstand am Beispiel einer oberbayrischen Marktgemeinde" vor. Dabei
wurden die Geschichts"fälschungen" der bürgerlichen Aufarbeitung des
Faschismus in Deutschland und des Widerstands gegen den
Nationalsozialismus deutlich. Hier gibt es Widerstand nur aus
kirchlichen Kreisen, den Militärs des 20. Juni und der Weißen Rose.
Der weit größere und bedeutendere Widerstand aus den Reihen der
Kommunisten und Sozialdemokraten wird von den bürgerlichen
"Aufarbeitern" geflissentlich weggelassen. Eine Methode, die durchaus
erfolgreich war und ist - kommunistischer Widerstand ist nicht in den
Köpfen der Deutschen präsent, obwohl er in vielfältigster Art und
Weise stattgefunden und eine immense Zahl an Opfern gekostet hat. Für
die BRD standen die Widerständler halt auf der falschen Seite. In der
Diskussion wurde die Meinung vertreten: "Widerstand gegen
Nationalsozialismus ist alles, was die Nazis in ihren Zielen behindert
hat."

Das Projekt "Geschichtswerkstatt Dorfen" wendet sich mit der
Thematisierung des Nationalsozialismus und seiner Vor- und
Nachgeschichte gegen die Mythologisierung vieler "kleinerer" Nazis
quasi aus der Nachbarschaft, die erst gar nicht mehr so schlimm waren
und dann bald zu aufrechten, echten Demokraten wurden. Die Initiatoren
der Geschichtswerkstatt enthüllten diese Ungeheuerlichkeiten, deren
Belege teilweise von Archivaren jahrzehntelang unter Verschluss
gehalten worden waren. "Vieles aus der Zeit zwischen 1933 und 1945 ist
immer noch tabuisiert beziehungsweise wurde und wird beschönigend
dargestellt. Viele Opfer und deren Leiden sind vergessen, während nach
Mitläufern, Opportunisten und Profiteuren des NS-Systems Straßen
benannt wurden."

Dem entgegenzutreten, hat sich die Geschichtswerkstatt zur Aufgabe
gemacht. Wir können gespannt auf weitere Veröffentlichungen sein, denn
Material für weitere Enthüllungen ist reichlich vorhanden. Das Referat
des Genossen wird in leicht überarbeiteter Form abgedruckt.

Als nächster Tagesordnungspunkt folgte ein Referat zum Bedingungslosen
Grundeinkommen. Mit diesem Thema hatten wir uns bis jetzt in der
Gruppe nur am Rande bzw. individuell beschäftigt - umso wichtiger,
sich dazu einen Standpunkt zu erarbeiten. Das Referat "Das
bedingungslose Grundeinkommen - die humanistische Antwort auf den
technologischen Fortschritt?" bildete eine hervorragende Grundlage, um
Klarheit in die vielen diffusen Schwurbeleien zu bringen, die in den
Köpfen herumspuken. Fazit der Diskussion war, so unkritisch wie das
Thema - auch in der linken - Öffentlichkeit behandelt wird, dient es
dazu, Kapitalverhältnisse und Klassenverhältnisse zu verschleiern und
gewerkschaftliche Errungenschaften abzubauen. Es könnte auch als eine
Art Prävention vor befürchteten sozialen Unruhen wegen des
Arbeitsplatzabbaus durch die bevorstehende 4.0 Produktion verstanden
werden.

Dem gilt es, das Recht auf gute bezahlte Arbeit und eine entsprechende
Absicherung bei Arbeitslosigkeit statt Hartz IV entgegenzustellen.

Als praktische Form der Solidarität führten wir heuer unsere Sammlung
für Kuba durch, in dem die Hurrikans dieses Herbstes schwerste Schäden
angerichtet hatten. Nur den besonnenen Vorkehrungsmaßnahmen und
Evakuierungen der Kubaner ist es zu verdanken, dass die Hurrikans
nicht noch größere Verwüstungen und Schäden angerichtet hatten; eine
Tragödie, die von unseren "Qualitätsmedien" nahezu ausgespart worden
war. Die Sammlung erbrachte 560 EUR, diese werden an die Hurrikanhilfe
der Deutsch-Kubanischen Freundschaftsgesellschaft überwiesen.

Statt des geplanten Reiseberichts "Auf den Spuren der russischen
Revolution" gab ein Genosse der Arbeiterpolitik seine Eindrücke einer
Reise nach Barcelona wieder, von wo er gerade erst zurückgekommen war.
Er berichtete über die Massendemonstrationen für die Unabhängigkeit in
der katalanischen Hauptstadt. Das war kurz vor den Demonstrationen für
einen Verbleib Kataloniens in Spanien und vor dem Referendum. Der
spanische Nationalstaat war auf diese Proteste nicht vorbereitet.
Durch sein übermäßig hartes Vorgehen und die unversöhnliche Haltung
der Befürworter der Unabhängigkeit war der Konflikt zusätzlich
angeheizt werden. In der Diskussion wurde auch die Frage erörtert, ob
Kleinstaaterei in unsere Richtung weiterführend sein kann.

Den despotischen Zuständen in der Türkei geschuldet, begannen wir den
Sonntag mit einer Analyse der Situation in der Türkei. Unser Genosse
und interne Kenner des Landes machte deutlich, dass in der Türkei
Krieg herrscht. Seit dem Putsch vom letzten Jahr sind aus den Reihen
von Gülen-Anhängern, Kurden und Gewerkschaftern 60.000 bis 80.000
Menschen ins Gefängnis geworfen werden. Die Presse ist
gleichgeschaltet, die Arbeitslosigkeit liegt bei 12 %, die Inflation
bei 11,5 %. Trotz der angespannten Lage und aller Einschüchterungen
finden immer wieder kleinere und auch größere Arbeitskämpfe statt,
über die in Deutschland nicht berichtet wird. Die Türkei ist
außenpolitisch isoliert, was ein guter Nährboden für Erdogans
"Verschwörungstheorie" ist: "Alle anderen Länder wollen der Türkei
etwas böses." Trotz allem war unser Referent der Meinung, dass
Erdogans Machtbasis gar nicht so gesichert ist. Die "Stabilität" der
Türkei könne sich schnell als ein Schein entpuppen.

Das Ende der Jahreskonferenz bildete dieses Jahr nicht der fast schon
traditionelle Bericht aus England, sondern Überlegungen zum
gefährlichen Konflikt zwischen Nordkorea und den USA, der ja, nicht
nur, was sprachliche Aggression angeht, immer weiter eskaliert. Der
Genosse, der vor drei Jahren die Artikelserie über Nordkorea verfasst
hatte, hatte sich im Zuge der Zuspitzung der Spannungen zwischen den
USA und Nordkorea genauer mit dieser für die Weltlage äußerst
brisanten Krise auseinandergesetzt - und hat seine vorläufigen
Ausführungen zu diesem Thema zur Diskussion gestellt.

Ausgangspunkt war die Aussage: "Sich auf die Atomrüstung einzulassen,
bedeutet, sich auf die Logik des Feindes einzulassen. Rüstung und
Waffenbeschaffung sind sehr teuer und bedeuten gewaltige
Einschränkungen; sie verschlingen einen Großteil der Ressourcen und
schwächen die innenpolitische Entwicklung, die Nordkorea bitter nötig
hätte. Der Genosse hat seine Gedanken zu einem Artikel
zusammengefasst, der in dieser Nummer abgedruckt wird.

Mit der Jahreskonferenz der Gruppe konnten wir die persönlichen
Kontakte der Genossinnen und Genossen untereinander intensivieren und
festigen. Auch fanden die Diskussionen in freundschaftlicher,
solidarischer und zielführender Art statt. Dieser Umstand wurde von
einem Genossen, der zum ersten Mal auf einer Jahreskonferenz
teilgenommen hatte, besonders gewürdigt. Als Resümee der Konferenz
können wir festhalten: Wir können in "stabiler Stagnation"
weiterarbeiten und mit Hilfe und Unterstützung unserer Leserinnen und
Leser die uns gestellte Aufgaben angehen.

 * 
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AUFBAU/517: Globalisierte Wirtschaft, regionale Umweltzerstörung


aufbau Nr. 91, Januar/Februar 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Globalisierte Wirtschaft, regionale Umweltzerstörung



Umweltkrise. Mehr als zwei Jahre ist es her, seit eine giftige
Schlammlawine das Leben entlang des Rio Doces im brasilianischen
Bundesstaat Minas Gerais nachhaltig veränderte. So tragisch die Folgen
dieser Katastrophe sein mögen, finden sich darin doch wichtige
Lektionen über das destruktive Verhältnis des Kapitalismus zu Umwelt
und Natur.

(az) Am 5. November 2015 brachen in einer Eisenerzmine in Bento
Rodrigues die Dämme dreier Absetzbecken. 16 Menschen verloren ihr
Leben, als sich über 30 Millionen Kubikmeter, das entspricht 20.000
olympischen Schwimmbecken, schwermetallhaltiger Giftschlamm
entleerten. Ob Deepwater Horizon, Fukushima oder Bento Rodrigues: In
immer kürzeren Abständen erfahren wir von Umweltkatastrophen. Von den
alltäglichen durch den Klimawandel verursachten Desastern ganz zu
schweigen - die Bündner Bergstürze sind ein deutliches Zeichen, dass
wir auch hierzulande nicht davon verschont bleiben.


Profitlogik, Weltmarkt und Umweltzerstörung

Was die brasilianische Dammkatastrophe ausgelöst hat, ist bis heute
unklar, die Betreiber sprechen von einem leichten Erdbeben. Wieso es
dazu kommen konnte, ist hingegen mehr als klar. Die laschen
Sicherheitsvorsorgen haben eine solche Katastrophe ermöglicht. Dies
hängt, so die erste Lektion aus Brasilien, eng mit dem
kapitalistischen Profitdruck und der Situation des Weltmarktes
zusammen. Die brasilianische Betreiberfirma Samarco Mineração
war jahrelang ein profitables Unternehmen. Alleine 2014 erzielte die
Firma einen Gewinn von mehr als 700 Millionen Franken. Doch als 2014
der Preis für Eisenerz aufgrund globaler Überproduktion sank,
beschloss Samarco, die Produktion der Mine um 40 Prozent zu erhöhen.
Diese zusätzliche Ankurbelung der Überproduktion sollte einen in der
Rohstoffbranche nicht unüblichen aggressiven Preiskampf forcieren, um
dadurch Konkurrenten auszuschalten. Es führte aber zum entscheidenden
Anstieg des vom Damm zurückgehaltenen Schlamms und später zur
Katastrophe.

Wer sich als Unternehmen auf dem Weltmarkt durchsetzen will, darf
solche Risiken nicht scheuen. Entsprechend oft haben führende
multinationale Unternehmen Katastrophen verursacht. Katastrophen sind
aber nur die Spitze des Eisbergs. So belegt eine breit anerkannte
Studie, dass zwischen 1751 und 2010 alleine 90 Konzerne für rund 63
Prozent der Kohlendioxid- und Methan-Emissionen verantwortlich waren.
Der kapitalistische Wunsch nach exponentiellem Wachstum trägt
entscheidend zur destruktiven Veränderung unserer Umwelt und Natur
bei.


Ohne Politik läuft nichts

Zurück nach Brasilien. Gegründet wurde Samarco als
Gemeinschaftsunternehmen des brasilianischen Bergbaukonzerns Vale und
des britisch-australischen Rohstoffunternehmens BHP Billiton.
Gemeinsam mit dem WEF-Partner Rio Tinto sind sie die drei grössten
Bergbaukonzerne und sie wissen gut, wie man optimale Bedingungen für
Profite schafft. Im damaligen Abgeordnetenhaus hatten mehr als 200 der
500 ParlamentarierInnen Verbindungen zur Bergbauindustrie. Die
finanzstarke Lobbyarbeit beinhaltet die zweite Lektion von Bento
Rodrigues: Umweltzerstörung hängt mit der kapitalistischen Profitlogik
zusammen, es ist allerdings die Politik, die den Rahmen entscheidend
mitbestimmt. Darin liegt auch die Brisanz der Freihandelsabkommen.
Durch sie können sich Unternehmen über lokale Regierungen
hinwegsetzen.

Schon 2013 wusste man bei Samarco und der Regionalregierung um die
möglichen Gefahren. Dennoch erlaubte man der Mine die Aufstockung
ihrer Dämme. Die Exportindustrie, also Agrarwirtschaft und Bergbau,
galt lange Zeit als Garant für das brasilianische Wirtschaftswachstum.
Kein Wunder intensivierten sich unter der neoliberalen Regierung von
Michel Temer die politischen Zugeständnisse noch einmal. Diesen August
gab die Regierung beispielsweise einen Nationalpark, grösser als
Dänemark, für den Bergbau frei. Weitere Projekte sind in Planung.

Wer meint, es handle sich hierbei um ein "Dritt-Welt-Problem",
verschliesst die Augen. In der Schweiz haben Kapitalinteressen genauso
Vorrang vor Umweltproblemen und die Lobbyarbeit der Pharmaindustrie in
Basel ist durchaus vergleichbar. Und in den USA sitzt ein
Klimaskeptiker im Präsidentenamt, dessen Wahlversprechen die stärkere
Förderung der Ölindustrie und die Fortsetzung des Baus der
KeystoneXL-Pipeline beinhalteten. Ein Teil dieser Versprechen wurde
mit entsprechenden Folgen umgesetzt: Keine sieben Monate später sind
bereits 800.000 Liter Öl ausgelaufen.


Internationale Ungleichheiten

Dennoch gibt es grosse Unterschiede zwischen Brasilien und den
imperialistischen Ländern. Dies die dritte Lektion. Bento Rodrigues
produziert für den Export, Abnehmer sind hauptsächlich die Konzerne in
den USA, China und Europa. Das Kapital profitiert dabei gleich
doppelt. Ganz praktisch, indem es die Rohstoffe weiterverarbeiten
lässt, zusätzlich durch Beteiligung an den profitträchtigen Konzernen.
Wie bei jedem börsenkotierten Unternehmen steckt Kapital ganz
unterschiedlicher Herkunft in Vale und BHP Billiton. Es ist diese
internationale Verstrickung des Kapitals bei gleichzeitiger Ausbeutung
von Mensch und Natur im "globalen Süden", die jüngst mehrere
deutschsprachige linke Akademiker von einer "imperialen Lebensweise"
(Ulrich Brand und Markus Wissen) oder einer
"Externalisierungsgesellschaft" (Stephan Lessenich) sprechen liess.
Alle drei Autoren gehen davon aus, dass das neo-kolonialistische
Zentrum stärker denn je auf Kosten der globalen Peripherie lebe, da
man sich im Westen die Rohstoffe des "globalen Südens" sichere und
gleichzeitig Umweltrisiken und -katastrophen dorthin externalisiere.

Diese Beobachtung, in ihren Ansätzen nicht neu, ist an manchen Stellen
durchaus treffend - Stephan Lessenich ist unter anderem der Hinweis
auf das Beispiel aus Brasilien zu verdanken. Die ArbeiterInnenklasse
im Westen profitiert tatsächlich unter anderem dank Umwelt- und
Naturzerstörung im "globalen Süden" von günstigen Reproduktionskosten.
Und die westliche Konsumgesellschaft, die weit mehr Ressourcen
verbraucht, als die Erde zur Verfügung hat, ist zentraler
ideologischer Baustein für die Stabilität des Kapitalismus. Doch die
Vorstellung einer "imperialen Lebensweise" impliziert ein Bündnis des
Kapitals mit der westlichen ArbeiterInnenklasse, wobei sie den
entscheidenden ökonomischen Punkt kapitalistischer Produktions- wie
Ausbeutungsverhältnisse vernachlässigt. Ob im Trikont oder im Westen,
Mehrwert entsteht aus der Aneignung fremder Arbeit. Eine
Komplizenschaft, das heisst die Auflösung und nicht die Verschleierung
des ökonomischen Widerspruches, ist in diesem System ausgeschlossen.


Natur und die Klassenfrage

Man mag dies für eine ökonomische Abstraktion oder rhetorische
Spitzfindigkeit halten und wie Stephan Lessenich darauf hinweisen,
dass die ArbeiterInnenklasse im Westen nur Erholung kenne, weil sie
ihren gesamten Elektro- und Giftmüll in den Süden exportieren kann.
Dies ist eine berechtigte Kritik am globalen Kräfteverhältnis. Doch
erst das Verständnis der Grundlagen kapitalistischen Wirtschaftens
ermöglicht die Einsicht, wieso sich das Verhältnis des Kapitalismus
zur Natur entlang des Klassenwiderspruchs bewegt und dieser nicht nur
einer von vielen Nebenschauplätzen ist.

Es ist ein verbreiteter Irrglaube liberaler Umweltpolitik, dass
Umweltzerstörung immun gegen Klassenzugehörigkeit sei. Von der
Katastrophe in Bento Rodrigues war nicht die Bourgeoisie betroffen.
Hingegen waren ansässige Bauern und lokale ArbeiterInnen doppelt
Opfer, sie verloren den Arbeitsplatz und leben nun auf giftigem Grund.
Dass Umweltprobleme entlang von Klassenverhältnissen verhandelt
werden, ist auch im Westen kein unbekanntes Phänomen. Die
Wahrscheinlichkeit neben einer Mülldeponie zu leben, steigt erheblich,
je tiefer das Einkommen ist. Solche Beispiele liessen sich wohl
beliebig fortsetzen. Doch dort, wo die Klasse angegriffen wird,
beginnt sie sich im besten Falle zu wehren. Die Klassenfrage zu
stellen bedeutet dadurch stets den Hinweis auf Klassenkämpfe. Und
dafür gibt es gute Beispiele. Einer der ersten Bezugspunkte neuerer
Umweltbewegungen liegt im Kampf gegen eine Giftmülldeponie in Warren
County, North Carolina (USA). Zu Beginn der 1980er Jahre hoffte der
Staat im ärmlichen und mehrheitlich von Schwarzen bewohnten Shocco
ohne viel Aufsehen giftigen Müll entsorgen zu können. Doch die lokale
Bevölkerung wehrte sich erfolgreich dagegen, indem sie die Umweltfrage
als Klassenfrage und als Frage des institutionellen Rassismus verstand
und erklärte, dass es eben kein Zufall sei, dass gerade sie die
Risiken der Umweltverschmutzung tragen müssen. Es entstand eine
kämpferische Praxis, in der verschiedene Widerspruchs- und
Unterdrückungsfelder verschmolzen und die Gemeinsamkeiten betont
wurde. Die Klassenfrage spielte dabei die zentrale Rolle.

Für solche Kämpfe gibt es auch neuere Beispiele. Gegen den Bau der
Dakota Access Pipeline gab es weltweit Widerstand. Auch dieser Protest
war teilweise erfolgreich, gerade weil es darin als Kulminationspunkt
einer sozialen Umweltbewegung, als Klassenkampf, um mehr als nur um
ein regionales Partikularinteresse ging, und weil es konkrete
Anknüpfungspunkte für Solidaritätsaktionen weltweit gab.


Privatisierte Gewinne, kollektivierte Umweltfolgen

Freilich agiert Kapital flexibler und rascher als Mensch und Natur
dies je vermögen werden. Dies führt nochmals zurück nach Brasilien.
Während etliche AnwohnerInnen noch immer auf Entschädigung und den
Wiederaufbau warten, Studien davon ausgehen, dass die Natur an manchen
Stellen mindestens 100 Jahre brauchen wird, bis sie sich vollständig
von der Verunreinigung durch Schwermetalle erholt haben wird, ist
Samarco längst zum Alltag zurückgekehrt. Man hat eine Stiftung ins
Leben gerufen, die sich um Entschädigungen kümmert und lässt
verlauten, dass ein direkter Zusammenhang zwischen den
Schadstoffwerten in den Flüssen und der Schlammlawine heute nicht mehr
hergestellt werden könne.

Samarco agiert exakt so, wie es das Standardrepertoir im Umgang mit
Umweltkatastrophen vorsieht. Doch bleiben solche Katastrophen nicht
immer folgenlos. Manchmal verschieben sich parlamentarische
Kräfteverhältnisse oder beteiligte Firmen gehen pleite. Dennoch: So
nachhaltig wie Umweltkatastrophen den Menschen und die Natur in den
letzten 150 prägten, erlebte das Kapital noch keine Katastrophe. Dies
hat einen einfachen Grund. Ein für den Menschen und die Natur
möglicherweise irreversible Ereignis, erscheint im abstrakten, sich
durch Flexibilität auszeichnenden Akkumulationszyklus des Kapitals
reversibel. Geht eine Firma pleite, ist dies eine Chance für die
Konkurrenz. Sterben Menschen aufgrund von Umweltverschmutzung, besorgt
sich das Kapital neue ArbeiterInnen. Freilich funktioniert dies nicht
endlos, denn irgendwann findet selbst das Kapital keine Alternativen
mehr. Bis zu diesem Zeitpunkt aber wird sich das Kapital von keiner
Katastrophe abhalten lassen, seinen destruktiven Weg zu gehen.


Technokraten und Marktlösungen

Zwei Tage nach dem Unglück von Bento Rodrigues liess man entlang der
möglichen Gefahrenpunkte Warnsirenen bauen. Man mag dies als zynisch
empfinden, doch entspricht dies im Kleinen exakt jener Strategie, mit
der man zukünftig auch global die Umweltkrise handhaben möchte. Da es
weiterhin Umweltkatastrophen geben wird, diese mit der Klimaerwärmung
gar weiter zunehmen werden, brauche es eben bessere technische
Lösungen zu deren Eindämmung, und dazu gehören mittlerweile auch die
lauter werdenden Rufe nach Geoengineering.

Gleichzeitig soll es auch der Markt richten. Das beliebteste Mittel
zur Umweltrettung ist seit einigen Jahren der Handel mit
Emissionsrechten. Erschafft man erst einen Markt für den CO2-Ausstoss,
so die wirtschaftliche Theorie dahinter, ergeben sich automatisch auch
Anreize zu dessen Verringerung. Die Realität sieht allerdings anders
aus. So sahnen über den Handel mit Emissionsrechten mittlerweile auch
Unternehmen ab, die eigentlich zu den grössten KlimaverschmutzerInnen
gehören, beispielsweise ThyssenKrupp, BP oder Shell, die zwischen 2005
und 2014 Emissionspapiere im Wert von mehr als einer Milliarde Euro
übrig hatten. Auch in anderen Fällen funktionieren die
marktwirtschaftlichen Lösungen prächtig, allerdings nur für das
Kapital. Die "Institutionellen Anleger für den Klimaschutz" (IIGCC)
wollen beispielsweise Marktsignale für einen stärkeren Umweltschutz
und Nachhaltigkeit aussenden. Inwiefern Mitglieder wie BlackRock oder
die Norwegische Zentralbank, also jene, deren Kapital an den Minen von
Bento Rodrigues beteiligt sind, für eine nachhaltige Zukunft sorgen
wollen, bleibt ein ungelöstes Geheimnis des Kapitalismus.


Sozialismus alleine wird's nicht richten können

All dies klingt düster. Und tatsächlich ist es dies auch. Denn selbst
wenn wir morgen schon in einer anderen Gesellschaft leben würden,
stellt sich die Frage, ob Veränderungen wie etwa der Klimawandel noch
rückgängig gemacht oder zumindest lebensverträglich eingedämmt werden
können. Auch eine Revolution wird die Umweltzerstörung nicht
automatisch stoppen. Aus der gegenwärtigen Umweltkrise folgt die
notwendige Erkenntnis, dass eine neue Gesellschaft nicht als
Fortführung der heutigen Konsumgesellschaft und ihrer Umweltzerstörung
konzipiert werden kann. Eine künftige kollektive Aneignung von
Produkten bedingt ein neues Verständnis über die destruktive Rolle der
Produktivkräfte und daraus ableitend ein bezüglich der Natur und
Umwelt bewusstes gesellschaftliches Aushandeln der verwendeten
Möglichkeiten.
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Ende November wurde die Gießener Ärztin Kristina Hänel zu einer Geldstrafe
von 6000 Euro verurteilt. Sie hatte auf ihrer Website sachliche
Informationen zu möglichen Schwangerschaftsabbrüchen in ihrer Praxis
bereitgestellt.

Das Gießener Amtsgericht wertete dies als unerlaubte "Werbung" für
Abtreibung nach Paragraph 219a Strafgesetzbuch, der Gefängnis bis zu zwei
Jahren oder Geldstrafen vorsieht, und gab damit der Klage von
Abtreibungsgegnern der "Initiative Nie Wieder! e.V." statt.

Die Empörung über dieses reaktionäre Urteil war riesig. Innerhalb von drei
Wochen erhielt Kristina Hänel 155.905 Unterschriften für eine Petition [1]
auf der Plattform Change.org, die sie Mitte Dezember im Bundestag
einreichte und mit der sie für eine Abschaffung des §219a mobilisieren
will.

Dieser Paragraph sei veraltet und überflüssig, schreibt sie darin. Er sei
von den Nazis 1933 geschaffen worden, "um u.a. jüdische Ärzte zu
kriminalisieren und ein Klima zu schaffen, in dem letztlich dann 1943 die
Strafrechtsnorm nach eugenischen und bevölkerungspolitischen
Gesichtspunkten umstrukturiert wurde".

Frauen müssen das Recht auf sachliche Informationen zum
Schwangerschaftsabbruch haben, so Hänel weiter. "Informationsrecht ist ein
Menschenrecht. Der §219a behindert dieses Recht." Der Paragraph 219a
werde von Abtreibungsgegnern regelmäßig benutzt, "um Ärzte anzuzeigen, zu
belästigen, einzuschüchtern. Sie führen auf ihren Websites Listen von
Ärzten und Kliniken, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen, und listen
dort auch die unzähligen Strafanzeigen auf, die bisher gestellt wurden."

Kristina Hänel selbst wurde seit Jahren immer wieder von religiösen
Fundamentalisten und Gruppen angezeigt. Doch stellte das Amtsgericht Gießen
in der Vergangenheit die Verfahren ein. Dieses Mal erhob die Gießener
Staatsanwaltschaft Klage und sorgte für die Eröffnung des Hauptverfahrens.

Nach deutschem Gesetz gilt die Schwangerschaftsunterbrechung, anders als
etwa in Holland, nicht als ein demokratisches Recht von Frauen, selbst zu
entscheiden, ob sie ein Kind bekommen und aufziehen wollen oder können.
Stattdessen behandelt der entsprechende §218ff einen
Schwangerschaftsabbruch bis heute als "Tötungsdelikt", auf das bis zu drei
Jahren Gefängnis oder Geldstrafe stehen. Bis in die 60er Jahre mussten
junge Frauen entweder viel Geld auftreiben, um nach Holland zu fahren, oder
sich einer illegalen und medizinisch fragwürdigen Behandlung durch eine
Engelmacherin unterziehen.

Nach Massenprotesten in den 60er und 70er Jahren unter der Parole "Weg mit
§218" und insbesondere nach der Wiedervereinigung im Zuge der
Angleichung an DDR-Recht wurde dieser Paragraph schließlich abgeschwächt,
das Informationsverbot nach §219a dagegen nicht.

Schwangerschaftsabbrüche sind nun in den ersten drei Monaten erlaubt, wenn
bestimmte, eng umrissene Bedingungen erfüllt werden. Die Schwangere ist
verpflichtet, sich einem Konfliktberatungsgespräch zu stellen und danach
noch drei Tage Bedenkzeit einzulegen.

Die Beratungsstellen sind zum Teil kirchlich geprägt und gesetzlich
angehalten, die Schwangere möglichst von einer Abtreibung abzubringen.
Gelingt dies nicht, entscheiden laut Kristina Hänel diese Beratungsstellen
meist selbst, wo die Frauen zum Schwangerschaftsabbruch hingehen können.
Eine freie Arztwahl ist durch den §219a kaum möglich.

Im Prozess gegen Kristina Hänel folgte Richterin Maddalena Fouladfar
vollständig den Argumenten der Staatsanwaltschaft und der
Abtreibungsgegner. Schwangerschaftsabbruch sei keine normale medizinische
Leistung, sondern ziehe nach sich, dass ungeborenes Leben beendet werde:
"Niemand kann das ungeborene Leben schützen außer dem Staat." Ausgerechnet
in dem Land, das sich permanent mit der Überwindung der Nazi-Diktatur
brüstet, wird heute wieder die Familienideologie jener Zeit aufgewärmt, die
das Kinderkriegen zur Sache von Staat und Kirche erklärt.

Bei der Urteilsverkündung gab es Tumulte im Saal und vor dem
Gerichtsgebäude, wo schon morgens Hunderte Menschen demonstriert hatten.
Hänels Verteidigerin, die emeritierte Professorin Monika Frommel, kündigte
Berufung an und forderte eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht.

Das Urteil gegen Kristina Hänel muss im Zusammenhang mit einer
konservativen Rückwärtsrolle in der Frage von Frauenrechten gesehen werden.
Unter dem Titel "Auf nach Holland" beschreibt Ulrike Lembke, Professorin
für Gender im Recht an der Fernuniversität Hagen, auf Legal Tribune
Online (LTO) die gegenwärtige Situation.

Die Kriminalisierung der Abtreibung führe dazu, dass immer weniger Ärzte
und Kliniken diese Dienstleistung anbieten. Nicht nur müssen im ländlichen
Raum betroffene Frauen oft weite Wege auf sich nehmen, weil auf dem Land
niemand mehr einen Schwangerschaftsabbruch anbietet. Auch in Ballungsräumen
werde die Situation schwieriger, weil Ärzte und Ärztinnen im Rentenalter
keine Nachfolger finden, die eine solche ambulante Leistung vornehmen. Die
Krankenkassen übernehmen außerdem grundsätzlich nicht die Kosten.

Die sogenannten Lebensschützer und religiösen Fundamentalisten träten zudem
immer aggressiver auf, schreibt Lembke. Sie "positionieren sich ... vor dem
Eingang von Beratungsstellen, Arztpraxen oder Kliniken. Dort fragen sie
ihnen unbekannte Frauen nach einer Schwangerschaft, fordern sie auf, 'ihr
Kind leben zu lassen' und drängen ihnen Bilder von zerstückelten Föten und
Plastikembryonen auf." Sie führten "online Listen mit 'Abtreibungsärzten',
die sie als 'Tötungsspezialisten' verunglimpfen, und sie verteilen
Flugblätter, in denen sie Schwangerschaftsabbrüche mit dem Holocaust
gleichsetzen".

Diese Kriminalisierung von Ärzten führe auch zur Herabsetzung medizinischer
Standards. In der ärztlichen Ausbildung würde manchmal nur die besonders
belastende und risikobehaftete Ausschabung gelehrt, obwohl sich
"schonendere Absaugmethoden selbst in Staaten ohne hoch entwickelte
medizinische Infrastruktur weitgehend durchgesetzt" hätten. Auch gebe es in
Deutschland eine "ausgesprochen geringe Quote medikamentöser Abbrüche".

"Es ist an der Zeit, wieder über die Paragraphen 218ff StGB zu sprechen",
resümiert die Rechtsprofessorin. Schließlich habe jüngst der UN-Ausschuss
für die Frauenrechtskonvention gefordert, dass Deutschland "den Zugang zu
sicherem Schwangerschaftsabbruch sicherstellt, ohne der Frau eine
verpflichtende Beratung und eine dreitägige Wartezeit aufzuerlegen, welche
von der WHO für medizinisch nicht erforderlich erklärt wurde, und
gewährleistet, dass solche Eingriffe von der Krankenkasse übernommen
werden."

Der Fall Kristina Hänel sollte jeder Frau und jedem Mann zu denken geben,
die über die gegenwärtige #MeToo-Kampagne [2] wegen sexueller Belästigungen
verwirrt sind und in ihr etwas Fortschrittliches sehen. Die demokratischen
Rechte von Frauen werden nicht durch Konflikte zwischen Männern und Frauen
und dem sexuellen Verhalten einiger (männlicher) Prominenter im
Kulturbetrieb, sondern durch die soziale Krise des Kapitalismus und die
einher gehende Rechtswende im gesellschaftlichen Klima, in Politik und
Justiz bedroht.

Letzlich ist die MeToo-Debatte Teil dieser Rechtsentwicklung. Monika
Frommel, Hänels Anwältin, warnte in einem Artikel für LTO, die
jüngsten Attacken in der Zeit auf den Regisseur Dieter Wedel würden
das Prinzip der Unschuldsvermutung in eine Schuldvermutung verwandeln. Die
Leidtragenden seien die "echten, schwer geschädigten Opfer" von
Vergewaltigung.

Vom selben undemokratischen und rückständigen Geist ist das Gießener Urteil
getragen, das eine Ärztin für schuldig erklärt, die unter anderem solchen
Opfern mit wissenschaftlich guten Methoden helfen will.


Anmerkungen:

[1] https://www.change.org/p/kristinah%C3%A4nel-informationsrecht-f%C3%BCr-frauen-zum-schwangerschaftsabbruch-219a-behindert-das/u/22057295

[2] http://www.wsws.org/de/articles/2018/01/12/zeit-j12.html
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Die USA haben am 13. Januar die Bildung einer 30.000 Mann starken
"Grenzschutztruppe" (BSF) im syrischen Norden und Nordosten bekanntgegeben.
Dieser Schritt erhöht unmittelbar die Spannungen mit der Türkei und mit
Russland.

Die neue Einheit soll in syrischen Enklaven operieren, die unter der
Kontrolle von Assad-feindlichen US-Stellvertreterkräften stehen. Die BSF
wird vor allem Kämpfer der kurdischen Volksschutzeinheiten YPG und Elemente
verschiedener islamistischer Milizen umfassen.

Obwohl der Islamische Staat (IS) offiziell praktisch besiegt ist, macht
Washington keinerlei Anstalten, Syrien zu verlassen. Der jüngste Schritt
wird nicht nur den Bürgerkrieg in Syrien verschärfen, sondern auch die USA
in direkten Konflikt mit Russland und dem Iran bringen, die das
Assad-Regime unterstützen, und mit der Türkei, die die YPG als militärische
Bedrohung ansieht.

Wie Oberst Thomas Veale, ein Sprecher der Anti-IS-Koalition unter Führung
der USA, bekanntgab, werden die 15.000 Soldaten der US-gesponserten
Demokratischen Kräfte Syriens (SDF) den Kern der neuen Armee bilden.
"Zurzeit nehmen ungefähr 230 Personen am ersten Kurs der BSF teil. Die
Einheit soll schließlich um die 30.000 Männer umfassen", sagte Veale.

Am 11. Januar erklärte der stellvertretende US-Außenminister für den Nahen
Osten, David Satterfield, im Außenpolitischen Ausschuss des US-Senats, dass
die Trump-Regierung nicht nur nach wie vor den IS bekämpfe, sondern auch
beabsichtige, mit einer konsolidierten SDF im Norden und Nordosten Syriens
dem Einfluss des Iran entgegenzuwirken.

Der Krieg gegen den IS war von Anfang an nur ein Vorwand. Das eigentliche
Ziel besteht darin, Präsident Baschar al-Assad zu stürzen und einen
Regimewechsel in Damaskus durchzusetzen. Dieses Ziel ist wiederum nur ein
Mittel zum Zweck, um den iranischen und russischen Einfluss in Syrien
zurückzudrängen. Die USA unterhalten 2.000 Soldaten in Syrien. Sie haben
keineswegs die Absicht, den IS zu zerstören, sondern garantieren in
Wirklichkeit die Sicherheit von tausenden bewaffneten IS-Kämpfern.
Russischen Angaben zufolge werden die IS-Kämpfer ausgebildet und in die
Assad-feindlichen Kräfte [1] integriert.

Unter dem Druck, erklären zu müssen, warum US-Truppen weiter in Syrien
bleiben, verplapperte sich Satterfield: "Wir sind sehr über die Aktivitäten
des Iran und über sein Potential besorgt, mehr Material nach Syrien zu
transportieren. Im Moment würde ich lieber nicht weiter darauf eingehen."
Mit anderen Worten bereitet sich die Trump-Regierung auf einen Krieg in
Syrien vor, um Teherans Verbündeten Assad zu stürzen. Dieser Krieg könnte
schnell zu einem breiteren Konflikt mit dem Iran und möglicherweise mit
Russland führen.

Gleichzeitig müssen die USA mit türkischen Militäraktionen rechnen, und
diese könnten schnell das Ende der Pläne für eine pro-amerikanische Zone in
Syrien bedeuten. Das Nato-Partnerland Türkei ist zutiefst beunruhigt über
Verbindungen der YPG zur separatistischen kurdischen Arbeiterpartei (PKK),
die es als Terrorgruppe definiert und schon seit langem bekämpft. Vor drei
Monaten überschritten türkische Truppen die Grenze zu Syrien nahe der von
der YPG kontrollierten Enklave Idlib im Norden Syriens.

Ibrahim Kalin, Sprecher des türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan,
beschuldigte die USA am Wochenende: "Sie unternehmen beunruhigende
Schritte, um diese Organisation [die YPG] zu legitimieren und in der Region
zu verankern." Er warnte: "Das kann unmöglich akzeptiert werden." Die
Türkei werde "weiter gegen jede Terrororganisation diesseits und jenseits
ihrer Grenzen kämpfen, egal, wie sie heißt oder wie sie aussieht".

Erdogan verurteilte die amerikanische Unterstützung für die YPG und
erklärte am Wochenende: "Die USA haben 4.900 LKW mit Waffen nach Syrien
geschickt. Wir wissen das. So handeln keine Verbündeten." Auf einer
Kundgebung am Montag bekräftigte er seine Entschlossenheit, die kurdische
Miliz zu besiegen. "Wir haben unsere Vorbereitungen abgeschlossen", sagte
er. "Die Operation kann jederzeit beginnen." Erdogan beschuldigte die USA,
"an unserer Grenze eine Terrorarmee zu schaffen", und fügte hinzu: "Wir
müssen diese Terrorarmee im Keim ersticken."

Die syrische Regierung verurteilte das Projekt einer amerikanischen
Grenztruppe als "groben Angriff" auf die Souveränität des Landes. Die
staatliche Nachrichtenagentur SANA zitierte einen Sprecher des
Außenministeriums mit den Worten, dass die Armee entschlossen sei, "die
Verschwörung der USA zum Scheitern zu bringen, die Präsenz der USA, ihre
Agenten und Werkzeuge, zu vertreiben, die volle Kontrolle über das ganze
Territorium Syriens wieder herzustellen und die Souveränität des Landes zu
verteidigen".

Der russische Außenminister Sergei Lawrow beschuldigte die USA gestern,
Syrien spalten zu wollen. Er erklärte: "Die USA wollen Syrien nicht in
seinen heutigen Grenzen erhalten." Die Washingtoner Regierung unterstütze
die Syrian Democratic Forces dabei, "mehrere Grenzsicherheitszonen
einzurichten".

Lawrow erklärte: "Das bedeutet, dass weite Landstriche entlang der
türkischen und der irakischen Grenze, d.h. die Gebiete östlich des Euphrat,
isoliert werden. Die Beziehungen zwischen den Kurden und den Arabern sind
dort teils schwierig. Die Befürchtung besteht, dass Syrien in mehrere Teile
zerstückelt wird."

Wladimir Schmanow, der Vorsitzende des Verteidigungsausschusses der
russischen Staatsduma, warnte, dass Russland auf eine Grenztruppe in Syrien
reagieren werde, denn eine solche würde die russischen Interessen ganz
unmittelbar verletzen. "Wir und unsere Kollegen werden sicherlich Schritte
unternehmen, um die Situation in Syrien zu stabilisieren", sagte er.

Die Ankündigung der USA, eine 30.000 Mann starke Truppe auszubilden und
auszurüsten, ist ein verzweifelter Versuch, ihre Position in Syrien zu
halten. Diplomatisch zieht offenbar die Regierung in Moskau, und nicht
diejenige in Washington, die Fäden bei den Verhandlungen über Syrien. Ende
des Monats soll auf einer Konferenz in Sotchi über die Zukunft des Landes
verhandelt werden.

Militärisch erleiden die von den USA unterstützten Anti-Assad-Milizen eine
Niederlage nach der anderen, und zwar nicht nur wegen der russischen und
iranischen Unterstützung für die syrische Armee, sondern besonders auch
wegen der breiten Feindschaft in der Bevölkerung gegen die reaktionären,
mit al-Qaida verbündeten Elemente, die mit amerikanischer Unterstützung
vorgehen.

Die letzte größere Enklave unter Kontrolle der syrischen Opposition in
Idlib steht seit Anfang des Jahres unter schwerem Beschuss der
Regierungstruppen. Inmitten dieser instabilen Gemengelage melden die USA
ihre Ansprüche an, indem sie eine neue große Stellvertreterarmee ausbilden
und bewaffnen wollen. Damit verstärken sie die Gefahr eines größeren Kriegs
in der Region.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/12/29/syri-d29.html
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IMI/836: Gegen den Frieden sondiert!


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/002 vom 17. Januar 2018

Gegen den Frieden sondiert!

Die Große Koalition zur Aufrüstung

von Jürgen Wagner



Am kommenden Wochenende werden die Delegierten beim SPD-Parteitag über die
Aufnahme von Koalitionsverhandlungen mit der CDU abstimmen. Während
vielerorts - völlig zurecht - argumentiert wird, die Sozialdemokraten
hätten sich in den meisten sozial- und wirtschaftspolitischen Fragen
ziemlich unterbuttern lassen, wird den friedens- bzw. militärpolitischen
Passagen des Sondierungspapiers [1] leider wenig bis keine Beachtung
geschenkt.

Das Sondierungspapier beginnt mit Absätzen zur Europäischen Union, die als
"historisch einzigartiges Friedens- und Erfolgsprojekt" bezeichnet wird,
das allerdings aufgrund zunehmender Großmachtkonflikte gezwungen sei, sein
"Schicksal mehr als bisher in die eigenen Hände [zu] nehmen." Hierfür müsse
die "europäische Außen- und Sicherheitspolitik [...] im Sinne einer
Friedensmacht Europa gestärkt werden." Und zu diesem Zweck wolle man vor
allem die "Zusammenarbeit bei der Sicherheits- und Verteidigungspolitik
(PESCO) stärken." Das "historische Friedensprojekt" und die "Friedensmacht"
EU in einem Atemzug mit einer Stärkung von PESCO zu nennen, dem aktuell
wohl wichtigsten Projekt zur Militarisierung der EU, ist man zwar gewöhnt,
macht es aber dadurch nicht unbedingt besser (siehe zu PESCO IMI-Standpunkt
2017/036 [2]). Darüber hinaus lehnt man zwar "völkerrechtswidrige Tötungen
durch autonome Waffensysteme" ab, will aber gleichzeitig "im Rahmen der
europäischen Verteidigungsunion die Entwicklung der Euro-Drohne
weiterführen."

Weiter findet sich in dem Papier die Absichtserklärung, die Waffenausfuhren
eindämmen zu wollen: "Wir schränken die Rüstungsexporte weiter ein,
schärfen die Rüstungssexportrichtlinien aus dem Jahr 2000 und reagieren
damit auf die veränderten Gegebenheiten." Hier handelt es sich schon um
eine recht weitreichende Realitätsverzerrung, schließlich sind die
Exortgenehmigungen während der letzten GroKo nahezu jedes Jahr angestiegen
und haben mit über 10.500 im Jahr 2016 fast ein Allzeithoch erreicht. Wie
ernst es den Sozialdemokraten damit ist, die "Rüstungsexporte
einzuschränken", zeigt aktuell unter anderem ein Bericht von Report München
[3] vom 16. Januar 2018. Der Praxis, deutsche Exportrichtlinien durch
Firmenniederlassungen im Ausland zu umgehen, könne rechtlich Einhalt
geboten werden, so Report. Dies werde von Linke und Grünen befürwortet, von
CDU/CSU und AfD abgelehnt - interessant ist dabei die Haltung der SPD, die
wohl zunächst abwarten will, ob sie sich bald in der Regierung wiederfindet
oder nicht, bevor sie Versprechungen macht, von denen eh nicht beabsichtigt
wird, sie in Regierungsverantwortung umzusetzen: "Waffenexporte in
Krisenregionen über ausländische Tochterfirmen wie jene des
Rheinmetall-Konzerns könnte der Gesetzgeber beschränken. Zu diesem Ergebnis
kam vor kurzem der Wissenschaftliche Dienst des Bundestags in zwei
Gutachten. [...] Und die SPD-Fraktion? Die Sozialdemokraten im Bundestag
verwiesen zunächst an den SPD-Parteivorstand, der wiederum zurück an die
Fraktion verwies. Am Ende teilte die Pressestelle mit, man könne die Fragen
von report München nicht beantworten."

Ein weiterer großer Teil der militärpolitischen Passagen im
Sondierungspapier beschäftigt sich mit den aktuellen Bundeswehr-Einsätzen.
Der aktuelle Anti-IS-Einsatz, bei dem kurdische Peschmerga-Kämpfer durch
die Bundeswehr "ertüchtigt", also aufgerüstet und ausgebildet werden, soll
augenscheinlich verstetigt und auf weitere Teile des Irak ausgedehnt
werden. Man wolle das "Mandat zur umfassenden Stabilisierung und zur
nachhaltigen Bekämpfung des IS-Terrors insbesondere durch capacity building
weiterentwickeln." Auch die Bundeswehr-Beteiligung an der "UN-mandatierte
Mission MINUSMA in Mali wird fortgesetzt." Der eigentliche Kracher ist aber
die Erhöhung des aktuell 980 Soldaten umfassenden Bundeswehr-Kontingentes
für die Resolute Support Mission der NATO in Afghanistan. Während dies noch
vor nicht allzu langer Zeit recht deutlich abgelehnt worden war, heißt es
nun lapidar, man müsse die "Zahl der eingesetzten Soldatinnen und Soldaten
zum Schutz der Ausbilder erhöhen."

Und weil dies alles eine Menge Geld kosten wird, soll der Etat der Truppe
ungeachtet der ohnehin schon üppigen Steigerungen der letzten Jahre weiter
aufgestockt werden. Direkt aus dem Sondierungspapier selbst geht dies nicht
hervor, darin ist "nur" die Rede davon, Entwicklungshilfe und
Rüstungshaushalt zusammen um 2 Mrd. Euro zwischen 2018 und 2021 aufstocken
zu wollen. Damit ist aber nur ein Teil der Ausgabenerhöhungen benannt,
worauf unter anderem Reuters [4] hinweist: "Tatsächlich kann die Truppe
aber mit einem deutlich höheren Zuschlag rechnen, der in der Einigung
allerdings nur versteckt auftaucht: [...] Das Entscheidende ist dabei der
Verweis auf den 51. Finanzplan: Er hat zwar auch keine bindende Wirkung,
ist aber die Absichtserklärung der bisherigen großen Koalition, wie sie
sich die Entwicklung des Bundeshaushalts in den vier Jahren von 2018 bis
2021 vorstellt. Für den Wehretat sieht der Finanzplan für diesen Zeitraum
eine Steigerung um knapp neun Milliarden Euro auf 42,4 Milliarden Euro vor.
Sollte es zu einer Neuauflage der großen Koalition kommen, kann die
Bundeswehr also mit einer Aufstockung ihres Budgets um neun Milliarden Euro
plus ihrem Anteil an den zwei Milliarden Euro für Verteidigung und
Entwicklungshilfe rechnen."

Trotz dieser saftigen Zuwächse schalteten sich die üblichen Verdächtigen
mit scharfer Kritik in die Debatte ein. Andre Wüstner etwa, der Chef des
Bundeswehrverbandes, kritisierte, die Budgetplanung gehe auf "Kosten
unserer Verlässlichkeit und Bündnisfähigkeit - und damit auf Kosten der
Sicherheit Deutschlands. Das ist unverantwortlich." Es ist also davon
auszugehen, dass in den kommenden Monaten von interessierten Kreisen weiter
mächtig Druck auf weitere Erhöhungen des Rüstungshaushaltes gemacht werden
wird. Ob hier also mit den Sondierungsbeschlüssen schon das Ende der
Fahnenstange erreicht ist, ist keineswegs sicher. Sicher ist dagegen aber
eins: Sollte es zu einer Großen Koalition kommen, wird dies eine Große
Koalition zur Aufrüstung sein.


Anmerkungen:

[1] http://www.zeit.de/politik/deutschland/2018-01/Gesamtdokument-Stand-121-1-10-15.pdf

[2] http://www.imi-online.de/2017/11/14/pesco-historischer-ruestungsschub/

[3] https://www.br.de/nachrichten/ruestungsindustrie-rheinmetall-waffenexporte-104.html

[4] https://de.reuters.com/article/deutschland-haushalt-bundeswehr-sondieru-idDEKBN1F60RJ
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FORSCHUNG/131: Pioniere des Medienwandels - Forscher untersuchen die Quantified-Self- und Maker-Bewegung (idw)


Universität Bremen - 17.01.2018

Pioniere des Medienwandels: 

Forscher untersuchen die Quantified-Self- und Maker-Bewegung



Mit knapp 460.000 Euro fördert die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
ein dreijähriges Projekt an der Universität Bremen zum Einfluss
internationaler Pioniergemeinschaften auf die gesellschaftliche
Verbreitung und Entwicklung digitaler Medien. Die Wissenschaftler erhoffen
sich dadurch auch, zukünftige Entwicklungen in diesem Bereich zu erkennen.

Im vergangenen Jahrzehnt haben sich weltweit medienbezogene
Pioniergemeinschaften entwickelt. Sie sind sowohl soziale Bewegungen
als auch Denkfabriken und streben danach, den Wandel von Medien, Kultur
und Gesellschaft zu beeinflussen. Markante Beispiele hierfür sind die
Quantified Self- und Maker-Bewegung: Bei der Quantified-Self-Bewegung
stehen digitale Praktiken der Selbstvermessung im Vordergrund. Die
Maker-Bewegung zielt unter anderem in offenen Werkstätten - sogenannten
MakerSpaces - auf die kollaborative Entwicklung digital gestützter,
selbstorganisierter Produktions- und Herstellungsweisen. Die
Wissenschaftler der Universität Bremen wollen nun vergleichend für
Deutschland und Großbritannien untersuchen, wie diese ursprünglich aus
den USA stammenden Pioniergemeinschaften länderübergreifend agieren, und
welchen Einfluss sie auf die gesellschaftliche Verbreitung und Entwicklung
digitaler Medien haben.

Ein Blick in die Zukunft



"Pioniergemeinschaften wie die Quantfied-Self- und Maker-Bewegung sind
Ideenlabore des Medienwandels", sagt Projektleiter Professor Andreas
Hepp vom Zentrum für Medien-, Kommunikations- und Informationsforschung
(ZeMKI) der Universität Bremen: "In der Forschung zu dem, was diese
Pioniere machen, lassen sich Möglichkeiten der zukünftigen Entwicklung
erfassen". Weit bevor beispielsweise Selbstvermessung mit Fitness-Trackern
und Smart-Watches zu einem Alltagsphänomen geworden ist, hat haben die
Pioniere der Quantified-Self-Bewegung damit experimentiert. Heute loten sie
neue Potenziale einer datenbasierten Lebensführung aus. Über die
Maker-Bewegung haben sich 3-D-Druck und andere digital basierte Formen der
Produktion verbreitet.

Mehrdimensionaler Forschungsansatz



Insgesamt wird das Projekt von der DFG mit knapp 460.000 Euro gefördert.
Die Wissenschaftler wollen sich auf drei verschiedenen Ebenen mit den
Pioniergemeinschaften auseinandersetzen: Als erstes rekonstruieren sie
vergleichend die Netzwerke der Quantified-Self und Maker-Bewegung sowie
deren Machtbeziehungen und Einflüsse. Danach untersuchen sie die in
den Bewegungen verbreiteten Vorstellungen von Gemeinschaft und von den
Möglichkeiten des gesellschaftlichen Wandels durch Technologien. Darüber
hinaus erforschen die Wissenschaftler die öffentliche Berichterstattung
über die Pioniergemeinschaften und damit den Einfluss, den diese indirekt
über die traditionellen Medien entfalten.

Kooperation zwischen Bremen und Hamburg



Die Forschung für das Projekt wird in Deutschland und Großbritannien
vor allem in Berlin und London, den europäischen Knotenpunkten der
Quantified-Self- und Maker-Bewegung, durchgeführt. Zusätzlich widmet sich
das Team um Andreas Hepp der amerikanischen Bay Area um San Francisco und
New York als Ursprungsorten der Gemeinschaften sowie ausgewählten
europäischen Events. Dabei arbeiten die Wissenschaftler in enger
Kooperation mit dem Forschungsverbund "Kommunikative Figurationen" der
Universitäten Bremen und Hamburg sowie des Hans-Bredow-Instituts für
Medienforschung in Hamburg.


Weitere Informationen:

www.kommunikative-figurationen.de/de/projekte/pioneer-communities.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution59

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bremen, Kristina Logemann, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/948: WDR 3 - Der schottische Schriftsteller John Burnside, 20.+21.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"Jenes Himmelsflackern in unseren Knochen"

Der schottische Schriftsteller John Burnside

Von Tobias Wenzel

Produktion: WDR 2018

WDR 3 Kulturfeature

Samstag, 20.01.2018, 12.04 - 13.00 Uhr, WDR 3

(Wdh.), 21.01.2018, 15.04 - 16.00 Uhr, WDR 3



Mit einem autobiographischen Buch über seinen Vater, der ein
gewalttätiger Alkoholiker war, wurde der Schriftsteller John Burnside
bekannt. Auch im Interview zeigt Burnside die frühen Verwundungen und
flieht, begleitet vom Radioautor, aus der Stadt seiner Kindheit.

Eigentlich war John Burnside neugierig darauf, nach Jahrzehnten zum
ersten Mal wieder nach Cowdenbeath zu fahren, um die vom Bergbau
geprägte Stadt seiner Kindheit gemeinsam mit dem Radioautor zu
erkunden. Aber als die beiden dort ankommen, nimmt das Interview eine
unvorhergesehene Wendung: Der schottische Schriftsteller will nicht
aus dem Auto aussteigen, weil ihm der Ausflug nicht mehr geheuer ist.
Obwohl auch noch die Bremsen versagen, fährt er mit hoher
Geschwindigkeit wieder davon. Möglichst schnell weg von dem Ort, mit
dem vor allem die Erinnerung an seinen gewalttätigen Vater verbunden
ist. Den hat John Burnside sehr eindrücklich in seinem Buch "Lügen
über meinen Vater" porträtiert.

Im Garten seines Hauses auf dem schottischen Land erscheint Burnside
dem Radioautor wie ausgewechselt. Der Schriftsteller ruht in sich. Er
erweist sich im Umgang wie in seinen Texten als hellwacher
Zeitgenosse, als Sinnenmensch, der feinste Antennen für seine Umwelt
ausgebildet hat. Nachts, erzählt Burnside, wandert er im Haus umher,
lauscht den Stimmen der Toten. Tagsüber steht er manchmal am äußersten
Rand seines Gartens, an der Grenze zwischen zivilisierter Welt und
ungebändigter Natur, und hält Ausschau nach wilden Tieren. Eine
Szenerie, die man aus seinen Gedichten kennt. Über allen seinen
Texten, auch über jenen Romanen, in denen es grausam zugeht, schwebt
eine sanfte Sehnsucht nach Glück, ein Warten "auf jenes
Himmelsflackern in unseren Knochen, / das beinahe Fliegen ist."


Literaturhinweise:

John Burnside: Ashland & Vine. Aus dem Englischen von Bernhard Robben.
Knaus Verlag, München 2017, 416 Seiten, 24,00 Euro

John Burnside: Lügen über meinen Vater. Aus dem Englischen von
Bernhard Robben. Knaus München 2017, 384 Seiten, 10,00 Euro

John Burnside: Wie alle anderen. Aus dem Englischen von Bernhard
Robben. Knaus München 2016. 317 Seiten, 19,99 Euro

John Burnside: Anweisungen für eine Himmelsbestattung. Ausgewählte
Gedichte. Aus dem Englischen von Iain Galbraith. Hanser München 2016.
303 Seiten, 22,00 Euro

Redaktion: Imke Wallefeld
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MELDUNG/1629: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über neue Literatur aus Afrika, 20.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sturmtanz

Eine Lange Nacht über neue Literatur aus Afrika

Von Gaby Mayr

Lange Nacht

Samstag, 20. Januar 2018, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Salie sitzt in Straßburg vor dem Fernseher und verfolgt die
Europameisterschaft im Fußball, damit sie anschließend mit Madické im
Senegal am Telefon fachsimpeln kann. Der Fotograf Nev macht eine
Porträtaufnahme von Aurelia Mashilo, einer erfolgreichen
Geschäftsfrau, neben ihrem Briefkasten in Nymphengestalt. Salie und
Nev sind Romanfiguren und stammen aus Afrika. Sie nehmen ihr Publikum
mit in afrikanische Welten jenseits von Hunger, Krieg und
Katastrophen. Schriftstellerinnen und Autoren aus Afrika erzählen
Geschichten voller Spannung und Witz, aus ungewöhnlichen Blickwinkeln
und mit überraschenden Auflösungen. Sie sind neue, starke Stimmen auf
der Bühne der Weltliteratur.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2459: Deutschlandfunk - Das DJ-Duo Super Flu, 20.1.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Das DJ-Duo Super Flu

Samstag, 20. Januar 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Feliks Thielemann und Mathias Schwarz, das sind die beiden Musiker aus
Halle an der Saale, die sich hinter dem Künstlernamen Super Flu
verbergen. Vor 14 Jahren kreuzten sich ihre Wege, und seitdem sind sie
als Duo unterwegs, als DJ-Produzenten-Komponisten-Duo, das in den
Jahren mit seinem unverwechselbaren Sound ein fester Bestandteil der
Technoszene geworden ist. Inzwischen sind beide weltweit tätig. Man
ist in Clubs genauso präsent wie auf heimischen Festivals. Mit den
Dortmunder Philharmonikern und dem Nationaltheater-Orchester Mannheim
führte Super Flu eigene Werke mit einer Mischung von elektronischen
Klängen und sinfonischer Musik auf und holte so erstmals sein Publikum
auch in den Konzertsaal.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Januar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2458: Kulturradio WDR 3 sendet live aus der New Yorker MET, 20.1.-14.4.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. Januar
2018

Kulturradio WDR 3 sendet live aus der New Yorker MET



WDR 3 nimmt Opernfans mit in die berühmte Metropolitan Opera (MET).
Die Samstagnachmittag-Vorstellungen in New York gehen in die 86.
Saison - und das Kulturradio WDR 3 sendet ausgewählte Opern live. Dank
Zeitverschiebung können sich die Hörerinnen und Hörer zur idealen
Sendezeit um 19 Uhr auf fünf hochkarätige Werke in Star-Besetzung
freuen.

Im Januar überträgt WDR 3 die exotische Oper "Thaïs" von Jules
Massenet. Ein in Deutschland selten zu hörendes Meisterwerk, dessen
französische Musiksprache Dirigent Emmanuel Villaume herausarbeiten
wird. Im Februar erleben die Hörerinnen und Hörer in WDR 3 den
kanadischen Dirigenten Yannick Nezet-Seguin mit seiner Interpretation
von Richard Wagners "Parsifal". Ihm zur Seite stehen die berühmten
Bayreuth-Sänger Klaus Florian Voigt und Evelyn Herlitzius. Im März
sendet das Kulturradio WDR 3 Giacomo Puccinis "Madame Butterfly" mit
dem Dirigenten Marco Armiliato, der seit vielen Jahren der Fachmann
fürs Italienische ist. Und für die Freundinnen und Freunde der Wiener
Klassik gibt es Mozarts "Cosí fan tutte".

Den krönenden Abschluss der MET-Radio-Saison in WDR 3 macht Giuseppe
Verdi mit seiner Oper "Luisa Miller" nach Friedrich Schiller. Und die
ist selbst für MET-Verhältnisse prominent besetzt: Am Pult steht
diesmal Bertrand de Billy, einer der derzeit renommiertesten
Operndirigenten. In den Hauptrollen glänzen zwei der im Moment
gefragtesten Opernsänger der Welt: Sonya Yoncheva und Piotr Beczala -
an der Seite von Altmeister Placído Domingo, der den Vater der Luisa
spielt.


Die WDR 3 Sendetermine der Live-Opernübertragungen aus der
MET im Überblick:

WDR 3 Oper live, Samstag, 20.01.2018, 19:00-22:30 Uhr: Massenet: Thaïs

WDR 3 Oper live, Samstag, 17.02.2018, 19:00-24:00 Uhr: Wagner:
Parsifal

WDR 3 Oper live, Samstag, 03.03.2018, 19:00-22:30 Uhr: Puccini: Madame
Butterfly

WDR 3 Oper live, Samstag, 31.03.2018, 19:00-23:00 Uhr: Mozart: Cosí
fan tutte

WDR 3 Oper live, Samstag, 14.04.2018, 19:00-23:00 Uhr: Verdi: Luisa
Miller

Infos auf wdr3.de & über das WDR 3-Hörertelefon 0221 56789 333

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Januar 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2457: WDR 3 - Kammerkonzert der Orchester-Akademisten, 19.1.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR Sinfonieorchester: Kammerkonzert der Orchester-Akademisten

Aufnahme vom 25. November 2017 aus dem Kölner Funkhaus

Moderation: Sabine Weber

WDR 3 Konzert

Freitag, 19.01.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Die Stipendiaten der Orchesterakademie des WDR Sinfonieorchesters
stellen sich vor: Gemeinsam mit ihren Mentoren aus dem Orchester
spielen sie Kammermusik in bunten Besetzungen.

Seit 2014 vergibt die Orchesterakademie des WDR Sinfonieorchesters
zweijährige Stipendien. Die jungen Musikerinnen und Musiker dürfen
nicht älter als 26 Jahre alt sein, müssen ein abgeschlossenes
Musikstudium vorweisen und dürfen sich mit erfahrenen Mitgliedern des
Orchesters als Mentoren an der Seite professionalisieren. Sie spielen
im großen Orchester mit. Aber auch Kammermusik gehört zur
Professionalisierung dazu. Die aktuelle Generation stellt sich in
einem Funkhauskonzert mit ungewöhnlichen Kammermusikformationen vor.
Die Mentoren aus dem WDR Sinfonieorchester ergänzen die Ensembles.

Camille Saint-Saëns

Fantasie, op. 124 für Violine und Harfe

Karl Amadeus Hartmann

Kleines Konzert für Streichquartett und Schlagzeug

Ludwig van Beethoven

Septett Es-dur, op. 20

Georgeta Iordache und Valentin Ungureanu, Violine; Jannis Hoesch,
Viola; Cécile Beutler, Violoncello; Lars Radloff, Kontrabass; Andreas
Langenbuch, Klarinette; Mathis Stier, Fagott; Cathy Putnam, Horn;
Anaëlle Tourret, Harfe; Kevin Anderwaldt, Schlagzeug

Nach der Sendung: Das Konzert zum Nachhören im WDR 3 Konzertplayer

Redaktion: Michael Breugst

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. Januar 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100
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POLITIK/1898: Landtagsdebatte - Notfallambulanzen sollen entlastet werden (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 12/2017

Landtagsdebatte

Ziel: Entlastung für Notfallambulanzen

von Dirk Schnack



Schleswig-Holstein will die Öffnungszeiten für Anlaufpraxen an den
Krankenhäusern verlängern. Bundesratsinitiative, damit das Gesetz
entsprechend geändert wird.


Anlauf- und Portalpraxen an Krankenhäusern sollen künftig auch
zu Sprechstundenzeiten der Vertragsärzte öffnen dürfen. Dieses Ziel
hat eine Bundesratsinitiative, zu der sich die Jamaika-Koalition in
Schleswig-Holstein im vergangenen Monat entschlossen hat.

In den Tagen zuvor hatte das Thema den Weg aus den Fachmedien heraus
in die Publikumspresse gefunden. Grund für die gestiegene
Aufmerksamkeit ist die seit Jahren wachsende Zahl an Patienten in den
Notfallambulanzen an den Krankenhäusern. Am 15. November schließlich
beschäftigte sich auch der Kieler Landtag mit dem Thema. Die
Gesundheitspolitiker waren sich in der Diskussion einig, dass etwas
passieren muss. "Dieser Zustand belastet sowohl das medizinische
Personal als auch die Patientinnen und Patienten. Das darf so nicht
bleiben", sagte etwa Hans Hinrich Neve, gesundheitspolitischer
Sprecher der CDU. Ärztin Dr. Marret Bohn, gesundheitspolitische
Sprecherin der Grünen, stellte klar: "Es ist wichtig, dass schwere
Notfälle schnell behandelt werden. Sonst kommt es zu viel zu langen
Wartezeiten."

Auch Schleswig-Holsteins Gesundheitsminister Dr. Heiner Garg (FDP)
bezeichnete den Handlungsbedarf als "unstrittig" und sprach von einem
Anstieg der Zahlen um fünf Prozent. Daraus resultiere ein Mehraufwand
durch die erforderliche Selektion von echten Notfällen, die Behandlung
nicht akuter Fälle und das Heranziehen von Fachärzten bzw. in der
weiteren Folge durch Doppelbefundungen durch Überweisung an
niedergelassene Ärzte. Folge der Einigkeit war folgender Antrag der
Regierungskoalition:

1. Der Schleswig-Holsteinische Landtag bittet die Landesregierung,
eine Bundesratsinitiative zur Änderung des SGB V mit dem Ziel zu
starten, den Regelbetrieb von Anlauf- oder Portalpraxen in
Krankenhäusern auch während der vertragsärztlichen Sprechstundenzeiten
zu ermöglichen. Hierbei sollen regionale Konzepte und Hinweise der
medizinischen Fachgesellschaften berücksichtigt werden.

2. Darüber hinaus wird die Landesregierung gebeten, sofern die
gesetzliche Grundlage geschaffen wurde, Modellprojekte zu initiieren
und sich mit den Trägern von Portal- oder Anlaufpraxen zu beraten, in
welchem Rahmen und mit welchen Schritten die intersektorale
Zusammenarbeit auszubauen ist. Hierzu soll auch geprüft werden, wie
die Umsetzung und der Ausbau von Integrierten Notfallzentren (INZ) mit
einer vorgelagerten Triage-Zone gestaltet werden können. Hierbei ist
auf eine interdisziplinäre Koordinierung und enge Zusammenarbeit
zwischen den Portal- und Anlaufpraxen und den Krankenhäusern zu
achten.

3. Die Landesregierung wird weiter gebeten, gemeinsam mit den Akteuren
in Schleswig-Holstein zu prüfen, wie die Zusammenarbeit und die
Anwendung bereits vorhandener Kommunikationswege (Notrufnummer 112 und
Notfallnummer des Kassenärztlichen Bereitschaftsdienstes 116 117)
verbessert und nachhaltig gestärkt werden können. Um eine dauerhafte
Vernetzung dieser Notrufnummern zu erreichen, soll das Ziel sein, ein
Modellprojekt für Schleswig-Holstein auf den Weg zu bringen.

In Schleswig-Holstein gibt es derzeit 33 Anlaufpraxen sowie weitere
zwölf für pädiatrische Fälle. Bislang schreibt der Gesetzgeber vor,
dass diese Anlaufpraxen nur während der sprechstundenfreien Zeiten
geöffnet haben dürfen. "Diese zeitliche Beschränkung ist aus meiner
Sicht der entscheidende Verbesserungsbedarf dieses insgesamt sehr
bewährten Konzepts. Die Inanspruchnahme der Notfallambulanzen durch
nicht akut behandlungsbedürftige Patienten stellt auch zu üblichen
Praxisöffnungszeiten ein zunehmendes Problem dar", sagte Garg.
Zugleich erhofft er sich eine Weiterentwicklung der Anlaufpraxen zu
Portalpraxen, in denen niedergelassene Ärzte und Klinikkollegen
gemeinsam arbeiten und so Wissen und Erfahrung aus der ambulanten und
stationären Versorgung bündeln.

Die Behandlung in den Portalpraxen hätte lediglich den Umfang einer
ambulanten Notfallbehandlung. "Ziel ist explizit kein Angebot, das den
Praxisbesuch voll ersetzt", sagte Garg. Er sieht in der Bündelung von
Arztkapazitäten über die Sektoren hinweg auch die Chance, die
Bereitschaftsdienstversorgung im ländlichen Raum zu verbessern und
damit Niederlassungen in der Fläche attraktiver zu machen.
Ausdrücklich lobte Garg bisherige Bemühungen der Akteure in
Schleswig-Holstein, den steigenden Andrang zu kanalisieren. Als
Beispiel nannte er gemeinsame Empfangstresen von Notfallambulanzen und
Anlaufpraxen. Diese gibt es wie berichtet bereits im Heider
Westküstenklinikum und in der imland Klinik Rendsburg, in der
Entwicklung befindet sich das Modell nach Angaben des Kieler
Gesundheitsministeriums noch in Neustadt und in Westerland auf Sylt.

Unterstützt wurde der Antrag der Regierungskoalition auch von den
Oppositionsparteien SSW und AfD. Die SPD stimmte nicht zu, sieht aber
ebenfalls Handlungsbedarf. Gesundheitspolitikerin Birte Pauls hätte
sich eine umfassendere Lösung gewünscht. "Wenn wir die Sektorengrenzen
überwinden wollen, muss das mit allen Akteuren gut abgestimmt, logisch
und gründlich passieren und nicht im Schnellschuss allein mit
Öffnungszeiten oder regionalen Konzepten. Eine umfassende Lösung ist
dringend geboten, aber dafür reichen Öffnungszeiten, von denen wir gar
nicht wissen, wie wir sie bei dem vorhandenen Fachkräftemangel
besetzen sollen, bei Weitem nicht aus", sagte Pauls. Sie regte an,
über Polikliniken, einen Facharzt für Notfallmedizin und längere
Praxisöffnungszeiten von Hausärzten nachzudenken.


116 117

Diese bundesweite Telefonnummer ist vielen Menschen in Deutschland
noch nicht bekannt. Über diese Nummer bekommen Menschen auch außerhalb
der Sprechzeiten in dringenden Fällen ärztliche Hilfe.

Der ärztliche Bereitschaftsdienst steht montags, dienstags und
donnerstags von 18 bis 8 Uhr, mittwochs und freitags von 13 bis 8 Uhr
sowie samstags, sonntags und feiertags rund um die Uhr zur Verfügung.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 12/2017
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2017/201712/h17124a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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INFEKTION/1704: Europäisches Forschungsteam trickst Ebolavirus aus (idw)


Philipps-Universität Marburg - 15.01.2018

Europäisches Forschungsteam trickst Ebolavirus aus



Ein künstlich hergestellter Hemmstoff bremst die Vermehrung des
Ebolavirus; er könnte die Entwicklung eines Arzneimittels ermöglichen, das
gegen die lebensbedrohliche Ebolaseuche hilft. Das hofft eine
Forschungsgruppe europäischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
aufgrund von Experimenten, mit denen das Virus daran gehindert wird, ein
Enzym der befallenen Zellen für eigene Zwecke zu missbrauchen. Das Team
berichtet in der aktuellen Onlineausgabe des Wissenschaftsmagazins
"Proceedings of the National Academy of Sciences of the United States of
America" sowie in der Fachzeitschrift "Molecular Cell" über seine
Ergebnisse.

Das Ebolavirus löst eine lebensbedrohliche Fiebererkrankung aus, die meist
zum Tode führt. "Die größte bekannte Ebolavirus-Epidemie endete im Jahr
2016 in Westafrika, nachdem sie mehr als 11.000 Todesopfer gefordert
hatte", sagt der Virologe Professor Dr. Stephan Becker von der
Philipps-Universität Marburg, Seniorautor der neuen Veröffentlichungen; "bislang
gibt es kein Heilmittel gegen den Erreger". In einem Projekt des Deutschen
Zentrums für Infektionsforschung (DZIF) tat sich Beckers Marburger
Arbeitsgruppe mit Zellbiologen und Biochemikern aus Dänemark und Irland
zusammen, um diese Forschungslücke zu schließen. Die Studie eröffnet neue
Möglichkeiten, das Ebolafieber zu behandeln, indem sie ein Zielmolekül
identifiziert, an dem künftige Therapeutika ansetzen könnten.

Das vireneigene Protein VP30 nimmt eine Schlüsselstellung in der
Vermehrung von Ebolaviren ein: Je nachdem, in welcher chemischen Form das
Protein vorliegt, fördert es entweder die Vermehrung des gesamten
Virenerbguts oder sorgt dafür, dass die einzelnen Virengene abgelesen
werden, damit die Genprodukte in Proteine übersetzt werden.

Das Umschalten von der einen Funktion auf die andere erfolgt, indem sich
chemische Anhängsel an bestimmte Stellen von VP30 anheften; bei diesen
Anhängseln handelt es sich um Phosphatgruppen. Sind die Schlüsselstellen
von VP30 dephosphoryliert, also phosphatfrei, werden andere
Virusfunktionen aktiviert, als wenn diese Stellen besetzt sind.

Doch wer ist dafür verantwortlich, die Anhängsel anzubringen und wieder zu
entfernen? Das war bislang unbekannt. Becker und sein Team zeigen nun,
dass die Dephosphorylierung ausgerechnet von einem Enzym der befallenen
Wirtszelle besorgt wird, einer Phosphatase mit dem Namen PP2A-B56. Becker
spricht vom "Kidnapping" des Enzyms durch das Virus. Man könnte auch an
eine Zwangsverheiratung denken, bei der sich ein weiteres Virusprotein als
Kuppler beteiligt: Das Nukleoprotein NP.

Das Nukleoprotein verkuppelt die Phosphatase des Wirts und das Zielmolekül
VP30, indem es die beiden in räumlicher Nähe zueinander platziert, wie
einen Tischherrn zu seiner Tischdame. Für die zwei Partner gibt es hierfür
Kontaktstellen auf dem Nukleoprotein, die einander benachbart liegen.
Beide Partner passen zu ihrer Kontaktstelle auf dem Nukleoprotein wie ein
Stecker zur Steckdose.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler führten ausgeklügelte
Experimente durch, um zu zeigen, wie die Dephosphorylierung vor sich geht:
Das Forschungsteam erzeugte einen molekularen Doppelgänger, der ebensogut
in die Andockstelle der Phosphatase passt wie das Nukleoprotein. Der
Doppelgänger verdrängt das Nukleoprotein; dadurch kommt es zur Trennung
der Zwangspartner VP30 und PP2A-B56. Mit diesem Manöver verhindern die
Forscherinnen und Forscher, dass das Wirtsenzym die Phosphat-Anhängsel vom
Virusprotein VP30 entfernt.

Wie die experimentellen Ergebnisse belegen, vermehrt sich das Virus in
diesem Fall schlechter, als wenn VP30 mit der Wirts-Phosphatase in Kontakt
kommt. Je mehr Phosphatase-Hemmstoff man einsetzt, desto weniger
Genprodukte erzeugt das Virus; dadurch wird die Virenvermehrung stark
herabgesetzt. "Unsere Befunde zeigen, dass der künstlich hergestellte
Phosphatase-Hemmstoff die Infektion durch das Ebolavirus unterdrückt",
führt Beckers Mitarbeiterin Dr. Nadine Biedenkopf aus, eine der Ko-Autorinnen
der Publikation.

"Die Hemmung der Phosphatase könnte sich als eine Strategie anbieten, mit
der sich eine Ebolavirus-Infektion bekämpfen lässt", schreiben die
Autorinnen und Autoren. "Auf der Wirtsseite anzugreifen, bringt den
Vorteil mit sich, dass eine Resistenzentwicklung gegen die Hemmung weniger
wahrscheinlich ist, als wenn diese sich gegen ein Virenprotein richtet."
Zwar seien unerwünschte Nebenwirkungen zu erwarten, aber die Ausschaltung
wichtiger Protein-Phosphatasen werde bei anderen Erkrankungen bereits seit
Jahrzehnten erfolgreich angewendet.

Um neue Hemmstoffe gegen das Ebolavirus testen zu können, hat Beckers
Arbeitsgruppe außerdem ein Bildgebungsverfahren etabliert, mit dem sich
Bewegungen virenähnlicher Partikel durch lebende Zellen verfolgen lassen.
"Auch hiermit soll die Schnittstelle zwischen Virus und Zelle auf mögliche
Ziele für antivirale Wirkstoffe untersucht werden", erläutert Becker.

Professor Dr. Stephan Becker leitet das Institut für Virologie der
Philipps-Universität und ist Wissenschaftler im Deutschen Zentrum für
Infektionsforschung (DZIF). Das Marburger Institut verfügt über eines der
Labore mit dem höchsten Sicherheitsstandard in Europa, das Studien an
lebensgefährlichen Erregern wie Ebola- und Marburgvirus ermöglicht. Die
Studie wurde unter anderem durch den Marburger Sonderforschungsbereich
1021 der Deutschen Forschungsgemeinschaft finanziell gefördert.


Originalveröffentlichungen:

Thomas Kruse, Nadine Biedenkopf, Emil Peter Thrane Hertz & al.: The Ebola
Virus Nucleoprotein Recruits the Host PP2A-B56 Phosphatase to Activate
Transcriptional Support Activity of VP30, Mol. Cell 2017, DOI:
https://doi.org/10.1016/j.molcel.2017.11.034

Yuki Takamatsu, Larissa Kolesnikova & Stephan Becker: Ebola virus proteins
NP, VP35, and VP24 are essential and sufficient to mediate nucleocapsid
transport, Proc. Natl. Acad. Sci. USA 2018, DOI:
www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1712263115

Virologie im Marburger Unijournal, Herbst 2017: 

https://www.uni-marburg.de/de/universitaet/presse/uni-journal/journal/unijournal53

Deutsches Zentrum für Infektionsforschung (DZIF):

http://www.dzif.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg, Johannes Scholten, 15.01.2018
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SCHLAGANFALL/408: Therapieansatz - Kombination von Neuroroboter und Hirnstimulation aktiviert ungenutzte Nervenbahnen (idw)


Universitätsklinikum Tübingen - 16.01.2018

Therapieansatz: Kombination von Neuroroboter und Hirnstimulation aktiviert
ungenutzte Nervenbahnen



Nach einem Schlaganfall kann die Mehrzahl der Patienten den betroffenen
Arm und die Hand nicht mehr wie vorher einsetzen. Der Bedarf an effektiven
Therapien für Menschen, die anhaltend an diesen Ausfällen leiden, ist
groß. Tübinger Wissenschaftler haben eine neue Technologie entwickelt, die
ungenutzte Nervenbahnen vom Gehirn zur Hand aktiviert. Diese
Forschungsergebnisse können besonders für Schlaganfallpatienten mit
schwerwiegenden Lähmungen von Bedeutung sein. Jetzt hat das
wissenschaftliche Team um den Tübinger Neurochirurgen Professor Alireza
Gharabaghi dazu in dem Wissenschaftsmagazin Journal of Neuroscience
publiziert.

Mehr als hunderttausend Menschen, die jedes Jahr allein in Deutschland
einen Schlaganfall erleiden, können trotz neurologischer
Rehabilitationsmaßnahmen ihre betroffene Hand auch dauerhaft nicht wieder
im täglichen Leben einsetzen. Der Bedarf an effektive Therapien ist groß.

Zwei neue Ansätze sind dabei besonders vielversprechend und für Patienten
attraktiv, weil sie ganz ohne operativen Eingriff durchgeführt werden
können: Zum einen sind das Neuroroboter für die Rehabilitation,
sogenannten Gehirn-Maschine-Schnittstellen (englisch: Brain-Machine
Interface, BMI), die durch Hirnsignale gesteuert auch eine gelähmte Hand
öffnen und schließen können, wenn sich der Teilnehmer die entsprechende
Bewegung vorstellt. Zum anderen kann die transkranielle magnetische
Stimulation (TMS) zur nichtinvasiven Aktivierung genau der Hirnregionen,
die für diese Bewegungen zuständig sind, eingesetzt werden.

Vorangehende Tübinger Forschungsergebnisse haben gezeigt, dass jeder der
beiden Ansätze, getrennt voneinander eingesetzt, die Effektivität von
Nervenbahnen zur Hand verbessern kann (Kraus und Kollegen, 2016a,b).
Das Team um den Arzt und Neurowissenschaftler Alireza Gharabaghi konnte
jetzt erstmals nachweisen, dass die Kombination dieser beiden Methoden
auch bisher ungenutzte Nervenbahnen aktiviert (Kraus und Kollegen, 2018).
Dies gilt jedoch nur, wenn BMI und TMS gleichzeitig angewendet werden und
die Studienteilnehmer sich währenddessen die entsprechende Handbewegung
auch vorstellen.

Diese jetzt in der renommierten Fachzeitschrift Journal of Neuroscience
veröffentlichten Befunde sind insbesondere für Patienten, deren
Handfunktion vollständig ausgefallen ist, von Bedeutung. Erste Anwendungen
bei diesen schwer betroffenen Patienten bestätigen die Ergebnisse. Nun
soll, unterstützt von der Baden-Württemberg Stiftung, die Wirksamkeit
dieser neuen Therapieform in einer größeren Studie des
Universitätsklinikums Tübingen untersucht werden.


Publikationen

Kraus D, Naros G, Guggenberger R, Leäo MT, Ziemann U, Gharabaghi A.
Recruitment of additional corticospinal pathways in the human brain with
state-dependent paired associative stimulation. J Neurosci. 2018
https://doi.org/10.1523/JNEUROSCI.2893-17.2017

Kraus D, Naros G, Bauer R, Khademi F, Leäo MT, Ziemann U, Gharabaghi A.
Brain State-Dependent Transcranial Magnetic Closed-Loop Stimulation
Controlled by Sensorimotor Desynchronization Induces Robust Increase of
Corticospinal Excitability. Brain Stimul. 2016b May-Jun;9(3):415-424.
doi:10.1016/j.brs.2016.02.007.

Kraus D, Naros G, Bauer R, Leäo MT, Ziemann U, Gharabaghi A. Brain-robot
interface driven plasticity: Distributed modulation of corticospinal
excitability. Neuroimage. 2016a Jan 15;125:522-532.
doi:10.1016/j.neuroimage.2015.09.074.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution82

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Tübingen, Bianca Hermle, 16.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1220: Multidisziplinäre Studie regt neue Strategie zur Medikamentenentwicklung an (idw)


Heidelberger Institut für Theoretische Studien gGmbH - 15.01.2018

Multidisziplinäre Studie regt neue Strategie zur Medikamentenentwicklung
an



In einer Studie zu einem Zielprotein in der Krebsforschung haben
Wissenschaftler aus der akademischen und industriellen Forschung einen
ungewöhnlichen Zusammenhang zwischen der Flexibilität der Bindungsstellen
und der Verweildauer des Wirkstoffs am Zielprotein entdeckt. Das
Forschungsprojekt ist Teil der Arbeit des "Kinetics for Drug Discovery"
(K4DD) Konsortiums und wurde durch die "Innovative Medicines Initiative"
gefördert.

Die meisten Medikamente wirken, indem sie an ein Zielprotein binden und so
dessen normale Funktion behindern. Traditionell haben Wissenschaftler
dafür vor allem nach Substanzen gesucht, die besonders affin sind, also
fest an das Zielprotein binden: Je stärker die Bindung des Wirkstoffs,
desto größer der Effekt. Doch Medikamente müssen in lebenden Organismen
unter den sich dort ständig ändernden Bedingungen wirken. Deshalb setzt
sich in der Wissenschaft mehr und mehr die These durch, dass bei der
Medikamentenentwicklung nicht nur Affinität und Thermodynamik optimiert
werden müssen. Es kommt auch auf die Verweildauer des Wirkstoffs am
Zielprotein und seine Kinetik an, also auf den zeitlichen Ablauf der
chemischen Prozesse.

Kinetik auf dem Prüfstand: Untersuchung eines Zielproteins aus der
Krebsforschung

Ein multidisziplinäres Team aus Wissenschaftlern der K4DD Partner Merck
KGaA (Darmstadt), des Heidelberger Instituts für Theoretische Studien
(HITS) und des Instituto de Biologia Experimental e Tecnológica (iBET,
Lissabon) hat deshalb mit modernen experimentellen und theoretischen
Methoden die Faktoren untersucht, die die Verweildauer von Hemmstoffen an
Zielproteinen bestimmen. Dafür nutzten sie ein in der Krebsforschung
häufig getestetes Protein mit dem Namen Hitzeschockprotein 90 (HSP90).
Wird HSP90 inhibiert, also gehemmt, kann der Zellzyklus unterbrochen und
möglicherweise Tumoren daran gehindert werden, weiter zu wachsen. Einige
der Forschungsergebnisse wurden jetzt in Nature Communications publiziert.

Überraschende Ergebnisse: höhere Beweglichkeit der Bindungsstelle führt zu
längerer Verweildauer

"Wir wissen zurzeit nur wenig über die Faktoren, die die Verweildauer der
Wirkstoffe beeinflussen. Deshalb haben wir Thermodynamik und Kinetik
gemessen, die Struktur von Komplexen aus HSP90 und Inhibitoren bestimmt,
und die Dynamik der Komplexen simuliert", berichtet Dr. Marta Amaral, eine
der Erstautorinnen. Diese Strukturen, die mit Röntgenkristallographie
bestimmt wurden, zeigten, dass an den Bindungsstellen zwei
unterschiedliche Elemente vorhanden sein können: entweder eine Helix oder
eine Schleife (siehe Bild). Komplexe mit einer Helix-Struktur an der
Bindungsstelle binden den Wirkstoff länger, fanden die Wissenschaftler
heraus. "Wir waren sehr erstaunt darüber, dass ein wichtiger Faktor für
die lange Verweildauer die größere Beweglichkeit der Helix-Region an der
Bindestelle ist, wenn ein Inhibitor daran gebunden ist", erzählt
Professorin Rebecca Wade (HITS). Dieser ungewöhnliche Bindungsmechanismus
bietet neue Möglichkeiten für die Wirkstoffentwicklung: In Zukunft könnten
auch weniger stabile Zielproteine in Frage kommen, die auch beweglichere
Formen des Proteins bei der Bindung erzeugen - ähnlich wie bei Skischuhen
mit einem Innenfutter, das sich an den Fuß anpasst. Die Ergebnisse der
Studie eröffnen neue Wege, effektive Wirkstoffkandidaten mit kinetisch und
thermodynamisch optimalen Eigenschaften zu finden.


Publikation:

Protein conformational flexibility modulates kinetics and thermodynamics
of drug binding

Amaral M, Kokh D, Wegener A, Bomke J, Buchstaller HP, Eggenweiler HM,
Matias P, Wade RC, Frech M. Nature Communications 8, Article number: 2276
(2017) doi:10.1038/s41467-017-02258-w

(https://www.nature.com/articles/s41467-017-02258-w)


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.h-its.org/mcm-aktuelles/multidisziplinaere-studie-medikamentenentwicklung/

Link zur Pressemitteilung

https://www.nature.com/articles/s41467-017-02258-w

Link zur Publikation

http://www.k4dd.eu/home/

Link zum Projekt


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution802

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Heidelberger Institut für Theoretische Studien gGmbH

Dr. Peter Saueressig, 15.01.2018
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AKTION/894: Greifswald - Projekt zum grenzüberschreitenden Rettungsdienst. Deutsch-polnischen Kooperation, 25.01.2018


Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald - 15.01.2018

Leben retten grenzenlos - Verbesserung der deutsch-polnischen Kooperation
im Rettungsdienst

Einladung zur Projekt-Auftaktveranstaltung am 25. Januar in Greifswald



Der lebensrettende Grundsatz, einen schwer erkrankten oder verletzten
Menschen in die nächstgelegene Klinik zu bringen, ist in der Grenzregion
zwischen Deutschland und Polen ein mitunter herausforderndes Unterfangen.

Bisher fehlt es an rechtlich verbindlichen Regelungen und
Handlungsanweisungen zur grenzüberschreitenden Notfallversorgung. In der
Folge geraten deutsche und polnische Rettungsdienstmitarbeiter immer
wieder in Situationen, in denen die Versorgung lebensbedrohlich erkrankter
oder verletzter Patienten durch sprachliche und logistische Barrieren
sowie ungeklärte Rahmenbedingungen der grenzüberschreitenden Hilfe
unzumutbar verzögert wird. Das soll sich künftig ändern.

Am Donnerstag, dem 25. Januar 2018, findet in der Universitäts- und
Hansestadt Greifswald die Auftaktveranstaltung des deutsch-polnischen
Projektes "Integrierter grenzüberschreitender Rettungsdienst
Pomerania/Brandenburg (InGRiP)" statt, das im Rahmen des Programmes
Interreg V A von der EU in Höhe von 2 Millionen Euro gefördert wird. 

Die demografische Entwicklung mit einer steigenden Zahl älterer Bürger,
die Verflechtung der Gesellschaften beiderseits der Grenze und der
wachsende Tourismus in der beliebten deutsch-polnischen Ostseeregion
führen zu einem Anstieg medizinischer Notfälle. Oftmals müssen deutsche
oder polnische Patienten an der Grenze in einen anderen Rettungswagen
umgelagert werden, da bislang keine ausreichenden gesetzlichen Grundlagen
für den grenzüberschreitenden Rettungsdienst existieren. Noch schwieriger
ist die Lage der Luftrettung, da die Ländergrenze nicht überflogen werden
darf. Diese fehlenden Voraussetzungen für eine gegenseitige Unterstützung
in der Notfallrettung haben bisher auch verhindert, dass Sprachbarrieren
überwunden und integrative Prozesse geschaffen werden, die einen
einheitlichen Trainingszustand im Notfallmanagement befördern.

In den kommenden drei Jahren werden Projektpartner aus Mecklenburg-Vorpommern,
Brandenburg und der polnischen Wojewodschaft Westpommern die
Gesamtsituation systematisch analysieren, um Lösungswege für einen
funktionsfähigen und rechtssicheren deutsch-polnischen Rettungsdienst
aufzuzeigen. Gleichzeitig wird ein umfangreiches Schulungsprogramm
durchgeführt, um das Verständnis für die jeweils andere Fachsprache bei
den Rettungsdienstmitarbeitern im Grenzbereich zu fördern und sie in die
Lage zu versetzen, an Simulatoren die gemeinsame Beherrschung von
Notfallszenarien zu trainieren.

Der offizielle Startschuss für das auch für andere Grenzregionen
wegweisende Vorhaben wird auf der Auftaktveranstaltung am 25. Januar in
Greifswald gegeben, auf der das Projekt das erste Mal der Öffentlichkeit
vorgestellt wird.

• Auftaktveranstaltung

Integrierter grenzüberschreitender Rettungsdienst Pomerania/Brandenburg (InGRiP)

Donnerstag, 25. Januar 2018

Konferenzraum 

Domstraße 11 (2. Aufgang von rechts), 17489 Greifswald


P r o g r a m m

10:00 Uhr - Begrüßung

Prof. Dr. Klaus Hahnenkamp

Direktor der Klinik für Anästhesiologie

Universitätsmedizin Greifswald

Dirk Scheer, Beigeordneter und Dezernent

Landkreis Vorpommern-Greifswald

10:20 Uhr - Grußwort

Dr. Barbara Syrbe

Landrätin des Landkreises Vorpommern-Greifswald

10:30 Uhr - Grußwort

Dr. Pawel Rodzos

Direktor der Abteilung für Sicherheit und Krisenmanagement

Wojewodschaftsamt Westpommerns in Stettin

10:40 Uhr - Einleitende Worte zum Projekt

Dr. Lutz Fischer

Ärztlicher Leiter Rettungsdienst

Landkreis Vorpommern-Greifswald

10:55 Uhr - Einleitende Worte zum Projekt

Roman Palka

Direktor der Wojewodschaftsstation des Rettungsdienstes in Stettin

11:10 Uhr - InGRiP-Projektvorstellung

Prof. Dr. Konrad Meissner

Stellv. Direktor der Klinik für Anästhesiologie

Universitätsmedizin Greifswald

11:30 Uhr - Notfallmedizinisch orientierte Sprachausbildung

Prof. Dr. Bernhard Brehmer

Lehrstuhl für slawische Sprachgeschichte

Universität Greifswald

11:45 Uhr - Situation im Landkreis Märkisch-Oderland

Dipl. Ing. Armin Viert, Geschäftsführer

Gemeinnütziger Rettungsdienst Märkisch-Oderland GmbH

12:15 Uhr - Nachhaltigkeit der Projektziele

Prof. Dr. Steffen Fleßa

Lehrstuhl für ABWL und Gesundheitsmanagement

Universität Greifswald

12:30 Uhr - Schlusswort

Prof. Dr. Marek Zygmunt

Direktor der Klinik und Poliklinik für Frauenheilkunde und Geburtshilfe

Universitätsmedizin Greifswald

12:45 Uhr - get together (Konferenzraum)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald, Constanze Steinke, 15.01.2018

WWW: http://idw-online.de
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LABEL/4807: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 17.01.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
3.Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch die neue Single und das Video
"Electric Guitar" von Tocotronic. Mit "Electric Guitar" gibt es den
nächsten Vorboten auf das kommende Album "Die Unendlichkeit", das am
26.Januar erscheint.

Außerdem in den News: Martin Solveig und Alma werden für "All Stars"
mit Platin ausgezeichnet und Shootingstar Sigrid ist die Gewinnerin
der BBC "Sound of 2018" Liste!

Viel Spaß beim Lesen und Hörer

Euer PIL & VEC Newsletter-Team


Inhalt
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Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Tocotronic mit neuer Single "Electric Guitar" und Video ++ Neues
Album "Die Unendlichkeit" erscheint am 26. Januar

Mit der am vergangenen Freitag veröffentlichten Single "Electric
Guitar" präsentieren Tocotronic den nächsten Vorboten auf ihr neues
Album "Die Unendlichkeit". Das Video zu "Electric Guitar" feierte
bereits Premiere.

Wie schon bei den ersten beiden Musikvideos führte Maximilian
Wiedenhofer Regie (u.a. Milliarden, Leslie Clio, Max Herre und
Megaloh). "Electric Guitar" ist der nächste Teil der Videoreihe zum
kommenden Album "Die Unendlichkeit". In der Hauptrolle bei "Electric
Guitar" ist die Schauspielerin Jasna Fritzi Bauer ("Axolotl
Overkill", "Tatort") zu sehen.

Neben der Veröffentlichung des neuen Albums steht auch eine
Live-Tournee auf dem Plan:

"Die Unendlichkeit" live 2018

06.03.2018 Bremen, Schlachthof

07.03.2018 Münster, Sputnikhalle

08.03.2018 Heidelberg, Halle 02

09.03.2018 Erlangen, E-Werk

11.03.2018 Erfurt, Stadtgarten

12.03.2018 Wiesbaden, Schlachthof

13.03.2018 Köln, E-Werk

14.03.2018 Hannover, Capitol

17.03.2018 Hamburg, Große Freiheit 36

06.04.2018 Leipzig, Werk 2

07.04.2018 Essen, Weststadthalle

08.04.2018 Stuttgart, Theaterhaus

09.04.2018 (CH)Zürich, X-Tra

11.04.2018 Freiburg, E-Werk

12.04.2018 München, Tonhalle

13.04.2018 (AT)Salzburg, Republic

14.04.2018 Dresden, Alter Schlachthof

16.04.2018 Berlin, Columbiahalle

28.07.2018 (AT)Wien, Arena Open Air

Weitere Informationen:

http://www.tocotronic.de/

https://www.universal-music.de/tocotronic

https://www.facebook.com/Tocotronic/


Sigrid ist Gewinnerin des BBC Sound of 2018-Awards

Besser hätte das Jahr für Sigrid nicht starten können: Vergangenen
Freitag konnte sich die Norwegerin bei der prestigeträchtigen und
international angesehenen "Sound of..."-Prognose des britischen
Senders BBC durchsetzen und tritt damit in die Fußstapfen von
Vorjahresgewinnern wie Adele, Sam Smith und Haim.

Seit 2003 wählt eine Jury aus Journalisten, Moderatoren, DJs und
Konzertveranstaltern eine Liste von Newcomern, denen sie in diesem
Jahr den Durchbruch voraussagen.

Doch auch vor dem Ritterschlag der BBC ist Sigrid in kürzester Zeit
zum "next big thing" avanciert: Ihr erstes internationales
musikalisches Lebenszeichen in Form ihrer 2017er-Debüt-EP "Don't Kill
My Vibe" nahm nicht nur Playlisten und Dauerrotationen in Beschlag,
sondern verzeichnet inzwischen auch über 100 Millionen Streams.

Es folgten umjubelte Performances u. a. beim Lollapalooza Berlin,
Roskilde und Glastonbury Festival, TV-Auftritte bei der Late Late
Show von James Corden und Inas Nacht sowie diverse ausverkaufte
Headline-Shows. Im November 2017 veröffentlichte die 21-Jährige
schließlich ihre aktuelle Single "Strangers", die momentan in der
Top5 der iTunes Charts UK und auf Platz 87 der deutschen Shazam
Charts rangiert. Die Ausnahmekünstlerin hat es mit ihrem mitreißenden
Pop und ihrer erfrischenden Natürlichkeit geschafft, vom winzigen
norwegischen Ålesund aus die Musikwelt im Sturm zu erobern.

Weitere Informationen:

https://www.facebook.com/thisissigrid

https://www.instagram.com/thisissigrid/

http://www.universal-music.de/sigrid/home


Martin Solveig für seine Single "All Stars" feat. ALMA mit
Gold ausgezeichnet

Mit der Single "All Stars" hat Martin Solveig im letzten Jahr einen
Megahit gelandet - und nun folgt Edelmetall für den französischen DJ
und Produzenten! Gemeinsam mit Feature-Gast ALMA, die dem Track mit
ihrer einzigartigen Stimme einen ganz eigenen Style verpasst, erhält
Martin Solveig für "All Stars" jetzt die Goldauszeichnung!

Die Finnin und der Franzose haben mit "All Stars" einen Club- und
Radiohit abgeliefert, der zu Recht zu den Songs des Jahres 2017
gehört. "All Stars" zeigt einmal mehr Martin Solveigs facettenreiche
Produktionen, die perfekt mit ALMAs beeindruckender Stimme
verschmelzen. Der Track ist eine Feel-Good-Hymne, die mit eingängigen
Xylophon-Hooks und coolen Basslines überzeugt, um dann im Refrain mit
Blechbläsern und melodischen Grooves erst richtig aufzudrehen - das
alles perfekt abgestimmt auf die gefühlvolle Stimme von ALMA. Nun
gibt es Gold für diese Zusammenarbeit, die sicherlich nicht die
letzte bleiben wird.

Weitere Infos unter

http://www.martinsolveig.com/

https://cyberalma.com/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Tocotronic / Die Unendlichkeit / 26. Januar 2018

KAAS / Zucker (EP) / 26. Januar 2018

Klaus Schulze / diverse LPs / 02. Februar 2018

Wahnfried / Drums 'n' Balls (The Gancha Dub) (2LP) / 02. Februar 2018

Wahnfried / Trance Appeal (2LP) / 02. Februar 2018

Siw Inger / Komm und spiel mit mir / 09. Februar 2018

Kurt Krömer / Heute Stimmt Alles / 09. Februar 2018

Various Artist / The Legacy Collection: Beauty and the Beast (OST) / 09.02.2018

Haze / Die Zwielicht LP / 16. Februar / 2018

Felix Jaehn / I / 16. Februar 2018

Rea Garvey / NEON / 16. März 2018

Singles

Juju / Winter in Berlin / 19. Januar 2018 

Eunique / 040 / 19. Januar 2018 

Haze feat. Eazyono / Kletter nicht durchs Fenster rein / 19. Januar 2018 

HEDEGAARD feat. JRM, Katie Pearlman / Salvation / 19. Januar 2018

Tiësto & Sevenn / BOOM / 26. Januar 2018

Nick Talos, BullySongs / Glass House / 26. Januar 2018

Rea Garvey feat. Kool Savas / Is It Love / 26. Januar 2018

B-Case feat. Iyaz, Jowell & Randy / One Puff / 26. Januar 2018

Gia Koka / ASAP / 02. Februar 2018
Nick Santos / Rooftop / 02. Februar 2018

Alex Aris / Wrong Love / 09. Februar 2018

Felix Jaehn feat. Marc E. Bassy, Gucci Mane / Cool / 09. Februar 2018

Mishlawi / All Night / 16. Februar 2018

 * 

TV-Termine

Alina

20.01.2018 / 22:20 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

26.01.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

Beatrice Egli

27.01.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Wenn die Musik spielt - Winter Open Air 

03.02.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager im Schnee - Klubbb3 Hüttenparty 

06.02.2018 - 08.02.2018 / ARD / Sturm der Liebe

Haiyti

19.01.2018 / 00:45 Uhr / Arte / Arte Tracks

Julia Engelmann

24.02.2018 / 22:50 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

Kerstin Ott

03.02.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager im Schnee - Klubbb3 Hüttenparty

Niila

24.02.2018 / 22:50 Uhr / MDR / Privatkonzert - Hausbesuch bei Kim Fisher und Wigald Boning

Tocotronic

02.02.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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LABEL/4806: Universal Music International Presse-Newsletter - 17.01.18


Universal Music International Presse-Newsletter - 3. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album von Fall Out
Boy, die "M A N I A" auf den Markt bringen. Zudem 
kündigen U2 ihre Deutschlandtour an und Migos veröffentlichen am 26. 
Januar ihr neues Album.

Außerdem in den News: Yungblud präsentiert seine EP, Eden
veröffentlicht sein Debüt, Van William ist die neue Stimme der
Folk-Szene und Troye Sivan bringt uns "My My My!" als Vorboten auf
sein kommendes neues Album. Zudem gibt es alle News zu den BRIT
Awards Nominierungen.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

 * 

Neuigkeiten

U2 kommen nach Deutschland: eXPERIENCE + iNNOCENCE TOUR
angekündigt 

Nachdem Bono und The Edge im Dezember in der Berliner U2 Linie
gefahren, an der U-Bahnstation live performt und damit weltweit für
News gesorgt haben, dürfen sich die Fans auf einen weiteren Besuch
2018 freuen! Im Rahmen ihrer eXPERIENCE + iNNOCENCE TOUR kommen U2
für drei Konzerte wieder nach Deutschland: In Berlin, Köln und
Hamburg werden Bono, The Edge, Adam Clayton und Larry Mullen Jr. an
den ersten, den 2015er Teil der eXPERIENCE + iNNOCENCE TOUR
anknüpfen. Am 26. Januar startet der Ticketverkauf. Alle U2
Fanclub-Mitglieder können ab dem 18. Januar und bis zum 20. Januar im
exklusiven Fan-Pre-Sale Tickets für die Europa-Shows erwerben. Wer
Mitglied im offiziellen Fanclub werden möchte, kann sich auf der
offiziellen Homepage der Band anmelden.

Das aktuelle Album "Song Of Experience" ergänzt den 2014er Release
"Songs Of Innocence". Beide Album-Titel wurden von den Gedichten
"Songs Of Innocence and Experience" aus dem 18. Jahrhundert des
englischen Poeten William Blake inspiriert. Produziert wurde "Songs
Of Experience" von Jacknife Lee und Ryan Tedder und entstand
gemeinsam mit Steve Lillywhite, Andy Barlow und Jolyon Thomas.

U2 live

31. August 2018 Berlin, Mercedes-Benz Arena

04. September 2018 Köln, LANXESS Arena

03. Oktober 2018, Hamburg, Barclaycard Arena

http://www.universal-music.de/u2/home


"M A N I A" ist da! FALL OUT BOY
veröffentlichen ihr neues Album ++ Tour im Frühjahr

Am Freitag veröffentlichen Fall Out Boy ihr neues Album
"M A N I A". Nach spektakulären vier Vorboten
erscheint am 19. Januar nun das komplette neue Werk von Patrick Stump
(Vocals/Guitarre), Pete Wentz (Bass), Joe Trohman (Guitarre) und Andy
Hurley (Schlagzeug). Es gibt wenige Bands die es schaffen, sich
musikalisch weit aus dem Genre-Fenster zu lehnen, während sie
gleichzeitig dem eigenen Sound doch völlig treu bleiben.

Die Grammy-nominierte Band aus Chicago präsentiert mit
"M A N I A" den Nachfolger ihres Platin-gekrönten
Albums "American Beauty/American Psycho", das direkt auf Platz 1 der
US-Billboardcharts eingestiegen ist. Hierzulande stürmte das Album
bis auf Platz 12 der Albumcharts.

FALL OUT BOY live

06.04.2018 Berlin, Max-Schmelling-Halle

07.04.2018 Hamburg, Mehr! Theater

08.04.2018 München, Zenith

10.04.2018 Düsseldorf, Mitsubishi Electric Hall

http://www.universal-music.de/fall-out-boy/home


Migos kündigen ihr neues Album "CULTURE II" für den 26.
Januar an ++ Neue Single "Stir Fry" produziert von Pharrell
Williams

Der Vorgänger "Culture" hat ihnen sensationell US-Platin-Sales,
 #1-Hits, Streaming-Rekorde, Grammy-Nominierungen und Vergleiche mit
den Beatles beschert - und jetzt, genau ein Jahr später, kommt das
zweite Kapitel dieser Südstaaten-Success-Story: Nach zwei
Single-Vorboten - u.a. "Motorsport" feat. Nicki Minaj und Cardi B.
sowie "Stir Fry", das von Pharrell Williams produziert wurde -
kündigen Migos nun ihr neues Album "CULTURE II" für den 26. Januar
an. Die Single "Motorsport" erhielt nach nur einem Monat in den USA
Gold und wurde über 223 Millionen Mal gestreamt. Und auch "Stir Fry"
befindet sich auf Erfolgskurs.

Die Fangemeinde wartet bereits sehnsüchtig auf neue Tracks des Trios.
Mit "CULTURE II" knüpfen die Rapper Quavo, Offset und Takeoff an den
Erfolg ihres letzten Longplayers "Culture" an, der Hits wie "T-Shirt"
und "Slippery" enthält. Als Unterstützung für das neue Werk holten
sich die Drei geballte Frauenpower der Rap-Queen Nicki Minaj und der
amerikanischen Newcomerin Cardi B dazu. Zu den Produzenten gehören
neben Pharrell Williams und Murda Beatz auch das deutsche
Produzenten-Duo CuBeatz, das durch ihre Produktionen für Kollegah,
Farid Bang, Drake, Lil Uzi Vert und Travis Scott bekannt ist.

"CULTURE II" erscheint am 26. Januar.

https://www.universal-music.de/migos


Troye Sivan präsentiert seine neue Single "My My My!" und
Video

Nachdem er mit seinem Debüt "Blue Neigborhood" 2015 den Durchbruch
gefeiert hat, zählt Troye Sivan zu den spannendesten neuen Stimmen.
In 66 Ländern schoss das Debüt an die Spitze der iTunes Charts,
weltweit wurden 2 Millionen Exemplare verkauft und seine Video über
500 Millionen Mal angesehen. Von Taylor Swift bis Lorde - alle
jubeln über Troye Sivans Veröffentlichungen, wie zuletzt den Song
"There For You" mit Martin Garrix. Nun gibt es endlich wieder neue
Sounds von Troye Sivan:

Mit "My My My!" meldet sich Troye Sivan zurück und liefert den
Videoclip direkt dazu. Zum eigenen Song sagt Troye Sivan: "'My My My'
geht um Befreiung, Freiheit und Liebe. Wirf alle Hemmungen über Bord,
sei präsent in deinem Körper, liebe mit ganzem Herzen, bewege dich
so, wie du es immer wolltest und tanze so, wie du dich fühlst -
hoffentlich auch zu diesem Song!"


YUNGBLUD veröffentlicht selbstbetitelte EP "Yungblud" ++
Deutschlandtour ++ Neue Single "Polygraph Eyes"

Yungbluds Musik ist ein Cocktail aus rotzigem Elektro-Punk und
erinnert an einen Mix aus Jamie T, Twenty One Pilots und den Arctic
Monkeys, ein Clash aus Punk, Hip-Hop und UK Garage also. Heraus kommt
ein gewaltiger, eigener Sound, der vor roher Energie und jugendlicher
Rebellion nur so strotzt. Nachdem er mit dem Song "I Love You Will
You Marry Me" für Aufsehen gesorgt hat, gibt es ab Freitag die EP
"Yungblud" zu kaufen. Darauf vertreten sind neben zwei brandneuen
Tracks, darunter die neue Single "Polygraph Eyes" zusätzlich auch
"King Charles" und "Tin Pan Boy".

Schon seine Kindheit stand im Zeichen der Musik: beeinflusst von
einem Vater, der Vintage-Gitarren verkauft und einem Großvater, der
mit T-Rex in den 70ern spielte, wuchs Yungblud aka Dominic Harrison
mit der Musik der Beatles, The Jam, Bob Dylan und The Clash auf.
Nicht verwunderlich also, dass der gerade mal 19-Jährige aus
Doncaster (England) singt und Gitarre spielt, seitdem er denken kann.
Trotz seines jugendlichen Alters sind seine Lyrics beeindruckend
zeitgeistig, ausdrucksstark und voller Leidenschaft für den Kampf
seiner Generation.

Die EP wurde von Matt Schwartz (Massive Attack) und Martin Terefe
(Jason Mraz) produziert. Yungblud spielt darauf auch etliche
Instrumente wie Gitarre, Bassgitarre, Klavier und Schlagzeug. Bestes
Warm-Up also für die anstehende Deutschlandtour:

YUNGBLUD live

22.01.18 KÖLN, BLUE SHELL

23.01.18 BERLIN, Musik & Frieden

26.01.18 HAMBURG, Molotow SkyBar

https://www.universal-music.de/yungblud

https://www.facebook.com/yungblud/


Eden veröffentlicht sein Debütalbum "vertigo"

Schlagartig bekannt wurde der 21-Jährige Eden, der bürgerlich
Jonathon Ng heißt, mit der 2016 veröffentlichten EP "i think you
think too much of me", auf der er zuletzt seinen mit Gitarren- und
Indie-Elementen durchzogenen Electro-Sound präsentierte. Während eine
Single wie "sex" sogar von Lorde abgefeiert wurde, stieg die Zahl
seiner kombinierten YouTube-Views in den letzten Monaten auf gut 16
Millionen.

Mit seinem Album "vertigo" liefert Eden nun das nächste Update und
setzt dabei noch mehr als zuvor auf den Faktor Intuition: "Denn genau
genommen fühlt sich das Schreiben der Musik immer weniger wie aktives
Kreieren an", holt er aus, "sondern vielmehr wie ein Aufdecken von
etwas, das bereits da ist. Wie ein Archäologe, der auch allenfalls
etwas neu arrangiert, wenn es durcheinandergeraten ist."

Vor der Vorab-Single "gold" hatte Eden den Song "start//end"
veröffentlicht. Das offizielle Video dazu drehte er rund um den
Globus - in London, Tokyo, Seoul, Los Angeles, New York, Belgien
sowie in seiner Heimatstadt Dublin -, und auch hier machte der
musikalische Allrounder alles selbst: Regie, Kamera, Schnitt - alles
trägt Edens Handschrift. "Ich wollte wieder genau das Gefühl
einfangen, das ich hatte, als ich damals angefangen habe, Musik zu
machen", sagt Ng, zu dessen Einflüssen Hans Zimmer genauso zählt wie
Kendrick Lamar, Skrillex genauso wie Queen, über das kommende erste
Album. "Ich habe die Songs ganz einfach sich entwickeln lassen, hab
einfach das gemacht, was sich gerade richtig anfühlte im jeweiligen
Moment."

EDEN live

06. Mai Mojo Club, Hamburg

07. Mai Festsaal Kreuzberg, Berlin

https://www.universal-music.de/eden/


BRIT Awards 2018 - Dua Lipa führt Nominierungen an ++ Liam
Payne, Beck, Drake, Kendrick Lamar, The Killers, Jonas Blue, Jax
Jones u.a. im Rennen

And the winner is.... heißt es am 21. Februar in London, wenn die
BRIT Awards 2018 verliehen werden. Jetzt wurden die Nominierungen
bekannt gegeben und neue - doppelte! - Rekordhalterin ist Dua Lipa!
Fünfmal wurde sie nominiert, kein anderer Künstler konnte das in
diesem Jahr toppen. Zudem schreibt Dua Lipa Musikgeschichte, denn sie
hat so viele Nominierungen wie keine andere weibliche Künstlerin je
zuvor.

Aber auch weitere Universal Music-Künstler können sich Hoffnungen auf
einen BRIT Award machen: Liam Payne, der Ex-One Direction-Sänger, ist
für seine Single "Strip That Down" gleich zweimal nominiert, u.a. für
das Video zu seinem Solo-Debüt. Aktuell ist Liam Payne gemeinsam mit
Rita Ora und dem Titelsong "For You" zum Kinofilm "Fifty Shades Of
Grey - Befreite Lust" zu hören. Der Soundtrack erscheint am 09.
Februar. Auch Jonas Blue kann sich gleich in zwei Kategorien
Hoffnungen auf einen BRIT Award machen. Neben Dua Lipa ist auch
Jessie Ware im Rennen um den wichtigsten britischen Musikpreis. In
den internationalen Kategorien treten u.a. Beck, Drake und Kendrick
Lamar gegeneinander an. Bei den weiblichen Künstlern treffen u.a.
Lorde und Taylor Swift aufeinander.

Die Verleihung der BRIT Awards findet am 21. Februar statt, u.a. wird
Dua Lipa live performen.

Alle weiteren Infos gibt es hier:

http://www.brits.co.uk/


Die neue Stimme der Folk-Szene: Van William veröffentlicht
sein Debütalbum "Countries"

Mit "Countries" betritt ein neuer Name die Folk-Szene: Van William.
Dem jungen Süd-Kalifornier gelingt bei seinem Debüt-Album
erstaunliches: er findet in seinen Songs den gemeinsamen Nenner von
klugen Texten, reduzierten Arrangements und eingängigen Melodien. Es
überrascht daher nicht, dass Neil Young, Kurt Cobain und Lily Allen
zu den Vorbildern des Musikers gehören.

Songwriting ist für Van William offenbar eine Art Therapie. Eine
Sitzung mit sich selbst; eine Konfrontation mit seinen Emotionen,
Problemen und Sorgen. Jede Note, jede Silbe des warmkehligen Sängers
verdeutlichen die besondere Individualität des Künstlers. Da ist es
kein Wunder, dass er sich nach zwei Bandprojekten - bei den
Indie-Rock-Bands Waters und Port O'Brien - jetzt auf Solokurs begibt.
Schon wenn man sich die Single "Revolution" anhört, bei der er von
dem schwedischen Duo First Aid Kit unterstützt wird, wird schnell
klar: Die Folk-Pop- und Singer/Songwriter-Szene ist um ein großes
Talent reicher. Van William geht im März 2018 gemeinsam mit First Aid
Kid auf Deutschland-Tour.

https://vanwilliammusic.com/

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Eden / vertigo / 19.01.2018

Fall Out Boy / M A N I A / 19.01.2018

Van William / Countries / 19.01.2018

Migos / CULTURE II / 26.01.2018

Brian Fallon / / 09.02.2018

Various Artists / OST Fifty Shades Of Grey - Befreite Lust / 09.02.18

Various Artists / OST Black Panther / 09.02.2018

OneRepublic / OneRepublic: Live in South Africa (DVD, Blu-ray, Download) / 23.02.18

BØRNS / Blue Madonna (physisch)/ 26.02.2018

Catalogue

Alan Parsons Project / Tales Of Mystery and Imagination (LP) / 19.01.2018

EPMD / Back In Business (2LP) / 19.01.2018

No Doubt / No Doubt (LP) / 19.01.2018

Ringo Starr / Goodnight Vienna (LP) / 19.01.2018

Ringo Starr / Ringo (LP) / 19.01.2018

Steve Gadd, Chick Corea / Chinese Butterfly (2CD) / 19.01.2018

The Pharcyde / Bizarre Ride II The Pharcyde (MC) / 19.01.2018

The Wallflowers / Red Letter Days (2LP) / 19.01.2018

Van William / Countries (CD) / 19.01.2018

John Lee Hooker / That's Where It's At (LP) / 26.01.2018

John Martyn / Solid Air (Half Speed Mastering) (LP) / 26.01.2018

The Beautiful South / Welcome To The Beautiful South / 26.01.2018

The Future Sound Of London / Lifeforms (2LP) / 26.01.2018

The Housemartins / London 0 Hull 4 (LP) / 26.01.2018

Various Artists / OST / Guardians Of The Galaxy Vol. 1 (Picture Disc Vinyl) / 26.01.2018

Bee Gees / One For All Tour: Live In Australia 1989 (DVD, Blu-Ray) / 02.02.2018

Magazine / Real Life (LP) / 02.02.2018

Magazine / The Correct Use of Soap (LP) / 02.02.2018

Metallica / ...And Justice For All (2LP) / 02.02.2018

Roxy Music / Roxy Music (LP, 2CD, CD+DVD) / 02.02.2018

Yeah Yeah Yeahs / Fever To Tell (LP) / 02.02.2018

Robert Plant And The Sensational Space Shifters / Live At David Lynch's Festival Of Disruption (DVD) / 09.02.2018

2Pac / Strictly 4 My N.I.G.G.A.Z... (2LP) / 16.02.2018

I'm With Her / See You Around (CD) / 16.02.2018

Jamie T / Kings & Queens (LP) / 16.02.2018

Jamie T / Panic Prevention (LP) / 16.02.2018

Joe Henderson, Alice Coltrane / The Elements (Ltd. Edt. LP) / 16.02.2018

Massive Attack / Heligoland (2016 Reissue) (2LP) 16.02.2018

Van Morrison / In Concert (Live At The BBC Radio Theatre, London / 2016) (DVD, Blu-Ray) / 16.02.2018

Van William / Countries (LP) / 16.02.2018

The Doors / Live At The Isle Of Wight Festival 1970 (DVD, Blu-Ray, DVD+CD) / 23.02.2018

Various Artists / Concert For George (Royal Albert Hall, London; 11-29-2002) (2CD, CD+Blu-Ray, CD+DVD, 4LP) / 23.02.3018

Isaac Hayes / Black Moses (2LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Hot Buttered Soul (LP) / 02.03.2018

Isaac Hayes / Shaft (Music From The Soundtrack) (2LP) / 02.03.2018

Scott Bradlee's Postmodern Jukebox / The Classics (Live) (DVD+CD) / 02.03.2018

Various Artists / Stax Singles, Vol. 4: Rarities & The Best Of The Rest (6CD Box) / 02.03.2018

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music Entertainment GmbH

Universal PRESSE Webteam

E-Mail: presse@universal-music.de

Telefon: 030/52007-0

Internet: umusic.com
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8589: Aus aller Welt - 18.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Britisch-französischer Gipfel mit May und Macron in Sandhurst

Großbritannien wird Frankreich weitere 50 Millionen Euro für die
Sicherheit seiner Grenzen zukommen lassen. Das gab eine
Regierungssprecherin in London bekannt. Paris hatte die britische
Regierung aufgefordert, mehr Geld zur Verfügung zu stellen, um
Flüchtlinge am Überqueren des Ärmelkanals per Zug oder Fähre zu
hindern. Nach Angaben des Elysee-Palastes wollen die britische
Premierministerin Theresa May und der französische Staatschef
Emmanuel Macron bei ihrem Treffen in der britischen Militärakademie
Sandhurst zudem gemeinsame Militäreinsätze in Mali und in Estland
vereinbaren.

18. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8589: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizistin verletzt Mann durch Schuß ins Bein

Eine Polizistin hat einen Mann in Ludwigshafen durch einen Schuß am
Bein verletzt. Wie das Polizeipräsidium Kaiserslautern mitteilte,
wurden Ermittlungen gegen die Beamtin eingeleitet, wie es bei einem
Schußwaffengebrauch Vorschrift sei. Nach offizieller Darstellung soll
der 43jährige in einer Ludwigshafener Postbank-Filiale mit einem
Messer hantiert haben. Trotz mehrfacher Aufforderung legte er das
Messer nicht weg und näherte sich statt dessen den Polizisten.
Daraufhin habe die Beamtin geschossen.

18. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8585: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Streit um Grenztruppe in Syrien - Türkei wendet sich an NATO

Die Türkei sieht durch den von den USA geplanten Aufbau einer
Grenztruppe der Demokratischen Kräfte Syriens für Rebellengebiete im
Norden des Landes die nationale Sicherheit gefährdet. Im Zuge der
jüngsten Entwicklung im Nachbarland wandte sich der türkische
Präsident Recep Tayyip Erdogan an die NATO, auf deren militärische
Unterstützung er hofft. Nach Angaben von Generalsekretär Jens
Stoltenberg sind die Besorgnisse des NATO-Verbündeten berechtigt. Die
USA hätten die Türkei nicht über ihr Vorhaben unterrichtet.

18. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8587: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grüne für neue Jamaika-Gespräche bereit

Die für den Grünen-Vorsitz kandidierende Annalena Baerbock plädiert 
für eine Neuauflage der Jamaika-Verhandlungen. Sollte eine Große
Koalition nicht zustande kommen, wären die Grünen für Gespräche
offen, sagte die 37jährige Bundestagsabgeordnete aus Brandenburg der
Rheinischen Post. Ihre Partei würde aber auch eine
Minderheitsregierung der Union unterstützen, so Baerbock. Auf einem
Sonderparteitag entscheiden am Sonntag in Bonn 600 Delegierte und die
SPD-Führung darüber, ob auf Basis der Sondierungsvereinbarung mit der
Union über eine Neuauflage von Schwarz-Rot verhandelt werden soll.

18. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8586: Tragisches und Kurioses - 18.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



57jähriger von Baum erschlagen

In Nordrhein-Westfalen hat der Orkan Friederike am Donnerstag viele
Bäume umgestürzt. In Emmerich am unteren rechten
Niederrhein wurde ein 59 Jahre alter Mann von einem Baum erschlagen.
Das Unglück ereignete sich auf einem Campingplatz im Stadtteil
Eltern.

18. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7671: Aus Forschung und Technik - 18.01.2018 (SB)




MELDUNGEN



Umlaufbahn der ISS korrigiert

Die Triebwerke des russischen Swesda-Moduls wurden nach Informationen
des Flugleitzentrums (ZUP) in Koroljow bei Moskau für rund 15
Sekunden gezündet, um die Geschwindigkeit und die Flughöhe der
Internationalen Raumstation ISS zu steigern. Durch das als Reboost
bezeichnete Manöver wurde der Orbitalkomplex auf eine
durchschnittliche Bahnhöhe von 412 Kilometern angehoben. Die
Bahnkorrektur soll geeignete Bedingungen für den Ab- und Anflug der
Sojus-Kapsel MS-06 beziehungsweise des Frachtraumschiffs Progress
MS-08 am 11. und 28. Februar schaffen.

18. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7684: Aus aller Welt - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Kiew fordert Wiederherstellung der Souveränität in der Ostukraine

Das Parlament in Kiew hat ein Gesetz zur Rückgewinnung der
Souveränität über die von Separatisten kontrollierten,
ostukrainischen Oblasten Donezk und Luhansk verabschiedet. Das Gesetz
kann in Kraft treten, wenn es von Präsident Poroschenko unterzeichnet
wurde. Dieser kann dann ohne Kriegserklärung und parlamentarische
Kontrolle die Armee in den Konfliktgebieten des Donbass einsetzen.
Faktisch gilt dort das Kriegsrecht. Der Novelle nach sind diese
Gebiete vorübergehend von bewaffneten Kräften der Russischen
Föderation besetzt worden. Rußland wird als verantwortlich nach dem
Völkerrecht für materielle und moralische, der Ukraine zugefügte
Schäden bezeichnet. Von Strafe bedroht sind Ukrainer, die gegen die
Truppen der Zentralregierung kämpfen oder für die Regionalbehörden
arbeiten. In den Rebellengebieten werden Grundrechte außer Kraft
gesetzt. Außerdem steht die von der Werchowna Rada am
Donnerstag verabschiedete Novelle im Widerspruch zum Minsker
Friedensplan von 2015.

18. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7645: Medizin und Gesundheitswesen - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Noch immer zu viele Krankenhausinfektionen

Auch wenn die Zahl der meldepflichtigen Krankenhausinfektionen
letztes Jahr leicht rückläufig war, gibt es noch immer viel zu viele
solcher Erkrankungen. Wie das Robert-Koch-Institut (RKI) laut
Deutschem Ärzteblatt bekanntgab, gab es 2017 bundesweit 2603 dieser
Infektionen. Bezogen auf 100.000 Einwohner ging die Zahl der durch
methicillin-resistente Staphylococcus aureus (MRSA) hervorgerufene
Infektionen pro 100.000 Einwohner bundesweit von 3,85 auf 3,17 leicht
zurück. Die meisten Fälle verzeichnete Bremen mit 7,6, gefolgt von
Sachsen-Anhalt mit 6,59. Unklar ist jedoch, wie hoch die Dunkelziffer
liegt.

18. Januar 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7672: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Zahlreiche Festnahmen bei mutmaßlicher Chinesenmafia

In Italien, Frankreich und Spanien sind Dutzende Menschen festgenommen
worden, die einer mafiösen Organisation von Chinesen angehören
sollen. Bei Florenz wurden Güter im Wert mehrerer Millionen Euro
beschlagnahmt. Der Organisation wird vorgeworfen, den Transport von
Schmuggelgut aus China auf europäischen Straßen kontrolliert zu haben.
Die Ermittler sind den Chinesen seit sieben Jahren auf der Spur. Die
Organisation soll auch im nordrhein-westfälischen Neuss tätig gewesen
sein.

18. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7598: Sprache, Kunst und Medium - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Berühmte mittelalterliche Stickerei kann in England gezeigt werden

Im Rahmen eines kulturellen Austauschabkommens zwischen Frankreich und
Britannien soll die noch nie ausgeliehene "Tapisserie de Bayeux"
zusammen mit weiteren hochkarätigen Kunstschätzen den Ärmelkanal
überqueren dürfen. Das gab das Büro von Staatspräsident Macron
bekannt.

Der rund 70 Meter lange und etwa 50 Zentimeter hohe Wandschmuck, der
nach jahrelanger Arbeit 1077 fertig wurde, hängt heute in einem Museum
der nordfranzösischen Stadt Bayeux. Die mittelalterliche Stickerei,
die seit 2007 zum Weltdokumentenerbe der Unesco zählt, zeigt die
Landung und Unterwerfung Englands unter Führung des Normannenfürsten
Wilhelm des Eroberers im Jahr 1066 bei Hastings.

Damit der berühmte Teppich keinen Schaden nimmt, müssen laut
Deutschlandfunk vom 18. Januar der Transport und die Ausstellung sehr
sorgfältig vorbereitet werden. Voraussichtlich ist nicht vor 2022 mit
der Sonderausstellung zu rechnen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7662: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Damaskus warnt Türkei vor Militäroperation in der Region Afrin

Die Türkei fährt zur Zeit Truppen an der syrischen Grenze auf, um die
kurdischen YPG-Milizen in der syrischen Region Afrin zu bekämpfen.
Präsident Erdogan hatte die Militäroperation im Nordwesten Syriens am
vergangenen Sonntag angekündigt. Am Donnerstag meldete die in London
ansässige Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte, türkische
Artillerie beschieße Afrin. Der stellvertretende syrische
Verteidigungsminister Mekdad warnte die türkische Führung am selben
Tag, den Angriff nicht auf die leichte Schulter zu nehmen. Türkische
Kampfjets würden abgeschossen, sollten sie syrisches Gebiet
bombardieren. Die von Erdogan als Terrorarmee bezeichneten YPG
gehören zu den stärksten lokalen Verbündeten der von den USA
angeführten Kriegsallianz gegen die Miliz Islamischer Staat.

Die Allianz hat unterdessen die Meldung der türkischen
Nachrichtenagentur Anadolu dementiert, wonach man den Aufbau einer
30.000 Mitglieder starken Grenztruppe unter Beteiligung der YPG in
den Kurdengebieten plant. Dennoch erklärte der türkische
Ministerpräsident Yildirim am Donnerstag in Ankara, man werde niemals
die Bildung einer Terrorarmee direkt an den südlichen Grenzen der
Türkei akzeptieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7676: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Neubesetzung des Parlamentarischen Kontrollgremiums

Das Parlamentarische Kontrollgremium (PKGr) für die Geheimdienste ist
neu besetzt worden. Bundestagsvizepräsident Thomas Oppermann (SPD)
teilte am Donnerstag mit, für die CDU seien Armin Schuster und
Patrick Sensburg in das Gremium gewählt worden. Die CSU-Fraktion
werde durch den Innenexperten Stephan Mayer vertreten. Von der SPD
seien Burkhard Lischka und Uli Grötsch gewählt worden. Die Liberalen
würden ihren stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden Stephan Thomae,
die Linke das langjährige PKGr-Mitglied André Hahn und die Grünen den
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden Konstantin von Notz in das
Gremium entsenden. Der AfD-Abgeordnete Roman Reusch wurde nicht
gewählt. Er erhielt 210 Ja-Stimmen, hätte aber 355 benötigt. Die Wahl
eines AfD-Vertreters wird nachgeholt werden müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7648: Tragisches und Kurioses - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Raser bringt seinem Auto das Fliegen bei

Im südkalifornischen Santa Ana hat ein viel zu schnell gefahrenes Auto
abgehoben und ist im ersten Stock einer Zahnarztpraxis gelandet.
Fahrer und Beifahrer mußten zwar von der Feuerwehr aus dem Wrack
befreit werden, kamen aber mit leichten Verletzungen davon.

Wie die L.A. Times berichtete, gab der Fahrer zu, daß ihn Drogen zum
Rasen motiviert hatten. Er verlor jedoch die Kontrolle über den Wagen
und geriet auf eine Schräge auf dem Mittelstreifen, die wie eine Rampe
wirkte. Das Auto hob ab und durchschlug die Wand der Praxis und blieb
dort stecken, wie Spiegel Online berichtete. Glücklicherweise befand
sich niemand in den Räumen.

18. Januar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7673: Arbeit, Soziales und Familie - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Wir-haben-es-satt-Protest am Samstag in Berlin

Zum Auftakt der Grünen Woche in Berlin startet am Samstagvormittag am
Hauptbahnhof die inzwischen traditionelle Protestkundgebung "Wir
haben es satt!". Zur Teilnahme haben unter anderem die Umwelt- und
Naturschutzgruppen BUND, Greenpeace und NABU aufgerufen. In diesem
Jahr geht es den Demonstranten um das Pflanzengift Glyphosat,
Antibiotikaresistenzen in der Massentierhaltung sowie Patentierung
von Tieren und Pflanzen. Weitere Problemfelder sind der Verlust der
Artenvielfalt und der Trinkwasserreserven. Dem Bündnis "Wir haben es
satt!" gehören rund 100 Organisationen aus Landwirtschaft und
Zivilgesellschaft an. Zahlreiche Bauern und Bäuerinnen aus dem ganzen
Bundesgebiet reisen zu der Kundgebung mit ihren Traktoren an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7656: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Weißer Orang-Utan wird in Freiheit gelassen

Bekanntlich sind die in Indonesien beheimateten Orang-Utans vom
Aussterben bedroht. So leben der Internationalen Naturschutzunion
(UCN) zufolge auf Borneo etwa 40.000 dieser auch Waldmenschen
genannten Menschenaffen, während es auf Sumatra nur noch an die 7000
Exemplare sind. Viel spricht dafür, daß die Tage gezählt sind, an
denen diese eigentümlichen Waldbewohner noch außerhalb von Zoos ihr
Leben fristen können. Doch es gibt auch einen Lichtblick. Laut dpa
darf der weltweit einzige bekannte weiße Orang-Utan, ein Weibchen
namens Alba, zurück in die Freiheit. Das etwa sechs Jahre alte Tier
ist nach seiner Entdeckung im letzten Jahr mittlerweile wieder gesund
genug, um es wieder im Dschungel seiner Heimatinsel Borneo aussetzen
zu können. Die Entdeckung des Menschenaffen mit weißem Fell und
blauen Augen hatte letztes Frühjahr für Aufsehen gesorgt. Weltweit
ist kein anderer Orang-Utan bekannt, der an Albinismus leidet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7661: Märkte und Finanzen - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Apple nutzt neues Steuerrecht und räumt Auslandskonten

Nach neuem Steuerrecht müssen in den USA ansässige Konzerne für im
Ausland registrierte Gewinne einmalig vergünstigte Steuern zwischen 8
und 15,5 Prozent abführen. Zuvor war eine Steuer erst fällig
geworden, wenn die Gewinne in die USA überwiesen wurden. Der
IT-Konzern Apple will jetzt nach eigenen Darstellung rund 252
Milliarden Dollar in die USA transferieren und muß dafür 38
Milliarden Dollar Steuern zahlen. Dafür kann sich Apple acht Jahre
Zeit nehmen. Die meisten Investitionen, die Apple bis 2025 in den USA
tätigt, werden vollständig von der Steuer absetzbar sein. Die
Körperschaftssteuer in den USA beträgt nach dem neuen Gesetz
maximal 15,5 Prozent statt bisher 35 Prozent. Der Nachrichtenagentur
dpa zufolge haben US-Firmen zusammen über drei Billionen Dollar im
Ausland geparkt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7679: Aus Forschung und Technik - 18.01.2018 (SB)




VOM TAGE



Sicherheitsexperten entdecken Geheimdienst-Trojaner

Kritiker hatten schon längst darauf hingewiesen. Sicherheitsforscher
von Kaspersky haben mit dem Trojaner Skygofree ein geheimes
Spionageprogramm entdeckt, das laut Chip Online unter anderem in der
Lage ist, WhatsApp-Nachrichten von Android-Nutzern auszulesen, die
ansonsten von einer starken Verschlüsselung geschützt sind. Skygofree
soll ersten Erkenntnissen nach das Produkt eines italienischen
Unternehmens sein, das sich auf die Entwicklung professioneller
Überwachungsprogramme spezialisiert hat. Die Käufer dieser Programme
sind üblicherweise aus dem nachrichtendienstlichen Bereich. Laut
Kaspersky soll Skygofree eines der mächtigsten Spionageprogramme
sein, die je von den Sicherheitsexperten gesehen wurde. Mit seiner
Hilfe kann man praktisch alles auf dem Gerät auslesen. Auch soll es
in der Lage sein, über das eingebaute Mikrofon die Umgebung des
Smartphones abzuhören. Das unbemerkte Aufnehmen von Fotos und Videos
soll ebenfalls möglich sein. Selbst Standortdaten sind vor Skygofree
nicht sicher.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/368: Seltsames Verhalten eines Sterns offenbart Schwarzes Loch verborgen in riesigem Sternhaufen (idw)


Max-Planck-Institut für Astronomie - ESO Science Outreach Network -
17.01.2018

Seltsames Verhalten eines Sterns offenbart Schwarzes Loch verborgen in
riesigem Sternhaufen



Pressemitteilung der Europäischen Südsternwarte (Garching) - Astronomen
haben mit dem MUSE-Instrument der ESO am Very Large Telescope in Chile
einen Stern in dem Sternhaufen NGC 3201 entdeckt, der sich sehr seltsam
verhält. Es scheint ein unsichtbares Schwarzes Loch mit etwa der
vierfachen Masse der Sonne zu umkreisen - das erste inaktive Schwarze Loch
mit stellarer Masse, das in einem Kugelsternhaufen gefunden wurde, und
gleichzeitig auch das erste, das durch den direkten Nachweis seiner
Anziehungskraft gefunden wurde. Diese Entdeckung wirkt sich auf unser
Verständnis der Entstehung dieser Sternhaufen, Schwarzer Löcher allgemein
und dem Ursprung von Gravitationswellenereignissen aus.




[image: Bild: © ESO/L. Calçada]

Künstlerische Darstellung des Binärsystems mit Schwarzem Loch in NGC
3201.

Bild: © ESO/L. Calçada



Kugelsternhaufen sind riesige, kugelförmige Ansammlungen von Zehntausenden
von Sternen, die die meisten Galaxien umkreisen. Sie gehören zu den
ältesten bekannten Sternsystemen im Universum und gehen auf den Beginn des
Wachstums und der Evolution von Galaxien zurück. Mehr als 150
Kugelsternhaufen, die zur Milchstraße gehören, sind derzeit bekannt.

Einer dieser Sternhaufen, NGC 3201 im südlichen Sternbild Vela (das Segel
des Schiffs Argo), wurde jetzt mit dem MUSE-Instrument am Very Large
Telescope der ESO in Chile näher untersucht. Ein internationales
Astronomenteam mit starker deutscher Beteiligung hat festgestellt, dass
sich einer der Sterne [1] in NGC 3201 sehr merkwürdig verhält - er wird
mit Geschwindigkeiten von mehreren hunderttausend Kilometern pro Stunde
hin- und hergeschleudert, wobei sich dieses Muster alle 167 Tage
wiederholt [2].

Erstautor Benjamin Giesers von der Georg-August-Universität Göttingen war
von dem Verhalten des Sterns fasziniert: "Er umkreiste etwas vollkommen
Unsichtbares, das eine Masse hatte, die mehr als viermal so groß war wie
die Sonne - das kann nur ein Schwarzes Loch sein! Das erste Schwarze Loch
in einem Kugelsternhaufen übrigens, das sich direkt über seine
Anziehungskraft bemerkbar gemacht hat."

Die Beziehung zwischen Schwarzen Löchern und Kugelsternhaufen ist
bedeutsam, aber auch geheimnisvoll. Aufgrund ihrer großen Massen und ihres
großen Alters geht man davon aus, dass diese Sternhaufen eine große Anzahl
von Schwarzen Löchern mit stellaren Massen erzeugt haben - sie sind im
Laufe des langen Lebens des Sternhaufens entstanden, immer dann wenn
massereiche Sterne explodiert und die Überreste in sich zusammengefallen
sind [3] [4].

Das MUSE-Instrument der ESO bietet Astronomen die einzigartige
Möglichkeit, die Bewegungen von Tausenden von weit entfernten Sternen
gleichzeitig zu messen. Mit dieser neuen Entdeckung ist es dem Team
erstmals gelungen, ein inaktives Schwarzes Loch im Herzen eines
Kugelsternhaufens zu entdecken - ein Schwarzes Loch, das sich derzeit
keine Materie einverleibt und nicht von einer hell leuchtenden Gasscheibe
umgeben ist. Sie konnten die Masse des Schwarzen Lochs durch die
Bewegungen eines Sterns ergründen, der durch die enormen Gravitationskraft
des Schwarzen Lochs gefangen ist [5].

Aus den Beobachtungen lässt sich ermitteln, dass der Stern die 0,8-fache
der Masse unserer Sonne hat, während sich für die Masse seines mysteriösen
Gegenstücks das 4,36-fache der Masse der Sonne ergeben hat - mit
ziemlicher Sicherheit also ein Schwarzes Loch[6].

Kürzlich erfolgte Nachweise von Radio- und Röntgenquellen in
Kugelsternhaufen sowie die Detektion von Gravitationswellensignalen, die
durch das Zusammenführen von zwei Schwarzen Löchern mit Sternmasse erzeugt
wurden, deuten darauf hin, dass diese relativ kleinen Schwarzen Löcher in
Kugelsternhaufen häufiger vorkommen könnten als bisher angenommen.

Giesers schlussfolgert: "Bis vor kurzem ging man davon aus, dass fast alle
Schwarzen Löcher nach kurzer Zeit aus den Kugelsternhaufen verschwinden
würden und dass solche Systeme gar nicht existieren sollten! Aber
offensichtlich ist dies nicht der Fall - unsere Entdeckung ist der erste
direkte Nachweis der Gravitationswirkung eines Schwarzen Lochs in einem
Kugelsternhaufen. Diese Erkenntnis hilft, die Entstehung von Kugelhaufen
und die Entwicklung von Schwarzen Löchern und entsprechenden Binärsystemen
nachzuvollziehen, was für das Verständnis von Gravitationswellenquellen
unerlässlich ist."


Endnoten



[1] Der gefundene Stern befindet sich am Abknickpunkt der Hauptreihe,
damit befindet er sich am Ende der langen Hauptreihenphase seines Lebens.
Nachdem er seinen Wasserstoffvorrat aufgebraucht hat, ist er nun auf dem
Weg, ein Roter Riese zu werden.

[2] Derzeit wird mit Unterstützung des MUSE-Konsortiums der ESO eine
umfangreiche Untersuchung von 25 Kugelsternhaufen rund um die Milchstraße
durchgeführt. Die Astronomen erhalten darüber Spektren von 600 bis 27.000
Sternen in jedem dieser Sternhaufen. Die Studie beinhaltet die Analyse der
sogenannten Radialgeschwindigkeit einzelner Sterne - die Geschwindigkeit,
mit der sie sich entlang der Sehlinie des Betrachters in Richtung zur Erde
und von ihr wegbewegen. Mit solchen Radialgeschwindigkeitsmessungen können
die Umlaufbahnen von Sternen und die Eigenschaften von massereichen
Objekten, die sie umkreisen, bestimmt werden.

[3] Findet keine kontinuierliche Sternentstehung statt, so wie es bei
Kugelhaufen der Fall ist, werden Schwarze Löcher mit der Sternmasse bald
zu den massereichsten Objekten, die es gibt. Im Durchschnitt sind stellare
Schwarze Löcher der Kugelsternhaufen etwa viermal so massereich wie die
sie umgebenden massearmen Sterne. Neuere Theorien kommen zu dem Schluss,
dass die Schwarzen Löcher einen dichten Kern innerhalb des Sternhaufens
bilden, der sich dann vom Rest des kugelförmigen Materials löst. Die
Bewegungen im Zentrum des Sternhaufens katapultieren dann die meisten
Schwarzen Löcher aus dem Haufen heraus, so dass nur wenige von ihnen nach
einer Milliarde Jahren überlebt haben.

[4] Stellare Schwarze Löcher der Sternmasse - auch Kollapsare genannt -
entstehen, wenn massereiche Sterne sterben, unter ihrer eigenen
Schwerkraft zusammenbrechen und als mächtige Hypernovae explodieren.
Zurück bleibt ein Schwarzes Loch mit einem Großteil der Masse des
ehemaligen Sterns, das von der mehrfachen Masse unserer Sonne bis hin zu
mehreren Dutzend Mal so massereich reichen kann.

[5] Da auch Licht nicht in der Lage ist, der enormen Schwerkraft Schwarzer
Löcher zu entkommen, ist die primäre Methode, sie zu nachzuweisen, die
Beobachtung von Radio- oder Röntgenstrahlung, die von heißem Material um
sie herum ausgeht. Wenn aber ein Schwarzes Loch nicht mit heißer Materie
interagiert und somit keine Masse ansammelt oder Strahlung abgibt, wie in
diesem Fall, ist das Schwarze Loch "inaktiv" und unsichtbar, so dass eine
andere Nachweismethode erforderlich ist.

[6] Da das nicht-leuchtende Objekt in diesem Binärsystem nicht direkt
beobachtet werden kann, gibt es alternative, wenn auch weniger
überzeugende Erklärungen dafür, um was es sich handeln könnte. In Frage
käme zum Beispiel ein Dreifachsystem, das aus zwei eng aneinander
gebundenen Neutronensternen besteht, um die sich der beobachtete Stern
kreist. Dieses Szenario würde erfordern, dass jeder der beiden
Neutronensterne mindestens die doppelte Masse unserer Sonne hat, ein
solches Doppelsystem wurde aber noch nie beobachtet.

Zusatzinformationen



Die hier präsentierten Forschungsergebnisse von B. Giesers et al.
erscheinen demnächst unter dem Titel "A detached stellar-mass black hole
candidate in the globular cluster NGC 3201" in der Zeitschrift Monthly
Notices of the Royal Astronomical Society.

Die beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sind Benjamin
Giesers (Georg-August-Universität Göttingen, Deutschland), Stefan Dreizler
(Georg-August-Universität Göttingen, Deutschland), Tim-Oliver Husser
(Georg-August-Universität Göttingen, Deutschland), Sebastian Kamann
(Georg-August-Universität Göttingen, Deutschland); Liverpool John Moores
University, Großbritannien), Guillem Anglada Escudé (Queen Mary University
of London, Großbritannien), Jarle Brinchmann (Sterrewacht Leiden,
Universiteit Leiden, Niederlande; Universidade do Porto, CAUP, Porto,
Portugal), C. Marcella Carollo (Eidgenössische Technische Hochschule, ETH,
Zürich, Schweiz) Martin M. Roth (Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam,
Deutschland), Peter M. Weilbacher (Leibniz-Institut für Astrophysik
Potsdam, Deutschland) und Lutz Wisotzki (Leibniz-Institut für Astrophysik
Potsdam, Deutschland).

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Getragen
wird die Organisation durch 16 Länder: Belgien, Brasilien, Dänemark,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Großbritannien, Italien, die
Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz
und die Tschechische Republik. Die ESO ermöglicht astronomische
Spitzenforschung, indem sie leistungsfähige bodengebundene Teleskope
entwirft, konstruiert und betreibt. Auch bei der Förderung internationaler
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie spielt die Organisation eine
maßgebliche Rolle. Die ESO verfügt über drei weltweit einzigartige
Beobachtungsstandorte in Chile: La Silla, Paranal und Chajnantor. Auf dem
Paranal betreibt die ESO mit dem Very Large Telescope (VLT) das weltweit
leistungsfähigste Observatorium für Beobachtungen im Bereich des
sichtbaren Lichts und zwei Teleskope für Himmelsdurchmusterungen: VISTA,
das größte Durchmusterungsteleskop der Welt, arbeitet im Infraroten,
während das VLT Survey Telescope (VST) für Himmelsdurchmusterungen
ausschließlich im sichtbaren Licht konzipiert ist. Die ESO ist einer der
Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor, APEX und ALMA, dem größten
astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro Armazones unweit des
Paranal errichtet die ESO zur Zeit das European Extremely Large Telescope
(E-ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte optische Teleskop
der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Weitere Informationen unter:

http://www.eso.org/public/germany/news/eso1802/?lang 

- Webversion der Preseemitteilung mit weiteren Bildern und Videos

http://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso1802/eso1802a.pdf


- Fachartikel

http://www.eso.org/public/teles-instr/paranal-observatory/vlt/vlt-instr/muse/ 

- Weitere Informationen über MUSE

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, Dr. Carolin Liefke - ESO Science

Outreach Network, 17.01.2018
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FORSCHUNG/215: Chemische Evolution - Vorfahren des Lebendigen (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 17.01.2018

Chemische Evolution: Vorfahren des Lebendigen



Vor dem Leben kam die RNA: LMU-Forscher haben die ursprüngliche Entstehung
dieser Erbgut-Bausteine aus simplen Molekülen simuliert; allein der
Wechsel von Feuchtigkeit und Trockenheit auf der Ur-Erde könnte diesen
Prozess angetrieben haben.

Und die Erde war wüst und leer - bevor sich das Leben formte. Doch wie
konnten vor etwa vier Milliarden Jahren die ersten einfachen Bausteine
entstehen, die die Entstehung des Lebens in Gang setzten? Unter welchen
Bedingungen fügten sich solche Moleküle zusammen, aus denen sich
komplexere informationstragende Einheiten bilden konnten, die sich selbst
vervielfältigen - Vorläufer des heutigen Erbmaterials? Wissenschaftler
um den LMU-Chemiker Professor Thomas Carell haben nun das Szenario für
diese chemische Evolution erweitert, die der biologischen Stammesgeschichte
vorausgegangen ist.

Danach reichen einfachste chemische Zutaten und Reaktionsbedingungen,
wie sie auf der Erde vor Millionen von Jahren etwa auf geothermalen Feldern
mit vulkanischer Aktivität im Untergrund zu finden gewesen sein dürften,
um die Synthese sogenannter Nukleoside über eine ganze Reihe von
Reaktionsschritten in Gang zu halten. Nukleoside sind wichtige Komponenten
der Erbmoleküle RNA und DNA; Ausgangsstoffe dafür waren in den Versuchen,
die die präbiotischen Bedingungen nachstellen sollten, Ameisen- und
Essigsäure, Natriumnitrit und simple Stickstoff-Verbindungen. Auch
brauchte es Metalle wie Nickel und Eisen, die in großen Mengen in der
Erdkruste vorhanden sind. Angetrieben wurde die Kette der chemischen
Reaktionen lediglich von Nass-Trocken-Zyklen, wie sie durch hydrothermale
Quellen oder auch Dürre- beziehungsweise Regenperioden entstehen können.

Kernstück des Prozesses ist eine Reaktion zu sogenannten
Formamidopyrimidinen, aus denen dann die Purine entstehen. Diesen
FaPy-Pfad hatte Carells Team schon in einer früheren Arbeit beschrieben -
als mögliches chemisches Szenario für die Entstehung von RNA-Bausteinen
auf der Ur-Erde vor vier Milliarden Jahren. "Diesmal haben wir nicht nur
einfachere Ausgangsstoffe gewählt, sondern auch darauf geachtet, dass
alles in einer plausiblen geologischen Umgebung, wie zum Beispiel
hydrothermalen Quellen an Land, ablaufen kann", sagt Sidney Becker,
Doktorand in Carells Team und Erstautor der Arbeit im Open-Access-Ableger
des renommierten Fachmagazins Nature.

In den neuen Experimenten entstanden jedoch nicht nur die kanonischen
Nukleoside, sozusagen die klassischen Bausteine der RNA, sondern
gleichzeitig ein ganzes Set von eng verwandten Molekülen. Diese so
genannten RNA-Modifikationen sind essentiell für ein funktionierendes
genetisches System und deshalb in allen Tieren, Pflanzen und Bakterien
zu finden. Bereits deren letzter gemeinsamer Vorfahre nutzte diese
fundamentalen RNA-Bausteine für diverse biologische Prozesse. Das spricht
laut Becker zusätzlich dafür, dass sie bereits zu Beginn der biologischen
Evolution auf der Ur-Erde existiert haben mussten. Bisher war jedoch
fraglich, wie und in welcher Umgebung sie entstehen konnten. Sie könnten,
so folgern die Wissenschaftler, die entscheidenden Moleküle gewesen
sein, die die chemische Evolution getriggert und die RNA-Welt sich haben
entwickeln lassen. Noch heute, nach vier Milliarden Jahren, finden sich
diese Strukturen als molekulare Fossilien in jedem Organismus, da sie
eine Vielzahl an lebenswichtigen Funktionen übernommen haben und damit
durch die Natur konserviert wurden.

Nature Communications 2018


Publikation:

Sidney Becker, Christina Schneider, Hidenori Okamura, Antony Crisp,
Tynchtyk Amatov, Milan Dejmek und Thomas Carell:

Wet-dry cycles enable the parallel origin of canonical and non-canonical
nucleosides by continuous synthesis

Nature Communications 2018
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http://idw-online.de/de/institution114

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ludwig-Maximilians-Universität München, Luise Dirscherl, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1434: Maßgeschneiderte Materialeigenschaften erlauben neue Einblicke in Quantenpunkte (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 17.01.2018

Maßgeschneiderte Materialeigenschaften erlauben neue Einblicke in
Quantenpunkte



Forscher der Ruhr-Universität Bochum und der Universität Duisburg-Essen
haben neue Erkenntnisse über Quantenpunkte gewonnen. Dabei handelt es sich
um kleine Inseln in Halbleitern, in die sich einzelne Elektronen
einsperren lassen. Sie könnten eines Tages die Informationseinheiten in
Quantencomputern bilden. Durch fein justiertes Einstellen der
Halbleiter-Eigenschaften erzeugten die Physiker besondere langlebige
Energiezustände im Inneren der Quantenpunkte, die normalerweise zu instabil
sind, um vermessen zu werden. Die Ergebnisse sind in "Physical Review B"
vom 15. Januar 2018 veröffentlicht. Den Beitrag zeichnete die Zeitschrift
als Highlightartikel aus.

Für die Studie kooperierte ein Forscherteam um Dr. Arne Ludwig vom
Bochumer Lehrstuhl für Angewandte Festkörperphysik mit Prof. Dr. Björn
Sothmann von der Universität Duisburg-Essen im Rahmen des
Materials-Chain-Forschungsverbundes der Universitätsallianz Ruhr.

Elektronen besetzen bestimmte Energieniveaus



Quantenpunkte sind rund zehn Nanometer groß. Aufgrund ihrer geringen
Ausdehnung ist die Bewegung der Elektronen im Inneren räumlich stark
eingeschränkt. Dadurch kann die Energie in einem Quantenpunkt nicht
kontinuierliche Werte haben; stattdessen nehmen die Elektronen nur ganz
bestimmte Energieniveaus ein - ähnlich wie in Atomen, in denen die
Elektronen bestimmte Schalen besetzen.

Normalerweise befindet sich ein Quantenpunkt im thermodynamischen
Gleichgewicht; das heißt, die enthaltenen Elektronen besetzen die
verfügbaren Energiezustände nacheinander vom niedrigsten zum höchsten.
Mithilfe der sogenannten Kapazitäts-Spannungs-Spektroskopie lassen sich
diese Energieniveaus messen. Zustände im Nichtgleichgewicht - in denen die
Elektronen also die normalen Regeln für die Besetzung der Energieniveaus
nicht befolgen - konnten mit dieser Methode bislang nicht detektiert
werden. Genau das gelang nun dem Team aus Duisburg-Essen und Bochum.

"Nichtgleichgewichtsprozesse sind für das Maßschneidern von Materialien
für bestimmte technische Anwendungen sehr nützlich", erklärt Andreas
Wieck, Koautor und Leiter des Lehrstuhls für Angewandte Festkörperphysik.
"Sie können aber auch fatal sein. Daher sind Kenntnisse über die Erzeugung
und Kontrolle dieser Prozesse wichtig."

Paare aus Elektronen und Elektronenlöchern erzeugt



Entscheidend war, die instabilen Nichtgleichgewichtszustände lang genug am
Leben zu halten, um sie messen zu können. Für ihre Versuche stellten die
Forscher Quantenpunkte in einem Halbleiter mit fein justierten
Materialeigenschaften her. In den Quantenpunkten erzeugten sie Paare aus
Elektronen und Löchern, wobei Letztere durch das gezielte Entfernen
einzelner Elektronen entstehen und im Festkörper als Antiteilchen der
Elektronen angesehen werden können. Treffen Elektron und Loch aufeinander,
löschen sie sich gegenseitig aus. Die dabei frei werdende Energie wird in
Form eines Photons, also eines einzelnes Lichtteilchens, abgestrahlt.

Das umgekehrte Phänomen nutzten die Forscher für die Herstellung der
Elektronen-Loch-Paare: Sie bestrahlten den Quantenpunkt mit Licht, was im
Inneren Elektronen und Löcher entstehen ließ.

Nichtgleichgewichtszustände vermessen und im Modell beschrieben


Die Materialstruktur der Quantenpunkte und ihrer Umgebung hatten die
Physiker so maßgeschneidert, dass sie mit den Elektronenlöchern nun
gezielt einzelne Elektronen auslöschen konnten. Dabei blieben Elektronen
im Nichtgleichgewichtszustand übrig, also solche Elektronen, die
untypische Energieniveaus besetzen. Diese Zustände vermaß das Team mit der
Kapazitäts-Spannungs-Spektroskopie. Ergänzend zu den Experimenten
erstellten die Wissenschaftler ein Modell, das die Messungen der
Nichtgleichgewichtszustände theoretisch beschreibt.

"Die experimentellen Ergebnisse als Nichtgleichgewichtsphänomene zu
interpretieren lag auf der Hand", sagt der Bochumer Erstautor Sascha
Valentin. "Ein physikalisches Modell zu entwickeln bedeutete allerdings
größere Klimmzüge, die nur mithilfe unserer theoretisch arbeitenden
Kollegen zu bewältigen waren."

"Überraschenderweise haben wir dabei auch herausgefunden, dass ein
etabliertes Modell, welches die Dynamik der Vermessung von
Gleichgewichtsprozessen beschreibt, korrigiert werden muss", ergänzt Arne
Ludwig.

Materials Chain



Der Profilschwerpunkt Materials Chain der Universitätsallianz Ruhr
vereint das Know-how von mehr als 200
Forschungsgruppen im Ruhrgebiet; darunter international renommierte
Experten und hochqualifizierte Nachwuchswissenschaftler. Die
Ruhr-Universität Bochum, die Technische Universität Dortmund, die
Universität Duisburg-Essen und ihre Partner bieten eine Vielzahl von
Forschungseinrichtungen - von der Charakterisierung in atomarer Auflösung
bis zur Komponentenfertigung -, die alle Bereiche der Materials Chain
abdecken.

Förderung

Die Arbeiten wurden finanziell unterstützt vom NRW-Ministerium für
Innovation, Wissenschaft und Forschung im Rahmen des
NRW-Rückkehrerprogramms, dem Bundesministerium für Bildung und Forschung im
Rahmen des "Quantum communication program" (16KIS0109), der Deutschen
Forschungsgemeinschaft im Rahmen des Sonderforschungsbereich TRR 160, der
Deutsch-Französischen Hochschule (CDFA-05-06) sowie der Research School
der Ruhr-Universität Bochum.


Originalveröffentlichung

Sascha Valentin, Jonathan Schwinger, Pia Eickelmann, Patrick Labud,
Andreas Wieck, Björn Sothmann, Arne Ludwig: Illumination-induced
nonequilibrium charge states in self-assembled quantum dots, in: Physical
Review B, 2018, DOI: 10.1103/PhysRevB.97.045416,

https://link.aps.org/doi/10.1103/PhysRevB.97.045416

Redaktion: Dr. Julia Weiler
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MELDUNG/765: Mit Elektrizität Magnetismus umschalten (idw)


Technische Universität Wien, Dr. Florian Aigner, 17.01.2018 10:25

Mit Elektrizität Magnetismus umschalten



An der TU Wien gelang ein wichtiger Schritt zur Verbindung von
elektrischen und magnetischen Materialeigenschaften - ein Zusammenhang,
der für die Elektronik eine wichtige Rolle spielt.




[image: Graphische Gestaltung: © Jakob Listabarth]

Eektrizität und Magnetismus

Graphische Gestaltung: © Jakob Listabarth



Dass Elektrizität und Magnetismus eng miteinander zusammenhängen, weiß man
schon lange. Doch in der Materialwissenschaft hat man magnetische und
elektrische Effekte lange Zeit getrennt voneinander beobachtet:
Magnetische Materialeigenschaften beeinflusst man normalerweise mit
magnetischen Feldern, elektrische Eigenschaften mit elektrischer Spannung.
Eine spezielle Klasse von Materialien, die sogenannten Multiferroika,
verbinden allerdings beides. Nun gelang es an der TU Wien, magnetische
Schwingungen bestimmter eisenhältiger Materialien mit Hilfe elektrischer
Felder zu kontrollieren. Vielversprechende Möglichkeiten eröffnen sich
damit für die Computertechnik, wo Daten in Form elektrischer Signale
übertragen aber magnetisch abgespeichert werden.

Elektrische und magnetische Materialien: Zwei verschiedene Welten


In der Festkörperphysik hat man es oft mit Materialeigenschaften zu tun,
die sich mit magnetischen oder elektrischen Feldern beeinflussen lassen.
Doch normalerweise kann man magnetische und elektrische Effekte getrennt
voneinander betrachten, weil sie ganz unterschiedliche Ursachen haben:
Magnetische Effekte kommen daher, dass Teilchen eine innere magnetische
Richtung haben, den sogenannten Spin. Elektrische Effekte hingegen haben
damit zu tun, dass es positive und negative Ladungen im Material gibt, die
sich räumlich zueinander verschieben können.

"Bei Materialien mit ganz bestimmten räumlichen Symmetrien kann man
allerdings beides miteinander verknüpfen", erklärt Prof. Andrei Pimenov
vom Institut für Festkörperphysik der TU Wien. Er forscht an solchen
speziellen Materialien, den "Multiferroika" bereits seit einigen Jahren.
Weltweit gelten Multiferroika heute als vielversprechendes neues Feld in
der Festkörperphysik. Interessante Experimente zur Kopplung von
magnetischen und elektrischen Effekten gab es bereits, nun gelang es
Pimenov und seinem Forschungsteam erstmals, hochfrequente magnetische
Schwingungen eines Materials aus Eisen, Bor und seltenen Erden mit
elektrischen Feldern zu kontrollieren.

"Das Material enthält dreifach positiv geladene Eisenatome. Sie haben ein
magnetisches Moment, das mit einer Frequenz von 300 Gigahertz schwingt",
sagt Pimenov. "Dass man solche Schwingungen mit einem magnetischen Feld
steuern kann, wäre naheliegend. Wir konnten allerdings zeigen, dass sich
diese Schwingungen durch ein elektrisches Feld gezielt variieren lassen."
Ein dynamischer magnetischer Effekt - ein magnetischer Schwingungszustand
der Eisenatome - kann also durch ein statisches elektrisches Feld ein-
oder ausgeschaltet werden.




[image: Graphische Gestaltung: © Jakob Listabarth]

Eine Herausforderung: Zwischen magnetischen Speichern und elektrischen
Schreibsignalen richtig zu vermitteln

Graphische Gestaltung: © Jakob Listabarth



Magnetische Datenspeicher, elektrisches Schreiben



Interessant ist das ganz besonders für künftige Elektronik: "Unsere
Festplatten speichern Daten magnetisch. Es ist allerdings recht schwer,
Daten magnetisch schnell und präzise zu schreiben", sagt Pimenov. "Ein
elektrisches Feld punktgenau anzulegen, ist viel einfacher, dazu genügt
ein simpler Spannungspuls, das geht sehr schnell und ohne nennenswerte
Energieverluste." Mit Materialien, die magnetische und elektrische Effekte
koppeln, könnten sich die Vorteile von magnetischem Speichern und
elektrischem Schreiben möglicherweise verbinden lassen.


Originalpublikation: 

Switching of Magnons by Electric and Magnetic Fields
in Multiferroic Borates, A. M. Kuzmenko et al., Phys. Rev. Lett. 120.

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.120.027203
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WERKSTOFFE/1036: Physiker messen erstmals mechanische Eigenschaften zweidimensionaler Materialien (idw)


Universität des Saarlandes - 17.01.2018

Ein Atom dünn: Physiker messen erstmals mechanische Eigenschaften
zweidimensionaler Materialien



Die dünnsten heute herstellbaren Materialien haben eine Dicke von einem
Atom. Sie zeigen völlig neue Eigenschaften und sind zweidimensional -
bisher bekannte Materialien sind dreidimensional aufgebaut. Um sie
herstellen und handhaben zu können, liegen sie bislang als Film auf
dreidimensionalen Materialien auf. Erstmals ist es Physikern der
Universität des Saarlandes um Uwe Hartmann jetzt mit Forschern vom
Leibniz-Institut für Neue Materialien gelungen, die mechanischen
Eigenschaften von freitragenden Membranen atomar dünner Materialien zu
charakterisieren. Die Messungen erfolgten mit dem Rastertunnelmikroskop an
Graphen. Ihre Ergebnisse veröffentlichen die Forscher im Fachmagazin
Nanoscale.

Zweidimensionale Materialien sind erst seit wenigen Jahren bekannt. Die
Wissenschaftler André Geim und Konstantin Novoselov erhielten im Jahr 2010
den Physik-Nobelpreis für die Erforschung des Graphens, einer
zweidimensionalen Modifikation des reinen Kohlenstoffs. In der Folge
konnten einige weitere solcher Materialien aus Elementen wie Silizium oder
Germanium hergestellt und charakterisiert werden. "Das Besondere an diesen
Materialien ist, dass sie nur eine Atomlage dick sind, also praktisch nur
aus Oberfläche bestehen", erklärt Professor Uwe Hartmann,
Experimentalphysiker an der Universität des Saarlandes. Dadurch besitzen
sie ganz und gar andere physikalische Eigenschaften als ihre herkömmlichen
dreidimensionalen Verwandten.

"Die elektronischen Eigenschaften einiger Konfigurationen sind
spektakulär: Die Elektronen folgen im Innern der Materialien den Gesetzen
der Relativitätstheorie, was in konventionellen Materialien grundsätzlich
nicht der Fall ist. Hier liegen interessante Vorteile für elektronische
Bauelemente, die sich aus zweidimensionalen Materialien herstellen
lassen", erläutert Hartmann. Auch die mechanischen Eigenschaften sind
einzigartig. "Einige Materialkonfigurationen zeigen eine Stabilität, die -
bezogen auf ihre Dicke - weitaus größer ist als die der stabilsten
dreidimensionalen Materialien", sagt er. Die EU hat 2013 das 
Graphen-Flaggschiff-Projekt als bislang größte Forschungsinitiative mit
Forschungsmitteln in Höhe von einer Milliarde Euro ausgestattet, um dieses
Potenzial zu erschließen.

Bislang stammen jedoch viele der Informationen über die mechanischen
Eigenschaften der neuartigen Materialien aus Simulationsrechnungen. "Die
zweidimensionalen Materialien lassen sich bislang nur als dünne Filme auf
der Oberfläche dreidimensionaler Materialien handhaben. Damit werden aber
die Eigenschaften des Gesamtsystems zwangsläufig durch das
dreidimensionale Material bestimmt", erklärt der Experimentalphysiker. An
seinem Lehrstuhl für Nanostrukturforschung ist es in Kooperation mit dem
Leibniz-Institut für Neue Materialien INM auf dem Saarbrücker Campus nun
erstmals gelungen, die mechanischen Eigenschaften atomar dünner
Kohlenstoff-Modifikationen in Form freitragender Membranen direkt zu
vermessen.

"Hierdurch wird möglich, Daten aus Simulationsrechnungen direkt mit
experimentellen Befunden zu vergleichen. Außerdem lässt sich der Einfluss
unterschiedlichster Defekte des Kristallgitters der Membran auf ihre
mechanischen Eigenschaften vermessen", sagt Hartmann. Die
zweidimensionalen Materialien lassen in vielen Bereichen Innovationen
erwarten - von Sensorik und Aktorik bis hin zu Filtertechnik und
Brennstoffzellen: Daher sind die Ergebnisse und Verfahren der Saarbrücker
Forscher für viele Forschungsfelder von Interesse.

Die Wissenschaftler benutzten Graphen-Monolagen auf einem Substrat, das
eine regelmäßige Anordnung von Löchern aufwies. "Die Löcher hatten einen
Durchmesser von etwa einem Mikrometer. Mithilfe eines
Rastertunnelmikroskops konnten wir die freitragenden Membranen über den
Löchern mit atomarer Präzision analysieren", erklärt er.

"Bei Anlegen einer elektrischen Spannung zwischen der spitzenförmigen
Sonde des Rastertunnelmikroskops und dem atomar dünnen Graphen-Film fließt
ein elektrischer Strom", so Hartmann weiter. Dieser sogenannte Tunnelstrom
hängt empfindlich ab vom Abstand zwischen Sonde und Probe und von der
Elektronenverteilung im Graphen-Film. "Dies nutzen wir, um die einzelnen
Atome sichtbar zu machen: Der Tunnelstrom variiert, während die Sonde
rasterförmig über das Material geführt wird." Die Wissenschaftler nutzen
noch einen weiteren Effekt: Durch die zwischen Sonde und Probe angelegte
elektrische Spannung wird eine Kraft auf die freitragende Graphen-Membran
ausgeübt und sie beginnt sich durchzuwölben. "Zieht man die Sonde immer
weiter zurück, wölbt sich die atomare Monolage immer weiter durch, weil
sie wie mit einer atomar präzisen Pinzette immer weiter hochgezogen wird.
Die Messung dieser Dehnung der Membran als Funktion der durch das
Tunnelmikroskop erzeugten Zugspannung liefert aber in Form eines
Spannungs-Dehnungs-Diagramms direkt die wichtigsten mechanischen
Eigenschaften der Graphen-Membran", erläutert Hartmann.

"Wir konnten durch Aufnahme von Spannungs-Dehnungs-Diagrammen insbesondere
die vermuteten außerordentlichen mechanischen Eigenschaften direkt
nachweisen, obwohl die dabei aufgewendeten Kräfte mit einem Milliardstel
Newton im Vergleich zu konventionellen Messungen ungeheuer klein waren",
erklärt der Experimentalphysiker weiter. Die Forscher zeigten auch, "dass
freitragende Membranen sich nicht wie die Membran einer Pauke in Ruhe
befinden, wenn man auf sie nicht einwirkt, sondern vielmehr der Oberfläche
eines Sees ähneln: Sie weisen die verschiedensten Wellenbewegungen auf und
spiegeln jede äußere Störung in Form neuer angeregter Wellen wider".


Hintergrund: Am Lehrstuhl für Nanostrukturforschung und
Nanotechnologie an der Universität des Saarlandes von Professor Uwe
Hartmann untersuchen Physiker grundsätzliche Eigenschaften von Nanosystemen
wie den elektronischen Transport und den Magnetismus, aber auch
Entstehungsmechanismen nanostrukturierter Systeme und biologische
Anwendungen der Nanowissenschaften. Wichtigste Instrumente bei der Analyse
von Nanosystemen sind die Rastersondenmikroskope, mit denen sich
verschiedene Eigenschaften mit atomarer Auflösung messen lassen. Die
Wissenschaftler führen ihre Messungen dabei teilweise bei Temperaturen von
bis zu - 270 Grad Celsius und extremen Vakua durch, aber auch unter ganz
normalen Umgebungsbedingungen. Die Arbeiten dienen dem Verständnis des
Verhaltens von Nanostrukturen und der Entwicklung neuer Materialien und
Bauelemente.


Die Studie "Low-force spectroscopy on graphene membranes by scanning
tunneling microscopy" ist erschienen in der Fachzeitschrift
Nanoscale:

DOI: 10.1039/C7NR07300C

http://pubs.rsc.org/en/Content/ArticleLanding/2018/NR/C7NR07300C#!divAbstract

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Claudia Ehrlich, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELT/1716: Klimapolitik - Bundesverband der Deutschen Industrie zieht falsche Schlüsse


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Januar 2018 

Klimapolitik - BDI zieht falsche Schlüsse



Zur aktuellen Studie des BDI zur Klimapolitik erklären Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, und Annalena Baerbock MdB:

Der BDI ist zwar nicht als Sammelbecken von Klimaschützern bekannt, zeigt aber in seiner Studie Lücken in der derzeitigen Klimapolitik auf. Doch zieht er die falschen Schlüsse aus den Ergebnissen der Studie. So wird der Klimaschutz noch immer hauptsächlich als kostenintensiv und risikohaft bewertet, während die Innovationschancen und Wachstumspotenziale kleingeredet werden. Es kann nicht sein, jetzt nationale Maßnahmen zu streichen und Subventionen für klimaschädliche Unternehmen aufrecht zu erhalten. Der klimapolitische Schlingerkurs der Bundesregierung muss ein Ende haben. Die Kurskorrektur muss jedoch in Richtung mehr statt weniger Klimaschutz gehen. Deshalb darf sich die Große Koalition nicht der Forderung des BDI anschließen, den Kohleausstieg aufzuschieben und sich nach dem 2020-Klimaziel auch von 95 Prozent als Minderungsziel für 2050 zu verabschieden.

Der BDI spricht längst nicht mehr für die gesamte Wirtschaft. Schließlich haben sich jüngst 52 deutsche Unternehmen, darunter Siemens, E.ON und Aldi, für einen Kohleausstieg und mehr Klimaschutz ausgesprochen. Das zeigt, dass die Front gegen den Klimaschutz bröckelt. Was wir jetzt brauchen, sind ein Einstieg in den Kohleausstieg, einen Fahrplan zur Erreichung unserer Klimaschutzziele und eine ökologische Transformation der Wirtschaft.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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MEDIEN/235: Bot-Aufkommen transparent machen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 18. Januar 2018

Bot-Aufkommen transparent machen



Nach Medienberichten will Facebook prüfen, ob es für russische
Kampagnen zur Brexit-Entscheidung missbraucht wurde. Hierzu können
Sie die stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Nadine Schön, wie folgt zitieren:

"Digitale Netzwerke müssen endlich mehr Verantwortung dafür
übernehmen, was auf ihren Plattformen passiert. Denn Fake Accounts,
Fake Follower oder Social Bots haben nicht nur das Potenzial, Meinung
zu beeinflussen. Sie können allein durch ihre Masse Statistiken und
Trends manipulieren und damit regelrechte Kampagnen auszulösen. Zu
beobachten war das unter anderem im amerikanischen Wahlkampf.

Bisher schaffen es die Anbieter offensichtlich nicht, beispielsweise
das Bot-Aufkommen transparent zu machen und ausreichend einzugrenzen.
Um mehr Transparenz zu schaffen, sollte in einem ersten Schritt eine
Kennzeichnung von Social Bots geprüft werden. Dann weiß der Nutzer
wenigstens, dass er es mit einem Programm und nicht mit einem
Menschen zu tun hat. In einem zweiten Schritt sollte auch geprüft
werden, welche technischen Möglichkeiten es gibt, das Unterwandern
von Sozialen Medien durch Social Bots zu verhindern und ob dies
sinnvoll ist."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AGRAR/089: Bundesregierung steht für eine zerstörerische Milch- und Fleischindustrie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Januar 2018

Bundesregierung steht für eine zerstörerische Milch- und Fleischindustrie



"Es ist eine Farce, dass sich die Bundesregierung bei der Grünen Woche als Anwältin einer nachhaltigen Tierhaltung präsentiert. Die deutsche Agrarpolitik unter Noch-Minister Christian Schmidt steht für eine zerstörerische Milch- und Fleischindustrie, die auf dem massenhaften Import von Futtermitteln aus Lateinamerika und dem ständig steigenden Export von Fleisch- und Milchprodukten nach Afrika und andere Weltregionen beruht", erklärt Eva-Maria Schreiber, Expertin für Entwicklungspolitik der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des heute beginnenden Global Forum on Food and Agriculture (GFFA). Schreiber weiter:

"Dieses Agrarmodell produziert nicht nur unendliches Tierleiden, sondern zerstört auch die bäuerlichen Strukturen in Deutschland und den Entwicklungsländern. In Lateinamerika hat der anhaltende Sojaboom drastische Folgen: Immer mehr Bäuerinnen und Bauern verlieren ihr Land oder sterben an den Folgen der hochgiftigen Pestizidcocktails, die beim Sojaanbau zum Einsatz kommen. In vielen afrikanischen Ländern können Kleinbäuerinnen und Kleinbauern ihre Lebensmittel aufgrund der übermächtigen Konkurrenz von europäischem Billigfleisch oder Dumpingmilch nicht mehr absetzen und gehen zugrunde. Und auch in Deutschland fallen immer mehr Höfe dem enormen Preisdruck zum Opfer, den Tierfabriken und Riesenschlachtställe auf sie ausüben.

DIE LINKE lehnt diese Politik im Interesse der Agrarindustrie ab und fordert: eine agrarökologische Wende hin zu einer nachhaltigen Landwirtschaft weltweit, eine andere Handelspolitik, den Stopp der Freihandelsabkommen wie EPAs und CETA und eine nachweisliche Unterstützung von kleinbäuerlichen Strukturen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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ARBEIT/1760: Arbeit endlich gerecht verteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Januar 2018

Arbeit endlich gerecht verteilen



"Während die einen bis zum Umfallen schuften, müssen sich die anderen, unverhältnismäßig oft Frauen, mit Teilzeitstellen und Minijobs begnügen. Dieser Entwicklung müssen wir einen Riegel vorschieben. Sozialversicherungspflichtige, unbefristete und tariflich bezahlte Arbeit muss wieder zum Standard für alle werden", kommentiert Jutta Krellmann, Expertin für Arbeit und Mitbestimmung der Fraktion DIE LINKE, die neue Arbeitszeitstatistik des Statistischen Bundesamtes. Krellmann weiter:

"Den Steuerzahlerinnen und Steuerzahler kostet die ungleiche Verteilung des Arbeitsangebots der Arbeitgeberseite zudem jedes Jahr Milliarden. Das zeigt insbesondere der rasante Anstieg bei den Aufstockerleistungen für Unterbeschäftigte. Im Jahr 2016 sind diese für Haushalte mit mindestens einem Teilzeitbeschäftigten auf 3,3 Milliarden Euro angestiegen - ein Zuwachs von über 150 Prozent seit 2007.

DIE LINKE fordert, die zulässige wöchentliche Höchstarbeitszeit im Arbeitszeitgesetz von 48 auf 40 Stunden zu senken. Zeitnah wird DIE LINKE dazu einen entsprechenden Antrag in den Bundestag einbringen. Die 35-Stundenwoche und weitere tarifliche Arbeitszeitverkürzungen wollen wir gemeinsam mit den Gewerkschaften durchsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1636: Beim deutsch-türkischen Panzerdeal versucht Gabriel die Öffentlichkeit hinters Licht zu führen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Januar 2018

Beim deutsch-türkischen Panzerdeal versucht Gabriel die Öffentlichkeit hinters Licht zu führen



"Das deutsch-türkische Tauwetter mündet seitens der Bundesregierung in eine Aufrüstung der türkischen Armee für deren angekündigte Offensive gegen kurdische Einheiten, die sich gegen den IS in Syrien gestellt haben. Es ist völlig inakzeptabel, dass Bundesaußenminister Sigmar Gabriel versucht die Öffentlichkeit hinters Licht zu führen und die Rüstungslieferungen mit dem angeblichen Kampf Erdogans gegen den IS rechtfertigt. Und zugleich verweigert die Bundesregierung konkrete Angaben, wo denn der angebliche Panzereinsatz der Türkei gegen den IS überhaupt stattfindet", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und Rüstungsexpertin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Antwort der Bundesregierung auf schriftliche Fragen der Abgeordneten und die aktuellen Panzerverlegungen der türkischen Armee in die türkisch-syrische Grenzregion. Dagdelen weiter:

"Der deutsche Außenminister sagt die Unwahrheit, wenn er behauptet, dass es bei der Aufrüstung der türkischen Armee um den Kampf gegen den IS gehe. Die Zusage der Bundesregierung ist nichts anderes als ein Geschenk an Erdogan und die Düsseldorfer Rüstungsschmiede Rheinmetall. Nicht die Terrormilizen des IS sind das Ziel der türkischen Kampfeinheiten, sondern die kurdischen Selbstverteidigungseinheiten in Syrien und im Irak, die den IS bekämpfen. Die Rüstungsexporte der Bundesregierung an Erdogan schwächen den Kampf gegen den IS und stärken allein islamistische Terrormilizen in Syrien, an deren Seite die Türkei operiert."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1635: Deutsche Rüstungsexporte in die Türkei sind Beihilfe zum Mord an kurdischen Anti-IS-Kämpfern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Deutsche Rüstungsexporte in die Türkei sind Beihilfe zum Mord an kurdischen Anti-IS-Kämpfern



"Die türkischen Angriffe im Norden Syriens sind eine völkerrechtswidrige Aggression. Deutschland darf die beabsichtigte Vernichtung der kurdischen Anti-IS-Kräfte nicht unterstützen. Statt im Berliner Innenministerium Vertreter der türkischen Regierung zu hofieren, muss die Bundesregierung diese Aggression verurteilen und die Rüstungsexporte in die Türkei umgehend stoppen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und Außenpolitikerin der Fraktion DIE LINKE, angesichts neuer Angriffe der türkischen Armee auf den kurdischen Kanton Afrin in Nordsyrien. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung erweist dem Kampf gegen den IS durch Rüstungsexporte an Erdogan und dessen AKP-Regime einen Bärendienst. Der türkische Präsident ist kein Partner im Kampf gegen islamistische Terrorgruppen, sondern deren Förderer. Er hat die Türkei zur 'zentralen Aktionsplattform' islamistischen Terrors gemacht. Die Pläne von Bundesaußenminister Gabriel über neue Rüstungsdeals mit dem Terror-Paten Erdogan sind ein Schlag ins Gesicht des Widerstandes gegen den IS. Gewinner sind einzig Erdogan und Rüstungsschmieden wie Rheinmetall in Düsseldorf.

Die Bundesregierung muss umgehend alle Waffenexporte in die Türkei stoppen und die dort stationierten Soldaten der Bundeswehr abziehen. Die Weitergabe von Zieldaten aus deutschen AWACS-Aufklärungsmaschinen muss unterbunden werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BILDUNG/878: Holocaust nicht länger bei Bundeswehr-Forschungseinrichtungen ignorieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Holocaust nicht länger bei Bundeswehr-Forschungseinrichtungen ignorieren



"Die Ignoranz gegenüber der Erforschung des Nationalsozialismus und insbesondere des Holocaust am Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der Bundeswehr (ZMSBw) in Potsdam ist nicht länger hinnehmbar. Seit 2008 wurden keine eigenständigen Publikationen zum Holocaust erarbeitet", kommentiert Brigitte Freihold, Bildungsexpertin der Fraktion DIE LINKE, die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage zum Thema Holocaust am ZMSBw". Freihold weiter:

"Das bisherige Forschungs- und Bildungsangebot ist nicht auf die notwendigen Lerninhalte von Soldaten und Offizieren abgestimmt, die - wie immer wieder neue Skandale belegen - ein gravierendes Defizit in der Aufklärung über die deutschen Gewaltverbrechen aufweisen.

Das eigentliche Problem ist die Schwerpunktsetzung des ZMSBw auf die Nachkriegszeit. Das ZMSBw schwimmt im eigenen Saft, indem es sich von Kalter-Kriegs-Mentalität in der Forschung nicht lösen will. Angesichts der gegenwärtigen Gefahren für ein friedliches und demokratisches Europa durch Nationalismus kann sich die Forschungstätigkeit am ZMSBw nicht im Zelebrieren der Bundeswehrgeschichte von 1949 bis 1989 erschöpfen.

In diese zeithistorische Dissonanz fügt sich auch die Ignoranz des Forschungsinstituts gegenüber östlichen Partnerländern der EU und den dortigen Entwicklungen ein. Gerade hier könnte aber ein Austausch über NS-Geschichte einen positiven Beitrag für eine europäische Perspektive in Bildung und Forschung beim Militär entfalten. Auch die Erinnerung an den NS-Widerstand, der dem Aufleben des Nationalismus demokratische Ideale entgegensetzt, darf nicht vernachlässigt werden."

Nicole Gohlke, Hochschul- und Wissenschaftsexpertin der Fraktion DIE LINKE erklärt dazu: "Gerade in der heutigen Zeit zunehmender militärischer Spannungen sollten Forschung und Wissenschaft einen Beitrag dazu leisten, das Entstehen von Kriegen zu analysieren. Die Bundeswehr ist hier besonders gefragt, die historischen Erfahrungen zweier Weltkriege aufzuarbeiten und die Rolle deutscher Kampfeinheiten zu diskutieren. Die Geschichte der deutschen Streitkräfte beginnt nicht erst nach dem Zweiten Weltkrieg. Mangelnde institutionelle Kooperation und Öffnung zu deutschen und internationalen Universitäten sowie Forschungsinstituten verhindern, dass neuste Forschungsergebnisse aufgegriffen und in der Bundeswehr verbreitet werden. Das ZMSBw bietet derzeit keine speziellen Forschungs- und Bildungsangebote zu Holocaust und Kriegsverbrechen. Dabei hat die Auseinandersetzung mit der deutschen Militärgeschichte weitgehende gesellschaftliche Implikationen und Relevanz. Hier muss personell und inhaltlich gegengesteuert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2018

Deutscher Bundestag
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EUROPA/1584: Human-Rights-Watch-Bericht - Soziale Menschenrechte stärker in den Blick nehmen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Januar 2018

Human-Rights-Watch-Bericht: Soziale Menschenrechte stärker in den Blick nehmen



"Es wäre wünschenswert, dass Human Rights Watch die Menschenrechtslage in Deutschland und den anderen EU-Staaten stärker in den Blick nimmt. Die fehlende Verwirklichung wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Menschenrechte (WSK-Rechte) in Europa muss endlich eine explizite Rolle spielen", erklärt Zaklin Nastic, Menschenrechtsexpertin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des heute erschienenen Jahresberichts 2018 von Human Rights Watch. Nastic weiter:

"Es ist bedauerlich, dass sich der Bericht vor allem mit dem Rest der Welt, kaum aber mit Deutschland und den übrigen Ländern der EU beschäftigt. Ich finde es dringend notwendig, hier genauer hinzuschauen. Die WSK-Rechte sind genauso Menschenrechte wie die politischen und bürgerlichen Rechte. Sie sind sogar die Vorbedingung dafür, die politischen und bürgerlichen Rechte überhaupt ausüben zu können. Auch Deutschland gehört zu den Ländern, die von einer vollumfänglichen Verwirklichung der WSK-Rechte noch weit entfernt sind. Hier können wir die Bundesregierung nicht aus der Verantwortung entlassen. Kältetote, Rassismus und steigende Armut in Deutschland müssen als menschenrechtspolitische Themen auf die Agenda gesetzt werden. Das sollten Organisationen wie Human Rights Watch endlich in den Fokus ihrer Berichte stellen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Januar 2018

Deutscher Bundestag
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FINANZEN/1497: US-Steuerreform - Apple vergoldet Auslandsgewinne


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Januar 2018

US-Steuerreform - Apple vergoldet Auslandsgewinne



"Dank Trumps Steuergeschenken führt Apple hunderte Milliarden Dollar Auslandsgewinne in die USA zurück. Ein Großteil stammt aus Umsätzen in Deutschland und der EU. Apple macht den Sack zu und der deutsche Fiskus geht leer aus, weil die Bundesregierung die Gewinnverschiebung in Briefkastenfirmen in Irland und den Niederlanden über Jahre geduldet hat", kommentiert Fabio De Masi, Steuer- und Finanzexperte der Fraktion DIE LINKE, die Ankündigung des US-Unternehmens Apple, infolge der US-Steuerreform Auslandsgewinne in die USA zurückzuführen und dort zu versteuern. De Masi weiter:

"Trump heizt den internationalen Steuerwettbewerb weiter an und inspiriert damit bereits die Unionsparteien. Aber die US-Regierung geht mit der Hinzurechnung von Auslandsgewinnen und der Quellenbesteuerung abfließender Zahlungen an Auslandstöchter auch an die Gewinnverschiebung der US-Konzerne ran. Die Bundesregierung und die EU-Kommission sind vor Trump eingeknickt, statt die USA wegen der Blockade des internationalen Informationsaustauschs von Bankdaten sowie aufgrund von Schattenfinanzplätzen wie Delaware und Nevada auf die schwarze EU-Liste der Steueroasen zu setzen. Finanzflüsse in Steueroasen müssen mit Quellensteuern belegt werden, um Gewinnverschiebung zu unterbinden. Doppelbesteuerungsabkommen, die dies verhindern, müssen neu verhandelt oder notfalls gekündigt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Januar 2018
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RECHT/515: Streikrecht muss für alle gelten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Streikrecht muss für alle gelten



"Das Streikrecht ist ein Grund- und Menschenrecht und muss deshalb für alle gelten - auch für Beamtinnen und Beamte", erklärt der Berliner Bundestagsabgeordnete und Gewerkschaftsexperte Pascal Meiser (DIE LINKE) zur heutigen Verhandlung vor dem Bundesverfassungsgericht zur Frage der Verfassungsmäßigkeit des Beamtenstreikrechts. Meiser weiter: "Das Streikverbot für Beamtinnen und Beamte ist ein Relikt aus der Kaiserzeit. In einer demokratischen Gesellschaft hat dieses Verbot nichts verloren. Immer weniger Beamtinnen und Beamte sind fernab von hoheitlichen Aufgaben tätig. In einigen Branchen werden sie zudem gezielt als Streikbrecherinnen und Streikbrecher missbraucht.

Wenn Beamtinnen und Beamte weiterhin vom Streikrecht ausgeschlossen werden, ist dies nicht nur ein eklatanter Verstoß gegen die Grundrechte dieser Berufsgruppe. Es stellt zugleich einen Verstoß gegen internationales Recht dar.

Dass sich das Bundesverfassungsgericht mit diesem Fall beschäftigen muss, ist alleine der Untätigkeit der vergangenen Bundesregierungen geschuldet. Der Europäische Gerichtshof hat bereits vor zehn Jahren festgestellt, dass die Koalitionsfreiheit und somit das Streikrecht als ein Menschenrecht zu werten sei, das auch für Beamtinnen und Beamte gelten müsse. Bisher sind sowohl der Bund als auch die Länder eine entsprechende Änderung des deutschen Beamtenrechts nicht angegangen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Januar 2018
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WIRTSCHAFT/2028: Entscheidungen der Bundesnetzagentur müssen endlich transparent sein


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Entscheidungen der Bundesnetzagentur müssen endlich transparent sein



"Die Klage der Netzbetreiber ist hausgemacht. Die Bundesnetzagentur ist immer großzügig zu großen Übertragungsnetzbetreibern und schaut bei Verteilnetzbetreibern auf jeden Cent", erklärt Ralph Lenkert, Umweltexperte der Fraktion DIE LINKE und Mitglied im Beirat der Bundesnetzagentur, zu Klagen von Netzbetreibern gegen die Absenkung von garantierten Eigenkapitalrenditen durch die Bundesnetzagentur. Lenkert weiter:

"Wegen fehlgeleiteter Anreizregulierung durch die Bundesnetzagentur fehlen vielen Stadtwerken die Investitionsmittel für zukunftsfähige Netze. Dass diese nun gegen verminderte Rendite klagen, ist nachvollziehbar. Nicht nachvollziehbar ist es bei den großen Übertragungsnetzbetreibern, deren Investitionen risikolos sind und deren Profite in Millionenhöhe in ausländische Fonds fließen. Dabei dürfen sie ihren Investitionsbedarf über die Netzausbauplanung quasi sogar selbst bestimmen. Es muss endlich Transparenz in die Entscheidungen der Bundesnetzagentur und in die Datengrundlagen der Netzbetreiber. Deutschland liegt hier in der Europäischen Union an vorletzter Stelle.

Die ganze Debatte macht eines deutlich: Es ist absurd, die öffentliche Daseinsvorsorge Privatunternehmen zu überlassen. Die Stromnetze sind ein natürliches Monopol, es gibt hier keine Konkurrenz. Stromnetze, Schienen und Straßen gehören in öffentliche Hand und sollen keinen Profit abwerfen. Viele Verteilnetze sind in der Hand kommunaler Unternehmen. Deren Einnahmen gehen in die Kommunalkassen und finanzieren Schulen, Schwimmbäder und ähnliches. Das sollte auf anderen Netzebenen auch möglich sein."

 * 
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WIRTSCHAFT/2027: Ungleichheit führt zu Rechtsruck


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Januar 2018

Ungleichheit führt zu Rechtsruck



"Das Weltwirtschaftsforum weist in seinem Bericht auf die steigende Einkommensungleichheit insbesondere in den reichen Ländern hin. Vor allem dort findet seit Jahrzehnten eine radikale Umverteilung von unten nach oben statt. Die zunehmende Ungleichheit und die daraus resultierende Armut vieler Menschen führen zu einem Vertrauensverlust in die demokratischen Institutionen. Der aktuelle Rechtsruck, gerade in den Industrienationen, ist die Folge der neoliberalen Politik der letzten Jahrzehnte. Es ist höchste Zeit, diese Entwicklung zu stoppen und umzukehren", kommentiert Klaus Ernst, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, den "Global Risk Report" des Weltwirtschaftsforums. Ernst weiter:

"Die Klientelpolitik für Konzerne und Vermögende spaltet die Gesellschaft. Wenn Union und SPD diese Tatsache ignorieren, fördern sie den Rechtsruck. Lösungsvorschläge dazu liegen seit Jahren auf dem Tisch: Prekäre Beschäftigung muss eingedämmt und die Tarifbindung wieder ausgeweitet werden. Der Mindestlohn muss per Gesetz angehoben werden auf ein Niveau, von dem die Menschen jetzt und im Alter leben können. Außerdem brauchen wir eine Vermögenssteuer."

 * 
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BUNDESTAG/6876: Heute im Bundestag Nr. 024 - 18.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 024

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Januar 2018, Redaktionsschluss: 13.21 Uhr

1. U-Ausschuss zu Breitscheidplatz-Anschlag

2. Linke gegen Zwei-Prozent-Ziel der Nato

3. Ausbau der Windenergie im Fokus

4. Grüne: Tiertransportdauer begrenzen

5. Nachfragen der Grünen zu Stuttgart 21

6. Bahncard-Anerkennung in ÖBB-Zügen



1. U-Ausschuss zu Breitscheidplatz-Anschlag

Bundestagsnachrichten/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die CDU/CSU- und die SPD-Fraktion dringen auf die
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zum Anschlag auf einen
Weihnachtsmarkt auf dem Berliner Breitscheidplatz, der am 19. Dezember
2016 zwölf Todesopfer gekostet hatte. In einem gemeinsamen Antrag
(19/455) betonen die beiden Fraktionen die Entschlossenheit, einen
"Beitrag zu einer gründlichen Aufklärung und vor allem auch zu den
notwendigen Schlussforderungen zu leisten". Die Vorlage steht am
Donnerstagabend ebenso wie Anträge der Fraktionen von FDP (19/229),
Die Linke (19/418) und Bündnis 90/Die Grünen (19/248) auf Einsetzung
eines entsprechenden Untersuchungsausschusses erstmals auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums.

Nach dem Willen der Unions- und der SPD-Fraktion sollen dem
Untersuchungsausschuss neun ordentliche Mitglieder angehören, davon
drei von der CDU/CSU, zwei von der SPD sowie je ein Mitglied von der
AfD-, der FDP-, der Linken- und der Grünen-Fraktion, und eine
entsprechende Anzahl von stellvertretenden Mitgliedern.

Dem Antrag der zwei Fraktionen zufolge soll sich das Gremium "unter
Einbeziehung der Zeitspanne von der Einreise Anis Amris nach
Deutschland bis zu seinem Tod ein Gesamtbild verschaffen zu dem
Terroranschlag vom 19. Dezember 2016 auf dem Breitscheidplatz in
Berlin, zu seiner Person und seinen Alias-Identitäten, zu seinem
Umfeld und möglichen Unterstützern". Auch solle sich der
Untersuchungsausschuss ein Urteil bilden zu der Frage, ob die
Sicherheits-, Strafverfolgungs- und Strafvollzugsbehörden sowie die
für den Vollzug des Asyl- und Aufenthaltsrechts zuständigen Behörden
"unter Ausschöpfung der rechtlichen Möglichkeiten sachgerechte
Maßnahmen ergriffen haben".

Auf der Grundlage der gewonnenen Erkenntnisse soll der Ausschuss laut
Vorlage weitere Schlussfolgerungen für Befugnisse, Organisation,
Arbeit und Kooperation der genannten Behörden ziehen und
gegebenenfalls Empfehlungen für weitere Maßnahmen aussprechen. Ebenso
soll er prüfen, welche Schlussfolgerungen für die Betreuung von Opfern
und Hinterbliebenen von Terroranschlägen gezogen werden können und
sollen.

Wie es in dem Zwei-Fraktionen-Antrag weiter heißt, soll das Gremiums
insbesondere klären, ob und gegebenenfalls welche Erkenntnisse
Behörden des Bundes zur Person Anis Amri sowie insbesondere zur
Einschätzung seiner Gefährlichkeit wann vorlagen oder hätten vorliegen
müssen und was aufgrund dieser Erkenntnisse jeweils veranlasst wurde
oder hätte veranlasst werden müssen. Auch sollen die Ausschuss-
Mitglieder unter anderem klären, "ob und gegebenenfalls in welcher
Weise Anis Amri oder mögliche Mittäter, Hintermänner oder Unterstützer
von Sicherheits- oder Strafverfolgungsbehörden als Informationsquelle
oder als sogenannter ,Nachrichtenmittler' genutzt wurden sowie ob und
gegebenenfalls in welcher Weise mit Rücksicht darauf durch Behörden
insbesondere des Bundes von Maßnahmen gegen Anis Amri abgesehen
wurde".

 * 

2. Linke gegen Zwei-Prozent-Ziel der Nato

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke wendet sich gegen höhere
Verteidigungsausgaben im Rahmen einer Nato-Verpflichtung. In einem
Antrag (19/445) fordern die Abgeordneten die Bundesregierung auf, die
Zustimmung "zu dem Beschluss der Nato, die Rüstungsausgaben auf zwei
Prozent des BIP zu erhöhen, öffentlich, und im Nato-Rat gegenüber den
Nato-Partnern, zurückzuziehen". Auch der Bundestag solle deutlich
machen, dass er diese auf den Nato-Gipfeln in Wales und Warschau
beschlossenen Pläne ablehne. Nach Schätzungen würde sich für die
Bundesrepublik je nach Entwicklung der Wirtschaftsleistung die
politische Selbstverpflichtung ergeben, pro Jahr bis zu zwischen 70
und 80 Milliarden Euro für militärische Zwecke auszugeben, schreiben
die Abgeordneten. Dies würde nahezu zu einer Verdopplung der
Militärausgaben der Bundesrepublik bis 2024 führen. Die deutschen
Militärausgaben wären dann die höchsten auf dem europäischen
Kontinent.

Der Antrag steht am Freitag erstmals auf der Tagesordnung des
Bundestagsplenums.

 * 

3. Ausbau der Windenergie im Fokus

Hauptausschuss/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, den
Ausbau der Windenergie zu forcieren. Windenergie sei die günstigste
Stromquelle in Deutschland, schreiben die Abgeordneten in einem Antrag
(19/450). Die Begrenzung der Ausbaumenge auf 2.900 Megawatt brutto
jährlich konterkariere Ziele des Klimaschutzes und müsse deutlich
angehoben werden. Entsprechend plädiert die Fraktion für drei
Sonderausschreibungen für Windkraft an Land in Höhe von jeweils 1.500
Megawatt für das laufende Jahr sowie zwei Folgejahre. Maßgabe müsse
sein, dass Anlagen, die einen Zuschlag erhalten, innerhalb von 18
Monaten in Betrieb gehen.

Darüber hinaus solle per Gesetz festgehalten werden, dass auch für
Teilnehmer der dritten und vierten Ausschreibungsrunde 2018 ein
Moratorium bezüglich des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gilt. Dies
sei wegen der verzögerten Regierungsbildung anzuraten, um in Ruhe die
bisherigen Regelungen evaluieren und eine tragfähige Lösung für die
Genehmigungsverfahren von geplanten Windenergieanlagen finden zu
können.

Auf den Prüfstand sollen nach dem Willen der Fraktion zudem die
bisherigen Richtlinien für Bürgerenergiegesellschaften.
Sonderregelungen hätten hier nicht wie erhofft für mehr
Akteursvielfalt am Markt gesorgt. Nun müssten rasch Konsequenzen
gezogen werden. Als einen der Schlüssel sehen die Abgeordneten dabei
die Anwendung der sogenannten De-Minimis-Regelung an, mit der Projekte
unterhalb einer bestimmten Mindestgröße von der Ausschreibungspflicht
befreit werden.

 * 

4. Grüne: Tiertransportdauer begrenzen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Situation beim Transport von lebenden Tieren
steht im Mittelpunkt eines Antrags der Grünen (19/448). Die
Abgeordneten treten für ein Moratorium für Tiertransporte in
außereuropäische Länder ein und dafür, dass beim Transport lebender
Tiere in Nicht-EU-Staaten die EU-Verordnung Nr. 1 / 2005 zum
Tiertransportrecht eingehalten wird. Ist dies nicht der Fall, sollen
die Transporte nicht mehr stattfinden dürfen. Außerdem soll die
Verordnung so geändert werden, dass die maximale Transportdauer bei
inländischen Transporten auf vier Stunden und bei Transporten ins
Ausland auf acht Stunden festgeschrieben wird.

 * 

5. Nachfragen der Grünen zu Stuttgart 21

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist unzufrieden
mit den Auskünften der Bundesregierung über das aktuelle
Kostengutachten zum Projekt "Stuttgart 21". In den Vorbemerkungen zu
einer Kleinen Anfrage (19/376) weist die Fraktion daraufhin, dass in
der 49. und 50. Kalenderwoche des vergangenen Jahres durch mehrere
Grünenabgeordnete verschiedene schriftliche Fragen zu den
Hintergründen und Ursachen der neuerlichen erheblichen
Kostensteigerung beim Projekt "Stuttgart 21" an die Bundesregierung
gestellt worden seien. Die eingereichten Fragen sind aber aus Sicht
der Grünen zum weit überwiegenden Teil unzureichend mit Verweis auf
die anstehende Aufsichtsratssitzung der Deutschen Bahn AG vom 13.
Dezember 2017 beantwortet worden. Aus diesem Grund wiederhole die
Fraktion mehrere bereits an die Bundesregierung gerichtete
Fragestellungen und ergänze diese durch Fragen zu neuen Entwicklungen.

Wissen wollen die Abgeordneten unter anderem, wie die Bundesregierung
nach dem jüngst prognostizierten Kostenanstieg auf 7,9 Milliarden Euro
die Wirtschaftlichkeit des Projektes "Stuttgart 21" bewertet. Gefragt
wird auch, von welchen Kosten das neue Kostengutachten für den Fall
eines Projektabbruchs ausgeht.

 * 

6. Bahncard-Anerkennung in ÖBB-Zügen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach Regelungen für die Anerkennung der Bahncard in
nicht von der Deutschen Bahn AG (DB AG) betriebenen Zügen erkundigt
sich die Fraktion Die Linke. In einer Kleinen Anfrage (19/383)
verweisen die Abgeordneten auf die derzeit gängige Praxis, wonach in
den vom Unternehmen Österreichische Bundesbahnen (ÖBB) betriebenen
Nachtzügen mit Schlaf- und Liegewagen, die von der DB AG übernommen
wurden, Tickets und Bahncard-Rabattkarten der DB AG anerkannt würden.
Dies soll nach Aussage der Linksfraktion auch noch bis zum 19. Juni
2018 so bleiben. Für den Zeitraum danach seien die weitergehenden
Regelungen aber noch unklar. Die Abgeordneten wollen daher von der
Bundesregierung wissen, welche zukünftigen Regelungen für die
Anerkennung von Tickets und Bahncards der DB AG in Zügen der ÖBB
getroffen worden sind. Gefragt wird auch, welche Maßnahmen und
Regelungen die Bundesregierung plant, "um ein einheitliches
Buchungssystem für den grenzüberschreitenden Schienenverkehr und
insbesondere den Nachtzugverkehr innerhalb Europas oder zumindest für
Deutschland und die Nachbarländer zu schaffen".

 * 
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BUNDESTAG/6875: Heute im Bundestag Nr. 023 - 18.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 023

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Januar 2018, Redaktionsschluss: 10.28 Uhr

1. FDP für Senkung des Beitragssatzes

2. Grüne wollen Priorität für Klimaziel

3. Gegen Aussetzung des Familiennachzugs

4. Digitalisierung der Agrarwirtschaft

5. FDP: Unwürdige Tiertransporte stoppen

6. Partnerländer der Ertüchtigungsinitiative



1. FDP für Senkung des Beitragssatzes

Arbeit und Soziales/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion fordert, den Beitrag zur
Arbeitslosenversicherung von 3,0 auf 2,5 Prozent zu senken. Dazu hat
sie einen Gesetzentwurf (19/434) vorgelegt, der am Freitag vom
Bundestag beraten wird. Darin heißt es, durch eine solche Absenkung
des Beitragssatzes würden Arbeitnehmer und Arbeitgeber um rund 5,5
Milliarden Euro entlastet. Die Arbeitskosten würden gesenkt und damit
die Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen erhöht, so die Prognose
der FDP.

 * 

2. Grüne wollen Priorität für Klimaziel

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, dem
Klimaziel 2020 weiterhin "höchste Priorität" einzuräumen. Dies geht
aus einem Antrag der Fraktion (19/449) hervor, der am Donnerstag im
Plenum beraten wird. Um das Ziel zu erreichen, schlagen die Grünen
unter anderem vor, noch vor 2020 "die 20 schmutzigsten
Kohlekraftwerke" stillzulegen. Das Klimaziel besagt, dass Deutschland
bis 2020 im Vergleich zu 1990 40 Prozent weniger Treibhausgase
ausstoßen will.

 * 

3. Gegen Aussetzung des Familiennachzugs

Inneres/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt darauf,
den Familiennachzug auch zu subsidiär schutzberechtigten Flüchtlingen
zu ermöglichen. In einem Antrag (19/454), der am Freitag erstmals auf
der Tagesordnung des Bundestages steht, fordert sie die
Bundesregierung auf, keine Initiativen zur Gesetzgebung mit dem Ziel
der Verlängerung der Aussetzung des Familiennachzugs für solche
Flüchtlinge mit eingeschränktem Schutzstatus zu ergreifen. Vielmehr
soll die Regierung dem Antrag zufolge das Personal bei den deutschen
Auslandsvertretungen in den Anrainerstaaten Syriens aufstocken, "um
die höhere Nachfrage nach Visa zum Familiennachzug bearbeiten zu
können".

In der Vorlage verweist die Fraktion darauf, dass das Recht auf
Wahrung der Familieneinheit grundrechtlich geschützt sei. Eine
Verlängerung der derzeitigen Wartefrist beim Familiennachzug für die
subsidiär Geschützten bis zum 16. März 2018 widerspreche der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des
Bundesverwaltungsgerichts.

Die Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär Schutzberechtigte
vor rund zwei Jahren habe "fatale Folgen für alle Beteiligten",
schreiben die Abgeordneten in der Begründung. Die Angehörigen im
Herkunfts- oder Drittstaat seien teils lebensgefährlichen Umständen
ausgesetzt; das Familienmitglied in Deutschland habe Angst um die
eigene Familie und vermisse sie. Oft könnten sich die Betroffenen in
Deutschland kaum auf weitere Integrationsschritte konzentrieren, wenn
sie in ständiger Sorge um die Familie seien. Subsidiär
Schutzberechtigte dürften zwar in Deutschland bleiben, weil ihnen im
Herkunftsland zum Beispiel Folter oder Krieg drohen würden. Ihren
ebenso schutzbedürftigen Kernfamilien - Ehegatten und minderjährige
Kinder - werde jedoch zwei Jahre lang der Nachzug verwehrt.

 * 

4. Digitalisierung der Agrarwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Landwirtschaft soll vom technischen Fortschritt
profitieren und nicht den Anschluss verlieren. Deshalb fordert die
FDP-Fraktion einem Antrag (19/436) die Chancen der Digitalisierung für
die Agrarwirtschaft zu nutzen. Im Einzelnen wird die Bundesregierung
aufgefordert, eine entsprechende Strategie voranzutreiben. Bundesweit
sollen einheitliche, maschinenlesbare und hochwertige Geo-, Wetter-
und Katasterdaten für die Landwirtschaft, die Maschinenringe und die
Lohnunternehmen kostengünstig, möglichst kostenlos, zur Verfügung
gestellt werden. Die Möglichkeiten für den Einsatz von Drohnen in der
Landwirtschaft soll nicht unangemessen eingeschränkt werden, heißt es
weiter. Zentral sei die Entwicklung von Standardschnittstellen für
eine Datenübertragung zwischen Maschinen, technischen Einrichtungen,
Datenanbietern und Datenmanagementsystemen sowie die Entwicklung von
Anwendungen zur Auswertung und Weiterverwendung großer Datenmengen.
Ferner solle sich die Regierung für eine wirkungsvollere
Start-up-Förderung einsetzen und universitäre Unternehmensgründungen
erleichtern. Der durch die Digitalisierung beschleunigte
Strukturwandel in der Landwirtschaft solle unterstützt und abgefedert
werden. Wichtig sei sowohl die Verfügbarkeit schneller
Breitbandanschlüsse als auch eine leistungsfähige mobile
Netzabdeckung.

 * 

5. FDP: Unwürdige Tiertransporte stoppen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Nutztiere werden nach Ansicht der FDP unter
unwürdigen Bedingungen von Schiffen und LKW geladen sowie unter
Zufügung unnötigen Leids geschlachtet. Die Abgeordneten fordern
deshalb die Bundesregierung in einem Antrag (19/435) auf, dafür zu
sorgen, dass die Regelungen der EU-Verordnung Nr. 1 / 2005 zum
Tiertransportrecht mindestens bis zum endgültigen Beförderungsort
eingehalten werden, vor allem dann, wenn sich dieser außerhalb der EU
befindet. Transporte lebender Tiere zu Zielen außerhalb der EU, die
nicht die EU-Mindeststandards des Tierschutzes einhalten, müssten
verhindert werden. Auf EU-Ebene müsse die Regierung darauf hinwirken,
dass Kontrollen stattfinden. Notfalls müsse durchgesetzt werden, dass
die Tiere transportfähig sind.

 * 

6. Partnerländer der Ertüchtigungsinitiative

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Irak, Jordanien, Tunesien, Mali und Nigeria sind
2018 wie schon in den vergangenen zwei Jahren Schwerpunktländer der
sogenannten Ertüchtigungsinitiative. Wie die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/326) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/113) schreibt, seien 2017 zudem einzelne Projekte im Rahmen der
Initiative im Libanon und in Niger durchgeführt worden. Im Jahr 2018
seien Burkina Faso und Niger als neue Schwerpunktländer hinzugekommen.

Bei der Ertüchtigung geht es laut Bundesregierung um die Stärkung von
Partnern, einschließlich internationalen und Regionalorganisationen.
Sie sollen demnach befähigt werden, in allen Phasen einer Krise eigene
Krisenprävention, Krisenbewältigung, Krisennachsorge und
Friedenskonsolidierung zu betreiben. "Es geht darum, Fähigkeiten
unserer Partner zu verbessern, um die eigene und regionale Sicherheit
besser gewährleisten zu können und damit auch die Sicherheit für
Europa und Deutschland zu stärken", schreibt die Bundesregierung.

 * 
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Heute im Bundestag Nr. 023 - 18. Januar 2018 - 10.28 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/6874: Heute im Bundestag Nr. 022 - 17.01.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 022

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Januar 2018, Redaktionsschluss: 15.47 Uhr

1. Wahlvorschläge für Vertreter im Europarat

2. Antisemitismusbeauftragter gefordert

3. Sofortprogramm für Krankenhauspflege

4. Mehr Personal in der Altenpflege gefordert

5. Attentat auf maltesische Journalistin

6. Familie und Ausbildung



1. Wahlvorschläge für Vertreter im Europarat

Bundestagsnachrichten/Wahlvorschlag

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD, FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen haben Vorschläge für die Wahl der deutschen
Vertreter in der Parlamentarischen Versammlung des Europarates
(19/443) vorgelegt, die am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestages steht. Danach soll die CDU/CSU mit den Abgeordneten Peter
Beyer, Matern von Marschall, Elisabeth Motschmann, Andreas Nick,
Volker Ullrich und Volkmar Vogel im Palais de l'Europe in Straßburg
vertreten sein und die SPD-Fraktion mit den Parlamentariern Doris
Barnett, Gabriela Heinrich, Axel Schäfer und Frank Schwabe. Die
AfD-Fraktion will ihre Mitglieder Marc Bernhard und Norbert
Kleinwächter und die FDP-Fraktion ihre Mitglieder Gyde Jensen und
Konstantin Kuhle entsenden. Die Fraktion Die Linke schlägt die
Abgeordneten Andrej Hunko und Katrin Werner vor, die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen die Abgeordneten Luise Amtsberg und Frithjof Schmidt.

 * 

2. Antisemitismusbeauftragter gefordert

Inneres/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen einen
Antisemitismusbeauftragten berufen. Dies geht aus einem gemeinsamen
Antrag der vier Fraktionen (19/444) hervor, der am Donnerstag auf der
Tagesordnung des Bundestagsplenums steht. Danach soll sich der oder
die Antisemitismusbeauftragte unter anderem der Koordination der
Maßnahmen der Bundesregierung zur Bekämpfung des Antisemitismus sowie
der Sensibilisierung der Gesellschaft für aktuelle und historische
Formen des Antisemitismus widmen.

Ferner soll die Bundesregierung laut Vorlage die Erfassung
antisemitischer Straftaten durch die Sicherheitsbehörden verbessern
und das Straf- und Versammlungsrecht darauf überprüfen, "ob es den
Polizei- und Strafverfolgungsbehörden ausreichende Mittel an die Hand
gibt, um entschieden und wirksam gegen das öffentliche Verbrennen der
israelischen Flagge oder anderer Symbole des israelischen Staates und
antisemitische Ausschreitungen im Rahmen von öffentlichen
Versammlungen und Aufzügen vorzugehen". Zugleich plädieren die vier
Fraktionen unter anderem dafür, den deutsch-israelischen
Jugendaustausch zu einem Jugendwerk mit bilateralen Strukturen
auszubauen "und mehr Mittel zur Verfügung zu stellen, damit
interessierten Jugendlichen ein Austausch ermöglicht wird".

In dem Antrag verurteilen sie jede Form von Antisemitismus und
Judenfeindlichkeit und bekennen sich "zu der besonderen Verantwortung
Deutschlands gegenüber Israel als jüdischem und demokratischem Staat"
und dessen Sicherheit. "Das Existenzrecht und die Sicherheit Israels
sind für uns nicht verhandelbar", heißt es in der Vorlage weiter.
Boykottaufrufe und Beleidigungen gegen Israel und Juden gebe es
bereits seit Jahren in Deutschland, zuletzt bei antiisraelischen
Kundgebungen im Dezember in Berlin. Diese seien inakzeptabel.

Der Gefahr eines durch Zuwanderung erstarkenden Antisemitismus müsse
die gleiche hohe Aufmerksamkeit gelten wie dem bestehenden
Antisemitismus in Deutschland, mahnen die vier Fraktionen zudem. Jedem
Menschen, der in Deutschland lebt, müsse "klar sein, dass
Antisemitismus in Deutschland keinen Platz hat". Die Anforderungen an
die Integration von Zuwanderern müssten deshalb auch darauf gerichtet
sein, "die besondere Verantwortung unseres Landes gegenüber Jüdinnen
und Juden in Deutschland und dem Staat Israel deutlich zu machen".

 * 

3. Sofortprogramm für Krankenhauspflege

Hauptausschuss/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion fordert ein Sofortprogramm in
Höhe von 1,3 Milliarden Euro im Jahr für mehr Pflegepersonal in den
Krankenhäusern. Die auch im internationalen Vergleich sehr hohe
Personalbelastung in einem Großteil der Krankenhäuser erfordere
schnell wirksame Maßnahmen, heißt es in einem Antrag (19/447) der
Fraktion.

Eine angemessene Pflegepersonalausstattung im Krankenhaus sei für die
Qualität der stationären Versorgung, für den Patientenschutz und die
Arbeitssituation der Beschäftigten unabdingbar. Die geplante
Festlegung von Personaluntergrenzen in besonders pflegeintensiven
Bereichen reiche nicht aus. Um das Personal zu entlasten,
Patientensicherheit und Pflegequalität zu gewährleisten sowie die
Attraktivität des Pflegeberufes zu steigern, müssten schnell
weitreichende Initiativen ergriffen werden.

Neben dem Sofortprogramm zur Förderung zusätzlicher Pflegekräfte
fordern die Abgeordneten auch, verbindliche
Personalbemessungsinstrumente für die gesamte pflegerische Versorgung
im Krankenhaus zu entwickeln, die sich am individuellen Pflegebedarf
der Patienten orientieren.

 * 

4. Mehr Personal in der Altenpflege gefordert

Hauptausschuss/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion verlangt ein Sofortprogramm für
mehr Personal in der Altenpflege. Die Sorge um eine menschenwürdige
Versorgung bei Krankheit und im Alter bewege die Menschen in
Deutschland stark. Die extrem hohe Arbeitsbelastung in der Altenpflege
erfordere schnell wirksame Maßnahmen zur Entlastung der Personals,
heißt es in einem Antrag (19/446) der Fraktion.

Zudem gehe es darum, die Pflegequalität zu gewährleisten, den neuen
teilhabeorientierten Pflegebegriff umzusetzen sowie die Attraktivität
des Pflegeberufs zu steigern.

Konkret fordern die Abgeordneten, den Pflegevorsorgefonds aufzulösen
und aus diesen Mitteln ein Sofortprogramm in Höhe von 1,2 Milliarden
Euro im Jahr aufzulegen, um damit zusätzliche Pflegekräfte mit
tarifgerechter Entlohnung zu fördern.

Begleitet werden müsse das Sofortprogramm durch eine
Ausbildungsoffensive, Anreize für eine einfachere Rückkehr von
Teilzeit in Vollzeit, ein Wiedereinstiegsprogramm, eine bessere
Gesundheitsvorsorge für die Beschäftigten sowie eine
Weiterqualifizierung von Pflegehelfern zu Pflegefachkräften.

 * 

5. Attentat auf maltesische Journalistin

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegen nach eigener Auskunft
keine eigenen Erkenntnisse zu den Abnehmern geschmuggelter
Treibstoffprodukte aus Libyen nach Südeuropa vor. Wie sie in ihrer
Antwort (19/322) schreibt, hätte sie in dieser Frage keine
Erkenntnisse "die über die pressebekannten Angaben der italienischen
Polizei und Staatsanwaltschaft hinausgehen". Die Fraktion Die Linke
hatte in ihrer Kleinen Anfrage unter anderem auf Ermittlungen
italienischer Sicherheitsbehörden verwiesen, die auch dem Verdacht
nachgehen würden, dass das tödliche Bombenattentat auf die
investigative Journalistin Daphne Caruana Galizia im Oktober 2017 auf
Malta im Zusammenhang mit Schmuggelgeschäften aus Libyen stehen
könnte.

 * 

6. Familie und Ausbildung

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Vereinbarkeit von Familie und Ausbildung
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/412).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie viele Ausbildungsstellen für Teilzeit seit 2005 ausgeschrieben
wurden, wie viele in welchen Berufsgruppen unbesetzt blieben und wie
viele Ausbildungsverträge in Voll- und Teilzeit seit 2005
abgeschlossen wurden. Zudem fragt die Fraktion, welche Kenntnisse die
Bundesregierung über Beweg- und Hinderungsgründe von Arbeitgebern hat,
eine Teilzeit-Ausbildung aktiv anzubieten.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1593: Kanzlerin Merkel und der österreichische Bundeskanzler Kurz, 17.01.2017 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Mittwoch, 17. Januar 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Bundeskanzler der
Republik Österreich, Kurz


Sprecher: Bundeskanzlerin Angela Merkel, Bundeskanzler Sebastian
Kurz



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass der neue
österreichische Bundeskanzler Sebastian Kurz heute zu seinem Antrittsbesuch
in Berlin ist. Ich begrüße ihn auch noch einmal ganz herzlich. Für die
militärischen Ehren haben wir uns eine Stunde schneefreie Zeit
herausgesucht, und jetzt schneit es schon wieder.

Deutschland und Österreich sind einander seit vielen Jahrzehnten in enger
Partnerschaft verbunden. Was unsere bilateralen Beziehungen anbelangt,
haben wir auch heute wenig Trennendes gefunden. Wir haben aus deutscher
Perspektive gestaunt, dass, nachdem Österreich uns gelehrt hat, was eine
Maut ist, Österreich nun gegen unsere Maut klagen möchte. Aber ich glaube,
das wird das rechtsstaatliche Verfahren der Europäischen Union dann vor dem
EuGH auch klären.

Ansonsten haben wir einen großen Teil der Zeit, weil unsere bilaterale
Zusammenarbeit so eng ist, damit verbracht, über die europapolitischen
Herausforderungen zu sprechen. Da ist wichtig, dass wir ein gemeinsames
Europa der Sicherheit wollen, natürlich im Kampf gegen den Terrorismus, und
dass wir ein Europa wollen, das wirtschaftlich stark ist, ein Europa, das
nach dem Subsidiaritätsprinzip arbeitet.

Wir haben über die mittelfristige finanzielle Vorausschau für die Zeit nach
2020 gesprochen, die jetzt wieder auf dem Tisch liegt. Österreich und
Deutschland sind hier Nettozahler. Das heißt also, wir werden uns sehr eng
miteinander abstimmen. Ich habe von meiner Seite aus deutlich gemacht, dass
uns sehr daran liegt, dass Europa in der globalen Situation handlungsfähig
ist - handlungsfähig im Bereich der Verteidigungspolitik und auch
handlungsfähig im Bereich der Migrationspolitik, wenn es zum Beispiel um
neue Aufgaben wie den Außengrenzschutz oder auch die Entwicklungspolitik im
Rahmen der Partnerschaft mit Afrika geht - und dass wir auf der einen Seite
auf die Effizienz der Mittelausgabe achten müssen, aber auf der anderen
Seite natürlich auch darauf, dass die Aufgaben, die wir haben und die zum
Teil neu hinzugekommen sind, auch erfüllt werden müssen. Aber wir werden
uns hierüber unter allen Nettozahlern sehr, sehr eng abstimmen.

Natürlich steht nach dem Ausscheiden Großbritanniens eine völlig neue
Situation vor uns, die wir heute auch noch gar nicht überblicken können,
weil wir nicht wissen, inwieweit sich Großbritannien an einzelnen
Politikfeldern, zum Beispiel der Forschungspolitik, auch weiterhin
beteiligen wird. Das alles ist ja Gegenstand der Verhandlungen zum Austritt
Großbritanniens aus der Europäischen Union.

Wir haben, was die gemeinsame europäische Asylpolitik anbelangt, glaube
ich, das gemeinsame Ziel, dieses Dossier bis Mitte des Jahres auch zu einem
Abschluss zu bringen. Es ist vollkommen klar, dass wir illegale Migration
reduzieren wollen und den Schutz der Außengrenzen, aber eben auch die
Partnerschaft mit den Herkunftsstaaten verstärken wollen. Das wiederum
bedeutet, dass wir dann auch in Fragen des Resettlements oder auch in
Fragen anderer Kooperationsangebote aus meiner Sicht Formen einer neuen
Zusammenarbeit mit Ländern finden müssen, aber nicht Schleppern und
Schleusen sozusagen Unterstützung geben können.

Wir haben über den westlichen Balkan gesprochen. Hier gibt es ein hohes Maß
an Übereinstimmung. Österreich hat ja auch den sogenannten Berlin-Prozess
immer intensiv begleitet. Das werden wir auch in den nächsten Jahren tun.
Wir werden uns in diesen Prozess auch weiterhin sehr, sehr intensiv
einbringen und glauben, dass die Staaten des westlichen Balkans auch eine
Beitrittsperspektive haben sollten.

Alles in allem gibt es sicherlich unterschiedliche Schwerpunkte, aber ich
glaube, dieses Gespräch ist eine gute Grundlage für eine gute, intensive
Zusammenarbeit unserer beiden Länder gewesen. Da, wo es unterschiedliche
Sichtweisen gibt, werden wir alles daransetzen, auch gemeinsame Positionen
zu finden. In diesem Sinne hoffe ich auf eine gute Zusammenarbeit. Noch
einmal herzlich willkommen!

BK Kurz: Sehr geehrte Damen und Herren, vor allem aber geschätzte Frau
Kanzlerin, ich darf mich ganz herzlich für die Einladung nach Deutschland
bedanken. Ich habe mich sehr über dieses gute Gespräch hier in Berlin
gefreut.

Sie haben es schon angesprochen: Österreich und Deutschland sind nicht nur
Nachbarn, sondern in vielen Fragen auch wichtige Partner. Deutschland ist
für uns der mit Abstand wichtigste Wirtschaftspartner. Als Tourismusland
freuen wir uns natürlich auch, dass wir im letzten Jahr 13 Millionen
deutsche Gäste in Österreich begrüßen durften. Wir haben eine enge
Verbundenheit, auch auf einer menschlichen Ebene. Es leben rund 200
Österreicher als Auslandsösterreicher hier in Deutschland, was für ein
kleines Land wie Österreich eine große Zahl ist. Wir haben rund 180
Deutsche in Österreich. Es gibt also eine starke Verbundenheit und in
vielen Bereichen auch eine starke Übereinstimmung in den politischen
Positionen. Unter Nachbarn und Freunden ist es aber, glaube ich, auch
legitim, in der einen oder anderen Frage auch einmal unterschiedliche
Positionen zu haben.

Wir haben bilaterale Themen besprochen - die Kanzlerin hat das schon
erwähnt -, vom Thema der Maut bis hin zu Frage des Transits in Tirol. Wir
haben aber vor allem über die Europäische Union und auch darüber
gesprochen, wie wir die Europäische Union gemeinsam zum Positiven verändern
können. Wir werden im zweiten Halbjahr 2018 den Ratsvorsitz übernehmen
dürfen und hoffen natürlich, damit auch einen Beitrag leisten zu können.
Wir haben darüber gesprochen, dass es sinnvoll ist, in der Europäischen
Union auch stark auf das Prinzip der Subsidiarität zu setzen, also in
großen Fragen wie der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik stärker
zusammenzuarbeiten, hinsichtlich der wir noch mehr Tiefe in der
Zusammenarbeit brauchen. Gleichzeitig aber halte ich es durchaus für
richtig, wenn sich die Europäische Union in Fragen zurücknimmt, in denen
Mitgliedstaaten oder Regionen auch allein entscheiden können, vor allem
auch, um sicherzustellen, dass die Regulierung nicht stetig mehr wird.

Wir haben über das Thema der Migration gesprochen, hinsichtlich dessen an
einem ordentlichen und starken Außengrenzschutz kein Weg vorbei führt, weil
das die Basis für ein Europa ohne Grenzen nach innen ist, das wir ja alle
wollen und wiederherstellen wollen.

Wir haben auch sehr ausführlich über den Westbalkan gesprochen, eine
Region, die uns ganz besonders am Herzen liegt und in der es wichtig ist,
den Staaten eine europäische Perspektive zu bieten, sie auf ihrem Weg in
die Europäische Union zu unterstützen und vor allem auch sicherzustellen,
dass der europäische Einfluss dort ein starker bleibt und dass nicht der
Einfluss von anderswo in der Welt immer mehr zunimmt.

Ich darf mich noch einmal für das Gespräch bedanken. Ich freue mich auf
eine gute Zusammenarbeit auf europäischer Ebene, aber natürlich auch auf
eine gute nachbarschaftliche Zusammenarbeit.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, in Wien regiert jetzt eine Partei mit, die
sehr eng mit dem Front National und mit der deutschen AfD verbündet ist,
alles Parteien, die auch Sie persönlich zu ihrem Feindbild erklärt haben.
Wie sicher können Sie sein, dass unter diesen Umständen die von Ihnen ja
auch angesprochene traditionell gute Zusammenarbeit mit Österreich in
Zukunft funktionieren kann und wird?

Sie, Herr Bundeskanzler, haben die europäische Flüchtlings- und Asylpolitik
angesprochen. Fühlen Sie sich dabei den Visegrád-Staaten inzwischen näher
als Deutschland?

BK'in Merkel: Wir haben natürlich auch über die neue
Regierungskonstellation in Österreich und den dortigen Koalitionspartner
gesprochen, genauso wie über die Fragen der Regierungsbildung in
Deutschland. Ich will deutlich machen: Wir werden die neue österreichische
Regierung - das habe ich auch dem Bundeskanzler gesagt - an ihren Taten
messen. Das ist, glaube ich, das, was zählt. Die Dinge, die ich jetzt über
die Europapolitik gehört habe, stimmen mich zuversichtlich, dass wir da
eine sehr enge Zusammenarbeit hinbekommen werden. Alles andere beobachten
wir und auch ich persönlich in der Tat sicherlich etwas stärker, als man es
sonst getan hätte. Aber das, was zählt, sind die Taten.

BK Kurz: Ich darf vielleicht zunächst einmal festhalten, dass ich froh bin,
dass wir eine stabile Regierung in Österreich haben, die auch ein Interesse
daran hat, eine gute Arbeit für das Land, aber auch für die Europäische
Union zu leisten.

Wir haben uns klare Ziele gesetzt: die Senkung der Steuerlast, um die
Menschen in Österreich zu entlasten, zum Zweiten, Sicherheit zu
gewährleisten, auch durch den Kampf gegen illegale Migration, und zum
Dritten wollen wir insbesondere auch den Wirtschaftsstandort Österreich
stärken, um sicherzustellen, dass wir auch zukunftsfit und wettbewerbsfähig
sind. Das ist ein Programm, das ein gutes und positives für Österreich ist.

Wer sich unsere europäischen Positionen ansieht, der wird sehen, dass wir
eine proeuropäische Haltung haben, aber auch eine Haltung, die aussagt: Wir
wollen aktiv - als kleines Land, aber trotzdem aktiv - auf europäischer
Ebene mitgestalten. Auch darüber haben wir uns ausgetauscht.

Was die Flüchtlingsposition betrifft, so bin ich da sehr klar: Ich verfolge
die Linie, die ich für richtig erachte, unabhängig davon, wie die Linie in
anderen Ländern aussieht. Da hat sich in den letzten Jahren ja auch vieles
verändert. Vieles, für das ich vor einigen Jahren noch kritisiert wurde,
ist heute eigentlich in vielen Staaten und auch auf europäischer Ebene
durchaus eine mehrheitsfähige Position. Da gibt es immer wieder Verbündete,
und es gibt immer wieder auch Meinungsverschiedenheiten sowohl mit
Deutschland als auch mit den Visegrád-Staaten. Allein schon aufgrund
unserer geografischen Lage, glaube ich, können wir in der Europäischen
Union ein guter Brückenbauer sein. Mein Ziel ist es, dass wir eine
Europäische Union schaffen, in der die Spannungen zwischen den
Mitgliedstaaten wieder weniger und nicht stetig mehr werden; denn das,
glaube ich, entspricht dem europäischen Geist.

Frage : Herr Kurz, Sie koalieren ja in Österreich mit einer Partei, die 
NS-Symbolik und auch NS-Begriffe für sich teilweise in Anspruch nimmt. Wie
wollen Sie verhindern, dass diese Ideologie in der österreichischen
Gesellschaft und in der Politik und von da aus auch in Europa sozusagen
immer mehr Raum einnimmt? Oder wollen Sie das gar nicht verhindern?

Können Sie vielleicht noch ein Wort dazu sagen, wie Sie sich das künftig
mit den Flüchtlingsquoten vorstellen? Wie soll das da weitergehen?

Frau Merkel, in ein paar Tagen ist der SPD-Parteitag. Mit welchem
Bauchgefühl stehen Sie da jetzt? Glauben Sie, das wird klappen? Was machen
Sie, wenn das scheitert? Können Sie der SPD da möglicherweise auch noch
entgegenkommen, damit es nicht scheitert?

Kurz: Ich weiß nicht, ob ich Sie am Anfang akustisch richtig verstanden
habe, aber wir haben in Österreich eine starke Demokratie, wir hatten freie
und faire Wahlen in unserem Land, und diese Wahlen haben ein eindeutiges
Ergebnis gebracht: Sie haben die Volkspartei, meine Partei, klar auf den
ersten Platz gebracht - wir haben diese Wahlen deutlich gewonnen, wir haben
stark zugelegt -, und es gibt eine zweite Partei, die nicht nur
demokratisch gewählt wurde, sondern auch von der Bevölkerung sehr stark
gestärkt wurde, und das ist die Freiheitliche Partei. Die Freiheitlichen
haben in Österreich schon zweimal regiert: mit der Sozialdemokratie und
auch mit der Volkspartei gemeinsam. Sie regieren in zwei Bundesländern in
Oberösterreich und im Burgenland: einmal mit der Sozialdemokratie, einmal
mit der Volkspartei.

Ich bitte genau das zu tun, was ich eigentlich für angebracht erachte,
nämlich diese Regierung an ihren Taten zu messen. Ich bin dankbar für
dieses offene und gute Gespräch. Ich hatte auch ein sehr gutes Gespräch
letzte Woche mit Präsident Macron und zuvor mit dem Premierminister Rutte
aus den Niederlanden. Wer sich das Programm der österreichischen
Bundesregierung ansieht, wird sehen: Es ist ein proeuropäisches Programm,
es ist ein Programm, das den Menschen in Österreich Freiheit geben möchte,
sie steuerlich entlasten möchte, den Standort stärken möchte.

Man kann über einzelne Themen diskutieren, so wie bei jedem
Regierungsprogramm, aber ich glaube, es wäre gut für uns und auch fair, uns
nach unseren Taten zu beurteilen. Wir werden Ihnen in den nächsten Jahren
jede Menge Möglichkeiten dazu bieten. Insofern hoffe ich sehr, dass es
diese kritische, aber doch faire Betrachtung seitens der Medien gibt, und
ich freue mich auf die gute Zusammenarbeit mit Angela Merkel und anderen
Staats- und Regierungschefs. Ich glaube, dieser Zusammenarbeit steht auch
nichts im Wege.

Zur Flüchtlingsquote: Ich bin überzeugt davon, dass die Lösung der
Migrationsfrage in einem ordentlichen Außengrenzschutz und einer stärkeren
Hilfe vor Ort liegt. Ich bin der festen Überzeugung, dass es falsch ist,
wenn Schlepper entscheiden, wer nach Europa durchkommen kann, und nicht
Staaten oder die Europäische Union diese Entscheidung treffen. Insofern
glaube ich, dass die Diskussion über die Quoten etwas zu viel Raum
einnimmt, wenn wir die Migrationsfrage lösen wollen. Was Österreich
betrifft: Wir haben einen überproportional hohen Beitrag geleistet, wir
haben pro Kopf gerechnet die zweithöchste Zahl an Asylwerbern nach
Schweden. Ich glaube also, man kann uns hier keinen Vorwurf machen,
unsolidarisch zu sein - ganz im Gegenteil. Aber wenn wir die
Migrationsfrage lösen wollen, dann wird das nicht nur über die Verteilung
gelingen, sondern über die Hilfe vor Ort und den noch immer nicht
ausreichend funktionierenden Außengrenzschutz, den wir dringend brauchen.

BK'in Merkel: Ich habe zu dem Teil des Gespräches gesagt - wenn ich das
ergänzen darf -, dass ganz wesentlich auch Deutschland daran beteiligt war,
das EU-Türkei-Abkommen abzuschließen. Ich glaube, das ist genau die Form,
in der wir maritime Grenzen schützen können. Gleichzeitig haben wir durch
unsere Unterstützung der Flüchtlinge in der Türkei deutlich gemacht, dass
wir den Ländern, die dann auch eine sehr große Aufgabe vor sich haben, auch
helfen. Ich bin auch dafür - das ist ja auch Teil der Mission Sophia -,
dass wir den Grenzschutz Richtung Libyen verstärken, da aber dann natürlich
auch mit den internationalen Organisationen zusammenarbeiten. Insofern
müssen wir die Sache natürlich von außen nach innen betrachten. Das heißt,
nicht die Verteilung innerhalb der Europäischen Union ist der
Anfangsschritt, sondern der Anfangsschritt ist, dass wir illegale Migration
reduzieren müssen; das habe ich auch oft gesagt. Auch darüber gibt es ja in
Deutschland eine sehr kontroverse Diskussion. Ich persönlich war sehr
überrascht, dass, als das EU-Türkei-Abkommen
abgeschlossen war, auch sehr viel Kritik kam. Ich glaube nicht, dass wir
Schleppern und Schleusern die Frage überlassen können, wer Europa erreicht
und wer nicht; vielmehr müssen wir das über Resettlement, über Kooperation
mit dem UNHCR und Abkommen mit den jeweiligen Staaten erreichen.

Meine Meinung ist nur: Wenn jetzt aber der Außengrenzschutz - und der ist
im maritimen Bereich natürlich sehr schwierig - nicht ausreichend
funktioniert, dann kann es aus meiner Sicht nicht sein, dass es Länder
gibt, die sagen: An einer europäischen Solidarität beteiligen wir uns
nicht. Die Diskussionen in Brüssel sind ja auch weit fortgeschritten. Es
gibt unterschiedliche Möglichkeiten, hier auch Länder, die eine viel
schwierige wirtschaftliche Situation haben, mit einzubeziehen; aber dass
sozusagen sehr wenige Länder sagen "Damit wollen wir gar nichts zu tun
haben", halte ich eben für falsch. Die Lösung des Problems liegt aber in
der Frage des Schutzes der Außengrenzen, im Pakt mit Afrika, in der
Nachbarschaftspolitik, in der wirtschaftlichen Entwicklung um uns herum, in
der Entwicklungshilfe und eben auch in Abkommen mit Herkunftsländern.

Jetzt zu der Frage des Parteitags der SPD am Sonntag: Das ist ein Parteitag
der Sozialdemokraten. Wir haben lange - wie Sie alle geschrieben haben:
sehr lange - verhandelt, um ein faires Sondierungspapier aufs Papier zu
bringen, und wir haben dabei als Union - CDU und CSU - auch herbe
Konzessionen gemacht, können das Papier aber verantworten und glauben, dass
es eine gute Grundlage für Koalitionsverhandlungen ist. Die Eckpunkte
dieses Papiers können nicht neu verhandelt werden, das ist ja ganz klar. Es
gibt allerdings Koalitionsverhandlungen, die manches noch ausbuchstabieren
werden - oder vielleicht haben wir auch bestimmte Themen noch nicht
aufgenommen, das muss man dann in den Koalitionsverhandlungen machen;
ansonsten bräuchten wir ja keine Koalitionsverhandlungen mehr.

Ansonsten setze ich darauf, dass die Sozialdemokratie eine verantwortliche
Entscheidung trifft, und mische mich da nicht ein. Wir haben aber alle
gesagt, dass wir uns natürlich einen erfolgreichen SPD-Parteitag im Sinne
der Aufnahme von Koalitionsverhandlungen wünschen, weil wir glauben - auch
angesichts der Probleme, die wir hier diskutiert haben -, dass Deutschland
eine stabile Regierung braucht.

Frage: Heuer wird ja nicht nur die deutsche Koalition verhandelt, heuer
werden ja auch die Zukunft Europas und das Budget Europas verhandelt. Drei
kurze Fragen an beide dazu: Wollen Sie ein gemeinsames Eurozonenbudget,
wollen Sie einen gemeinsamen EU-Finanzminister? Sind die beiden bereit,
ihren Beitrag zur EU aufzustocken, nachdem ja die Briten als Nettozahler
ausscheiden werden?

BK'in Merkel: Drei Fragen, die alle in der Diskussion sind.

Erstens. Was die mittelfristige finanzielle Vorausschau anbelangt, so sind
wir in der Entscheidungsfindung. Wir wollen, dass die Gelder effizient
ausgegeben werden und dass die Kernaufgaben der Europäischen Union - und da
bin ich auch beim Subsidiaritätsprinzip - gut gelöst werden können. Es wird
- so haben wir es heute vereinbart - eine Abstimmung unter den Nettozahlern
geben.

Wir sind der Meinung, dass wir sehr gut auch neue Aufgaben stärker in den
Fokus rücken können, zum Beispiel den Schutz der Außengrenzen. Das hat bei
der vorangegangenen Finanziellen Vorausschau überhaupt keine Rolle
gespielt. Es ist ja eigentlich erstaunlich, dass sich Europa eine innere
Freizügigkeit gegeben hat, ohne jemals abschließend entschieden zu haben,
wie man die Aufgabe des Schutzes der Außengrenzen lösen will. Ich bin sehr
froh, dass wir inzwischen grundsätzliche Übereinstimmung über ein Einreise-
und Ausreiseregister und viele Dinge haben, die man im Grund auch vor
vielen, vielen Jahren bei der Einführung von Schengen hätte machen können.

Zweitens, die Zukunft der Eurozone: Darüber beraten wir. Ich persönlich
habe seit vielen Jahren gesagt, dass ich mir im Zusammenhang mit Reformen,
die einzelne Euroländer durchzuführen haben, gerade mit Ländern, die auch
Programme durchlaufen haben, sehr wohl zusätzliche Mittel in begrenztem
Umfang vorstellen kann, die in solchen Ländern auch Investitionen
befördern. Aber das muss noch im Einzelnen ausbuchstabiert werden.

Wissen Sie, der europäische Finanzminister - das ist auch so ein
Schlagwort. Die Frage ist doch: Was ist eigentlich die Aufgabe? - Ich
persönlich bin, um das auch zu sagen, sehr skeptisch gegenüber einer
Personalunion des Kommissars für Finanzen mit dem Eurogruppenvorsitz.
Deutschland hat ja mit Wolfgang Schäuble den Vorschlag gemacht, den ESM
eher zu einem europäischen Währungsfonds weiterzuentwickeln. In dem
Zusammenhang muss man dann fragen, welche Aufgaben auf die Eurozone
zukommen und was das dann auch für die institutionellen Fragen bedeutet.

Aber ich stelle die Frage andersherum. Ich fange nicht mit dem
Finanzminister an, sondern ich fange mit den Aufgaben an, und dann stellt
sich die Frage, wie sie am besten durchgesetzt werden können. Darüber reden
wir mit Frankreich. Darüber reden wir innerhalb der Eurozone. Wir sind dazu
noch nicht am Ende angelangt.

BK Kurz: Ich kann es ganz rasch machen, was den zweiten Teil der Frage
betrifft, den europäischen Finanzminister. Wir haben eine sehr ähnliche
Auffassung. Ich teile die Einschätzung der Kanzlerin dazu.

Was das erste Themenfeld, das Budget in der Europäischen Union, angeht, so
bin ich froh, dass wir die Abstimmung der Nettozahler hierzu haben werden.
Die Kanzlerin hat solche Budgetverhandlungen ja schon zweimal erlebt.
Insofern war der Austausch für mich ein interessanter.

Ich denke, dass die Abstimmung unter den Nettozahlern deshalb sehr wichtig
ist, weil es oft ein einfacher Weg ist, zu sagen: Wenn das Budget knapper
wird, dann müssen die Nettozahler einfach mehr einzahlen. - Mit
Großbritannien bricht ein wichtiger Nettozahler weg, aber es bricht auch
ein großer Teil der Bevölkerung weg. Das bedeutet aus meiner Sicht, dass
auch auf europäischer Ebene eine Veränderung notwendig ist, dass es
notwendig ist, dort sparsamer zu werden. Bevor man die Frage stellt, wie
viel mehr die Nettozahler einzahlen können, ist es, denke ich, wichtig,
einmal die Frage zu stellen, wo wir sparsamer, schlanker und effizienter
werden können.

Frage: Herr Bundeskanzler, was ist aus österreichischer Sicht besser? Ist
es besser, dass Deutschland für die Stabilität Europas schnell eine stabile
Regierung, also eine Große Koalition bildet, der Sie sich in Österreich
gerade entledigt haben, oder dass es eine neue Entwicklung geben könnte,
vielleicht bis zu einer Neuwahl, und Ihre Schwesterpartei, die Union,
weiter nach rechts in Ihrem Sinne rückt?

Frau Bundeskanzlerin, es gibt in der Union begeisterte Anhänger des
Bundeskanzlers von Österreich: jung, dynamisch, forsch, ungewöhnlich, man
macht das alles anders. Ist das der Typus, der hier noch fehlt, aber kommen
könnte? Was kann das für Ihre Zukunft oder auch für die Entwicklung des
Landes bedeuten?

BK Kurz: Jung stimmt sicher, forsch wage ich zu bezweifeln.

Zuruf (akustisch unverständlich)

BK Kurz: Ach so. Entschuldigung!

BK'in Merkel: Dynamisch werden Sie vielleicht nicht ablehnen.

BK Kurz: Ich habe mir gedacht: Bevor jemand anderer etwas Schlechtes sagt,
beantworte ich gleich die Frage.

Ich will mich nicht vordrängen, aber vielleicht zunächst zur Frage des
jungen Alters. Es ist sicherlich richtig: Der Vorteil des Problems des
jungen Alters ist, dass es von Tag zu Tag besser wird. Forsch wage ich zu
bezweifeln.

Was die Frage zu Österreich und der Regierung betrifft: Sie haben "der
Großen Koalition entledigt" gesagt. Ich weiß nicht, ob das der richtige
Begriff ist. Wir hatten Wahlen, und das Wahlergebnis war ein eindeutiges.
Das Wahlergebnis hat gezeigt, dass sich die Bevölkerung in Österreich
Veränderung wünscht. Die Sozialdemokratie, der Parteichef der
Sozialdemokraten, hat in Österreich klar gesagt, dass die Sozialdemokratie
nicht bereit ist, in die Regierung einzutreten, sondern in Opposition geht,
wenn sie die Wahl nicht gewinnt. Insofern hat sich für uns nur eine
Konstellation ergeben, eine Koalition mit der FPÖ. Wir haben sehr gute
Regierungsverhandlungen geführt. Ich bin auch froh, dass wir diese positiv
abschließen konnten und dass das Regierungsprogramm eines ist, mit dem wir
uns wohlfühlen und von dem wir auch glauben, dass es für Österreich, aber
auch für die Europäische Union ein gutes ist.

Was Deutschland betrifft, so steht es mir nicht zu, mich einzumischen und
darum tue ich das nicht. Ich kann nur aus österreichischer Sicht sagen:
Deutschland ist für uns ein ganz wichtiger Partner. Angela Merkel ist eine
der erfahrensten Regierungschefinnen in der Europäischen Union. Insofern
haben wir als Nachbar natürlich ein Interesse an einer stabilen Regierung
in Deutschland, weil wir daran glauben, dass das auch für Österreich und
die Europäische Union von Vorteil ist. Ich bitte aber noch einmal, das
nicht als Einmischung in die Innenpolitik zu sehen. Das steht mir nicht,
und das ist auch eine Entscheidung, die in Deutschland getroffen werden
muss.

BK'in Merkel: Der Bundeskanzler Österreichs ist jung; das ist nicht zu
bestreiten. Ansonsten arbeiten wir daran, dass wir gute Partner sind.

Was Deutschland anbelangt, so bin ich immer dafür, dass wir eine gute
Mischung aus allem haben. Ich bin nicht dafür, dass man "nur die Jüngeren,
nur die Älteren, nur die Frauen, nur die Männer" sagt, sondern die ganze
Weisheit liegt eigentlich darin: Wenn wir die verschiedenen Strömungen und
auch Gruppen, die es in einer Gesellschaft gibt, in der Politik möglichst
gut abbilden, ist die Wahrscheinlichkeit, daraus eine gute Politik zu
machen, am allerhöchsten. So wird auch die CDU, deren Vorsitzende ich ja
bin, versuchen, weiter zu agieren. Mir sind also die Jüngeren genauso lieb
wie die Älteren. Irgendwann bemerkt man an sich selbst, dass man mit jedem
Tag ein bisschen mehr in Richtung des Älteren hinüberrutscht. Das gehört
einfach zum Leben dazu.

In diesem Sinne herzlichen Dank!

Mittwoch, 17. Januar 2018

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1592: Regierungspressekonferenz vom 17. Januar 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 17. Januar 2018

Regierungspressekonferenz vom 17. Januar 2017

Themen: Reise der Bundeskanzlerin nach Paris und Sofia,
deutsch-türkische Beziehungen und der Fall Deniz Yücel,
Leistungsbilanzüberschuss


Sprecher: SRS'in Demmer, Adebahr (AA), Dimroth (BMI), Alemany (BMWi)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in
Demmer sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Einen schönen guten Tag auch von meiner Seite! Ich habe am
Mittwoch ausnahmsweise Terminankündigungen. Bundeskanzlerin Merkel wird an
diesem Freitagnachmittag nach Paris reisen, wo Sie um 17 Uhr mit dem
französischen Staatspräsidenten Macron zusammentreffen wird. Themen des
Gesprächs werden bilaterale Themen sein, unter anderem der bevorstehende
55. Jahrestag der Unterzeichnung des Élysée-Vertrags am 22. Januar, sowie
europapolitische und internationale Fragen. Nach dem Gespräch ist auch eine
kurze Pressebegegnung vorgesehen.

Am nächsten Morgen reist sie weiter nach Sofia und wird dort mit dem
bulgarischen Ministerpräsidenten Borissow zusammentreffen. Bei diesem
Treffen wird es vor allem um die derzeitige Ratspräsidentschaft Bulgariens
gehen.

Frage : Ich würde mir gern vom Auswärtigen Amt das gegenwärtige Stadium der
deutsch-türkischen Beziehungen erläutern lassen. Man liest ja im Moment,
dass die Konsultationen wiederaufgenommen worden sind. Sind wir jetzt quasi
in einer neuen Phase der Wiederannäherung?

Ich weiß nicht, ob Sie eine Bewertung der Aussagen von Herrn Yücel haben,
der offenbar die Möglichkeit eines, wie er es nennt, schmutzigen Deals
sieht, der möglicherweise zu seiner Freilassung führen könnte. Gibt es nach
Ihrer Kenntnis irgendwelche Fakten, die unterlegen, dass sich eine neue
Entwicklung anbahnt, die zur Freilassung von Herrn Yücel führt?

Adebahr: Ich verweise gern darauf, dass wir das hier auch schon nach dem
Treffen des Bundesaußenministers mit seinem türkischen Amtskollegen
Çavusoglu in Goslar besprochen haben, und auf das dort Gesagte. Es gibt
gute Gespräche zwischen beiden und Schritte der Annäherung, über die wir
uns freuen. Es gibt weiterhin schwierige Brocken, schwierige Themen im
bilateralen Verhältnis, die miteinander besprochen werden müssen.

Die beiden Minister haben in Goslar angekündigt, dass eine
Wirtschaftskommission und der strategische Dialog der Außenministerien
wieder aufgenommen werden. Ich kann von meinem Haus sagen, dass man beim
strategischen Dialog der Außenministerien im Gespräch ist, um zu schauen,
um welche Themen es gehen soll. Dabei wird es wahrscheinlich um den Nahen
und Mittleren Osten und auch um den Jemen gehen; denn das ist ein Thema,
das auch die Türkei sehr beschäftigt.

Insofern hören Sie von mir jetzt keine Gesamtbewertung. Wir sind in einem
Prozess dahingehend, dass sich die Beziehungen Schritt für Schritt
verbessern können. Das hat der Außenminister mehrfach deutlich gemacht. Wir
sind bereit, auf diesem Weg weiterzugehen.

Was das Thema Rüstungsexport in die Türkei angeht, verweise ich Sie gern
noch einmal auf die Äußerungen des Bundesaußenministers im Fernsehen und in
der Pressekonferenz, dass es keinerlei Verbindung zwischen solchen Fällen
gibt. Das ist es, was der Außenminister dazu sagt, und ich kann von hier
aus nur noch einmal darauf verweisen.

Zu Gesprächen, die heute unter BMI-Führung laufen, will vielleicht der
Sprecher des BMI noch ausführen.

Dimroth: Ich kann gern bestätigen, dass heute im BMI ein entsprechendes
Treffen auf Staatssekretärsebene stattfindet. Kontinuierlich, auch im
Lichte der hier hinlänglich oft besprochenen Schwierigkeiten und
Problemstellungen, die in dem bilateralen Verhältnis zur Türkei entstanden
sind, haben wir immer darauf hingewiesen, wie wichtig die Türkei bei ganz
zentralen innenpolitischen Fragestellungen für uns ist. Dabei geht es
insbesondere um das Thema der Terrorismusbekämpfung. Dabei gibt es
gemeinsame Interessen. Deswegen ist es aus unserer Sicht der geeignete
Zeitpunkt, um auch auf Staatssekretärsebene die Gespräche
wiederaufzunehmen, um dort, wo gemeinsame Interessen bestehen, auch
entsprechende Fortschritte erzielen zu können. Das schließt natürlich ein,
dass dort, wo unterschiedliche Auffassungen bestehen, auch diese sehr
deutlich in diesen Gesprächen artikuliert werden.

Zusatzfrage : Darf ich meine Frage noch einmal wiederholen, ob es in Sachen
Yücel irgendwelche neuen Fakten gibt, die möglicherweise hinter dessen
Äußerungen stehen? Gibt es irgendwelche neuen Entwicklungen? Hat man in
jüngster Zeit mit der türkischen Regierung konkret über diesen Fall
gesprochen, vielleicht mit neuen Signalen?

Adebahr: Die beiden Außenminister haben in Goslar natürlich über diesen
Fall gesprochen. Das haben sie dort auch bestätigt. In der Tat haben wir
der türkischen Regierung gesagt, und zwar auch schon seit Längerem, dass
zum Beispiel die Tatsache, dass keine Anklageschrift vorliegt, aus unserer
Sicht sehr besorgniserregend ist und dass wir nicht verstehen, warum das
der Fall ist. Der türkische Außenminister selbst hat auch in Interviews mit
deutschen Medien gesagt, dass ihm selbst dieses Faktum nicht gefalle - ich
weiß nicht genau, wie seine Wortwahl war - und dass er auch sehr dafür sei,
dass der Prozess schnell vorangehe. Natürlich verweist er auf die türkische
Justiz, die diesen Prozess in ihren Händen hält. Diese Sache sprechen wir
also stetig und immer und schon seit geraumer Zeit an.

Natürlich ist es so - wie Sie auch wissen, wenn Sie den Prozess verfolgt
haben -, dass das türkische Verfassungsgericht in geraumer Zeit auch über
die Haftbeschwerde, die Herr Yücel dort vor Monaten eingereicht hat, also
über die Beschwerde, dass er sich in dort U-Haft befindet, entscheiden
wird. Eine Anklageschrift und eine Entscheidung des türkischen
Verfassungsgerichtes sind sozusagen prozedural die nächsten Schritte; das
ist das, was jetzt in der türkischen Justiz ansteht, das ist das, was wir
beobachten. So geht der Prozess dort weiter vonstatten.

Zusatzfrage : Nur zur Verdeutlichung: Seit Goslar gibt es also nichts
Neues, nichts Zusätzliches an Entwicklungen in der Türkei beziehungsweise
im beidseitigen Verhältnis?

Adebahr: Nichts, dass mir bekannt wäre.

Frage : An das Bundeswirtschaftsministerium und vielleicht auch an die
Regierungssprecherin: Es gibt neue Zahlen vom ifo-Institut zur Berechnung
des deutschen Leistungsbilanzüberschusses, die ausweisen, dass Deutschland
nach wie vor den weltweit größten Leistungsbilanzüberschuss hat. Daraufhin
hat es offenbar auch neue Kritik aus Brüssel an dieser Entwicklung gegeben.
Sieht die Bundesregierung einen konkreten Handlungsbedarf oder konkrete
Handlungsmöglichkeiten, um dieses Thema, das ja seit Jahren eines ist, um
das gestritten wird, etwas zu entschärfen?

Alemany: Danke für die Frage. - Wie Sie schon sagen, ist das natürlich ein
Thema, das Deutschland gut kennt; auch die Kritik daran kennen wir gut. Zu
der Abschlusserklärung, die in den Medien derzeit kursiert, kann ich nur
sagen: Das ist ja noch im Entwurfsstadium und wird erst nächste Woche
beschlossen; insofern kann ich mich dazu heute naturgemäß noch nicht
äußern.

Ich kann Ihnen aber die Zahlen für Deutschland sagen. Es stimmt, 2015 hat
Deutschland einen Höchstrekord beim Leistungsbilanzsaldo gehabt; das waren
8,5 Prozent in Relation zu unserem Bruttoinlandsprodukt. Seither ist das
Leistungsbilanzsaldo allerdings rückgängig. 2016 ging es schon auf 8,2
Prozent zurück. Für 2017 liegen uns derzeit noch keine finalen Zahlen vor,
aber wir rechnen momentan laut unserer letzten Projektion mit 7,5 Prozent.
Auch gegenüber der Eurozone haben wir unseren Bilanzüberschuss in den
letzten zehn Jahren halbiert, und zwar von vier auf zwei Prozent - und dass
sind ja unsere größten Handelspartner.

Vielleicht lassen Sie mich noch sagen, dass wir in der jetzt abgelaufenen
Legislaturperiode sehr viele Maßnahmen, die uns zur Verfügung stehen,
politisch ergriffen haben, die auf inklusives Wachstum und auf eine
dynamischere Binnennachfrage abzielen. Beides wirkt sich ja dämpfend auf
den Leistungsbilanzüberschuss aus. Ich darf hier an die Erhöhung der
staatlichen Investitionen von plus 40 Prozent oder auch an die große
finanzielle Entlastung der Kommunen und Länder, aber auch an den
Mindestlohn und die Steigerung der Reallöhne erinnern. Fakt ist aber auch,
dass der Leistungsbilanzüberschuss überwiegend durch Faktoren beeinflusst
wird, die zu ändern nicht in unserer Macht steht; das sind zum Beispiel der
Ölpreis, der Euro oder unsere demografische Entwicklung. Zudem stimmt auch,
dass unsere Unternehmen eine große Wettbewerbsfähigkeit aufweisen, was sich
dann natürlich auch in einem Überschuss zeigt.

Wir hatten letzte Woche eine große Globalisierungskonferenz; da hat sich
unser Staatssekretär Machnig auch zu einem der im Fokus stehenden Themen,
nämlich dem Leistungsbilanzüberschuss, geäußert und hat noch einmal
konstatiert, dass Deutschland mehr tun muss, um andere Länder auch von den
deutschen Gewinnen im Außenhandel profitieren zu lassen. Mehr Investitionen
und eine starke Binnenkonjunktur sind ja wichtig.

Zusatzfrage : Aber konkrete Handlungen, konkrete Maßnahmen etwa zur
Förderung von Importen, die man sich ja vorstellen könnte, sind derzeit
nicht geplant?

Alemany: Unsere ganze Wirtschaftspolitik ist darauf ausgerichtet, alle
möglichen Barrieren für den Handel abzubauen, um möglichst viel freien und
fairen Handel zu realisieren. So gesehen sind wir da natürlich weiter sehr
aktiv. Alles weitere an konkreten Maßnahmen muss dann wahrscheinlich eine
neue Bundesregierung beschließen.

Frage: Verstehe ich Sie richtig, dass Sie sagen, dass der Bilanzüberschuss
noch nicht ausreichend zurückgefahren ist, dass Sie diesen Rückgang also
nicht für ausreichend halten?

Alemany: Unser Ziel ist, dass andere Länder an unserem
Leistungsbilanzüberschuss und an unserem positiven Wachstum teilhaben
können beziehungsweise mehr teilhaben können, natürlich. Aber wie ich
gerade auszuführen versucht habe, ist es sehr schwierig, durch einzelne
gezielte Maßnahmen einen Leistungsbilanzüberschuss zu dämpfen. Das geht
immer nur in ganz geringem Maße, denn die maximalen Einflussfaktoren sind
Dinge wie der Ölpreis; darauf haben wir einfach keinen Einfluss. Was in
unserer Macht steht, tun wir natürlich.

Mittwoch, 17. Januar 2018

 * 
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HAMBURG/4251: DIE LINKE beantragt Resozialisierung durch Internetzugang (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Januar 2018

DIE LINKE beantragt Resozialisierung durch Internetzugang 



Die Digitalisierung des Lebens endet hinter den Mauern der Hamburger
Gefängnisse: Menschen in Haft haben keinen Internetzugang. "Diese unnötige
Ausgrenzung gefährdet die Resozialisierung", warnt Martin Dolzer, justizpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
Die Linksfraktion fordert die Bürgerschaft heute in einem Antrag dazu auf, das
Pilotprojekt "Resozialisierung durch Internetzugang für Inhaftierte" in den JVA's
Fuhlsbüttel, Billwerder und Hahnöfersand zu entwickeln.

Im Strafvollzug sollen Inhaftierte lernen, in sozialer Verantwortung ein straffreies
Leben zu führen. "Bei längeren Haftstrafen könnten Inhaftierte 'offline' aber den
Anschluss an gesellschaftliche Entwicklungen und die Arbeitswelt verlieren", sagt
Dolzer. "Im Internet können sie auf Wohnungssuche gehen, sich auf dem
Arbeitsmarkt umsehen oder Bildungsangebote und Nachrichtenportale nutzen, um
sich auf den schwierigen und mit einem hohen Rückfallrisiko verbundenen
Wiedereinstieg in ein selbstständiges Leben vorzubereiten."

Sicherheitsbarrieren können einen Missbrauch des Internetzugangs verhindern, die
Nutzung von Social Media ausgeschlossen werden. Expert_innen des Fraunhofer-
Instituts haben entsprechende Barrieren für ein ähnliches Berliner Pilotprojekt
entwickelt. Dass ein Missbrauch ausgeschlossen werden kann, zeigt auch das in
Antwerpen erprobte sichere System "Prison Cloud". "Wenn Justizsenator Steffen die
Resozialisierung wirklich stärken will, muss er mit der Zeit gehen", so Dolzer weiter.
"Die Digitalisierung ist längst Lebensrealität und darf am Strafvollzug nicht
vorbeigehen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 17. Januar 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4682: Landespolitik authentisch und ungefiltert vermitteln (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Landespolitik authentisch und ungefiltert vermitteln 

Neues Angebot des Landtags: Einzelne Video-Mitschnitte von
Parlamentsreden abrufbar



Ab den kommenden Plenarsitzungen des rheinland-pfälzischen Parlaments
am 24. und 25. Januar 2018 werden die einzelnen Redebeiträge als
Video-Mitschnitte testweise über das das kostenlose offene
Parlaments-Auskunftssystem des Landtags (OPAL) abrufbar sein. Neben
dem Live-Stream der gesamten Plenardebatte, der weiterhin über die
Homepage des Landtags unter www.landtag.rlp.de übertragen wird, werden
nun auch die einzelnen Redebeiträge geschnitten und sollen spätestens
zwei Stunden später abrufbar sein.

"Es können dann nicht nur die Redebeiträge einzelner Abgeordneter
ausgewählt werden, sondern auch die Abstimmungen zu Gesetzen oder
Anträgen", freute sich Landtagspräsident Hendrik Hering über den neuen
Service des Parlaments. Alle Interessierten könnten sich damit
zeitnah, unmittelbar, zielgerichtet und ungefiltert über die aktuellen
politischen Debatten und Entscheidungen des Landesparlaments
informieren. "Dies ist ein weiterer Schritt auf unserem Weg, die
aktuellen landespolitischen Themen aus erster Hand für Bürgerinnen und
Bürger, für die Medien, aber auch für Schulen und alle Interessierten
bereitzustellen, um Politik noch ein Stückchen näher und authentischer
an die Menschen zu bringen", betonte Hendrik Hering.

Die Videos sind dabei nach Tagesordnungspunkt und Redner sortiert. Das
Informationssystem OPAL ist über die Internetadresse
http://opal.rlp.de zu erreichen. Dort kann dann unter Eingabe des
Themas oder des Redners der einzelne Beitrag gesucht werden. Die
Videobeiträge sind frei verfügbar, können heruntergeladen und auf
Internetseiten eingebunden werden. Neben den Videos lassen sich dort
im Übrigen auch alle im rheinland-pfälzischen Landtag behandelten
Dokumente, wie beispielsweise Gesetzentwürfe, Protokolle oder Kleine
wie Große Anfragen, einsehen.

Nach erfolgreichem Testlauf soll das System in den Dauerbetrieb
übernommen werden.

Bei Fragen oder Rückmeldungen steht das Archiv des Landtags per E-Mail
an opal@landtag.rlp.de gerne zur Verfügung.

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/4681: In der Mauss-CDU-Affäre werden die Fragezeichen immer größer (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
17.01.2018

In der Mauss-CDU-Affäre werden die Fragezeichen immer größer



Wie die Deutsche Presse-Agentur heute berichtet, hat das
Bundeskriminalamt nun offiziell bestätigt, dass es die Zusammenarbeit
mit dem früheren Geheimagenten Werner Mauss bereits im Jahr 1987
eingestellt hatte. Hierzu erklärt Hans Jürgen Noss, innenpolitischer
Sprecher der SPD-Fraktion: "Es wird immer deutlicher, dass es
anscheinend in den vergangenen Jahrzehnten keine deutsche Behörde gab,
die mit Werner Mauss zusammengearbeitet hat. Diese Tatsache lässt vor
dem Hintergrund der Entscheidungen in den Landkreisen Cochem-Zell und
Rhein-Hunsrück immer mehr Fragen aufkommen. Warum sind dort
tatsächlich Waffenscheine ausgestellt worden? Werner Mauss konnte noch
im Jahr 2015 darauf vertrauen, eine solche Erlaubnis zu erhalten,
obwohl es nach Aktenlage offensichtlich keine Begründung dafür gegeben
hat. Auch die Frage nach der Ausstellung von Tarnidentitäten und der
Rolle des CDU-Landrats rückt mit der heutigen Nachricht stärker in den
Fokus."

Noss sagt weiter: "Die vielen Merkwürdigkeiten rund um die
Mauss-CDU-Affäre türmen sich immer höher auf. Bemerkenswert ist, dass
Waffenscheine und Tarnidentitäten ausgerechnet jener Werner Mauss
erhalten hat, der laut eigener Aussage seit Jahrzehnten an die lokale
CDU Cochem-Zell große Geldbeträge gespendet hat - soweit bekannt sogar
Identitäts-verschleiernd. In jedem Fall wird mit der heutigen
Berichterstattung nochmal deutlich, dass die rheinland-pfälzische CDU
und die CDU-Landtagsfraktion kaum etwas zur Aufklärung der Affäre
beitragen."

Zum Hintergrund: Die Ausstellung von Tarnidentitäten für Werner Mauss
ist auf Antrag der SPD-Fraktion Thema des Innenausschusses am 1.
Februar 2018.

 * 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2195: Dringend nötig ist mehr Schwimmunterricht (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 04 / Dezember 2017

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

Dringend nötig: mehr Schwimmunterricht



Viele Kinder in Schleswig-Holstein erhalten nicht den gesetzlich
vorgesehenen Schwimmunterricht - etwa weil Lehrer fehlen oder weil
marode Schwimmhallen geschlossen bleiben. Die AfD forderte deswegen im
November eine Bestandsaufnahme der Lage im Lande. Die anderen
Fraktionen sahen ebenfalls Handlungsbedarf - allerdings nicht nur
seitens der Politik.


"Es verstößt gegen die gesetzlichen Vorgaben", dass viele
Grundschulen nur manchmal oder gar nicht Schwimmunterricht erteilten,
so der AfD-Abgeordnete Frank Brodehl. Es sei endlich Zeit für eine
"Erhebung des Ist-Zustandes", um dann ein Konzept gegen die
Schwimm-Ausfälle zu erarbeiten.

"Wir wissen ganz genau, an welchen Schulen kein Unterricht erteilt
wird", entgegnete Bildungsministerin Karin Prien (CDU). So böten 108
der 474 schleswig-holsteinischen Grundschulen derzeit keine oder zu
wenige Schwimmstunden an - etwa, weil sie keine Fachlehrer haben. Um
gegenzusteuern, müssen im Lande alle Lehramtsstudenten für Sport auch
Schwimmlehrer werden. Pädagogen aus anderen Bundesländern müssen sich
weiterbilden. Alle anderen Fraktionen stellten sich im Grundsatz
hinter die AfD-Forderung, legten dazu aber einen eigenen Antrag vor.
Demnach soll die Regierung bis Herbst 2018 konkrete
"Umsetzungsschritte" benennen. Kathrin Wagner-Bockey (SPD) betonte:
"Es ist nicht so, als hätte sich vorher niemand um das Problem
gekümmert". Bereits vor der AfD-Initiative seien die Landesmittel für
den Schwimmsport "immer wieder aufgestockt" worden - allein im Jahr
2017 um 750.000 Euro auf 2,75 Millionen Euro. Das
Jamaika-Sportstättenkonzept sieht weitere 7,5 Millionen Euro für die
laufende Wahlperiode vor.

Außerdem sei das Problem viel komplexer, als die AfD es darstelle.
Ines Strehlau (Grüne) mahnte "die Kooperation mit außerschulischen
Partnern wie dem Schwimmverband und der DLRG" an. Anita Klahn (FDP)
beklagte, dass viele Eltern keine Zeit hätten, ihren Kindern selbst
das Schwimmen beizubringen. Und Jette Waldinger-Thiering (SSW)
kritisierte die Kommunen, die vielfach "Spaßbäder" gefördert hätten,
aber keine richtigen Schwimmhallen.

Barbara Ostmeier (CDU) wies darauf hin, dass nur jeder zweite
Viertklässler in Schleswig-Holstein schwimmen könne. Ertrinken sei
eine der häufigsten Todesursachen bei Kindern. Nach Angaben der
Landesregierung gibt es 293 Hallen-, Frei- und Naturbäder im Lande.
Allerdings müsse davon knapp die Hälfte saniert werden. Eine
repräsentative Umfrage im Auftrag der Deutschen
Lebensrettungsgesellschaft (DLRG) zeigt: Während in der Altersgruppe
der Über-60-Jährigen 56 Prozent in der Grundschulzeit schwimmen
lernten, sind es bei den 14- bis 29-Jährigen nur 36 Prozent.

 * 
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AUSSEN/1568: Kürzung der US-Hilfsmittel für Palästina verschärft Situation im Nahen Osten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 17. Januar 2018

Kürzung der US-Hilfsmittel für Palästina verschärft die Situation im Nahen Osten



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Die SPD-Bundestagsfraktion kritisiert die Ankündigung der USA, rund die Hälfte ihrer Zahlung an das Palästinenserhilfswerk der Vereinten Nationen (UNRWA) einzufrieren.

"Die amerikanische Regierung hat heute angekündigt, rund die Hälfte ihrer Zahlungen in Höhe von 65 Millionen Dollar an das Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) einzufrieren und lediglich 60 Millionen Euro freizugeben. Eine Auszahlung der eingefrorenen Mittel soll an Reformen des Hilfswerks geknüpft werden. Im Jahr 2017 haben die USA rund 350 Millionen US-Dollar an UNRWA gezahlt.

Mit dieser Entscheidung schadet die amerikanische Regierung der humanitären Situation im Nahen Osten massiv und gefährdet gleichzeitig die Sicherheitslage in der Region und könnte damit weitere Fluchtbewegungen verursachen. Aufgrund der unklaren Begründung der US-amerikanischen Regierung ist zu betonen, dass UNRWA keine palästinensische Organisation, sondern eine Institution der Vereinten Nationen ist, die 1949 zur Versorgung palästinensischer Flüchtlinge gegründet wurde, aber inzwischen auch Gesundheitsleistungen und Bildungseinrichtungen in der Region finanziert.

Die Politisierung der humanitären Hilfe, wie sie die amerikanische Regierung nun praktiziert, müssen Bundesregierung und die Europäische Union vehement widersprechen und diplomatische Initiativen ergreifen, um die finanzielle Situation von UNRWA zu stabilisieren. Hilfsleistungen, die die einzige Lebensader der palästinensischen Flüchtlinge darstellen, dürfen nicht für politischen Druck missbraucht werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GESUNDHEIT/920: Umsetzung der Reduktionsstrategie für Zucker, Fett und Salz muss jetzt kommen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Januar 2018

Umsetzung der Reduktionsstrategie für Zucker, Fett und Salz muss jetzt kommen



Ursula Schulte, zuständige Berichterstatterin:

Anlässlich der Internationalen Grünen Woche (IGW) und der Debatte um den Ernährungsreport 2018 fordert die SPD-Bundestagsfraktion eine zügige Umsetzung der Reduktionsstrategie für Zucker, Fett und Salz. Mit dem in dieser Woche verabschiedeten Positionspapier "Gesunde Ernährung erleichtern - mit besseren Lebensmittelrezepturen" ist Bundesernährungsminister Christian Schmidt aufgefordert, aktiv zu werden.

"Es bedarf einer konsequenten Strategie für gesunde und ausgewogene Ernährung. Die Entwürfe, die Bundesernährungsminister Christian Schmidt 2107 vorgelegt hat, sind unbrauchbar. In unserem Positionspapier fordern wir verbindliche Ziele, einen Zeitplan für die Umsetzung der Reduktionsziele sowie eine gesetzliche Regelung für den Fall, dass sich Unternehmen nicht freiwillig an der Nationalen Reduktionsstrategie beteiligen.

Die Verantwortung für eine gesunde Ernährung liegt auch bei den Unternehmen. Gesunde Ernährung muss erleichtert werden, in dem die angebotenen Produkte gesünder werden. Denn ernährungsbedingte Erkrankungen nehmen weiter zu. Deshalb darf die Formulierung der Reduktionsziele nicht allein der Lebensmittelwirtschaft überlassen werden.

Die Verbraucherinnen und Verbraucher erwarten eine konsequente politische Strategie und klare Vorgaben. Bundesernährungsminister Schmidt muss endlich ein zielführendes Konzept vorlegen. Das wäre gelebte Prävention und gelebter Verbraucherschutz."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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INNEN/3003: Konsequent gegen Antisemitismus


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Januar 2018

Konsequent gegen Antisemitismus



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Kerstin Griese, Beauftragte für Kirchen und Religionsgemeinschaften:

Alle Formen von Antisemitismus müssen in Deutschland entschlossen bekämpft werden. Das kann nicht allein staatliche Aufgabe oder gar Aufgabe der in Deutschland lebenden Menschen jüdischen Glaubens sein. Im Vorfeld des Gedenktages für die Opfer des Nationalsozialismus fordert die SPD-Bundestagsfraktion in einem gemeinsamen Antrag mit der Union, der FDP und den Grünen ein entschlossenes politisches und gesamtgesellschaftliches Engagement zur Bekämpfung von Antisemitismus.

"Das Gedenken an die Shoa, an die Entrechtung und Ermordung von sechs Millionen europäischen Juden wachzuhalten, ist heute angesichts des Erstarkens von rechtsextremen Kräften in Deutschland und ganz Europa wichtiger denn je. Im Vorfeld des Gedenktages für die Opfer des Nationalsozialismus fordert die SPD-Bundestagsfraktion in einem gemeinsamen Antrag mit der Union, der FDP und den Grünen ein entschlossenes politisches und gesamtgesellschaftliches Engagement zur Bekämpfung von Antisemitismus.

Die SPD-Bundestagsfraktion verurteilt jede Form von Judenfeindlichkeit. Der größte Teil antisemitischer Delikte ist weiterhin rechtsextrem motiviert, antisemitische Einstellungen im Rechtsextremismus sind seit Jahrzehnten stark ausgeprägt. Die Gefahr eines durch Zuwanderung erstarkenden Antisemitismus muss die gleich hohe Aufmerksamkeit wie dem bestehenden Antisemitismus in Deutschland zukommen. Antisemitismus findet sich in allen politischen Lagern und er nimmt mit dem Antizionismus und der Israelfeindlichkeit auch neue Formen an.

Wir wollen einen Antisemitismusbeauftragten einsetzen, der die Arbeit gegen Antisemitismus ressortübergreifend koordiniert. Die Förderung von zivilgesellschaftlichem Engagement und die Bildungsarbeit zur Prävention und Bekämpfung des Antisemitismus sollen ausgebaut und verstetigt werden. Gegen das Verbrennen der israelischen Flagge und antisemitische Ausschreitungen muss rechtlich vorgegangen werden. Antisemitische Straftaten sollen besser erfasst werden, um die Dunkelziffer zu verringern. Wir verurteilen den Aufruf zum Boykott israelischer Geschäfte und Waren aus Israel aufs Schärfste und treten der weltweiten Bewegung "Boycott, Divestment, Sanctions" entschlossen entgegen.

Der deutsch-israelische Jugendaustausch soll zu einem Jugendwerk mit bilateralen Strukturen ausgebaut werden. Der Jugendaustausch zwischen Israel und Deutschland, der seit gut 60 Jahren besteht, ist ein wichtiger Bestandteil der guten Verständigung zwischen den Staaten.

Wir wollen die Vermittlung von Geschichtsbewusstsein insgesamt und auch in den Integrationskursen stärken. Moscheegemeinden und muslimische Träger sollen als Partner im Engagement gegen Antisemitismus gewonnen werden.

Wir sind dankbar, dass es wieder vielfältiges jüdisches Leben in Deutschland gibt. Das bereichert unser Zusammenleben. Wir wollen die jüdischen Gemeinden in Deutschland weiterhin ausreichend fördern."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/242: Bildungsgewerkschaft zur Verhandlung zum "Streikrecht für Beamte" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 17. Januar 2018

GEW: "Grundrecht darf Beamten nicht länger vorenthalten werden"

Bildungsgewerkschaft zur Verhandlung zum "Streikrecht für Beamte" vor dem
Bundesverfassungsgericht



Karlsruhe/Frankfurt a.M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW) sieht sich nach der Verhandlung zum Streikrecht für Beamtinnen und
Beamte vor dem Bundesverfassungsgericht in ihrer Auffassung bestätigt. "Das
Streikrecht ist ein Grundrecht, das verbeamteten Lehrkräften bis heute
vorenthalten wird. Wir wollen das Beamtenrecht modernisieren und
demokratisieren. Eine starke Demokratie wie in Deutschland hält es aus,
wenn Lehrerinnen und Lehrer streiken", sagte GEW-Vorsitzende Marlis Tepe am
Mittwoch in Karlsruhe. Sie machte deutlich, dass die Kollision zwischen der
Koalitionsfreiheit für Arbeitnehmer und den althergebrachten Grundsätzen
des Berufsbeamtentums ebenso aufgelöst werden müsse wie die Kollision
zwischen europäischem Recht und deutscher Rechtsprechung.

Tepe stellte klar, dass die GEW zwischen Beamten mit hoheitlichen Aufgaben
wie in der Justiz, bei der Polizei, dem Militär, aber auch Schulleitungen
und Beamten ohne hoheitliche Aufgaben unterscheide. "Lehrkräfte üben keine
hoheitlichen Aufgaben aus, deshalb muss das Streikverbot für sie aufgehoben
werden", betonte die GEW-Vorsitzende. Die Vorträge vor dem
Bundesverfassungsgericht hätten deutlich gemacht, wie groß die Bandbreite
der Einschätzungen zu den Auswirkungen des Streikrechts sei: vom Untergang
des Staates bis zu kaum wahrnehmbaren Veränderungen. Unterstellungen, ein
Streikrecht für Beamte ohne hoheitliche Aufgaben bedrohe die
Funktionsfähigkeit des Staates, verwies Tepe "ins Reich der Fabel". Im
Bundesland Sachsen gebe es beispielsweise keine verbeamteten, sondern nur
angestellte Lehrkräfte. Der Freistaat hatte in den vergangenen Jahren bei
Schulleistungsstudien im Bundesländervergleich stets mit die besten
Ergebnisse erzielt. "Die GEW hat in der Vergangenheit bewiesen, dass sie
mit dem Streikrecht verantwortungsvoll umgeht. Die Lehrkräfte haben ein
hohes Berufsethos: Sie wollen die Schülerinnen und Schüler in ihrer
Lernentwicklung unterstützen. Streiks richten sich nicht gegen die Kinder,
Jugendlichen und Eltern, sondern sollen den Arbeitgeber treffen",
unterstrich Tepe. In der Vergangenheit hätten die Arbeitgeber des öfteren
nach Gutsherrenarbeit Weihnachts- und Urlaubsgeld gekürzt oder die
Arbeitszeit erhöht. "Gegen solche Angriffe müssen sich die Lehrkräfte
wirksam zur Wehr setzen können", betonte die GEW-Vorsitzende.

Info: Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts wird in den nächsten Monaten
erwartet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





UNIVERSITÄT/2724: Keinen Durchblick im Dschungel der Studienangebote? - Neues Orientierungsstudium schafft Abhilfe (idw)


Technische Universität Kaiserslautern - 17.01.2018

Keinen Durchblick im Dschungel der Studienangebote? Neues
Orientierungsstudium schafft Abhilfe



Ob Elektrotechnik, Informatik oder Maschinenbau - wer noch nicht genau
weiß, welches Fach es nach dem Abitur genau sein soll, dem bietet die
Technische Universität Kaiserslautern (TUK) ab dem Sommersemester das neue
Orientierungsstudium "TUKzero" an. Studierende können dabei in
Studienfächer hineinschnuppern, sich ein Bild vom Studienalltag auf dem
Kaiserslauterer Campus machen und sich auf das Wunschfach vorbereiten.
Auch machen sie sich mit wichtigen Lernkompetenzen vertraut, um später
besser durchs Studium zu kommen. Erbrachte Leistungen können zudem
anerkannt werden. Das Studium wird ab dem Sommersemester erstmals
angeboten. Eine Einschreibung ist bis zum 28. Februar möglich.

In Deutschland gibt es immer mehr Studienfächer - im August 2016 berichtet
die Wochenzeitung "Die Zeit" zum Beispiel von 18.000 Studiengängen. Für
2017 kommt das Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) bereits auf 19.000.
Und auch in diesem Jahr dürften weitere dazukommen. Da fällt Abiturienten
die Wahl des richtigen Fachs zunehmend schwerer. Mit dem neuen
Orientierungsstudium "TUKzero" möchte die TUK hierbei Abhilfe schaffen.
"Es richtet sich an Abiturienten und Studieninteressierte, die sich zum
Beispiel für Ingenieurwissenschaften interessieren, aber die nicht wissen,
ob sie besser Elektrotechnik oder Maschinenbau studieren sollen", sagt Dr.
Nadine Bondorf, Leiterin des Referats Qualität in Studium und Lehre, das
die Gesamtkoordination des Orientierungsstudiums trägt.

Ein Semester lang haben die Studierenden die Möglichkeit, zu entscheiden,
welcher Studiengang am besten zu den eigenen Neigungen und Interessen
passt. Das Orientierungsstudium zeigt ihnen dabei auf, welche Perspektiven
ein Studium bietet, welche Anforderungen die jeweiligen Fächer mit sich
bringen und welche beruflichen Chancen es nach einem Studium gibt.
Außerdem lernen die Studierenden den Campus mit seinen verschiedenen
Einrichtungen wie Universitätsbibliothek, Beratungsstellen und Mensa
kennen. "Wir möchten aufzeigen, was es bedeutet, an einer Campus-Uni mit
kurzen Wegen zu studieren und welche Vorteile dies hat", sagt Bondorf.
Auch gibt es Einblicke in das studentische Leben - beispielsweise mit den
Angeboten des Unisports sowie kulturellen Veranstaltungen verschiedener
Hochschulgruppen und universitärer Einrichtungen.

Darüber hinaus stehen praktische Inhalte auf dem Programm: Die
Studierenden können in den Fachbereichen nicht nur Vorlesungen und weitere
Lehrveranstaltungen besuchen, sondern auch im Rahmen kleinerer
Forschungsarbeiten im Labor selbst experimentieren. So können sie sich
auch auf den Studienstart des möglichen Wunschfachs vorbereiten. Zur
Auswahl stehen an der TUK dabei alle grundständigen Studiengänge. "Ohne
Druck können sie Erfahrungen sammeln und sich ausprobieren", nennt Bondorf
die Vorteile des neuen Angebots. Neben dem Fachwissen vermittelt das
Orientierungsstudium Methoden und Lernstrategien, die die eigene
Studierfähigkeit verbessern sollen. Dabei geht es unter anderem darum, zu
lernen richtig mit Stress umzugehen, Netzwerke mit Kommilitonen
aufzubauen, richtig zu kommunizieren und wissenschaftlich zu arbeiten.
Aber auch Methoden des Projektmanagements werden vermittelt.

Am Ende des Semesters sollen Studierende in der Lage sein, selbst zu
entscheiden, welches Fach sie wählen möchten oder ob ein Studium
vielleicht gar nicht in Frage kommt. "In Rahmen von Workshops und Gruppen-
sowie Einzelgesprächen stehen wir ihnen während des Orientierungsstudiums
beratend zur Seite", fährt Bondorf fort.

"Mit TUKzero beschreiten wir auf dem Kaiserslauterer Campus neue Wege und
gehören damit zu einer der derzeit noch wenigen Universitäten, die hierzu
ein umfassendes Angebot machen", sagt Dr. Stefan Löhrke, Vizepräsident für
Studium und Lehre an der TUK. "Wir möchten damit junge Menschen bei der
Wahl des richtigen Studienfachs besser unterstützen und ihnen Orientierung
bieten."

TUKzero ist auf die Dauer von einem Semester angelegt und besteht aus
folgenden sechs Bausteinen, aus denen die Studierenden einzelne Angebote
wahrnehmen können: Studienperspektiven entdecken, Campus erkunden, Studium
erleben, Studienkompetenzen entwickeln, Forschung erproben und Zukunft
entscheiden.

Wer Interesse hat, kann sich noch bis zum 28. Februar online unter
www.uni-kl.de/TUKzero bewerben. Hier gibt es auch alles Wichtige zu den
Zugangsvoraussetzungen, zum Ablauf des Studiums und weitere Informationen.
Fragen beantwortet auch das Koordinationsbüro von TUKzero per E-Mail und
Telefon unter TUKzero@uni-kl.de und 0631-205 5950 (jeweils Dienstag und
Donnerstag von 10 bis 12 Uhr sowie 13 bis 15 Uhr).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution124
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AKTION/083: Trecker sind auf dem Weg zur Demo in Berlin (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 18.01.2018

Trecker sind auf dem Weg zur Demo in Berlin

Die ersten Bauern und Bäuerinnen sind gestartet. Für eine Agrarpolitik, die
Mut macht



In Franken und Ostfriesland sind heute Morgen die ersten Trecker gestartet,
um am Samstag in Berlin auf der großen Demonstration unter dem Motto "Wir
haben es satt" für eine andere Agrarpolitik dabei zu sein. Im Siegerland,
in Nordhessen und Mittelweser setzen sich Bauern und Bäuerinnen heute
Nachmittag in Bewegung. Morgen ist dann Start in weiteren Regionen. "Wir
sind zuversichtlich, dass sich trotz des Wetters mindestens 80
Berufskollegen und Kolleginnen mit ihren Treckern nach Berlin aufmachen",
sagt Phillip Brändle, Koordinator der Treckerfahrer.

"Wir machen uns auf den Weg für eine andere Agrarpolitik in Berlin und
Europa, die wieder Mut macht, in die Landwirtschaft einzusteigen und die
Betriebe weiter zu entwickeln. Wir fordern endlich Entscheidungen zur
Lösung der Probleme, die es im Umwelt- und Tierschutz und auf den
Agrarmärkten unbestreitbar gibt", erklärt Elisabeth Freesen, Bäuerin im
niedersächsischen Verden ihre Motivation.

"Die allermeisten Bäuerinnen und Bauern sind zu den notwendigen
Veränderungen bereit. Dazu muss sich aber Politik verlässlich ändern. Denn
die Probleme hängen mit der bisherigen Ausrichtung der Agrarpolitik auf
steigende Exporte und Weltmarktführerschaft direkt zusammen. Wir wollen
nicht gegen die berechtigten Anliegen der Gesellschaft arbeiten, sondern
mit ihrem Rückhalt. Dafür demonstrieren wir am Samstag in einem breiten
Bündnis", so Freesen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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FORSCHUNG/1111: Häufige Familienmahlzeiten fördern eine gute Ernährung von Kindern (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 17.01.2018

Häufige Familienmahlzeiten fördern eine gute Ernährung von Kindern



Erfolgreiche Adipositasprävention fängt am Esstisch der Familie an. Das
legt eine Metaanalyse von 57 Studien mit weltweit über 200.000 Probanden
des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung und der Universität
Mannheim nahe.

Gemeinsame Mahlzeiten mit der Familie bieten enormes Lernpotenzial, denn
Ernährungsgewohnheiten werden früh geformt und ausgebildet. Kinder können
wiederholt mit gesundem Essen in Kontakt kommen und allgemein etwas über
Ernährung und die Zubereitung von Speisen lernen. Eine jüngst
veröffentlichte Metaanalyse von Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts
für Bildungsforschung in Berlin und der Universität Mannheim zeigt, dass
häufige Familienmahlzeiten mit einem geringeren Body Mass Index (BMI) und
gesünderer Ernährung bei Kindern zusammenhängen. Dabei spielte keine
Rolle, in welchem Land die Studie durchgeführt wurde oder wie alt die
Kinder waren. Auch machte es keinen Unterschied, ob Frühstück, Mittag-
oder Abendessen gemeinsam gegessen wurde und ob nur ein Elternteil oder
die ganze Familie mit am Tisch saß.

"Die Kindheit bietet ein einzigartiges Zeitfenster, um schädlichen
Gesundheits- und Essgewohnheiten entgegenzuwirken. Eltern werden auch als
sogenannte 'Gatekeeper', also Türsteher der Ernährung, bezeichnet. Sie
haben einen maßgeblichen Einfluss darauf, was, wie und wie viel Kinder
essen. Familienmahlzeiten bieten eine vielfältige Lernumgebung, um eine
gesunde Ernährungsweise bei Kindern zu fördern", sagt Erstautorin Mattea
Dallacker vom Max-Planck-Institut für Bildungsforschung.
Familienmahlzeiten führen aber unter bestimmten Umständen nicht
zwangsläufig zu einer gesünderen Ernährung. Die Ursachen und Mechanismen,
die hinter der Beziehung zwischen häufigen Familienmahlzeiten und besseren
Ernährungsweisen stehen, müssen noch verstanden werden. "Die derzeitige
Forschung deutet darauf hin, dass bei gemeinsamen Mahlzeiten nicht nur die
Qualität des Essens, sondern auch psychologische und Verhaltensaspekte
wichtig sind. Zum Beispiel könnten Mahlzeitroutinen wie etwa eine gute
Mahlzeitatmosphäre oder ein positives elterliches Rollenvorbild die
Ernährungsweise von Kindern verbessern", sagt Co-Autorin Jutta Mata von
der Universität Mannheim.

Im Rahmen ihrer Metaanalyse werteten die Wissenschaftler 57 Studien mit
weltweit über 200.000 Probanden aus. In die Analyse gingen Studien ein,
die sich mit dem Zusammenhang von Familienmahlzeiten und dem
Ernährungszustand von Kindern beschäftigen - gemessen am Body Mass Index
(BMI), den Portionen an Obst und Gemüse pro Tag (als Indikator für gesunde
Ernährung) sowie dem Konsum von gesüßten Getränken, Fast Food oder
salzigen Snacks (als Indikator für ungesunde Ernährung). Auch der Einfluss
von Faktoren wie Alter, sozioökonomischer Status sowie Art der
Familienmahlzeit und Anzahl der bei einer Mahlzeit anwesenden
Familienmitglieder wurde untersucht.

"Vor dem Hintergrund, dass zunehmend beide Elternteile berufstätig sind,
werden regelmäßige Familienmahlzeiten für viele Familien zur täglichen
Herausforderung. Im Hinblick auf eine moderne Gesellschaft sind daher auch
erste wissenschaftliche Befunde wichtig, die zeigen, dass familienähnliche
Mahlzeiten, zum Beispiel in der Schule, sich ebenfalls positiv auf die
Ernährung von Kindern auswirken. So zeigt eine Studie, dass auch Lehrer
ein positives Rollenmodell während gemeinsamer Mahlzeiten mit Schülern
darstellen können", sagt Ralph Hertwig, Direktor am Max-Planck-Institut
für Bildungsforschung und Co-Autor der Studie.


Originalstudie

Dallacker, M., Hertwig, R., & Mata, J. (2018). The frequency of family
meals and nutritional health in children: A meta-analysis. Obesity
Reviews. Advance online publication. doi:10.1111/obr.12659

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution654

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, Nicole Siller, 17.01.2018
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LANDWIRTSCHAFT/1746: Zur Grünen Woche - Förderung der bio-veganen Landwirtschaft als Zukunftsmodell (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Zur Grünen Woche: Förderung der bio-veganen Landwirtschaft als
Zukunftsmodell



Zu Beginn der Grünen Woche in Berlin stellt der Bundesverband Menschen für
Tierrechte die bio-vegane Landwirtschaft in den Mittelpunkt, denn die
existentielle Krise der konventionellen Landwirtschaft erfordert nach
Ansicht des Verbandes einen grundsätzlichen Systemwechsel. Während die
umweltschonende und nachhaltige bio-vegane Landwirtschaft ohne die
Ausbeutung von Tier und Umwelt auskäme, verursache die konventionelle
Landwirtschaft mit ihrer industriell geprägten Tierhaltung massives
Tierleid. Statt die globale Ernährungskrise zu lösen, treibe sie
Umweltzerstörung sowie Klimaerwärmung voran und fördere die Entstehung
gefährlicher multiresistenter Keime. Von der nächsten Bundesregierung
erwarten Menschen für Tierrechte deshalb wirksame Fördermaßnahmen für die
zukunftsfähige bio-vegane Landwirtschaft.

Nach Aussagen des Verbandes stellt die bio-vegane Landwirtschaft ein
ethisch sauberes und zukunftsweisendes Gegenkonzept zur herrschenden
Tierausbeutung in der konventionellen und biologischen Landwirtschaft dar.
"Das Ende der Tierquälerei ist für uns das wichtigste Element. Doch
bio-vegane Landwirtschaft kann noch mehr: Sie ist die richtige Antwort auf
die globale Ernährungskrise, auf Klimakatastrophen, Umweltschäden und
Antibiotika resistente Keime", betont Christina Ledermann, stellvertretende
Vorsitzende von Menschen für Tierrechte. Nachdem aus wissenschaftlicher
Sicht die gesunde Ernährung der Menschen ohne Tierprodukte möglich ist,
kämen ethische, soziale und ökologische Aspekte gegen die sogenannte
Nutzierhaltung und den konventionellen Landbau voll zum Tragen.

Wir brauchen einen Paradigmenwechsel weg von der industriellen Tierhaltung
Die von Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt initiierte
Tierwohlinitiative ziele darauf, die Tierhaltung in der industrialisierten
Landwirtschaft zu verbessern, stelle aber die Nutztierhaltung nicht in
Frage. "Das ist zu wenig! Die existentielle Krise der Landwirtschaft
erfordert einen grundsätzlichen Systemwechsel. Wir brauchen einen
Paradigmenwechsel weg von der industriellen Tierhaltung hin zu
zukunftsfähigen Ernährungs- und Landbaukonzepten, die ohne die Ausbeutung
von Tier und Umwelt auskommen", meint Ledermann. Die neue Bundesregierung
müsse dringend Fördermaßnahmen schaffen, um den Anteil einer boden- und
umweltverträglichen Pflanzenproduktion drastisch zu erhöhen.

Das Sondierungspapier vom 12.01.2018 von CDU/CSU und SPD stellt aus Sicht
der Tierrechtsorganisation immerhin fest, dass der gesellschaftlich
geforderte Wandel in der Landwirtschaft und die veränderten Erwartungen der
Verbraucher spezielle finanzielle Maßnahmen erfordern. Bedenke man zudem
die Aussage des Wissenschaftlichen Beirats für Agrarpolitik von 2015 zur
Zukunftslosigkeit der bisher praktizierten Nutztierhaltung aus Gründen des
Tier-, Umwelt- und Verbraucherschutzes, so sei ein Förderprogramm für die
bio-vegane Landwirtschaft aus Sicht des Verbandes geboten. "In Deutschland
gibt es bereits einige Höfe, die seit Jahren erfolgreich bio-veganen
Landbau betreiben. Diese junge Form der Landbewirtschaftung muss endlich
fortentwickelt und gefördert werden", fordert Ledermann.




Informationen zur bio-veganen Landwirtschaft:

www.tierrechte.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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MELDUNG/574: Schmidt - "Ein konstruktives, lösungsorientiertes Miteinander" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Presseinformation vom 17.01.2018

Schmidt: "Ein konstruktives, lösungsorientiertes Miteinander"

Landwirte und Kritiker im Dialog



Anlässlich der Internationalen Grünen Woche hat
Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt Vertreter der Initiative
"Wir haben es satt" und der Aktion "Wir machen Euch satt" zu einem
gemeinsamen Gespräch mit dem Thema "Die Zukunft der europäischen
Agrarpolitik: Gemeinsamer Gedankenaustausch vor der IGW" eingeladen.

Hierzu erklärt Bundesminister Christian Schmidt:

"Wie auch in den vergangenen Jahren habe ich im Vorfeld der Internationalen
Grünen Woche Vertreter von Verbänden, Organisationen und Initiativen in
mein Haus eingeladen, um über die Zukunft der Land- und
Ernährungswirtschaft zu diskutieren. Die zentrale Frage ist in diesem Jahr
die Zukunft der europäischen Agrarpolitik.

Wir müssen uns den Herausforderungen gemeinsam stellen. Bei allen Fragen
geht es mit um einen sachlichen, lösungsorientierten Dialog und dabei
müssen unsere Landwirte eine wichtige Rolle spielen: Nicht über unsere
Landwirte urteilen, sondern mit ihnen im Dialog bleiben und gemeinsam
Lösungen erarbeiten."

 * 

Quelle:

Presseinformation Nr. 2 vom 17. Januar 2018

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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ASYL/1237: Bundestag berät über Familiennachzug - Paritätischer lehnt weitere Aussetzung ab (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 18. Januar
2018

Bundestag berät über Familiennachzug: Paritätischer lehnt weitere
Aussetzung ab



Mit Blick auf die am Freitag stattfindenden Beratungen zum Familiennachzug
appelliert der Paritätische Wohlfahrtsverband an die Abgeordneten des
Deutschen Bundestags, keiner weiteren Aussetzung des Familiennachzugs für
subsidiär Geschützte zuzustimmen.

Es sei ein Gebot humanitärer Verantwortung, die Regelung zur Beschränkung
des Familiennachzugs nicht zu verlängern, mahnt der Paritätische. Der
Schutz der Familieneinheit sei ein Menschenrecht, das es zu achten gilt.
Die Aussetzung des Rechtes auf Familiennachzug für subsidiär Geschützte
stelle eine erhebliche Belastung der Betroffenen dar, behindere ihre
Integration und dürfe auf keinen Fall über März 2018 hinaus verlängert
werden.

"Hier wird der unverfrorene Versuch unternommen, noch vor einer
Regierungsbildung im Sinne einer Fortsetzung der GroKo Fakten zu schaffen.
Es kann nicht sein, dass parteitaktische Spielchen auf dem Rücken der hier
lebenden Flüchtlinge und ihrer Familien ausgetragen und Grundrechte mit
Füßen getreten werden", so Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbands.

Der Paritätische appelliert an die Abgeordneten des Deutschen Bundestags,
einer Verlängerung der Aussetzung des Familiennachzugs nicht zuzustimmen.
"Es gibt ein Gesetz, das regelt, dass diese unsägliche Beschränkung des
Familiennachzugs am 16. März ein Ende hat. Und daran sollten sich nun auch
alle halten", so Schneider. Viele Familien warteten seit mittlerweile über
zwei Jahren darauf, ihre Angehörigen wiederzusehen und hätten auf die
Verlässlichkeit des deutschen Rechts vertraut.

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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DISKURS/131: Die Politik des Anstupsens (WZB)


WZB Mitteilungen - Nr. 158/Dezember 2017

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung

Die Politik des Anstupsens

International gibt es viele Varianten der Verhaltenspolitik

von Holger Straßheim und Rebecca Lea Korinek



Kurz gefasst: Verhaltenspolitik hat sich in den letzten Jahren auf
allen Kontinenten etabliert. Es geht um politische Instrumente, die
auf verhaltenswissenschaftlichen Erkenntnissen basieren. Im
internationalen Vergleich lässt sich eine begrenzte Bandbreite von
Varianten der Verhaltenspolitiken unterscheiden, die zunehmend auch
auf europäischer und transnationaler Ebene eine Rolle spielen. Dieser
globale Aufstieg ist nur zu verstehen, wenn er im Zusammenhang mit
grenzüberschreitenden Expertennetzwerken gesehen wird, die politisch
und wissenschaftlich an Autorität gewinnen.


Seit mehr als zehn Jahren beobachten wir die zunehmende
Verbreitung von Verhaltenspolitik. In diesem Jahr kam die Organisation
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) auf der
Grundlage eines Surveys in 23 Staaten zu dem Schluss, es sei
mittlerweile weit mehr als ein Modetrend. Zuvor hatten bereits die
Europäische Union, die Weltbank und die Vereinten Nationen ihre
Bemühungen um die Umsetzung verhaltenswissenschaftlicher Erkenntnisse
in so verschiedenen Feldern wie der Entwicklungs-, Energie-,
Verbraucher-, Gleichstellungs-, Migrations- oder
Anti-Korruptionspolitik dokumentiert. Man könnte mit der OECD von
einem Paradigmenwandel sprechen - oder eben doch in den sich rasant
vermehrenden Bekenntnissen zur Verhaltenspolitik die typischen
Merkmale von Modewellen erkennen. Paradigmenwandel oder Modewelle: Wir
wissen es nicht, denn es existieren derzeit keine theoriegeleiteten,
systematisch vergleichenden Studien zum Ausmaß, den
Konstitutionsbedingungen und Folgen einer Globalisierung der
Verhaltenspolitik.

Ansätze zu einer systematischen Analyse haben wir im Projekt "Studying
the Changing Orders of Political Expertise" (SCOPE) am WZB entwickelt.
Diese wurden vertieft mit Netzwerkdaten des von der National
University of Singapore geförderten Projekts "Global Networks of
Behavioural Expertise" an der Humboldt-Universität zu Berlin und der
Lee Kuan Yew School of Public Policy. Viele Einsichten verdanken wir
den Gesprächen mit Praktikerinnen und Praktikern auf einer eigens
organisierten Villa-Vigoni-Konferenz im Frühjahr 2017.

Im Kern umfasst öffentliche Verhaltenspolitik ("behavioral public
policy") all jene politischen Instrumente und Formen der
Koordinierung, die auf individuelles oder kollektives Verhalten
gerichtet sind und an Erkenntnisse der Verhaltensökonomie, der
Psychologie, der Verhaltens- oder Neurowissenschaften anschließen.

Es gibt ein breites Spektrum von Instrumenten der Verhaltenspolitik.
"Nudges" zielen auf automatische, spontane Elemente des kognitiven
Systems und bedienen sich wissenschaftlicher Erkenntnisse über mentale
Kurzschlüsse ("biases"). Die daraus resultierenden "Stupser" sollen
ohne Zwang und starke Anreize Verhaltensänderungen auslösen. Andere
Maßnahmen sollen politische und administrative Kommunikation
vereinfachen ("simplification"). Genutzt werden auch Methoden der
Risikoerziehung für die Entscheidungsfindung in unsicheren Situationen
("boosts") oder soziale Verhaltensnormen ("social norms marketing").
Schließlich umfasst das Spektrum die staatliche Regulierung
kommerziell motivierter Verhaltensinterventionen ("budges").

Der Aufstieg der Verhaltenspolitik ist eng verbunden mit dem
Behavioural Insights Team (BIT), jener von der New York Times als
"Britain's Ministry of Nudges" bezeichneten, speziell für die
Entwicklung und Anwendung von Nudges geschaffenen ministeriellen
Strategieeinheit. Das ursprünglich im britischen Cabinet Office
angesiedelte BIT ist mittlerweile weltweit zum Vorbild ähnlicher
Einrichtungen geworden. Handelte es sich im Jahre seiner Gründung in
2010 noch um ein Team von acht Personen, so expandierte das BIT rasch
und beschäftigt gegenwärtig knapp 120 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
in der Zentrale in London sowie in seinen Außenbüros.

Das früheste Beispiel einer verhaltenspolitischen Strategieeinheit
allerdings findet sich in Singapur: Am Home Team (HT), einem
Zusammenschluss der dem Innenministerium nachgeordneten Polizei-,
Sicherheits- und Strafbehörden, wurde bereits 2006 das Home Team
Behavioural Sciences Center (HTBSC) gegründet. Es gehört zusammen mit
der Behavioural Insights and Design Unit im Arbeitsministerium
(Ministry of Manpower, MOM) und weiteren verhaltenspolitischen
Expertenteams in Singapurs Regierung zu den ersten internationalen
Kooperationspartnern des BIT.

Dass Verhaltenspolitik auch im Kontext autokratischer
Regierungssysteme auf fruchtbaren Boden fällt, ist bislang in der
Forschung nicht thematisiert worden, obgleich sich gerade anhand
dieses Falls die kultur- und ideologieabhängigen
Konstitutionsbedingungen und demokratietheoretischen Implikationen
untersuchen ließen.

Dieser knappe Überblick deutet die Vielfalt staatlicher
Verhaltenspolitik an. Die "varieties of behavioural public policy"
folgen keineswegs einem einheitlichen Modell und weisen erhebliche
internationale Unterschiede auf. Dabei lassen sich in einer
allerersten, international vergleichenden Auswertung vier
verhaltenspolitische Cluster beziehungsweise Länderfamilien ausmachen:

Die Regierungen angelsächsischer Länder und hier insbesondere die USA,
Großbritannien, Neuseeland und Australien haben früh damit begonnen,
Verhaltenspolitik systematisch und regierungsnah zu
institutionalisieren. Der Nudge-Autor und Rechtswissenschaftler Cass
Sunstein trieb als Direktor des US Office for Information and
Regulatory Affairs (OIRA) zwischen 2009 und 2012 die Umsetzung des
Ansatzes voran. Die von Barack Obama im September 2015 erlassene
Executive Order 13707 weist alle Ministerien und Agenturen der
amerikanischen Regierung an, Politiken und Programme auf die
Anwendbarkeit verhaltenspolitischer Erkenntnisse zu überprüfen und
entsprechende Verhaltensinterventionen umzusetzen. Einen Schwerpunkt
bildet in den USA ein breites Spektrum der Verhaltenspolitik im
Bereich des Verbraucherschutzes (zum Beispiel durch Regulierungen von
Kreditkarten im Zuge des Credit CARD Act von 2009), in der
Gesundheits-, Renten-, Steuer- und Bildungspolitik sowie in der
Verwaltungspolitik. Ähnliche Schwerpunkte verfolgen die Behavioural
Insights Unit des New South Wales' Department of Premier and Cabinet
(NSW BIU), die Productivity Commission und das Behavioural Economics
Team of the Australian Government (BETA) wie auch das
Finanzministerium in Neuseeland - alle Organisationen in enger
Kooperation mit BIT UK beziehungsweise mit BIT Australia.

In skandinavischen Ländern, insbesondere in Norwegen und Dänemark,
sind es vor allem sektorübergreifende Netzwerke, die Verhaltenspolitik
entwickeln und erproben. Das Danish Nudging Network (DNN), ein
Zusammenschluss von zivilgesellschaftlichen,
politisch-administrativen, wirtschaftlichen und
verhaltenswissenschaftlichen Akteuren, wurde ursprünglich 2010 an der
Roskilde University und der University of Southern Denmark gegründet
und ist auch personell eng mit iNudgeyou, der "Danish Nudge Unit"
verbunden; zudem unterhält es Kooperationsbeziehungen zum MindLab,
einem Politiklaboratorium, das von mehreren dänischen Ministerien und
der Stadt Odense getragen wird. / In ähnlicher Weise bringt auch das
norwegische GreeNudge seit seiner Gründung 2011 in
verhaltenspolitischen Projekten Akteure aus Wissenschaft, Wirtschaft
und Zivilgesellschaft zusammen, um Interventionen mit dem Ziel der
Abfallvermeidung, gesunden Ernährung oder Lebensmittelsicherheit zu
erproben. Zudem zeichnet der besondere Schwerpunkt auf ökologischen,
energie-, umwelt- und gesundheitsbezogenen Interventionen die
skandinavischen Ansätze aus.

Kontinentaleuropäische Länder wie Deutschland, Italien, Österreich
oder die Niederlande adaptieren Verhaltenspolitik eher ressortbezogen.
In Deutschland haben bisher vor allem das Umweltbundesamt, das
Institut für Arbeitsmarktund Berufsforschung in Kooperation mit dem
Forschungsinstitut zur Zukunft der Arbeit und das Bundesministerium
der Justiz und für Verbraucherschutz mit dem Sachverständigenrat für
Verbraucherfragen bei der Entwicklung und beziehungsweise Bewertung
politischer Maßnahmen auf verhaltenspolitische Expertise
zurückgegriffen. Das derzeit intensiv diskutierte Konzept der
"Deutschlandrente" greift auf verhaltensökonomische Erkenntnisse
zurück. Ressortübergreifende Ansätze verfolgt im Kanzleramt seit 2015
die Projektgruppe Wirksam Regieren. Diese ist mutmaßlich aufgrund
eines politisierten Medienechos allerdings bislang kaum öffentlich in
Erscheinung getreten und sieht sich selbst in keiner zu den
Nudging-Strategieeinheiten der angelsächsischen Länder vergleichbaren
Rolle. Ähnlich dezentral läuft die Erprobung verhaltenspolitischer
Interventionen in Italien ab. Hier manifestiert sich zudem eine auch
verhaltenspolitisch inspirierte Verwaltungsvereinfachung in der Agenda
per la Semplificazione 2015-2017 und in der Etablierung des
entsprechenden Ministro per la Semplificazione e la Pubblica
Amministrazione. In den Niederlanden hat der Wissenschaftsrat für
Regierungspolitik (WRR) seit 2009 verstärkt auf die Bedeutung
verhaltenspolitischer Erkenntnisse hingewiesen, die hier ebenfalls
hauptsächlich ressortbezogen politische Anwendung finden. Besonders
aktiv in der Entwicklung verhaltenspolitischer Maßnahmen war das
Ministerium für Infrastruktur und Umwelt, aber auch die Steuerbehörde
(Belastingsdienst), die dem Finanzministerium untergeordnet ist. Das
Wirtschaftsministerium fungiert als gemeinsames Sekretariat für die
Koordination von verhaltenspolitischen Maßnahmen in den einzelnen
Ministerien.

Eine vierte Länderfamilie umfasst die zunehmend verhaltenspolitisch
aktiven Staaten Lateinamerikas. Den Schwerpunkt bilden hier
Verhaltensinterventionen in der Steuer- und Sozialpolitik, die in
enger Kooperation mit dem BIT und der Weltbank nun in Costa Rica und
Guatemala umgesetzt werden. Mexiko ist mit dem 1997 etablierten
Conditional Cash Transfer Programme (CCT) "Prospera" ein besonders
prominenter und auch einflussreicher Fall für die Erprobung
verhaltensändernder Maßnahmen. In Zusammenarbeit mit dem Präsidialamt
Mexikos, der zivilgesellschaftlichen Organisation Qué Funciona para el
Desarrollo (QFD) und UNICEF erprobt BIT ein interaktives SMS-System,
das schwangere Mütter zur Wahrnehmung von Untersuchungs- und
Vorsorgeterminen anregen soll. "Prospera Digital" wird seit 2015 in
nunmehr über 300 Kliniken erprobt. Geplant sind außerdem
Verhaltensinterventionen zur Bekämpfung von Korruption in
Zusammenarbeit mit den Behörden in Argentinien, Mexiko und Kolumbien.

In weiteren Ländern ist die Einrichtung von verhaltenspolitischen
Expertenteams nach dem Vorbild des BIT geplant oder bereits umgesetzt
worden: Beispiele sind Indiens Think Tank NITI Aayog in Kooperation
mit der Bill & Melinda Gates Foundation, die Regierung Qatars in Form
der Qatar Behavioural Insights Unit (QBIU), das Umweltministerium
Japans oder neuerdings NudgeLebanon.


Verhaltenspolitik auf der transnationalen und europäischen
Ebene

Die Verbreitung von Verhaltenspolitik hat längst auch Organisationen
auf der transnationalen Ebene erreicht. Die Weltbank legte mit ihrem
"Mind, Behavior and Development (eMBeD)"-Team, 2015 den
Entwicklungsbericht "Mind, Society and Behaviour" vor, der erstmals
systematisch die Grundlagen, Anwendungsfelder und
Entwicklungsmöglichkeiten von Verhaltenspolitik in einen globalen
Zusammenhang gebracht hat. Die Vereinten Nationen haben die UN
Behavioural Initiative (UNBI) etabliert und testen derzeit im Rahmen
des Agenda-2030-Prozesses Verhaltensinterventionen in den Bereichen
Armut, Gleichstellung, Umwelt und Migration. Die OECD hat nun auch
einen Bericht vorgelegt, der Interventionen aus den Bereichen
Energieeffizienz und Umwelt, Mobilität, Wassermanagement und
Nahrungsmittelsicherheit präsentiert und sich damit auf den durch das
Weltwirtschaftsforum in Davos 2011 erstmals thematisierten "Nexus"
zwischen diesen Politikfeldern konzentriert. Transnational agierende
Nichtregierungsorganisationen wie die Bill & Melinda Gates Foundation,
ideas42 oder das Abdul Latif Jameel Poverty Action Lab (J-PAL)
experimentieren ebenfalls mit Verhaltensinterventionen quer zu
etablierten Politikbereichen.

Wie neuere Studien zeigen, engagiert sich die Europäische Kommission
bereits seit mindestens zehn Jahren in diesem Bereich und entwickelt
entsprechende Interventionen in einem zunehmend größeren Spektrum von
Politikbereichen, das von gesundheitspolitischen Strategien gegen
Übergewicht und dem Einsatz von CO2-Kennzeichnungen bis zur Bekämpfung
der Online-Spielsucht reicht. Im Jahr 2014 gründete die Kommission die
Foresight and Behavioural Insights Unit (FBIU), deren Aufgabe die
Entwicklung, Koordination und Umsetzung verhaltenspolitischer
Interventionen in Europa ist.

Zusammengefasst beruht die Inter- und Transnationalisierung der
Verhaltenspolitik also auf Multiakteursnetzwerken, die nationale
Grenzen, Regulierungsebenen und Politikfelder überschreiten und dabei
Experten und politische Akteure aus verschiedenartigen Kontexten in
wechselseitigen Austausch bringen. Sicherlich ist Verhaltenspolitik
auch ein Ergebnis des "Zeitgeistes". Ihr Aufstieg ist jedoch nur zu
verstehen, wenn sie im Zusammenhang solcher grenzüberschreitenden
Expertenkonstellationen analysiert wird, denen es gelingt, sowohl
politisch als auch wissenschaftlich an Bedeutung und Autorität zu
gewinnen.

Um die hier skizzierten Fragen und Thesen vertiefen zu können, bedarf
es mindestens dreier Forschungslinien jenseits der bisherigen,
mitunter etwas aufgeregten Nudging-Debatten: Erstens sollte mithilfe
von Analysen der globalen Netzwerke der Verhaltenspolitik präziser
ausgelotet werden, wer die zentralen Akteure sind und wie sie sich
über die Zeit entwickelt haben. Zweitens wären im Hinblick auf die
hier knapp dargestellten Varianten der Verhaltenspolitik die
vielfältigen, teilweise gegenläufigen und teilweise einander
verstärkenden Faktoren zu bestimmen, die auf nationaler und regionaler
Ebene zu einer Übernahme und Übersetzung bestimmter Instrumente in
lokale Politiken führen. Dann ließen sich auch Aussagen darüber
treffen, unter welchen Bedingungen sich Verhaltenspolitik besonders
rasch verbreitet und wo sie auf Widerstand stößt. Drittens wäre dann
genauer zu untersuchen, zu welchen bislang unerkannten Nebeneffekten
Verhaltenspolitik führt. Derzeit wissen wir noch sehr wenig über ihre
langfristigen Folgen, ihre Kombinierbarkeit mit anderen politischen
Instrumenten und über die Umstände, unter denen Verhaltenspolitiken
schlicht versagen. Während Nudges vielfach in gut kontrollierten
Situationen getestet werden, ist noch immer unklar, wie sie sich unter
den zunehmend komplexen, vielschichtigen Bedingungen politischer
Regulierung verhalten.
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MELDUNG/009: Jemenkonflikt - Hafen von Hudaydah uneingeschränkt öffnen (Oxfam)


Oxfam - Pressemitteilung vom 17. Januar 2018

17 Hilfsorganisationen fordern zum Jemenkonflikt:

Es ist fünf nach zwölf - Hafen von Hudaydah uneingeschränkt öffnen!



17 in Jemen tätige Hilfsorganisationen fordern die komplette und
bedingungslose Öffnung des Hafens von Hudaydah, damit die Menschen endlich
wieder uneingeschränkten Zugang zu Nahrung und Treibstoff erhalten. Im
November 2017 hatte die von Saudi-Arabien angeführte Militärkoalition alle
jemenitischen Häfen im Roten Meer blockiert, was zu einem dramatischen
Versorgungsnotstand führte. Am 20. Januar endet eine auf 30 Tage befristete
Aussetzung der Blockade.

"Das gesamte Land kämpft ums Überleben, und Kinder sind wie immer am
schlimmsten betroffen", sagt Tamer Kirolos, Direktor des Landesbüros von
Save the Children im Jemen. "Es gibt keine tragfähige Alternative zur
kompletten Öffnung des Hafens. Jeder Plan oder Deal der Konfliktparteien,
der das ignoriert, wird das Elend der Menschen verschärfen. Die Humanitäre
Gemeinschaft muss uneingeschränkt arbeiten können, um Leben retten und Leid
lindern zu können."

Der Güterfluss muss dringend ausgeweitet und verbessert werden, um Hunger
und Krankheiten im ganzen Land einzudämmen. Oxfams Landesdirektor im Jemen,
Shane Stevenson: "Wenn der Hafen von Hudaydah wieder geschlossen wird und
die Versorgung mit Nahrungsmittel, Treibstoff und sauberem Trinkwasser
zusammenbricht, müssen Millionen von Jemeniten den Preis zahlen. Alle
Konfliktparteien müssen endlich aufhören, das Leben der Menschen aufs Spiel
zu setzen."

"Die Konflikt-Parteien müssen ihrer Verantwortung nachkommen, das Leid für
die Zivilbevölkerung so gering wie möglich zu halten. Acht Millionen
Menschen sind bereits von Hunger bedroht. Das Aussetzen der Blockade für 30
Tage reicht bei Weitem nicht aus, damit sich der jemenitische
Lebensmittelmarkt erholen kann. Die Schäden, die im November und Dezember
entstanden sind, sind viel zu groß", so Karl-Otto Zentel,
CARE-Generalsekretär, der selbst vor einigen Monaten im Land war.

Seit die von Saudi-Arabien angeführte Koalition die Häfen am 20. Dezember
vorübergehend geöffnet hat, konnten humanitäre und kommerzielle Güter zwar
entladen werden. Da Transport-, Verkaufs- und Importunternehmen aber keine
Sicherheit darüber haben, was nach der Aussetzung der Blockade geschieht,
wird die Inflation weiter angetrieben. Nahrungsmittel werden für viele
Jemeniten weiterhin unbezahlbar sein. Zudem kommen über das Rote Meer
derzeit nur 25 Prozent der sonst üblichen Treibstoffmengen im Jemen an.
Preise für zentrale Güter sind kaum gesunken seit Beginn der Blockade, die
Lebensmittelunsicherheit ist enorm.

Schätzungen gehen mittlerweile von mehr als einer Million Cholera-Fälle im
Jemen aus, hunderte Menschen leiden zudem an Diphterie. Wenn die Blockade
weitergeführt und bei der Versorgung nicht konsequent gegengesteuert wird,
drohen Land und Leuten unumkehrbare Konsequenzen.

Die Ankündigung neuer Kräne für Hudaydah ist derweil ein willkommenes
Signal des guten Willens, ein Schritt zur einer Kapazitätserweiterung von
Jemens wichtigstem Hafen. Um diesen Fortschritt voranzutreiben, rufen die
unterschreibenden Organisationen die Koalition dazu auf, den Hafen von
Hudaydah bedingungslos und dauerhaft zu öffnen.

Wir weisen einmal mehr darauf hin, wie entscheidend die Häfen im Roten Meer
sind, um die Versorgung der Menschen so schnell, kostengünstig und sicher
wie möglich zu gewährleisten. Keine anderen Häfen haben die Kapazitäten, um
Hudaydah zu ersetzen. Wir rufen die internationale Gemeinschaft auf,
Verantwortung zu übernehmen, damit der Zugang zu überlebensnotwendiger
Nahrung für die Menschen im Jemen gesichert wird. Viel zu lange wurde
versäumt, massiven diplomatischen Druck auszuüben. Dies muss jetzt endlich
erfolgen, damit die Konfliktparteien die notwendigen Schritte unternehmen
und den Konflikt beenden.

Unterzeichnende Organisationen:

ACTED

Action Against Hunger

CARE International

Danish Refugee Council

Global Communities

International Rescue Committee

INTERSOS

Medecins du Monde

Mercy Corps

Norwegian Refugee Council

Oxfam

Relief International

Save the Children

Search for Common Ground

Vision Hope International

War Child UK

ZOA
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STELLUNGNAHME/050: Zur Kampagne gegen Vietnam - Erinnerung an die Entführung Kapplers (Gerhard Feldbauer)


Die Entführung Kapplers

Die Kampagne gegen Vietnam gibt Anlass, daran zu erinnern, wie in
der BRD vor gut 40 Jahren die Entführung des SS-Kriegsverbrechers
Kappler aus der Haft in Italien organisiert wurde

von Gerhard Feldbauer, 18. Januar 2018



Während in Hanoi der Prozess gegen der Korruption verdächtige Manager
mit Geständnissen der Angeklagten läuft, geht hierzulande die
Kampagne gegen Vietnam weiter. Wenn sich Berlin zum Hüter von
internationalem Recht aufspielt, fällt auf, dass die
Bundesanwaltschaft sonst keinen Anstoß daran nimmt, dass
beispielsweise die CIA die Bundesrepublik als Spielwiese ihrer
Operationen benutzt oder der Geheimdienst des türkischen NATO-Partners
ungestört sein Unwesen treiben kann, was natürlich gegen
internationales Recht wie auch das Grundgesetz verstößt. Im Fall des
sozialistischen Vietnams werden die Behauptungen der angeblichen
Entführung des derzeit in Hanoi wegen Millionen schwerer Korruption
und der Veruntreuung von Staatsgeldern vor Gericht stehenden früheren
Managers Trinh Xuan Thanh zum Anlass genommen, wegen des Verdachts
geheimdienstlicher Agententätigkeit und der Freiheitsberaubung
Ermittlungen aufzunehmen. Als langjähriger Korrespondent in Italien
(1973-1979) fällt mir dazu noch eine Parallele ein. Im August 1977
leistete sich die BRD eklatante Verstöße gegen Völkerrecht und
Grundgesetz, von der Schützenhilfe für einen SS-Kriegsverbrecher ganz
zu schweigen.

In der Nacht zum 15. August floh damals der in Italien zu einer
lebenslangen Haftstrafe verurteilte Nazi-Kriegsverbrecher Herbert
Kappler aus dem Militärgefängnis Celio bei Rom in die Bundesrepublik,
wo er in seinem Geburtsort Soltau frenetisch gefeiert wurde. Wie
italienische Zeitungen berichteten, hatten deutsche und italienische
Komplizen den Ausbruch organisiert. Daran direkt beteiligt war eine
Gruppe von ehemaligen führenden Nazis zusammen mit Geheimdienstlern,
darunter aus dem Militärischen Abschirmdienst (MAD) der Bundeswehr.
Ein "zahlreicher Freundeskreis" habe die Operation mit großen
finanziellen Beträgen unterstützt. Der Stab der Organisatoren befand
sich, schrieb die Zeitung "Europeo", in Bonn im Hause eines hohen
Politikers und im Südtiroler Bozen bei ehemaligen SS-Kameraden.

Kappler war SS-Kommandant von Rom. Am 25. März 1944 hatte er die
Ermordung von 335 Geiseln in den Ardeatinischen Höhlen bei Rom
kommandiert. Die Justizbehörden in Bonn verweigerten die von Italien
geforderte Auslieferung Kapplers. Der Geiselmord in den
Tuffsteinhöhlen war eines der barbarischsten Verbrechen des
Besatzungsregime Hitlerdeutschlands in Italien. Zeitungen des Landes
erinnerten in zahlreichen Berichtern ausführlich, was sich damals
ereignete. Die Hauptstadt war Anfang 1944 nach einer Vereinbarung mit
der deutschen Besatzungsmacht zur "offenen Stadt" erklärt worden. Die
Wehrmacht hielt sich nicht an die Verpflichtung, ihre Truppen
abzuziehen, und die Alliierten flogen daraufhin am 19. März 1944 einen
schweren Luftangriff auf die Hauptstadt. Daraufhin beschloss der
Militärausschuss des Nationalen Befreiungskomitees (CLN), den der
Sozialistenführer Sandro Pertini (1978-1984 Staatspräsident) leitete,
für den 23. März einen Überfall auf eine Einheit des SS-Regiments von
Bozen in der Via Rasella, bei dem 32 Angehörige getötet wurden. Ein
weiterer Mann starb an seinen Verwundungen. Kappler ließ daraufhin am
25. März zur Vergeltung 335 Geiseln hinrichten. Einige der Opfer
erschoss er persönlich. Festgelegt war, je zehn Geiseln für einen
toten SS-Mann zu exekutieren. Es waren jedoch fünf zu viel
zusammengetrieben worden, die Kappler nicht übriglassen wollte.

Unter den Ermordeten befanden sich 38 Militärs, darunter die Generäle
Corrado Simoni (Held des Ersten Weltkrieges), Dardano Fenulli und
Martelli Castaldi sowie Oberst Giuseppe Cordero Lanza di Montezemolo,
die antifaschistische Positionen bezogen hatten. Die übrigen 297 waren
Zivilisten: Kommunisten, Sozialisten, Christdemokraten und Anhänger
der Monarchie, darunter 70 Juden. Die älteste Geisel war 75 Jahre, die
jüngste ein 14jähriger Junge. Keiner der Exekutierten stand in
irgendeiner Beziehung zu dem Partisanenüberfall. In Sonderheit erregte
ein Buch des Publizisten Guido Gerosa "Il Caso Kappler. Von den
Ardeatinischen Höhlen nach Soltau", das schon kurz nach der Flucht des
SS-Mörders erschien, die Öffentlichkeit. Der Autor schilderte, wie die
Geiseln in die Tuffsteinhöhlen hinabgetrieben, sich in Fünferreihen
aufstellen mussten und dann durch Genickschuss umgebracht wurden. Als
der Leichenberg anwuchs, mussten die folgenden Opfer auf die bereits
erschossenen treten. Nach dem Ende des neun Stunden dauernden
grausigen Blutbades wurden die Höhlen durch Sprengung zugeschüttet.

Kappler beteiligt sich auch an der Verfolgung der Palastverschwörer,
die im Juli 1943 den "Duce" stürzten. Den zu ihnen gehörenden
Schwiegersohn Mussolinis, Graf Galeazzo Ciano, lockte er nach Rom und
lieferte ihn Mussolini aus, der ihn am 11. Januar 1944 hinrichten
ließ. Die Tochter König Vittorio Emanuele III., des ranghöchsten
Verschwörers vom Juli 1943, Mafalda von Savoyen, lockte Kappler in die
deutsche Botschaft, wo sie festgenommen und in das Konzentrationslager
Buchenwald deportiert wurde, das sie nicht überlebte. Gerosa legte
auch dar, wie Kappler gegen die jüdische Gemeinde von Rom vorging. Mit
dem Versprechen, es werde ihnen nichts geschehen, erpresste er von
ihnen 80 Kilo Gold. Danach ließ er am 16. Oktober 1944 das jüdische
Ghetto von Rom liquidieren. 1.007 Juden, darunter Alte und Kinder,
Kranke und Schwangere, wurden in die Konzentrationslager verschickt,
von denen nach 1945 nur 15 lebend zurückkehrten.

Gerosa schrieb, die herzliche Begrüßung des verurteilten
SS-Verbrechers in der Bundesrepublik sei "ein Symbol für diese
unbewältigte Vergangenheit", worüber man sich aber nicht wundern
müsse. Er hielt der Bundesrepublik den Spiegel vors Gesicht, dass es
sieben Jahre vor der Flucht Kapplers in der Bundeswehr noch 176
Generäle gab, die als höhere Offiziere unter Hitler gedient hatten.
Italienische Zeitungen verwiesen darauf, dass seit Adenauers Zeiten
führende Politiker der Bundesrepublik, darunter 232
Bundestagsabgeordnete und Mitglieder der derzeitigen Bundesregierung,
die Freilassung Kapplers gefordert hatten.
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RENTE/699: Sondierungsergebnisse von CDU/CSU und SPD - Rentenschritte begrüßt (BDH)


BDH Bundesverband Rehabilitation - Pressemitteilung 17.01.2018

BDH begrüßt Rentenschritte



Bonn, 17.1.2018 - Die Sondierungsergebnisse machen deutlich, dass die
Rentenpolitik in den kommenden Jahren neben der Europapolitik ein
Schwerpunktgebiet einer möglichen großen Koalition sein könnte. Dazu
erklärt die Vorsitzende des BDH Bundesverbandes Rehabilitation, Ilse
Müller:

"Das Ergebnis der Sondierungsverhandlungen von CDU/CSU und SPD deutet
eine rentenpolitische Wende an. Wir begrüßen ausdrücklich, dass mit
der geplanten Einführung einer Grundrente, die sowohl Erziehungs-, als
auch Pflegezeiten berücksichtigt ein Schritt gewagt wird, der eine 
große Ungerechtigkeit in der deutschen Rentensystematik ins Auge
fasst. Mit einer Grundrente oberhalb des Grundsicherungsniveaus soll
denen im Alter unter die Arme gegriffen werden, die abseits des
Erwerbslebens viel geleistet haben. Im Kampf gegen die drohende
Altersarmut dürfte ebenfalls ein wichtiger Schritt folgen, wenn das
allgemeine gesetzliche Rentenniveau bei 48 Prozent, wie es zwischen
den Parteien sondiert wurde, eingefroren wird. Die Maßnahmen sind
angesichts steigender Armutsbedrohung der älteren Generation
allerdings auch zwingend notwendig."

Das Europäische Statistikamt Eurostat hatte errechnet, dass der Anteil
der von Armut bedrohten über 55jährigen seit 2006 von 18,2 auf 20,8
Prozent im vergangenen Jahr gestiegen war. Das Armutsrisiko Älterer
liegt in Deutschland im EU-Durchschnitt von 20,8 Prozent, aber höher
als bei unseren Nachbarn. Das Armutsrisiko Älterer in Frankreich liegt
den Zahlen zufolge nur bei 13,1, in den Niederlanden bei 13,9 und in
Österreich bei 16,2 Prozent. Darüber berichtet die in Oldenburg
erscheinende "Nordwest Zeitung" (Mittwoch).

 * 
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AGRAR/1829: Landgrabbing in Ostdeutschland (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 2 vom 12. Januar 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Landgrabbing in Ostdeutschland

Ausverkauf führt zur Konzentration in der Landwirtschaft und
Monokulturen

von Bernd Müller



Bauernland in Unternehmerhand! 27 Jahre Rekapitalisierung der
ostdeutschen Landwirtschaft hat die Bauern verarmt und die
westdeutschen Unternehmen reich gemacht.

Bodenspekulation und Landgrabbing stehen auch in Deutschland auf der
Tagesordnung: In der ostdeutschen Landwirtschaft hat es in den letzten
27 Jahren einen großen Ausverkauf gegeben. Inzwischen halten
überregional aktive Investoren in einem Drittel von 853 untersuchten
Agrarunternehmen die Kapitalmehrheit. Das zeigt eine Mitte November
vorigen Jahres veröffentlichte Studie des bundeseigenen
Thünen-Instituts. Weil die Betriebe immer mehr Fläche in Eigentum
haben, kaufen die Investoren mit den Kapitalanteilen zugleich immer
mehr landwirtschaftliche Flächen.

Der Kauf von Agrarflächen muss zwar nach dem Grundstückverkehrsgesetz
behördlich genehmigt werden, jedoch sind die so genannten "Share
Deals" bislang nicht gesetzlich reguliert. "Die Entwicklung führt
dazu, dass das Grundstückverkehrsgesetz in Ostdeutschland faktisch
zunehmend an Wirksamkeit verliert", sagt Andreas Tietz,
Wissenschaftler am Thünen-Institut für Ländliche Räume und Autor der
Studie.

In der Studie wurden 853 Agrarunternehmen verschiedener Rechtsformen
(GmbH, GmbH & Co. KG, Genossenschaft, Aktiengesellschaft) in zehn
ostdeutschen Landkreisen daraufhin untersucht, wer die aktuellen
Kapitaleigentümer sind und welche Veränderungen der Eigentümerstruktur
in den letzten zehn Jahren stattgefunden haben. Überregional aktive
Investoren, also Kapitaleigentümer, die nicht vor Ort wohnen, besitzen
mittlerweile die Kapitalmehrheit bei 34 Prozent aller untersuchten
Unternehmen. Und sie bewirtschaften ein Viertel der von juristischen
Personen bewirtschafteten Landwirtschaftsfläche in den untersuchten
Gebeten. Jeweils die Hälfte der Fläche entfällt auf
landwirtschaftliche Investoren (überwiegend Landwirte aus anderen
Bundesländern) sowie auf nicht landwirtschaftliche Investoren aus
verschiedenen Wirtschaftsbereichen.

Besonders in den letzten zehn Jahren kauften sich verstärkt
überregionale Investoren in die ostdeutsche Landwirtschaft ein. In
dieser Zeit ist der Studie zufolge in 157 Fällen die Kapitalmehrheit
auf neue Eigentümer übergegangen. In 72 Prozent dieser Fälle sind die
Käufer überregional aktive Investoren. Besonders in
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg kam es zum Ausverkauf.

Diese Entwicklung bedeutet ein Sterben der landwirtschaftlichen
Familienunternehmen. Denn nur in 18 Übernahmefällen seien die
übernommenen Unternehmen schon vorher in Händen eines überregional
aktiven Investors gewesen. In 139 Fällen waren die Voreigentümer
ortsansässig und agierten meist als Mehrfamilienunternehmen. Die neuen
Mehrheitseigentümer sind dagegen nur in 44 Fällen (28 Prozent)
ortsansässig und agieren dann meistens als Einfamilienunternehmen.
Dagegen sind 30 Prozent der neuen Eigentümer überregional aktive
landwirtschaftsnahe Investoren und 42 Prozent andere Investoren.

Gleichzeitig geht immer mehr landwirtschaftliche Fläche in das
Eigentum der Investoren über. Lag der Eigentumsanteil im Jahr 1999
laut statistischer Angaben noch bei fünf Prozent, ist er bis 2016 auf
25 Prozent angewachsen. Dem Bericht zufolge wurden pro Jahr in den
untersuchten Regionen Unternehmen mit einem Flächenumfang zwischen
5.300 und 23.100 Hektar von neuen Eigentümern übernommen.

Seit Jahren schon ist diese Entwicklung Gegenstand der Diskussion.
Einerseits weil mit den Großinvestoren vor allem Monokulturen auf den
Feldern Einzug halten. Umweltschützer warnen vor einer Verödung der
Böden. Andererseits ist die Förderpolitik der Bundesregierung
Gegenstand der Kritik. Denn diese spült vor allem den
landwirtschaftlichen Konzernen Millionen in die Kassen. So hieß es
beispielsweise bereits 2012 in einem Bericht des Bundes Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND): "44 Prozent der Bauern in Deutschland
bekommen nicht einmal 5.000 Euro pro Jahr. Die größten Agrargüter in
Deutschland erhalten dagegen ein Drittel der gesamten Direktzahlungen,
obwohl sie lediglich zwei Prozent der Betriebe ausmachen." So erhielt
der börsennotierte Konzern KTG-Agrar rund neun Millionen Euro.

Deshalb fordert jetzt der Bauernbund Brandenburg, der vornehmlich
kleine landwirtschaftliche Betriebe vertritt, künftig dürfe es
Fördermittel "nur noch bis zu einer betrieblichen Obergrenze geben und
nur noch für Betriebe, die sich im Eigentum von ortsansässigen
Landwirten befinden, die nicht an weiteren Betrieben beteiligt sind".
Ein Paradigmenwechsel in der bundesdeutschen Landwirtschaftspolitik
ist indessen nicht zu erkennen.




Bernd Müller, Dipl.-Ing., Freier Journalist

Weitere Informationen unter:

www.bernd-mueller.org
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ARBEIT/2765: Reform zur Reform - Widersprüchliche Regelungen behindern Arbeitsmarktpolitik (idw)


Universität Duisburg-Essen - 17.01.2018

Reform zur Reform - Widersprüchliche Regelungen behindern
Arbeitsmarktpolitik



Die Arbeitsmarktpolitik braucht eine Reform der Reformen. Sie sollte
weniger gängeln und sich stärker an guter Arbeit und Teilhabe orientieren.
Das wäre auch ein wirksamer Ansatz, um Fachkräfteengpässe zu vermeiden, so
eine neue Analyse, die Prof. Dr. Matthias Knuth vom Institut Arbeit und
Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen (UDE) koordiniert hat.
Die Studie umfasst Vorschläge, darunter die Angleichung der
Zumutbarkeitsregeln, damit Arbeitsmarktpolitik solidarisch und nachhaltig
wird. Experten aus Wissenschaft, Verwaltung, Gewerkschaften und Verbänden
haben sie entwickelt.

Am deutschen Arbeitsmarkt läuft scheinbar alles rund. Die Zahl der
Erwerbstätigen hat zuletzt mit 44,5 Millionen einen neuen Rekord erreicht,
die Arbeitslosenquote betrug Ende 2017 nur 5,3 Prozent. Es gibt aber auch
Schattenseiten: Die Zahl der Langzeitarbeitslosen stagniert seit Jahren
bei rund einer Million. Einige hunderttausend Menschen scheinen dauerhaft
von Erwerbsarbeit ausgeschlossen.

Ein Grund ist das Sozialgesetzbuch (SGB) II. Seine Bestimmungen laufen
darauf hinaus, Hartz-IV-Empfänger so schnell wie möglich in Arbeit zu
vermitteln - ohne Rücksicht auf langfristige berufliche Ziele oder die
Qualität der Jobs. "Das ist widersinnig und gefährlich, gerade wenn man
den drohenden Fachkräftemangel in den Blick nimmt. Man muss die Potenziale
von Arbeitslosen entwickeln, statt sie in prekäre Beschäftigung
abzudrängen", sagt Prof. Knuth. Deshalb empfehlen die Forscher, die
allgemeinen Ziele des SGB III, wonach die Arbeitsförderung den
Arbeitsmarkt insgesamt und die Qualität der Beschäftigung berücksichtigen
soll, ins SGB II zu übernehmen.

Ihre Vorschläge: Damit auch Arbeitnehmer Anspruch auf Arbeitslosengeld I
erwerben können, die ungesichert beschäftigt sind und Lücken im Lebenslauf
haben, sollten die Fristen entsprechend angepasst werden. Darüber hinaus
sollten die Zumutbarkeitsregeln angeglichen werden, um der Lebensleistung
von Hartz-IV-Empfängern mehr Ankerkennung zu zollen. Abgeschafft gehören
die Zwangsverrentung sowie die Mindestlohnausnahme für
Langzeitarbeitslose. Hingegen sollten Arbeitsuchende ein Recht haben, den
Vermittlungsprozess aktiv mitzugestalten sowie eine
Eingliederungsvereinbarung "auf Augenhöhe" zu bekommen.

Bei Personen ab 25 Jahren sollten Weiterbildungen, die zu einem
Berufsabschluss führen, der Vermittlung in Arbeit gleichgestellt und mit
einem entsprechenden Geld gefördert werden. Zudem fehle bislang ein
unabhängiges Beratungsangebot für berufliche Bildung. Dringend nötig ist
aus Sicht der Autoren ein sozialer Arbeitsmarkt, der in erster Linie
gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht. Um dabei die Chancen auf reguläre
Jobs nicht zu verschlechtern, sei größtmögliche Ähnlichkeit zum
allgemeinen Arbeitsmarkt wünschenswert.


Publikation:

Arbeitskreis Arbeitsmarktpolitik (Hg.) (2018): Solidarische und
sozialinvestive Arbeitsmarktpolitik. Vorschläge des Arbeitskreises
Arbeitsmarktpolitik. Koordination und Gesamtredaktion: Matthias Knuth.
Düsseldorf (HBS-Study, 374).

https://www.boeckler.de/pdf/p_study_hbs_374.pdf

Redaktion: Claudia Braczko

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Ulrike Bohnsack, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSENHANDEL/1686: Deutschland und Indien arbeiten gemeinsam an Normung, Zertifizierung und Marktüberwachung (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 16. Januar 2018

Deutschland und Indien arbeiten gemeinsam an Normung, Zertifizierung und Marktüberwachung



Am 15. und 16. Januar 2018 fand das Jahrestreffen der
deutsch-indischen Arbeitsgruppe Qualitätsinfrastruktur in Neu-Delhi
statt. Unter der Leitung des indischen Ministeriums für
Verbraucherangelegenheiten, Ernährung und Versorgung der Bevölkerung
sowie des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie verständigten
sich beide Länder darauf, Schlüsselbereiche im Handel durch eine
engere Kooperation bei Normung, Zertifizierung und Marktüberwachung zu
stärken.

Staatssekretär Matthias Machnig: "Unsere Zusammenarbeit im Bereich der
Qualitätsinfrastruktur spiegelt die engen wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen Deutschland und Indien wider und zeigt die Bereitschaft,
voneinander zu lernen. Je enger unsere Partnerschaft wird, umso
wichtiger ist es, gemeinsam Lösungen zu finden, die den Handel
erleichtern. In Deutschland halten die Industrie und technische
Einrichtungen gemeinsam das Ruder in der Hand, wenn es darum geht,
Normen zu entwickeln und zu harmonisieren, die den Zukunftsthemen in
einer digitalisierten Welt gerecht werden. Es freut uns sehr, dass
unsere indischen Partner dieses bewährte Modell schätzen. Unsere
Zusammenarbeit kommt sowohl der Wirtschaft als auch den
Verbraucherinnen und Verbrauchern zugute. Die Ergebnisse der
Arbeitsgruppe weisen den Weg zu mehr Wohlstand und Verbraucherschutz
im Interesse unserer beiden Länder."

Shri Avinash K. Srivastava, Staatssekretär im indischen Ministerium
für Verbraucherangelegenheiten: "Unser bilateraler Dialog vertieft das
gegenseitige Verständnis und Vertrauen und ermöglicht uns einen
Austausch zu Themen, die sowohl für die Industrie als auch für die
Verbraucherinnen und Verbraucher Indiens und Deutschlands wichtig
sind. Die Arbeitsgruppe arbeitet an äußerst wichtigen Themen und
bringt Fachleute beider Länder zusammen, die beispielsweise Vorschläge
dazu erarbeiten, wie das Marktüberwachungssystem in Indien gestärkt
werden kann."

Die deutsch-indische Arbeitsgruppe Qualitätsinfrastruktur trifft sich
jährlich seit 2013. Sie entwirft Lösungen für technische
Herausforderungen im bilateralen Handel. Das Ziel ist es, die
wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen beiden Ländern in einem
zunehmend digitalisierten Geschäftsumfeld zu stärken. Auf der
diesjährigen Sitzung standen die Automobilindustrie, Elektromobilität
und Ladeinfrastruktur, Industrie 4.0, Datenschutz, IT-Sicherheit sowie
Sicherheitsstandards für Maschinen im Fokus. Hier soll die Kooperation
vertieft werden, indem die internationale Standardisierung gestärkt,
bei der Marktüberwachung enger zusammengearbeitet und Verfahren zur
Konformitätsbewertung zwischen den beiden Ländern vereinfacht werden.

Mehr als 50 deutsche und indische Vertreterinnen und Vertreter der
Privatwirtschaft, von Normungs- und Akkreditierungsgremien, unter
anderem des Deutschen Instituts für Normung (DIN) und des Bureau of
Indian Standards (BIS), der deutsch-indischen Handelskammer sowie
verschiedener indischer Ressorts nahmen an der Tagung teil. Die
Arbeitsgruppe steht in enger Verbindung zu Leuchtturmprogrammen wie
'Make in India' und 'Digital India'.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 16. Januar 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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GEWERKSCHAFT/1586: Tarifverhandlungen zu real ergebnislos vertagt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
17. Januar 2017

Tarifverhandlungen real ergebnislos vertagt - Positionen liegen weit
auseinander



Berlin, 17.01.2018 - In Düsseldorf sind am Nachmittag die Verhandlungen zu
einer neuen Entgeltstruktur für die 35.000 Beschäftigten bei real ohne
Ergebnis zu Ende gegangen. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
(ver.di) zeigte sich enttäuscht über den bisherigen Verhandlungsstand. "Wir
haben bereits Ende November Vorschläge für eine neue Entgeltstruktur
vorgelegt. Die Arbeitgeber lassen zwei Monate nutzlos verstreichen
und fordern heute erst Konkretisierungen dieses Vorschlags ein. Diese
haben wir umgehend geliefert. Bis zum heutigen Tag hat die
Arbeitgeberseite keinen eigenen Vorschlag für eine neue
Entgeltstruktur vorgelegt, die den gesetzlichen Mindestanforderungen
gerecht wird.", erklärte ver.di-Verhandlungsführerin Silke Zimmer.

"Die Beschäftigten brauchen Entgeltregelungen, die fürs Leben reichen
und auch vor Altersarmut schützen. Wenn das Unternehmen einen
angeblichen Wettbewerbsnachteil von 30 Prozent gegenüber der
Konkurrenz beklagt, fordert es letztlich ein Gehalt, das derzeit 750
Euro unter dem Tariflohn liegt. Selbst wenn die Kolleginnen und
Kollegen 45 Jahre Vollzeit ohne Unterbrechung mit dem angestrebten
Gehalt arbeiten, landen sie in der Grundsicherung. Geplante
Altersarmut für die real-Beschäftigten ist das Gegenteil von
Wertschätzung", so Zimmer.

Grundlage für den Zukunftstarifvertrag war ursprünglich ein
Zukunftskonzept, das den Umbau von 20 bis 30 sogenannten
Flagship-Märkte nach dem Vorbild der Markthalle in Krefeld vorsah.
Weitere 100 sogenannte CORE- und 130 Basic-Märkte sollten Elemente
der Markthalle Krefeld übernehmen. Mittlerweile ist dieses Konzept
eingedampft worden. Ein Gesamtkonzept für die Zukunft der real-Märkte
ist nicht mehr erkennbar, so die Gewerkschaft.

Die in dem zwischen ver.di und real geschlossenen
Zukunftstarifvertrag zugesagten Investitionen in die Zukunft der
Märkte werden zwar getätigt, fließen aber anstatt in neue Konzepte
größtenteils in Instandhaltungsmaßnahmen, wie zum Beispiel
Dachsanierungen, Kühlanlagen und neue LED-Technologie. ver.di hat die
Arbeitgeber aufgefordert bis zur nächsten Verhandlungsrunde am 19.
Februar 2018 Stellenbeschreibungen für die typischen Tätigkeiten bei
real vorzulegen, um zügig zu Ergebnissen für eine neue
Entgeltstruktur zu kommen.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 17.01.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/546: Zugang zum Recht gehört in den Koalitionsvertrag (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 16. Januar 2018

DAV: Zugang zum Recht gehört in den Koalitionsvertrag

DAV-Präsident mahnt transparenten Umgang mit Fehlern an



Berlin (DAV). Anlässlich des DAV-Jahresauftaktes 2018 mahnt der
Präsident des Deutschen Anwaltvereins (DAV) Rechtsanwalt und Notar
Ulrich Schellenberg an, das Vertrauen in die Institutionen zu stärken.
Dies auch durch einen größeren Einsatz für den Rechtsstaat und die
Rechtssuchenden. Dafür sei es heute wichtiger denn je, auch die eigene
Position zu hinterfragen. "Auch wir, also die Rechtspflege insgesamt,
müssen uns immer wieder fragen, ob wir den Bedürfnissen der
Rechtssuchenden noch gerecht werden", appelliert DAV-Präsident
Schellenberg. Im Ergebnis der Sondierungsgespräche fehle ein klares
Bekenntnis zum Zugang zum Recht.

Die Vertrauenskrise stellt alle sowohl die Anwaltschaft als auch ganz
besonders die Politik vor große Herausforderungen. Der DAV begrüßt,
dass sich CDU/CSU und SPD bei den Sondierungsgesprächen zwar für eine
Stärkung der Justiz ausgesprochen haben. "Das ist aber nicht genug!
Die Gewährung des Zugangs zum Recht gehört als Ziel in den
Koalitionsvertrag", fordert Schellenberg. Die zukünftige
Bundesregierung müsse eine Legal-Needs-Studie erarbeiten lassen, um
den Bedarf nach Rechtsberatung empirisch zu erforschen. So könnten
Möglichkeiten der Verbesserung des Zugangs zum Recht festgestellt
werden.

Für 2018 und diese Legislaturperiode hat der DAV sich viele Ziele
gesetzt. Das anwaltliche Berufsrecht müsse auf den aktuellen Stand
gebracht werden und auch das in die Kritik geratene "besondere
elektronische Anwaltspostfach" (beA) benötige dringend eine Lösung der
erkannten Sicherheitsprobleme. "Die erkannten Schwachstellen im
Sicherheitssystem sind gravierend. Vertraulichkeit ist eine der
Kernpflichten anwaltlicher Arbeit. Deshalb hat die Sicherheit der
digitalen Kommunikation unbedingte Priorität", so Schellenberg.

Der DAV fordert daher von der Bundesrechtsanwaltskammer und dem
Bundesjustizministerium die Einsetzung eines unabhängigen
Expertengremiums aus IT-Spezialisten, Anwaltschaft, um die Sicherheit
des beA zu garantieren und Vertrauen in der Anwaltschaft
zurückzugewinnen.

Vor allem der transparente Umgang mit Fehlern kann verlorengegangenes
Vertrauen in die Institutionen des Rechtsstaates wiederherstellen. Das
Motto des diesjährigen Deutschen Anwaltstages lautet daher
"Fehlerkultur in der Rechtspflege", um sich mit solchen Entwicklungen
zu beschäftigen. In anderen Branchen wie der Luftfahrt oder der
Medizin hat man bereits erkannt, dass ein offener Umgang mit Fehlern
zu neuen Entwicklungen und Verbesserungen führt. In der Rechtspflege
besteht aber Nachholbedarf.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 3/18 vom 16. Januar 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin
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Sekretariat:
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KIRCHE/2077: Abschluss des 18. Internationalen Bischofstreffens in Israel und Palästina (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 18.01.2018

Hoffnung auf eine bessere Zukunft

Abschluss des 18. Internationalen Bischofstreffens in Israel und
Palästina 



Mit einem eindringlichen Appell, die Christen und insbesondere die junge
Generationen im Heiligen Land nicht zu vergessen, hat Weihbischof Dr. Udo
Bentz (Mainz) heute (18. Januar 2018) seinen Besuch in Israel und Palästina
beendet. "Als Christen in Deutschland haben wir eine Verpflichtung, den
Christen im Heiligen Land, der Heimat unseres Glaubens, zu helfen", so
Weihbischof Bentz anlässlich des 18. Internationalen Bischofstreffens zur
Solidarität mit den Christen im Heiligen Land, das heute zu Ende geht. Der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe "Naher und Mittlerer Osten" der Kommission
Weltkirche hat als Vertreter der Deutschen Bischofskonferenz an dem Treffen
teilgenommen.

Die Situation von Jugendlichen in Palästina und Israel stand im Zentrum des
Bischofstreffens, an dem seit Samstag (13. Januar 2018) Vertreter von elf
katholischen Bischofskonferenzen aus Europa, Südafrika, Kanada und den USA
sowie der anglikanischen Kirche teilnahmen. Mit Blick auf die
Bischofssynode in Rom im kommenden Herbst ging es vor allem um die Frage,
wie durch Bildung Beiträge zu Frieden und Gerechtigkeit geleistet werden
können. Die Bischöfe trafen Jugendliche in Palästina und Israel und
informierten sich über Bildungschancen der jungen Generation. "Wir teilen
die Hoffnung dieser Jugendlichen, denen wir im Heiligen Land begegnet sind,
und wir erkennen die grundlegende Rolle an, die sie innerhalb des
Friedensprozesses spielen. Sie haben uns geholfen, die harte Wirklichkeit
mit ihren Augen zu sehen. Daher appellieren wir an unsere Gemeinschaften
dort, wo wir leben, Solidarität mit ihnen zu zeigen und zu handeln",
erklärten die Bischöfe in ihrem Abschlusskommuniqué.

Beim Besuch katholischer Schulen in den palästinensischen Gebieten (in Beit
Jala, Beit Sahour und der deutschen Schmidt-Schule in Ost-Jerusalem)
informierten sich die Bischöfe über pädagogische Grundsätze in einem von
der arabischen Kultur geprägten Land. Im unbefangenen Umgang von
christlichen und muslimischen Jugendlichen wurden die Früchte des
katholischen Engagements für ein entspanntes Zusammenleben in einer
multireligiösen Gesellschaft deutlich. "Damit leisten die Schulen einen
unverzichtbaren Beitrag zum Frieden", sagte Weihbischof Bentz.

Bei Begegnungen mit israelischen Studierenden an der Hebräischen
Universität von Jerusalem und Schülern einer israelischen Oberschule
diskutierten die Bischöfe Perspektiven und politische Fragen mit den
Jugendlichen. "Von beiden Seiten bin ich beeindruckt: dort die israelischen
Studenten, denen viele Möglichkeiten offenstehen, ihre Träume zu
verwirklichen; auf der anderen Seite in gleicher Weise motivierte
palästinensische Jugendliche, denen oftmals aufgrund der politischen
Situation Perspektiven verbaut sind", so Weihbischof Bentz, "und deshalb
gehen viele weg."

"Ganz anders in Emmaus-Qubeibe, in der palästinensischen Westbank: In
dieser von Sperren und Checkpoints umgebenen Enklave hat die Bethlehem
Universität vor einigen Jahren einen neuen Campus für Krankenpflege
eröffnet. Von dessen bislang schon über 100 Absolventen haben mehr als 95
Prozent direkt nach Abschluss des Studiums eine Arbeitsstelle gefunden,
vielfach sogar in Jerusalem", berichtete Weihbischof Bentz.

Die einseitige Ankündigung von US-Präsident Donald Trump zur Anerkennung
Jerusalems als Hauptstadt Israels und zur Verlegung der amerikanischen
Botschaft war Thema der Begegnungen in Jerusalem. Die Gesprächspartner der
Bischöfe zeigten sich durchgängig besorgt über die möglichen Folgen für das
Zusammenleben in der Stadt. Daher halten die Bischöfe in ihrer
Schlusserklärung fest: "Für eine ganze Generation ist die Aussicht auf
Frieden erneut in weite Ferne gerückt, durch moralisch und rechtlich
inakzeptable Entscheidungen, darunter insbesondere der jüngste Affront
gegen den international anerkannten Status Jerusalems, der sowohl für
Christen als auch für Juden und Muslimen Heiligen Stadt."

Ein Besuch der Bischofsdelegation in Gaza führte die ganze Breite des
Nahostkonflikts vor Augen. Die katholische Gemeinde dort besteht
mittlerweile nur noch aus 137 Mitgliedern. Diese konnten den Bischöfen
einige der umfassenden Hilfsmaßnahmen zeigen, die durch die Kirche vor Ort
für die Bevölkerung geleistet werden. "Unser Ziel muss es sein, den
Menschen eine Lebensperspektive auf Dauer zu vermitteln. Hier leistet die
Kirche schon viel", betonte Weihbischof Bentz. Dabei sei es notwendig, die
stetige Abwärtsspirale in wirtschaftlicher Hinsicht für die Bevölkerung zu
stoppen. "Wie kann man bei einer gigantischen Arbeitslosigkeit Menschen
motivieren, in Gaza bzw. der Region zu bleiben? Welche Mechanismen
entwickelt die internationale Staatengemeinschaft, um gemeinsam mit
Palästinensern und Israelis diese menschengemachte Katastrophe zu
überwinden?" Die Kirche stehe hier mit ihrer weltweiten Erfahrung gerade
bei der Bewältigung humanitärer Krisen und Notlagen als bewährter Partner
zur Verfügung.

Zu den geistlichen Akzenten des Bischofstreffens gehörten die täglichen
Gottesdienste in Gaza, Emmaus-Qubeibe und Jerusalem. "Auf das Gebet bauen
wir auch in Zukunft", sagte Weihbischof Bentz. "Aber allein das Gebet
reicht nicht aus. Unsere Solidarität muss eine dreifache sein: das Gebet,
materielle Hilfe sowie Besuche und Begegnungen vor Ort." Außerdem gehöre
hierzu ein entschiedenes Eintreten gegen jeden Versuch, einen weiteren Keil
zwischen die beiden Konfliktparteien zu treiben. Dankbar zeigte sich
Weihbischof Bentz für das starke und leidenschaftliche Zeugnis von
Priestern, Ordensleuten und engagierten Laien, die er im Heiligen Land
angetroffen hat: "Diese Menschen brennen für andere. Ihnen muss all unsere
Unterstützung gelten. Sie nehmen ihre Verantwortung für die Generation von
morgen wahr."

Hintergrund



An der Konferenz nahmen unter Vorsitz von Bischof Declan Lang (Clifton,
Bischofskonferenz von England und Wales) neben Weihbischof Dr. Udo Bentz
und dem anglikanischen Bischof Christopher Chessun (Southwark, England) als
Vertreter von katholischen Bischofskonferenzen teil: Erzbischof Stephen
Brislin (Kapstadt, Südafrikanische Bischofskonferenz); Bischof em. Pierre
Bürcher (Rejkjavik, Nordische Bischofskonferenz); Bischof Oscar Cantú (Las
Cruces, US-amerikanische Bischofskonferenz); Erzbischof Riccardo Fontana
(Arezzo-Cortona-Sansepolcro, Italienische Bischofskonferenz); Bischof
Lionel Gendron PSS (Saint Jean-Longueuil, Kanadische Bischofskonferenz);
Weihbischof Nicholas Hudson (Westminster, Kommission der
Bischofskonferenzen der Europäischen Union ComECE); Weihbischof William
Kenney CP (Birmingham, Bischofskonferenz von England und Wales); Bischof
Donal McKeown (Derry, Irische Bischofskonferenz); Bischof William Nolan
(Galloway, Schottische Bischofskonferenz) und Erzbischof Joan Enric Vives
Sicilia (Urgell, Spanische Bischofskonferenz). Darüber hinaus waren
Repräsentanten des Rats der Europäischen Bischofskonferenzen (CCEE)
vertreten.


Hinweis:

Die Abschlusserklärung des 18. Internationalen Bischofstreffens ist unter
www.dbk.de zu finden.

Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen
Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 66 Mitglieder
(Stand: Januar 2018) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde
eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu
gegenseitiger Beratung, zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum
gemeinsamen Erlass von Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen
Bischofskonferenzen. Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist
die Vollversammlung aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst
für mehrere Tage zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 008 vom 18. Januar 2018

Herausgeber: P. Dr. Hans Langendörfer SJ,

Sekretär der Deutschen Bischofskonferenz

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2076: Zukunft Jerusalems muss eine gemeinsame sein (ÖRK)


Ökumenischer Rat der Kirchen - 17. Januar 2018

ÖRK: Zukunft Jerusalems muss eine gemeinsame sein



Der Generalsekretär des Ökumenischen Rates der Kirchen (ÖRK), Pastor Dr.
Olav Fykse Tveit, hat auf einer internationalen Konferenz zur Unterstützung
Jerusalems den Status der Stadt thematisiert. Die "World Conference in
Support of Jerusalem", die am heutigen 17. und morgigen 18. Januar in Kairo
(Ägypten) stattfindet, wurde vom Großimam der Al-Azhar Moschee, Scheich
al-Tayyeb, organisiert und steht unter der Schirmherrschaft von Präsident
Abdel Fattah al-Sissi.

In seiner Ansprache betonte Tveit insbesondere, dass "die Zukunft
Jerusalems eine gemeinsame sein muss. Die Stadt kann nicht exklusiv nur
einer Religion gehören, nicht die Stadt nur eines Volkes sein. Jerusalem
ist eine Stadt mit drei Religionen und zwei Völkern und muss dies auch
bleiben."

"Jerusalem wird von allen drei abrahamitischen Religionen - von jüdischen,
christlichen und muslimischen Gläubigen - als heilige Stadt angesehen und
geliebt, wahrhaftig und innig geliebt", sagte Tveit. "Diese Liebe und tiefe
Verbundenheit aller muss in jedem Lösungsansatz, den wir hier ins Auge
fassen könnten, beachtet und bekräftigt werden, wenn er tragfähig sein
soll", so Tveit.

"Im Neuen Testament lesen wir, wie Jesus Christus voller Liebe und
Sehnsucht über diese Stadt weint: 'Wenn doch auch du erkenntest zu dieser
Zeit, was zum Frieden dient!'", zitierte Tveit aus dem Lukas-Evangeliums
19,42 und führte weiter aus: "Jesu Wort und Beispiel zu folgen, bedeutet,
die Wahrheit auszusprechen, nach Gerechtigkeit zu streben, und Frieden zu
stiften in den Konflikten und Auseinandersetzungen dieser Welt."

Aber, so Tveit, "gleichzeitig müssen wir die außergewöhnliche Komplexität
der Geschichte und Kultur Jerusalems verstehen und berücksichtigen. Die
Geschichte zeigt, dass das Zusammenwirken der drei Religionen in dieser
Region noch keinen gerechten Frieden für alle gebracht hat. Traurigerweise
bis heute nicht", analysierte er.

"Wir alle glauben an den einen allmächtigen Gott und sollten daher
gemeinsam herausfinden, wie wir die Liebe Gottes in diesem Konflikt, an dem
alle drei monotheistischen Religionen und ihre Anhängerinnen und Anhänger
beteiligt und von dem alle betroffen sind, zum Ausdruck bringen können. In
Jerusalem wird es keinen Frieden geben, wenn nicht alle drei Religionen
sich gegenseitig respektieren und an der Lösung beteiligt sind", führte
Tveit aus.

"Lassen Sie uns gemeinsam auf einen gerechten Frieden hinarbeiten und nicht
dazu beitragen, dass der Konflikt immer weiter andauert", rief Tveit die
Anwesenden auf.

An der Konferenz nehmen namhafte Vertreter des Landes, der Region und der
ganzen Welt teil, darunter Palästinenserpräsident Mahmud Abbas, Papst von
Alexandrien und Patriarch der koptisch-orthodoxen Kirche Tawadros II, der
Vorsitzende des arabischen Parlaments, Meshaal bin Fahm al-Salmi, der
Präsident der Nationalversammlung von Kuwait, Marzouq Al-Ghanim, sowie
Botschafter Ahmed Abul Gheit, Generalsekretär der Arabischen Liga.


Rede von Pastor Dr. Olav Fykse Tveit im vollständigen Wortlaut:

http://www.oikoumene.org/de/press-centre/news/resources/documents/general-secretary/speeches/al-azhar-al-sharif-international-conference-on-supporting-jerusalem/

Kirchen und Naher Osten: Solidarität und Zeugnis für den Frieden:

http://www.oikoumene.org/de/press-centre/news/was-wir-tun/kirchen-und-naher-osten-solidaritaet-und-zeugnis-fuer-den-frieden

Arbeit des ÖRK zur Stärkung von Vertrauen und Respekt zwischen den
Religionen:

http://www.oikoumene.org/de/press-centre/news/was-wir-tun/staerkung-von-vertrauen-und-respekt-zwischen-den-religionen

 * 

Quelle:

Meldung vom 17. Januar 2018

Herausgeber: Ökumenischer Rat der Kirchen (ÖRK)

150 rte de Ferney, Postfach 2100, 1211 Genf 2, Schweiz

Internet: http://www.oikoumene.org
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06449: Fall brüderlicher Begünstigung (SB)


Aufsehen erregte 1984 in der letzten Runde eines internationalen
Turniers in Dubai am Persischen Golf die Partie zwischen den Brüdern
Sayed Sayed und Nasser Sayed. Der um drei Jahre jüngere Sayed Sayed
gewann die Partie ordnungsgemäß im 18. Zug, doch der Schiedsrichter
witterte einen Fall um brüderlicher Begünstigung und Parteinahme und
annullierte den Sieg, indem er die Partie mit Remis wertete. Sayed
Sayed - kein Schreibfehler, er hieß in der Tat mit Vor- und Zunamen
Sayed - hatte nämlich zuletzt einen Punkt benötigt, um zur
Turnierspitze vorzustoßen. Die schiedsrichterliche Gewalt sorgte
natürlich beim 15jährigen Sayed für Verärgerung. Also beschwerte er
sich bei der Turnierleitung, die, aus Arabern bestehend, sich
schützend vor ihren Landsmann stellte und die
Schiedsrichterentscheidung einfach überging. So gewann Sayed Sayed,
gemeinsam mit dem Italiener Tatai und dem Jugoslawen Karaklajic, den
ersten Platz, und die Araber waren zufrieden, hatten sie doch aus
ihren eigenen Reihen einen Spieler aufs Siegerpodest gehoben. Nun,
betrachtet man sich die Stellung genauer, so scheint es in der Tat so
gewesen zu sein, daß der ältere Sayed dem jüngeren einen Punkt
geschenkt hatte: kurze Rochade in Richtung waidwundem Königsflügel,
Öffnung der h-Linie, alles Indizien, die sich nicht verleugnen lassen.
War die Entscheidung der Turnierleitung korrekt? Oder anders gefragt:
Wäre hier am Ende ein Exempel statuiert worden, müßten dann nicht alle
groben Fehler, die man ansonsten der Schachblindheit zuschreibt, unter
dem Verdacht der Begünstigung untersucht werden? Nun, Wanderer, der
Kavalier genießt und schweigt - wie also gewann Sayed mit den weißen
Steinen gegen Sayed mit den schwarzen Steinen?






[image: SCHACH-SPHINX/06449: Fall brüderlicher Begünstigung (SB)]



Sayed - Sayed

Dubai 1984


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ein unrühmliches Ende eines so hoffnungsvoll begonnenen Kampfes für
Zukertort, der nach 16...Sg8-h6?? 17.Lf4xh6 Sf5xh6 18.Th1xh6 g7xf6
19.Se4xf6+ Ke8-f8 vor der Einbüßung der Dame sogleich die Partie
aufgab.



Erstveröffentlichung am 23. Januar 2005

18. Januar 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/444: Regensburger Psychologen entdecken unbekannte Gedächtnisfähigkeit (idw)


Universität Regensburg - 17.01.2018

Regensburger Psychologen entdecken unbekannte Gedächtnisfähigkeit

Gedächtnis speichert langfristig weitaus mehr ab als bislang
vermutet



Jede Sekunde unseres Lebens strömt eine immense Menge an Informationen auf
unsere Sinne ein. Aufgrund der außerordentlich riesigen Datenmengen war
man bisher davon ausgegangen, dass die meisten dieser Informationen
schnell verblassen und nur der kleine Teil langfristig gespeichert wird,
den unsere Aufmerksamkeit auswählt. Diese Vermutung wird durch zahlreiche
Studien gestützt. Ein Team um Prof. Dr. Christof Kuhbandner (Lehrstuhl für
Pädagogische Psychologie an der Universität Regensburg) konnte nun im
Rahmen eines Experiments nachweisen, dass diese Vermutung falsch ist.
Menschen scheinen automatisch in sehr schneller Rate detaillierte Kopien
der einströmenden Informationen langfristig zu speichern - unabhängig von
der aktuellen Aufmerksamkeit, ohne die Absicht etwas zu speichern und ohne
überhaupt davon zu wissen. Die Ergebnisse der Wissenschaftler sind vor
kurzem in der Fachzeitschrift "Frontiers in Psychology" erschienen
(DOI:10.3389/fpsyg.2017.01859).

Den Probanden wurden auf einem Bildschirm in schneller Abfolge insgesamt
128 Bilder von Alltagsobjekten gezeigt. Die einzelnen Bilder waren jeweils
nur für 500 Millisekunden zu sehen. Über jedes Objekt wurde ein davon
unabhängiges Wort eingeblendet. Die Versuchspersonen hatten die Aufgabe,
die Bilder zu ignorieren, auf die Wörter zu achten und bei einer
Wortwiederholung einen Knopf zu drücken. Zu diesem Zeitpunkt wussten die
Versuchspersonen nicht, dass danach ihre Erinnerungen getestet werden
würden. Um die Erinnerungen zu testen, wurden ihnen immer zwei Bilder
präsentiert. Bei dem einen handelte es sich um ein vorher gezeigtes Objekt
(z.B. eine Sonnenbrille), beim anderen um ein vorher nicht gezeigtes
Objekt, das zum Teil dem gezeigten Objekt sehr ähnlich war (z.B. eine
Sonnenbrille in einer leicht veränderten Form). Die Versuchspersonen
sollten angeben, welches der beiden Objekte sie vorher gesehen hatten.
Wenn sie meinten, sich nicht erinnern zu können, sollten sie raten. Um die
Langfristigkeit der Speicherung zu messen, wurde die Hälfte der Objekte
direkt nach der Wahrnehmungsaufgabe getestet, die andere Hälfte nach 24
Stunden.

Obwohl die Versuchspersonen angaben, dass sie die meiste Zeit raten würden
- in 77 Prozent der Fälle beim Test direkt danach und in 95 Prozent der
Fälle beim Test nach 24 Stunden - konnten sie erstaunlich viele der zuvor
gezeigten Objekte richtig identifizieren. Beim Test direkt danach 48
Prozent der Objekte und beim Test nach 24 Stunden 21 Prozent der Objekte
(korrigiert für zufällige Ratetreffer), jeweils die Hälfte davon sogar,
wenn für eine korrekte Identifikation hohes visuelles Detailwissen
notwendig war. Die Befunde demonstrieren, dass Menschen fast jeden
einzelnen Wahrnehmungsmoment abspeichern, selbst dann, wenn Objekte gar
nicht bewusst wahrgenommen wurden und man gar nicht die Absicht hatte,
sich etwas zu merken.

Ein Spaziergang zweier Bekannter durch die Stadt kann das Ergebnis
veranschaulichen. Während sich die Spaziergänger auf das Gespräch
konzentrieren, streifen die Augen des Einen die Sonnenbrille eines
Passanten, ohne sie bewusst wahrzunehmen. Nach 24 Stunden wird er gefragt
welche Sonnenbrille der Passant aufhatte. Der Spaziergänger kann sich
nicht erinnern, eine Sonnenbrille gesehen zu haben und meint, nur zu
raten. Trotzdem kann er die richtige Sonnenbrille aus einer Reihe von
ähnlichen Sonnenbrillen auswählen.

Die Beobachtungen der Regensburger Forscher dürften weitreichende
Konsequenzen für aktuelle Modellvorstellungen zum menschlichen Gedächtnis
haben, da Menschen weitaus mehr Informationen zu speichern scheinen, als
bisher angenommen. Die Befunde könnten auch bedeutende Konsequenzen für
Anwendungsbereiche, wie beispielsweise die Befragung von Zeugen haben,
weil visuelle Erinnerungen an vergangene Ereignisse weitaus detaillierter
zu sein scheinen als bisher vermutet.


Der Original-Artikel im Internet unter:

https://www.frontiersin.org/articles/10.3389/fpsyg.2017.01859/full

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution87

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Regensburg, Christina Glaser, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2227: Schwergewicht - Dem Mutterland eins auswischen ... (SB)




Neuseeländer kündigt den Sturz des britischen Champions an

Die beiden Schwergewichtsweltmeister Anthony Joshua (IBF, WBA, IBO)
und Joseph Parker (WBO) treffen am 31. März in Cardiff aufeinander. In
diesem Kampf stehen all ihre Titel zur Disposition, und einer von
beiden wird die erste Niederlage seiner Karriere einstecken müssen.
Der Sieger dieses Duells ist nur noch einen Schritt davon entfernt,
erstmals seit Lennox Lewis im Jahr 1999 wieder unangefochtener
Champion aller Klassen zu werden. Das ist dann freilich ein großer
Schritt, da der WBC-Titel von dem US-Amerikaner Deontay Wilder
gehalten wird, der seinerseits mit handfesten Argumenten die
Führungsposition für sich beansprucht. Joshua kehrt also ins
Principality Stadium zurück, wo er zuletzt gegen Carlos Takam den 20.
vorzeitigen Sieg einfahren konnte. Davor hatte er sich im April eine
wahre Schlacht mit Wladimir Klitschko im Londoner Wembley-Stadion
geliefert.

Der 26jährige Neuseeländer Joseph Parker war im Dezember 2016 durch
einen Sieg über den bis dahin ungeschlagenen Mexikaner Andy Ruiz in
Auckland neuer WBO-Weltmeister geworden. Im Mai setzte er sich gegen
den hünenhaften Rumänen Razvan Cojanu durch, worauf die zweite
Titelverteidigung im September bei seinem ersten Auftritt in England
mit einem einstimmigen Punktsieg über Hughie Fury, den Cousin des
früheren Champions Tyson Fury, endete. Auf dem Papier ist er mit 24
gewonnenen Kämpfen sogar noch etwas besser als Joshua, der jedoch bei
den Buchmachern als Favorit gehandelt wird. Parker gibt sich davon
unbeeindruckt und kündigt dem prominenteren Rivalen den Schock seines
Lebens an. Bald werde sich herausstellen, ob AJ einen Volltreffer
vertragen kann.

Joshuas Promoter Eddie Hearn hat abermals einen Coup gelandet, da er
die Neuseeländer auf knapp 30 Prozent der Einkünfte herunterhandeln
konnte, ohne daß sie ihm erbost den Rücken kehrten. Er hat die
Karriere seines prominentesten Boxers mit Bedacht aufgebaut und
bislang jegliche Kritik an dessen Mängeln mit umsichtig angebahnten
Erfolgen ausgekontert. Parkers Promoter David Higgins, der sich mit
Hearn im Zuge ihrer zähen Verhandlungen manches erbitterte Wortgefecht
geliefert hatte, zollte am Ende seinem einflußreichen Kollegen Respekt
und attestierte ihm, vom ersten Tag an ein großartiger
Geschäftspartner gewesen zu sein. Wenn man sich zwischendurch mitunter
in der Wolle gehabt habe, liege das schlichtweg daran, daß manchmal
Krach schlagen müsse, wer von vornherein als unterlegen angesehen
werde. Neuseeland sei ein kleines Land auf der anderen Seite der Welt,
könne jedoch mit einer stolzen Sporttradition aufwarten, zumal wenn es
darum gehe, dem ehemaligen Mutterland eins auszuwischen.

Hocherfreut zeigte sich nicht zuletzt der Betreiber des Stadions in
Cardiff, der daran erinnerte, daß bei Joshuas Titelverteidigung im
Oktober mit mehr als 70.000 Zuschauern ein neuer Besucherrekord für
Boxveranstaltungen in überdachten Arenen aufgestellt worden sei.
Seither sei es nur noch eine Frage der Zeit gewesen, wann der nächste
spektakuläre Boxkampf im Principality Stadium über die Bühne gehen
würde. [1] Den Kampf zwischen Joshua und Klitschko hatten sogar 90.000
Zuschauer vor Ort in Wembley verfolgt. Die Riesenarena in der
Walisischen Hauptstadt kann jedoch mit einem Schiebedach aufwarten,
was sie unabhängig vom Wetter und damit zu einer ebenbürtigen
Alternative macht, wenn es um spektakuläre Auftritte des beliebtesten
britischen Boxers geht. Wie die Zuschauerzahlen samt den damit
verbundenen Einkünften und die Quoten im britischen Pay-TV belegen,
kommt an Joshua und Hearn gegenwärtig im Schwergewicht niemand vorbei.

Auch nicht Tyson Fury, der sich derzeit wieder in Form zu bringen
versucht, um seine seit fast zwei Jahren unterbrochene Karriere wieder
aufzunehmen. Er möchte sich am liebsten bereits im Sommer mit seinem
Landsmann messen und läßt nichts unversucht, sich fast tagtäglich ins
Gespräch zu bringen. Seines Erachtens sind Joshuas Tage als
Weltmeister gezählt, da er gegen Parker den kürzeren ziehen werde.
Wenngleich er mit dieser Prognose keineswegs allein dasteht, mutet sie
doch aus seinem Munde recht seltsam an: Trifft seine Vorhersage zu,
kann er den riesengroßen Zahltag mit Joshua abschreiben. Andererseits
wiederholt er nur, was er bereits vor gut einem Monat zu diesem Thema
gesagt hat. [2]

Zieht man in Betracht, welchen Eindruck der Weltmeister in seinen
Kämpfen gegen Klitschko und Takam hinterlassen hat, könnte man schon
auf den Gedanken kommen, daß er sich bereits auf dem absteigenden Ast
seiner körperlichen Verfassung und boxerischen Möglichkeiten befindet.
Zum einen bedurfte es lediglich einiger linken Haken und rechten
Geraden des Ukrainers, um den Briten erstmals in dessen Profilaufbahn
niederzuschlagen. Hätte Wladimir Klitschko nachgesetzt, solange Joshua
konditionell an der Wand stand, wäre ihm der vorzeitige Sieg kaum zu
nehmen gewesen. Joseph Parker ist jung, ambitioniert und kann gehörig
zuschlagen, wobei er vor allem dann in seinem Element ist, wenn der
Gegner nicht ständig ausweicht. So gesehen bietet Joshua dem
Neuseeländer das statische Ziel, wie er es braucht, um seine
Wirkungstreffer zu landen.

Die britische Fangemeinde hält ihren Champion für den besten Boxer der
Welt, was einer nüchternen Prüfung nicht standhält. Joshua schlägt
keinen nennenswerten Jab, sondern walzt auf den Gegner los, um auf ihn
einzuschlagen. Seine wirklich gefährliche Waffe ist der rechte
Uppercut, den er immer wieder bringt und dem auch Klitschko zum Opfer
gefallen ist. Alles in allem boxt er sehr überschaubar, was angesichts
seiner Statur und Offensive jedoch ausreicht, um schwächere
Kontrahenten einzuschüchtern und sturmreif zu schießen. Sollte Fury
eine neue Lizenz bekommen, wofür sich Promoter Frank Warren derzeit
bei der Boxkommission starkmacht, und sich noch einmal in eine
passable körperliche Verfassung bringen und Joshua dann immer noch
Weltmeister sein, wäre das schon für sich genommen mehr als nur ein
kleines Wunder. Vielleicht führt Tyson Fury deshalb einen baldigen
Kampf gegen seinen Landsmann im Munde, da dies der einzige Zeitpunkt
sein könnte, wenigstens große Kasse für den sportlichen Ruhestand zu
machen.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/01/joshua-vs-parker-official-march-31-cardiff/#more-253134

[2] www.boxingnews24.com/2018/01/tyson-fury-predicting-joseph-parker-win-joshua/#more-253282
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/502: Wiesbaden - Zeitgenössischer Tanzworkshop »Hop'e« am 27. Januar 2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Zeitgenössischer Tanzworkshop »Hop'e« am 27. Januar



Am Samstag, den 27. Januar 2018, von 19 bis 21 Uhr findet der
Tanzworkshop »Hop'e« im Hessischen Staatstheater Wiesbaden statt.
»Hop'e« ist ein moderner, zeitgenössischer Tanzworkshop für alle von
16 bis 30 Jahren. Basierend auf der Erforschung des eigenen Körpers
und des Raumes, in dem wir uns bewegen, werden verschiedene Techniken
der Improvisation angewendet, um so Tanz auf eine neue Art erfahrbar
zu machen.

Mit Taulant Shehu (Tänzer des Hessischen Staatsballetts)

Tanzworkshop »Hop'e«

Samstag, 27. Januar 2018, von 19 bis 21 Uhr

von 16 bis 30 Jahren

Treffpunkt Bühneneingang

Eintritt 25,50 Euro

Weitere Informationen unter:

theaterpaedagogik@staatstheater-wiesbaden.de

Karten sind telefonisch unter 0611.132 325, an der Theaterkasse oder
auf www.staatstheater-wiesbaden.de erhältlich.

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/313: Bremen - "Schädel X", Lecture Performance von Konradin Kunze, 21.1.2018


Theater Bremen - Gastspiel

"Schädel X"

Lecture Performance von Konradin Kunze 

21. Januar im Brauhauskeller



Zu einem Gastspiel der besonderen Art kommt es am Theater Bremen am
Sonntag, 21. Januar um 18 Uhr. Dann ist der Schauspieler, Regisseur
und Autor Konradin Kunze mit der Lecture Performance "Schädel X" im
Brauhauskeller zu erleben. In der Inszenierung von Sophia Stepf
untersucht er die sensible Thematik deutscher Schädelsammlungen aus
der Kolonialzeit.

In den Kellern deutscher Universitäten und Museen lagern tausende
Schädel. Diese stammen vor allem aus ehemaligen afrikanischen
Kolonien, wo sie von den Leichen "Aufständischer" abgetrennt wurden,
um anschließend als Trophäen nach Deutschland gebracht zu werden. Dort
wiederum wurde an ihnen "Rassenforschung" betrieben. 100 Jahre später
befinden sich die Schädel noch immer in Deutschland, doch die
Forderung nach einer würdevollen Behandlung und einer Restitution an
die Nachfahren wird immer lauter.

Auch im Zentrum der Performance steht ein Schädel. Um ihn drehen sich
zwei biografische Geschichten, die die Zuschauer*innen von Tansania
nach Deutschland, durch Archive, Konsulate, Schlachtfelder und Labore
führen. Mit historischen Dokumenten und O-Tönen verknüpfen sie sich zu
einer (post-)kolonialen Irrfahrt zwischen Wissenschaft, Politik und
Theater. Kunze, dessen Inszenierung von Dennis Kellys "Waisen"
kürzlich im Brauhaus Premiere feierte, zeichnet für Konzept sowie
Recherche verantwortlich und ist zudem auf der Bühne zu erleben. Die
Regie übernahm Sophia Stepf, Künstlerische Leiterin von Flinn Works
Produktion.

Konzept, Recherche, Performance: Konradin Kunze

Regie: Sophia Stepf

Sound Design: Andi Otto

Video: Jürgen Salzmann

Interviews mit: Mnyaka Sururu Mboro, Isaria Anael Meli, Upendo Moshi,
Gerhard Ziegenfuss u.a.

Eine Flinn Works Produktion in Koproduktion mit Sophiensæle. Gefördert
durch die Berliner Senatsverwaltung für Kultur und Europa, den Fonds
Darstellende Künste e.V., das Hessische Ministerium für Wissenschaft
und Kunst und das Kulturamt der Stadt Kassel. - Das Gastspiel und das
Expertengespräch wird gefördert durch die Heinrich Böll-Stiftung
Bremen.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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MUSIKTHEATER - OPER/756: Bremen - "Lucia di Lammermoor", Premiere am 28. Januar


Theater Bremen - Premiere Musiktheater

"Lucia di Lammermoor"

- Regisseur Paul-Georg Dittrich inszeniert Donizettis Belcanto-Oper

- Musikalische Leitung liegt bei Olof Boman

- Premiere am 28. Januar im Theater am Goetheplatz



Der Regisseur Paul-Georg Dittrich widmet sich - nach seinen beiden für
den Theaterpreis DER FAUST nominierten Arbeiten Wozzeck und La
Damnation de Faust - mit seiner dritten Produktion am Theater Bremen
Gaetano Donizettis schauerromantischen Belcanto-Tragödie Lucia di
Lammermoor. Die Titelpartie übernimmt Nerita Pokvytyt?, die Rolle
ihres Geliebten Edgardo Hyojong Kim. In den weiteren Partien zu sehen
sind Christian-Andreas Engelhardt, Christoph Heinrich, Birger Radde
und Luis Olivares Sandoval. Die Premiere findet am Sonntag, 28. Januar
um 18 Uhr unter der Musikalischen Leitung Olof Bomans im Theater am
Goetheplatz statt.

Lucia di Lammermoor - nach dem Roman The Bride of Lammermoor von Sir
Walter Scott - wurde 1835 in Neapel uraufgeführt und bescherte dem
Komponisten, der zusammen mit Gioacchino Rossini und Vincenzo Bellini
zum Dreigestirn des italienischen Belcanto zählt, einen überragenden
Erfolg. Erzählt wird eine Romeo-und-Julia-Geschichte im Schottland des
16. Jahrhunderts: Lucia soll durch eine ökonomisch günstige Heirat den
Ruin der Linie Ashton abwenden, liebt aber den Todfeind der Familie,
Edgardo di Ravenswood. Um die unerwünschte Liaison zu vereiteln, ist
Lucias Bruder Enrico jedes Mittel recht. Und so kommt es - losgetreten
durch einen fingierten Brief - zu Zwangsheirat, Mord und einer
musikalisch hochvirtuosen Flucht in Wahnsinn und Tod.

Donizetti kontrastiert in Lucia di Lammermoor eine von Blutfehde und
ökonomischen Zwängen deformierte Gesellschaft mit dem differenziert
ausgeleuchteten Psychogramm einer Liebe, die zwischen den Fronten
zerrieben wird. Der Regisseur Paul-Georg Dittrich versetzt diesen
Gegensatz in eine dystopische Kunstwelt und geht in seiner ästhetisch
stark multimedial geprägten Inszenierung vor allem der Frage nach, ob
das Ideal der romantischen Liebe heute überhaupt noch lebbar sein kann
oder ob auch die Liebe inzwischen zur Ware, zum Kapital geworden ist.

Die Bremer Philharmoniker erhalten bei dieser Produktion die
musikalische Unterstützung eines Glasharmonika-Spielers, denn
Donizetti komponierte Lucias ergreifende Wahnsinns-Arie, in der sie
die Vorbereitungen für die Hochzeit mit ihrem Geliebten imaginiert,
ursprünglich für dieses Instrument. Einem unglücklichen Zufall
geschuldet, wurde die Glasharmonika jedoch bereits bei der
Uraufführung durch eine Querflöte ersetzt, eine Lösung, die sich in
der Aufführungstradition auch fortführte. Erst in jüngerer Zeit
beginnt sich die Orchesterbesetzung mit Glasharmonika wieder verstärkt
durchzusetzen.

Paul-Georg Dittrich (*1983) studierte Regie in Hamburg und inszenierte
unter anderem am Schauspiel Frankfurt, Theater Heidelberg,
Schauspielhaus Wien, Theater Augsburg, Theater Aachen, Theater
Bielefeld, Theater Kiel, Landestheater Tübingen, Stadttheater
Bremerhaven, Theater Erlangen und auf Kampnagel Hamburg. Im Fokus von
Dittrichs Arbeiten steht neben dem poetischen Geschichtenerzählen und
der phantasievollen Einbeziehung von audio-visuellen Medien, immer
auch die künstlerische Suche nach einer zeitgenössischen
Symbiose/Vernetzung zwischen Musik- und Sprechtheater und nach
experimentellen Spielformen. Für seine Inszenierungen Wozzeck (2016)
und La Damnation de Faust (2017) am Theater Bremen wurde er zweimal in
Folge für den Deutschen Theaterpreis DER FAUST nominiert.

Premiere am 28. Januar um 18 Uhr im Theater am Goetheplatz

Musikalische Leitung: Olof Boman

Regie: Paul-Georg Dittrich

Bühne und Kostüme: Pia Dederichs, Lena Schmid

Video: Jana Findeklee

Chor: Alice Meregaglia

Choreografie: Lotte Rudhart

Dramaturgie: Caroline Scheidegger

Mit: Christian-Andreas Engelhardt, Christoph Heinrich, Hyojong Kim,
Luis Olivares Sandoval, Martina Parkes, Nerita Pokvytyt, Birger Radde. 

Chor und Statisterie des Theater Bremen.

Es spielen die Bremer Philharmoniker.

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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VETERINÄR/458: Hochansteckende Tierseuche - Bekämpfung und Prävention der Afrikanischen Schweinepest (idw)


Universität Leipzig - 17.01.2018

Hochansteckende Tierseuche: Bekämpfung und Prävention der Afrikanischen
Schweinepest



Noch sind in Deutschland keine Fälle von Afrikanischer Schweinepest (ASP)
bekannt, aber diese gefährliche Tierseuche breitet sich in Europa immer
mehr aus. Einen Impfstoff dagegen gibt es derzeit noch nicht. Er wird nach
Einschätzung von Experten auch in absehbarer Zeit nicht zur Verfügung
stehen. Aufgrund der aktuellen Bedrohungslage durch die Afrikanische
Schweinepest, die sowohl Haus- als auch Wildschweine betrifft, wurde das
Programm des 9. Leipziger Tierärztekongress im Schwerpunkt "Tierseuchen"
umgestellt: Der Vortagsblock zu diesem Thema findet am 19. Januar 2018 von
8.30 bis 12.15 Uhr statt.

Die ASP ist eine hochansteckende, virale Tierseuche, die sich - von Osten
kommend - langsam in Europa ausbreitet. Betrifft es in Polen und
Tschechien ausschließlich Wildschweine, sind in der Ukraine, Weißrussland
und dem Baltikum auch Hausschweinebestände betroffen. Die Verbreitung des
Virus', das für den Menschen ungefährlich ist, geschieht direkt durch den
Kontakt infizierter Schweine aber auch indirekt durch Produkte, die aus
infizierten Schweinen hergestellt wurden. Durch die hohe Stabilität des
Virus und der großen Infektionsmenge im Blut infizierter Tiere kann das
Virus beispielsweise den Herstellungsvorgang von Rohwürsten überstehen und
etwa in Salami lange infektiös bleiben. Wird ein solches Produkt
beispielsweise in Form von unachtsam entsorgten Speiseabfällen an Schweine
verfüttert oder von Wildschweinen aufgenommen, kann das Virus in neue
Populationen verschleppt werden.

"Das Virus ist seit vielen Jahrzehnten bekannt und kommt in den
Warzenschweinpopulationen in Südafrika vor. Dort wird es in einem Zyklus
zwischen Warzenschweinen und den an ihnen saugenden Lederzecken
übertragen. Es kam in der Vergangenheit sporadisch zu Übertragungen auf
Hausschweine und noch seltener zu einer Verbreitung des Virus in andere
Regionen der Welt", sagt Prof. Dr. Uwe Truyen, der Leiter des Instituts
für Tierhygiene und Öffentliches Veterinärwesen der Universität Leipzig.

Erhöhte Alarmbereitschaft



Die Infektion geht mit einer hohen Sterberate einher. Die Tierseuche kann
derzeit nur durch die die Tötung infizierter Bestände, die Einrichtung von
Schutzzonen und die Verhängung drastischer Handelsbeschränkungen bekämpft
werden. "Eine Einschleppung nach Deutschland würde den Export von
Schweinen und Schweinefleisch in Drittländer massiv beeinträchtigen und
große wirtschaftliche Einbußen verursachen", warnt Truyen. Daher müsse
alles daran gesetzt werden, eine Einschleppung zu verhindern. Da für die
Schweinehaltung in den EU-Mitgliedsstaaten ein striktes
Verfütterungsverbot von Speise- und Küchenabfällen besteht, sei eine
direkte Einschleppung in Hausschweinbestände auf legalem Wege
unwahrscheinlich. Das Friedrich-Loeffler-Institut schätzt aber in seiner
aktuellen Bewertung das Risiko der Einschleppung durch die illegale
Einfuhr und das Entsorgen von Speiseabfällen insbesondere entlang des
Fernstraßennetzes als hoch ein.

Sollte die Tierseuche doch in Deutschland ausbrechen, muss das Virus so
früh wie möglich nachgewiesen und der Erstausbruch mit aller Konsequenz
bekämpft werden. Alle Ebenen der Veterinärverwaltung sind in erhöhter
Alarmbereitschaft und haben Krisenpläne und Tilgungspläne ausgearbeitet.
Während Ausbrüche in Hausschweinebeständen durch Bestandstötungen
erfolgreich bekämpft werden können, sind die mit den Sperrmaßnahmen
verbundenen Einschränkungen zeitlich überschaubar. "Das ist bei Ausbrüchen
bei Wildschweinen gänzlich anders, denn eine Tilgung erscheint -
insbesondere vor dem Hintergrund der hohen Wildschweinepopulation -
schwierig, sodass über einen sehr langen Zeitraum mit einer Einschränkung
des Handels mit Schweinen und Schweinefleisch in der betroffenen Region
gerechnet werden muss", erläutert Truyen.

Fachliches Know-how beim Tierärztekongress



Auf dem 9. Leipziger Tierärztekongress sprechen zwei hochkarätige
Referenten zu dieser Tierseuche und erläutern die Maßnahmen, die in
Deutschland dagegen getroffen worden sind: Prof. Dr. Thomas Mettenleiter,
der Präsident des Friedrich-Loeffler-Instituts, stellt den Verlauf der
Ausbreitung dieser Seuche in Europa dar, gibt eine aktuelle
Risikoeinschätzung der Einschleppung des Virus' nach Deutschland ab und
versucht eine Bewertung der Verbreitung dieses Virus' in einem Land mit
einer sehr hohen Wildschweindichte.

Prof. Dr. Hans-Joachim Bätza, der Leiter des Referates Tiergesundheit im
Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft, spricht über die
rechtlichen Grundlagen der Bekämpfung dieser gefährlichen Seuche und
erklärt, welche Maßnahmen in den betroffenen Mitgliedsstaaten erfolgreich
durchgeführt wurden.




Weitere Informationen unter:

www.tieraerztekongress.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VETERINÄR/457: Traumberuf Tierarzt? - Schwerpunktthema beim Leipziger Tierärztekongress (idw)


Universität Leipzig - 17.01.2018

Traumberuf Tierarzt? - Schwerpunktthema beim Leipziger
Tierärztekongress



Niedergelassene Tierärzte stehen in Deutschland vor beruflichen
Herausforderungen. Sie haben vor allem in Großstädten zunehmend
Schwierigkeiten, von ihren Praxis-Einnahmen ihren Lebensunterhalt und den
ihrer Angestellten zu bestreiten. "Veterinärmediziner gehören zu den am
schlechtesten verdienenden akademischen Berufen in Deutschland", sagt Jan
Wolter. Er betreibt eine Zierfischpraxis und ist Vizepräsident der
Tierärztekammer Berlin, die diesmal Schirmherrin des 9. Leipziger
Tierärztekongresses vom 18. bis 20. Januar 2018 ist.

Wesentlich positiver schätzt Dr. Ines Leidel vom Vorstand der
Tierärztekammer Sachsen die Perspektiven ihres Berufsstandes ein. "Wir
leisten gute Arbeit und haben dadurch auch unser Einkommen", sagt sie. Das
Thema wird beim Leipziger Tierärztekongress ein Schwerpunkt des
berufspolitischen Forums am 18. Januar sein. "Wege zu Erfolg und
Zufriedenheit in der Praxis" ist dieser Programmteil überschrieben.

"Es ist zu wenig Geld im System. Die Tierbesitzer müssten 30 bis 50
Prozent höhere Gebühren zahlen, um die Verhältnisse zu verbessern. Die
Kosten steigen ständig, aber die Gebühren werden nicht angehoben", nennt
Wolter Gründe, die aus seiner Sicht zu dieser Entwicklung in seinem
Berufsstand geführt haben. Allerdings, so befürchtet er, seien viele
Tierhalter nicht bereit, mehr für die Behandlung zu bezahlen. Ein weiterer
Grund sei die "falsch verstandene Tierliebe" vieler seiner Kollegen, die
Tiere mitunter kostenlos behandeln oder für die Beratung der Tierhalter
keine Gebühren erheben. Bessere Verdienstmöglichkeiten gebe es in seinem
Berufsstand in der Industrie und im öffentlichen Dienst, etwa als
Amtstierarzt.

Ines Leidel betrachtet die Situation differenzierter. "Für Qualitätsarbeit
muss auch ein gewisses Entgelt gezahlt werden", betont die
Veterinärmedizinerin, die im sächsischen Naundorf eine Praxis mit drei
angestellten Tierärztinnen betreibt. Diese wurde kürzlich von der
Tierärztekammer Sachsen als "Arbeitnehmerfreundlichste Gemischtpraxis
Sachsens mit mehr als zwei angestellten Tierärzten" ausgezeichnet. Wer
sich als Tierarzt mit einer eigenen Praxis niederlassen möchte, müsse
wissen, welche Spezialisierung in der Region gefragt ist und was ihm
persönlich liegt. "Wenn die Praxisstruktur es nicht hergibt, kann man eben
keinen Assistenten einstellen. Wir haben in der Praxis eine sehr schlanke
Kostenstruktur", erklärt Leidel, die in ihrer Praxis ohne Tierarzthelferin
auskommt.

Möchte heute ein niedergelassener Veterinärmediziner aus Altersgründen
seine große Praxis mit zahlreichen Angestellten oder Tierklinik verkaufen,
kann das Wolter zufolge kaum noch eine Privatperson bezahlen. Es gebe in
der Branche eine zunehmende Monopolbildung, da in der Regel zwei große
Kapitalgesellschaften in Deutschland Tierkliniken und -praxen aufkauften,
erklärt Wolter, der seit 1996 als Tierarzt tätig ist, Diese Entwicklung
sei ähnlich wie im Handel. In Schweden und Norwegen gibt es fast nur noch
große Tierklinik-Ketten. Dort sei man "überrascht über das
Einzelkämpfertum in Deutschland". Diese Entwicklung birgt aber auch
Risiken, denn die Individualität bleibe dabei auf der Strecke, so der
Tierarzt.

Auch Leidel bestätigt den Trend zur Monopolbildung in ihrer Branche.
Sachsen sei dabei aus rechtlichen Gründen eine Ausnahme. "Wir werden das
aber nicht ewig durchhalten können", sagt sie. Im Gegensatz zu ihrem
Kollegen Jan Wolter glaubt sie aber, dass sich diese Entwicklung
perspektivisch positiv auf den Verdienst der Angestellten auswirken
könnte.

Der Tierarztberuf ist trotz dieser Entwicklungen unter jungen Menschen in
Deutschland nach wie vor sehr beliebt. Allein an der Universität Leipzig
beginnen jedes Jahr etwa 130 junge Menschen ein Studium der
Veterinärmedizin. Die starke psychische Belastung sei allerdings ein
unterschätzter Aspekt dieses Berufs, so Wolter. Leidel empfiehlt jungen
Tierärzten trotz dieser Herausforderungen, nach dem Studium als
praktizierender Tierarzt zu arbeiten. Dabei müsse ihnen jedoch klar sein,
dass in einer tierärztlichen Praxis der tägliche Umgang mit Tieren und
Menschen gefragt ist.

Weitere Informationen unter:

www.tieraerztekongress.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VETERINÄR/456: Projekt "HorseVetMed" - Forscher entwickeln innovatives Sensorsystem zur Tierdiagnostik (idw)


Universität Leipzig - 17.01.2018

Projekt "HorseVetMed": 

Forscher entwickeln innovatives Sensorsystem zur Tierdiagnostik



"HorseVetMed" heißt ein Projekt von Wissenschaftlern der
Veterinärmedizinischen Fakultät der Universität Leipzig, die in
Zusammenarbeit mit zwei medizintechnischen Firmen ein weltweit bisher
einzigartiges Sensorsystem zur Untersuchung von Tieren entwickeln. Ihr
Ziel ist eine umfassende Technikplattform, mit der verschiedene wichtige
Daten über den Zustand des Tieres zeitgleich erfasst, nahezu in Echtzeit
verarbeitet, ausgewertet und an das Smartphone des behandelnden Tierarztes
oder des Tierhalters übermittelt werden. Es wird beim 9. Leipziger
Tierärztekongress vom 18. bis 20. Januar 2018 erstmals einem größeren
Fachpublikum vorgestellt.

Das neue Sensorsystem, das zunächst an Pferden getestet und später auch
bei anderen Tieren wie Schweinen oder Rindern angewendet werden soll, kann
mindestens sechs Parameter gleichzeitig messen, wie Projektleiter Michael
Geiger von der Universität Leipzig berichtet. Neben einem Herz-EKG misst
es die Temperatur, das Bewegungstempo, die Muskelaktivität, die
Druckkräfte unter dem Huf und überwacht die Lage des Tieres. "Diese Werte
wurden bisher immer einzeln gemessen", sagt Geiger. Mit der Neuerung
könnten Untersuchungsergebnisse vereinheitlicht und damit Subjektivität in
der Diagnostik, wie sie beispielsweise häufig bei der Beurteilung von
Lahmheit bei Pferden vorkommt, eingedämmt werden. Die Daten werden über
Sensoren erfasst, die am Tier befestigt werden, ohne das Fell an der
betreffenden Stelle rasieren zu müssen. Geplant sind mehrere Versionen des
Systems: eine für die Tierhalter, eine andere für niedergelassene
Tierärzte sowie eine dritte für die Anwendung in Tierkliniken.

"An dem Tier gibt es ein Gateway. Das ist ein zentraler Verarbeitungspunkt
für die Daten, von wo aus diese dann an einen externen Rechner geschickt
und innerhalb von Sekunden ausgewertet werden", erklärt der Projektleiter.
Über einen Server gelangen diese wichtigen Informationen über den Zustand
des Tieres direkt zum behandelnden Tierarzt, der wiederum Informationen an
den Halter zurückgeben kann. "Die technische Plattform kann auch neue
Sensoren aufnehmen, etwa zur Feuchtigkeitsmessung. Das gibt es bisher noch
nicht", erläutert Geiger.

Das System wird derzeit an der Veterinärmedizinischen Fakultät an Pferden
getestet. Bis zum Juni 2018 läuft das Projekt, das vom Bundesministerium
für Bildung und Forschung gefördert wird. Geiger und die sechs anderen
beteiligten Wissenschaftler wollen eine Verlängerung beantragen, um das
Produkt zur Marktreife zu führen.




Weitere Informationen unter:

www.tieraerztekongress.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 17.01.2018

WWW: http://idw-online.de
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QUAL/091: Blutfarmen - Pferdequal für deutsches Fleisch (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 4/2017

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Blutfarmen: Pferdequal für deutsches Fleisch

von Alexandra Weyrather und Christina Ledermann



Um die Erträge in der Schweinezucht zu steigern, werden Sauen mit
dem Hormonpräparat PMSG(1) behandelt. Für die Produktion des Hormons
werden in Südamerika trächtige Stuten zur Ader gelassen - eine
grausame und oft tödliche Prozedur.


PMSG ist ein großes Geschäft. Europäische Pharmaunternehmen
verkaufen das Hormonpräparat an Schweinezüchter, um die
"Ferkelproduktion" industriell zu takten. Allein in Deutschland werden
über zwei Millionen Muttersauen zweimal jährlich mit PMSG behandelt.
Das Hormon lässt die Muttersauen gleichzeitig brünstig werden, die
Geburten laufen auf wenige Stunden genau synchron ab. Das Hormon PMSG
wird von fetalen Zellen gebildet und findet sich vom 40. bis 140. Tag
im Blut trächtiger Stuten. Die Animal Welfare Foundation (AWF) und der
Tierschutzbund Zürich haben 2015 die grausame Gewinnung von PMSG
aufgedeckt.


Blutentnahme bis zum Tod

In Südamerika, hauptsächlich in Argentinien, Uruguay und Chile werden
zehntausende trächtige Stuten in abgelegenen Gebieten gehalten. Sie
erhalten keinerlei medizinische Versorgung und sind auf den Farmen
sich selbst überlassen. Regelmäßig werden die halbwilden Tiere zur
Blutentnahme getrieben. Videoaufzeichnungen zeigen, wie die Stuten mit
großen Holzscheiten systematisch auf den Kopf geschlagen oder zur
Blutentnahme mit elektrischen Treibern durch enge Gänge getrieben und
getreten werden. Um schnell eine große Menge Blut zu bekommen, werden
besonders dicke Nadeln verwendet. Da den Stuten rund zehn Liter Blut
pro Woche abgenommen werden, leiden sie unter Blutarmut, sind
geschwächt und können Kreislaufzusammenbrüche erleiden. Viele sind
abgemagert und apathisch. Laut AWF sterben rund 30 Prozent der Stuten
an den Folgen der Blutentnahme. Lässt die Konzentration des Hormons im
Blut der Stuten nach, werden überlebende Föten mechanisch "per Hand"
abgetrieben. Bei diesen Eingriffen sterben viele Stuten nach einem oft
langen Todeskampf. Falls nicht, werden sie so schnell wie möglich
erneut gedeckt. Unfruchtbare Tiere werden geschlachtet.


Nötig ist ein Importstopp

Laut eines Vertreters des zuständigen Ministeriums in Uruguay gab es
zur Zeit der Recherche keinerlei gesetzliche Vorschriften oder
Kontrollen für die Blutproduktion. Eine Überprüfung, ob
Tierschutzstandards eingehalten werden, ist somit praktisch nicht
möglich. Es gibt lediglich ein untaugliches Handbuch, das
beispielsweise Abtreibungen weiterhin erlaubt.
Tierschutzorganisationen, das EU-Parlament und die deutsche
Agrarministerkonferenz fordern unisono die Einhaltung europäischer
Tierschutzstandards beziehungsweise einen Importstopp sowie den
Einsatz synthetischer Alternativen. Doch dies soll nach Aussage des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) nicht
möglich sein. Um das Leid der Stuten tatsächlich zu beenden, darf das
Hormon nicht mehr angewendet werden. In Bio-Betrieben ist der Einsatz
von PMSG nicht ohne Grund verboten. Das Hormon ist doppelt grausam.
Denn eine Nebenwirkung von PMSG ist, dass mehr Ferkel geboren werden
als das Muttertier versorgen kann. Die überzähligen Tiere werden
getötet oder verhungern. Auch dies macht Schweinefleisch zum
Qualprodukt.

(1) PMSG: Pregnant Mare Serum Gonadotropin, Synonym: eCG =
 Equines Choriogonadotropin
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EUROPA/123: EU-Kommission will Plastik an den Kragen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.01.2018 / Abfall

EU-Kommission will Plastik an den Kragen



Die EU-Kommission hat am Dienstag ihre lang erwartete Plastikstrategie
vorgestellt, mit der sie Plastikabfälle in der EU reduzieren und
Recycling ankurbeln möchte. Umweltverbände loben die Vorschläge und
dringen auf eine schnelle Umsetzung.

In ihrer Strategie fordert die Kommission, dass bis 2030 alle
Plastikverpackungen, die zwei Drittel des gesamten Plastikmülls
ausmachen, in der EU recycelbar sein sollen. Um das Recycling zu
fördern, sollen ein standardisiertes System für die getrennte
Abfallsammlung und -sortierung in der EU entwickelt und größere
Recyclinganlagen eingerichtet werden. Zudem sollen nicht recycelbare
Inhaltsstoffe aus Verpackungen verbannt werden.

Die Gesamtmenge von 25 Millionen Tonnen Plastikmüll im Jahr möchte die
Kommission unter anderem mit einem Gesetzesvorschlag zur Herstellung
von Einmalplastik reduzieren, der im Laufe des Jahres vorgestellt
werden soll. Fast die Hälfte der Abfälle im Meer sind
Einmalplastikprodukte wie Strohhalme, Chipstüten oder
Schokoriegelverpackungen. Die Plastikstrategie sieht außerdem ein
Verbot von absichtlich beigefügten Mikroplastikpartikeln in Kosmetika
und anderen Produkten sowie von Oxo-abbaubarem Plastik vor.

Eine Richtlinie für Hafenauffangeinrichtungen soll dafür sorgen, dass
Abfall, der auf Schiffen anfällt und bisher häufig im Meer landet, in
Zukunft einfacher in Häfen entsorgt werden kann. Der Vorschlag wird
nun dem EU-Parlament und dem Ministerrat vorgelegt.

Umweltorganisationen wie der Naturschutzbund NABU, die Deutsche
Umwelthilfe und die Allianz Rethink Plastic loben die von der
Kommission vorgeschlagenen Maßnahmen im Grundsatz. Sie fordern jedoch
eine schnelle Umsetzung in europäisches und nationales Recht, damit
die Ziele auch erreicht werden.

NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller betont zudem die Wichtigkeit
der Abfallvermeidung: "Die Vermeidung von Einweg-Plastik muss an
erster Stelle der zukünftigen politischen Maßnahmen stehen, denn 31
Kilo jährlicher Plastikmüll pro EU-Bürger sind zu viel. 2015 hat die
EU ein Reduktionsziel für Plastiktüten ausgegeben, entsprechende
Schritte müssen nun auch für andere Anwendungen wie für 
Einweg-Plastikflaschen und To-Go-Becher folgen."

Die Plastikstrategie ist Teil des Kreislaufwirtschaftspakets, das im
Dezember 2017 verabschiedet wurde (s. EU-Umweltnews vom 19.12.2017
[1]) und wird von einem Überwachungsrahmen begleitet, der den Übergang
zu einer Kreislaufwirtschaft in der EU anhand von Kriterien messen
soll. [km]



Plastikstrategie der Kommission

http://ec.europa.eu/environment/circular-economy/pdf/plastics-strategy.pdf

Meldung Rethink Plastic Alliance

http://eeb.org/the-european-commission-steps-forward-to-reduce-plastic-pollution/

Pressemitteilung Deutsche Umwelthilfe

https://www.presseportal.de/pm/22521/3841294?utm_source=directmail&utm_medium=email&utm_campaign=push

Pressemitteilung NABU

https://www.presseportal.de/pm/6347/3841320?utm_source=directmail&utm_medium=email&utm_campaign=push

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-abfall/ambitioniert-geht-anders-verhandlungen-zu-kreislaufwirtschaftspaket-beendet/
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EUROPA/512: EU-Parlament für besseren internationalen Meeresschutz und nachhaltige Entwicklung (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.01.2018 / Wasser & Meere

EU-Parlament für besseren internationalen Meeresschutz und
nachhaltige Entwicklung



Nach dem Umweltausschuss (EU-News 29.11.2017 [1]) hat nun auch das
Plenum des EU-Parlaments mit großer Mehrheit für ein Schwerölverbot in
der Arktis, ein internationales Vorgehen für eine CO2-Reduktion im
Schiffsverkehr und einen vereinten Kampf gegen die Vermüllung der
Weltmeere gefordert. Der Initiativbericht "Zur Internationalen
Meerespolitik: Eine Agenda für die Zukunft unserer Weltmeere im Rahmen
der Ziele für nachhaltige Entwicklung der Agenda 2030" von José Inácio
Faria (EVP, Portugal) wurde mit 558 Ja-Stimmen angenommen.

In insgesamt 177 Abschnitten behandelt der Text von Aquakultur über
Ökosystemschutz, Ernährungssicherheit bis hin zu Offshore-Energie und
Rohstoffabbau alle Themenbereiche.

Es müsse eine wirksame Strategie zur Anpassung an den Klimawandel
vorgelegt werden, in deren Rahmen auch konkrete Schutzmaßnahmen für
Küsten- und Meeresökosysteme getroffen werden. Bei der
Halbzeitüberprüfung der Gemeinsamen Landwirtschaftspolitik müsse auch
auf die Belastung von Meeresökosystemen eingegangen werden, um die
Eutrophierung zu beenden.

Das Parlament "fordert, dass ein globaler marktbasierter Mechanismus -
beispielsweise ein Preisregelungsmechanismus für Emissionen im Rahmen
der IMO [Internationalen Schifffahrtsorganisation] - eingerichtet
wird, um die Emissionen des internationalen Seeverkehrs in den Griff
zu bekommen". Außerdem mögen sich EU-Kommission und Mitgliedstaaten
dafür einsetzen, dass das Tempo bei Senkung der Rußemissionen von in
der Arktis verkehrenden Schiffen erhöht wird.

Zum Stichwort Ressourcen und Rohstoffe: Hier soll die Kommission die
Mitgliedstaaten auffordern, "Schürf- und Förderlizenzen für den Abbau
von Bodenschätzen in der Tiefsee in Gebieten jenseits der Grenzen der
nationalen Hoheitsbefugnisse nicht länger zu unterstützen und für
Tiefseefördertätigkeiten auf ihrem Festlandsockel keine Genehmigungen
mehr zu erteilen". [jg]



Angenommener Text

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=TA&reference=P8-TA-2018-0004&language=DE&ring=A8-2017-0399

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-wasser-meere/umweltausschuss-fuer-verbot-von-schweroel-in-arktischen-gewaessern/
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EUROPA/511: Brexit - May legt Umweltschutzplan vor (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.01.2018 / Politik & Recht

Brexit: May legt Umweltschutzplan vor



Die britische Premierministerin Theresa May hat erklärt, dass
Umweltstandards in Großbritannien nach dem EU-Austritt nicht
abgesenkt, sondern gestärkt würden. Sie stellte in der vergangenen
Woche in London den "25-Jahre-Plan zur Verbesserung der Umwelt" vor,
mit dem EU-Bestimmungen zum Umweltschutz in britischem Recht verankert
werden sollen.

Darin heißt es unter anderem, dass die Regierung zu Beginn dieses
Jahres eine Konsultation über eine neue nationale Kontrollinstanz des
Umweltschutzes ins Leben rufen will. Zudem soll die Besteuerung von
Plastiktüten ausgeweitet und eine umfassende Chemikalien-Strategie
erarbeitet werden. Auch soll der Einsatz von Neonikotinoiden stark
reguliert bleiben.

Die britische Umweltrechtorganisation ClientEarth kritisierte den 
25-Jahre-Plan. Die Regierung erkläre darin nicht, wie Umweltrecht nach
dem EU-Austritt durchgesetzt werden solle.

Darüber hinaus stimmte gestern, nach Angaben des Nachrichtenportals
EurActiv, das britische Unterhaus für einen kontroversen
Gesetzentwurf, der dem britischen Recht Vorrang gegenüber dem EU-Recht
einräumen soll. Der Entwurf muss allerdings noch das Oberhaus
passieren. [aw]



25-Jahre-Plan in voller Länge

https://www.gov.uk/government/uploads/system/uploads/attachment_data/file/673203/25-year-environment-plan.pdf

Reaktion von ClientEarth 

http://www.clientearth.org/25-year-plan-environment-full-empty-promises

Meldung von EurActiv 

https://www.euractiv.de/section/eu-innenpolitik/news/grossbritannien-beendet-vorfahrt-fuer-eu-recht/
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EUROPA/510: EU-Winterpaket - EU-Parlament legt die Messlatte höher (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.01.2018 / Klima & Energie

EU-Winterpaket: EU-Parlament legt die Messlatte höher



Das Plenum des EU-Parlaments hat am Mittwoch seine
Verhandlungsposition zur Erneuerbare-Energien-Richtlinie (RED II), zur
Energieeffizienz-Richtlinie (EED) und zur Steuerung der Energieunion
(Governance-Verordnung) beschlossen.

Was haben die EU-Abgeordneten im Einzelnen beschlossen?

RED II: 
Mindestens 35 Prozent des Bruttoendenergieverbrauchs soll bis 2030 aus
erneuerbaren Energiequellen stammen. Der Anteil von Erneuerbaren im
Verkehrssektor soll mindestens 12 Prozent im Jahr 2030 betragen. Der
Anteil von Biokraftstoffen der ersten Generation (aus Nahrungs- oder
Futtermittelpflanzen) sollte auf maximal 7 Prozent im Straßen- und
Schienenverkehr begrenzt werden. Die Verwendung von Palmöl ist ab 2021
verboten. Der Anteil von Biokraftstoffen der zweiten Generation (die
eine geringere Auswirkung auf die Landnutzung haben als Biokraftstoffe
aus Nahrungsmittelpflanzen) muss 2021 mindestens 1,5 Prozent betragen
und bis 2030 auf 10 Prozent ansteigen. Bei der Energieerzeugung aus
Biomasse soll der Verbrennung von Holzabfällen Vorrang eingeräumt
werden.

EED: 
Ein verbindliches Ziel von mindestens 35 Prozent Energieeffizienz gilt
nur auf EU-Ebene. Es soll nationale Richtziele geben. Die in Artikel 7
festgelegten nationalen Einsparverpflichtungen von jährlich 1,5
Prozent des Endenergieverbrauchs bleiben bestehen und werden gestärkt:
Der Verkehr soll ab 2021 erstmals zu 100 Prozent eingerechnet werden.
Nationale Maßnahmen, die nachweislich nicht zu einer Senkung des
Energieverbrauchs führen, sollen gestrichen werden.

Governance-Verordnung: 
Um die Ziele der Energieunion zu erreichen, legt jeder Mitgliedstaat
der Kommission bis zum 1. Januar 2019 und danach alle zehn Jahre einen
integrierten nationalen Energie- und Klimaplan vor. Der erste Plan
muss den Zeitraum von 2021 bis 2030 abdecken.

Auch soll es drei Meilensteine geben, mit denen die EU-Kommission
Fortschritte der Mitgliedstaaten überprüfen soll auf dem Weg zu den
2030-Zielen. Beim ersten Meilenstein im Jahr 2022 sollen 20 Prozent
der Ziele erreicht sein, und beim dritten in 2027 müssen 70 Prozent
umgesetzt sein. Beim zweiten Meilenstein im Jahr 2025 gibt es größere
Flexibilität, da die Mitgliedstaaten dann bei 45 Prozent der
Gesamtziele stehen dürfen. Das ist etwas weniger als die 50 Prozent,
die bei einem strikt linearen Ansatz nötig wären.

Was sagen Klimaschützer*innen? 

Europäische und deutsche Umweltverbände bewerteten die
Abstimmungsergebnisse im Großen und Ganzen positiv. Für den Deutschen
Naturschutzring (DNR) gehen die Ergebnisse in Straßburg in die
richtige Richtung. Der Tenor vieler Klimaschützer*innen, darunter DNR,
Europäisches Umweltbüro und Climate Action Network (CAN) Europe, war,
dass das Parlament in den bevorstehenden Trilogverhandlungen mit dem
Rat seine starke Position behaupten müsse.

Allerdings gab es viel Kritik an den geplanten Regelungen für
Bioenergie und Biokraftstoffe als Teil der RED II. Unter anderem FERN
und der WWF bemängelten, dass es keine Nachhaltigkeitskriterien für
Biomasse gebe. Sie befürchten, noch mehr Bäume müssten für die
Energieerzeugung herhalten.

CAN Europe kritisierte zudem, dass es keine verbindlichen 2030-Ziele
für die Mitgliedstaaten gibt - weder für erneuerbare Energien noch für
Energieeffizienz.

Wie geht es weiter?

Der Ministerrat hatte bereits im Dezember seine allgemeine Ausrichtung
zur Governance-Verordnung, zur RED II sowie zum Strombinnenmarkt (1
Richtlinie und 1 Verordnung) beschlossen. Im Juni 2017 hatte sich der
Energierat zur EED positioniert.

Die informellen Trilogverhandlungen beginnen voraussichtlich im
Februar. Bis Juni sollen sie abgeschlossen sein. [aw]



Angenommene Texte des EU-Parlaments 

http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/texts-adopted.html

Pressemitteilung der EU-Parlaments 

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180112IPR91629/ehrgeizige-ziele-fur-eine-sauberere-und-effizientere-energienutzung

Reaktionen: 

DNR 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/eu-parlament-will-schnellere-energiewende-jetzt-ist-der-ministerrat-gefordert/

Europäisches Umweltbüro 

http://eeb.org/meps-back-energy-savings-to-rescue-europes-climate-policy/

CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1539-meps-call-for-more-ambition-in-future-clean-energy-laws

Friends of the Earth Europe 

http://www.foeeurope.org/MEPs-back-out-of-ambitious-2030-climate-goals-170118

The Coalition for Energy Savings 

http://energycoalition.eu/parliament-gives-broad-support-acceleration-energy-efficiency-policies-post-2020

WWF EU

http://www.wwf.eu/?uNewsID=320950

FERN 

http://www.fern.org/sites/fern.org/files/EP%20bioenergy_RED_vote_Fern_PR.pdf

Transport & Environment 

https://www.transportenvironment.org/press/%E2%80%8Beu-parliament-ends-support-highest-emitting-palm-oil-biofuel-while-freezing-all-food-based
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FISCHEREI/173: Enttäuschende Position - Bleibt nachhaltige Fischerei Wunschtraum? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.01.2018 / Wasser & Meere

Enttäuschende Position: Bleibt nachhaltige Fischerei Wunschtraum?




Schon der Titel des Textes, dem das EU-Parlament am Dienstag
zugestimmt hat, ist ein Ungetüm: Bericht zum Vorschlag der
Europäischen Kommission für die Überarbeitung der Verordnung über
technische Maßnahmen für die Erhaltung der Fischereiressourcen und den
Schutz von Meeresökosystemen. Die dahintersteckenden Entscheidungen
aber bringen Umwelt- und Meeresschutzorganisationen in Rage.

Nachdem der Fischereiausschuss im November (EU-News 22.11.2017 [1])
laut Umweltverbandskritik "in düstere Vor-Umweltschutz-Zeiten"
zurückgefallen war, stimmte gestern auch das Parlamentsplenum für den
umstrittenen und nun in Trilogverhandlungen überführten Bericht von
Berichterstatter Gabriel Mato (EPP, Spanien). Der Vorschlag fasst mehr
als 30 bestehende Verordnungen und Richtlinien zusammen, die
eigentlich die Auswirkungen der Fischerei auf Ökosysteme minimieren
sollen. Obwohl mit dem Verbot der elektronischen Impulsfischerei per
Schleppnetz noch ein Teilerfolg errungen und die gänzliche Abschaffung
von Schutzvorkehrungen für Meeressäuger und Seevogel abgewendet werden
konnte, hält die Organisation BirdLife das Ergebnis für "äußerst
schwach", Seas at Risk spricht von einem "katastrophalen Vorschlag".

Nicht einmal die schädlichsten Fischereipraktiken würden dadurch
verhindert, der Tod von Hunderttausenden von Seevögeln, Walen und
Delfinen in Kauf genommen. Jungfische könnten gefischt werden, bevor
sie sich vermehrt haben, Schildkröten verendeten in Fanggeräten. Wenn
sowohl der Rat als auch die Kommission den Text in dieser Form
annähmen, würde dies zu einer rücksichtslosen Erschöpfung der
Fischbestände führen. Deshalb ruft BirdLife EU-Umweltkommissar Karmenu
Vella auf, den eigenen Vorschlag zurückzuziehen. Dieser sei inzwischen
irreparabel ins Gegenteil verkehrt und umgestülpt worden. Zudem nehme
der Text in seiner jetzigen Form bereits bestehende bessere
Rechtsvorschriften zum Schutz sensibler Arten und der Tiefsee zurück.

"Das Europäische Parlament hat die Maßnahmen, die den europäischen
Meeren seit Jahrzehnten Schutz gewähren, geschwächt. Diese neuen,
verminderten Regeln werden die Gesundheit der Meeresökosysteme und die
Stabilität der Fischbestände unterminieren", kritisierte Björn
Stockhausen, Fischereipolitikreferent bei Seas At Risk. Das
Abstimmungsergebnis einer Mehrheit der europäischen Parlamentarier sei
zweifellos von den Interessen bestimmter Fischereiflotten und
-regionen negativ beeinflusst worden.

Sowohl die Grünen-Abgeordnete Rebecca Harms mitsamt der
Grünen-Fraktion als auch die fischereipolitische Sprecherin der SPD,
Ulrike Rodust, haben gegen den Vorschlag gestimmt. [jg]




Reaktion BirdLife Europe

http://www.birdlife.org/pr/16-January-2017

Reaktion Seas at Risk

http://www.seas-at-risk.org/16-fisheries/827-marine-ecosystems-and-fish-stocks-at-risk-as-european-parliament-adopts-disastrous-proposal.html

Reaktion MdEP Rebecca Harms (Grüne, Deutschland)

http://rebecca-harms.de/presse/mitteilungen#item/@fischereipolitik-braucht-gemeinsame-eu-weite-regeln-34583

Reaktion MdEP Ulrike Rodust (Sozialdemokraten, Deutschland)

http://ulrike-rodust.eu/2018/europaeisches-parlament-spricht-sich-gegen-elektrofischerei-aus/
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GENTECHNIK/197: Gentechnik ist Gentechnik - Einschätzung des Europäischen Gerichtshofs (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 18. Januar 2018

Gentechnik ist Gentechnik - Einschätzung des Europäischen Gerichtshofs
ist ein Rückschlag für Saatgut- und Umweltschutzverbände

Neue Züchtungstechniken, besonders CRISPR/CAS, müssen kontrolliert und
gekennzeichnet werden



Gentechnik

Heute gab der Generalanwalt des Europäischen Gerichtshofs seine lange
erwartete Meinung zur Einschätzung der so genannten "Neuen
Züchtungstechniken" ab, normalerweise folgt der Gerichtshof dieser
Einschätzung.

Die französische Partnerorganisation von GLOBAL 2000, Les Amis de la
Terre, und ein Bündnis von französischen Saatgut- und
Umweltschutzverbänden hatte vor dem obersten französischen
Verwaltungsgericht geklagt, dieser hatte den Europäischen Gerichtshof
angerufen, um zu klären, wie mehrere neue genverändernde (mutagene)
Techniken zu bewerten sind, insbesondere ob sie unter die
Gentechnik-Richtlinie der EU (2001/18/EC) fallen.

"Gentechnik ist Gentechnik - besonders die viel diskutierte Technik
CRISPR/CAS muss vollständig getestet und kontrolliert werden, bevor
sie ausschließlich eindeutig gekennzeichnet auf das Feld und auf den
Markt kommen darf", so Mute Schimpf, Gentechnik-Campaignerin von
Friends of the Earth Europe, der europäischen Dachorganisation von
GLOBAL 2000. "Die Saatgutindustrie, allen voran Monsanto und DuPont,
scharren schon in den Startlöchern - natürlich nicht ausschließlich
zur Optimierung des Saatguts, sondern vielmehr zur Patentierung des
aus den vermehrungsfähigen alten Sorten mutierten neuen
Hybrid-Saatguts."

Mehrere Saatgutkonzerne (Dow, DuPont, Bayer, Syngenta, Monsanto) haben
bereits Zertifikate für neue genverändernde Techniken gekauft und
arbeiten an ersten damit erstellten und zu patentierenden Pflanzen, so
wollen Monsanto und DuPont bis 2021 mit CRISPR editierte
Kulturpflanzen auf den Markt bringen.

EU Gentechnik-Richtlinie muss angepasst werden

Der Rechtsfall beleuchtet die ganze Problematik der neuen Techniken,
die sich besonders seit der Entdeckung der CRISPR/CAS-Methode vor
sechs Jahren rapide weiterentwickelt haben: Während viele dieser
Techniken eine präzise Erbgut-Veränderung ("Gen-Schere") versprechen
(wohingegen die "alte" Gentechnik noch sehr unpräzise Ergebnisse
lieferte) und damit die Heilung von u. a. Erbkrankheiten und die
Lösung von klimaerwärmungsbedingten Problemen der Saatgutvermehrung
versprochen werden, steckt die Forschung noch in den Kinderschuhen.
Immer wieder treten so genannte "off target"-Effekte auf -
unerwünschte Veränderungen im Genom an unerwarteten Stellen. "Aufgrund
des Forschungsstands sind derzeit noch unerforschte Risiken für
Gesundheit und Umwelt nicht auszuschließen", so Schimpf, "Schon allein
auf Basis des Vorsorgeprinzips der EU kann daher nur eine strikte
Kontrolle der Anwendung der Techniken in Laboren zulässig sein. Zum
Schutz der KonsumentInnen, BäuerInnen und Saatgut-ProduzentInnen ist
weiters die Aufnahme der Techniken in die zu überarbeitende Gentechnik
-Richtlinie der EU unumgänglich - und klare Kennzeichnung der so
erzeugten Produkte."

Die heutige Entscheidung des Generalanwalts bedeutet einen Rückschlag
für die Umwelt- und Saatgut-Verbände: Die Einschätzung, dass neue
genverändernde Techniken nicht unter die Gentechnik-Richtlinie der EU
fallen widerspricht dem Vorsorgeprinzip der EU.

"BäuerInnen und KonsumentInnen in der EU zählen jetzt auf den
Europäischen Gerichtshof, damit dieser die heute veröffentlichte
Einschätzung verwirft und sicherstellt, dass Gentechnik 2.0-Saatgut
ausreichend kontrolliert wird", so Schimpf abschließend.

Unabhängig davon, wie die Entscheidung des EuGH ausfällt: Die rasante
technologische Entwicklung fordert mittelfristig eine Anpassung des
Rechtsrahmens der EU (Gentechnik-RL 2001/18 der Europäischen
Kommission).

Hintergrund CRISPR/CAS

CRISPR steht für Clustered Regularly Interspaced Short Palindromic
Repeats, und Cas für das mit CRISPR assoziierte Protein. CRISPR-Cas
fungiert als molekulare Schere, die DNA schneiden kann - und damit
nach Theorie der Forscher Gene an- und abschalten kann. Bereits 2015
benutzten Forscher CRISPR bei Hafer und Brokkoli, derzeit arbeiten die
Labore der Saatgutkonzerne an Pflanzen wie Mais, Soja, Reis und
Weizen, um deren Eigenschaften zu verändern - vorgeblich, um sie
resistenter gegen den Klimawandel und ertragreicher für die zunehmende
Weltbevölkerung zu machen. CRISPR soll ebenfalls dafür eingesetzt
werden, um z.B. Allergene aus Erdnüssen zu entfernen und um
Lebensmittel mit mehr Nährstoffen auszustatten.

Link zur Einschätzung des Generalanwalts:

http://bit.ly/2Dlgsav

Hintergrundinformationen:

www.global2000.at/neue-züchtungstechniken

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.01.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien
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LATEINAMERIKA/172: Belize verbietet Erdölförderung zum Schutz seiner Korallenriffe (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Belize verbietet Erdölförderung zum Schutz seiner Korallenriffe

Von Knut Hildebrandt






[image: Foto: Flickr/CameliaTWU (CC BY-NC-ND 2.0) [https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/2.0/de/]]

Die Elchgeweihkoralle gilt als eine der wichtigsten Korallen in der
Karibik. Für ihren Schutz ist jetzt ein wichtiger Schritt gemacht
worden.

Foto: Flickr/CameliaTWU (CC BY-NC-ND 2.0)

https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/2.0/de/



(Berlin, 15. Januar 2018, npl) - Die Regierung Belizes kündigte die
endgültige Einstellung aller Aktivitäten zur Erdölförderung vor der
Küste des kleinen mittelamerikanischen Landes an. Damit ist Belize das
erste Entwicklungsland der Welt, das eine so weitreichende
Entscheidung trifft.

Nadia Blood setzt sich als wissenschaftliche Mitarbeiterin des World
Wildlife Fund (WWF) für den Schutz der Korallenriffe Mesoamerikas ein.
In einer Erklärung der Umweltorganisation sprach sie von einem großen
Tag für Belize. Die Regierung habe nicht nur den Aufruf zum Schutz der
Korallenriffe aus dem letzten Jahr aufgegriffen. Sie habe das Land
auch zu einem Vorreiter im Schutz der Ozeane gemacht.


Korallenriffe sind wichtiger Wirtschaftsfaktor

Das Belize Barrier Reef hat eine Länge von rund 300 Kilometern. Es ist
Teil des mesoamerikanischen Korallenriff-Systems, dem zweitgrößten
Riff-System der Welt nach dem Great Barrier Reef in Australien.
Bedroht wurden die Korallenriffe unter anderem durch die seismische
Erkundung von Erdöllagerstätten. Das ist jetzt untersagt.

Indem Belize diese große Gefahr für die Korallenriffe unterbunden
habe, sichere das Land seinen zukünftigen Wohlstand, sagte Blood in
der Erklärung des WWF. Denn die Schönheit der Riffe ist ein
wesentlicher Motor für die Tourismusindustrie. Und diese ist der
wichtigste Wirtschaftszweig des Landes.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/belize-verbietet-erdoelfoerderung-zum-schutz-seiner-korallenriffe/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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ERNÄHRUNG/117: Mehr als zwei Drittel der Biolebensmittel ohne Pestizidspuren (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.01.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Mehr als zwei Drittel der Biolebensmittel ohne Pestizidspuren 



Lebensmittel, die in der EU und in Deutschland erzeugt werden,
enthalten nur selten zu hohe Rückstände an Pflanzenschutzmitteln. In
der EU wurden 2016 lediglich bei 1,6 Prozent der Proben
Überschreitungen der Rückstandsgrenzwerte festgestellt, in Deutschland
1,7 Prozent.

Die Daten gehen aus der "Nationalen Berichterstattung
Pflanzenschutzmittelrückstände in Lebensmitteln 2016" hervor, die das
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) am
15. Januar veröffentlicht hat. Demnach enthielten fast zwei Drittel
von 20.000 Lebensmittelproben, die im Jahr 2016 von deutschen Behörden
untersucht wurden, Rückstände von Pflanzengiften. Allerdings hätten
nur 2,6 Prozent der Stichproben die erlaubten Höchstwerte
überschritten.

Spitzenmäßig schnitten Produkte aus ökologischem Anbau ab. Hier waren
in 71 Prozent keine Pestizidrückstände nachweisbar. Bei
konventionellen Erzeugnissen waren es nur 38,7 Prozent. Auch die
erlaubten Obergrenzen überschritt Bioware mit 1 Prozent seltener als
herkömmliche mit 2,6 Prozent.

Dabei wurden Biolebensmittel wie in den vergangenen Jahren besonders
intensiv kontrolliert. Etwa jede zehnte Untersuchung entfiel auf
diesen Marktbereich, dessen Anteil am gesamten Lebensmittelmarkt unter
5 Prozent liegt. Warum es in Biolebensmitteln überhaupt Spuren von
Pestiziden gibt, erläuterte Friedhelm von Mering vom Bund ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) dem Infodienst Gentechnik: "Die
Ökobetriebe wirtschaften ja nicht in einem Glashaus. Es kann immer
wieder zu Abdrift von konventionell bewirtschafteten Flächen kommen."

Von den europäischen Produkten waren tiefgekühlte Johannisbeeren (6
Prozent Beanstandungen), wilde Pilze (5,5 Prozent) und frische Kräuter
(3,7 Prozent) am meisten belastet. Besonders häufig verzehrte Sorten
wie Kartoffeln, Karotten oder Äpfel waren laut BVL kaum auffällig.

Die Tester untersuchten insgesamt 830 Pestizidwirkstoffe. Zu den
Wirkstoffen mit den häufigsten Überschreitungen gehörten wie im
Vorjahr Kupfer (2,6 Prozent), das Fungizid Fosetyl (1,3 Prozent),
Quecksilber (1,4 Prozent) und das Insektizid Acetamiprid (0,9
Prozent). Kupfer ist auch als Futtermittelzusatzstoff zugelassen und
überschreitet daher häufig in Rinder- und Schafsleber die Obergrenze,
die für die zulässigen Pestizidanwendungen festgelegt ist.

Bei Glyphosat kam es 2016 zu 11 Überschreitungen bei einer Probenzahl
von 4.058 Proben (0,3 Prozent). Hierbei handelte es sich in sechs
Fällen um Honig (davon fünf Proben aus Deutschland), in vier Fällen um
Buchweizen und in einem Fall um Hirsekörner. [mbu]



BVL - Nationale Berichterstattung "Pflanzenschutzmittelrückstände in
Lebensmitteln" 2016

https://www.bvl.bund.de/SharedDocs/Downloads/01_Lebensmittel/nbpsm/NBPSMR_Kurzfassung_2016.html;jsessionid=B6EC91526EEC74AF9C6AD6DDCF0A6AAA.2_cid340?nn=1401276
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EUROPA/387: Europäisches Patentamt lehnt Patent auf Maiszüchtung ab (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 18.01.2018 / Landwirtschaft & Gentechnik

Europäisches Patentamt lehnt Patent auf Maiszüchtung ab



Der Agrarkonzern Syngenta ist mit einer Beschwerde gegen das Nein zu
einem Patentantrag gescheitert. Das Unternehmen wollte sich die
Züchtung einer Maispflanze mit einem höheren Ertrag patentieren
lassen. Das zuständige Patentamt erteilte am Mittwoch erneut eine
Absage.

Ausschlaggebend für die Entscheidung des Europäischen Patentamtes
(EPA) waren offenbar technische Gründe. Demnach sei der Inhalt der
Patentansprüche nicht ausreichend klar definiert gewesen, teilte das
Bündnis "Keine Patente auf Saatgut!" mit. Nach dem Wunsch von Syngenta
sollten mit dem Antrag (EP2121982) Maispflanzen mit Erbanlagen
miteinander gekreuzt werden, aus denen neue Pflanzen entstünden, die
einen höheren Ertrag erzielen könnten. Die dafür verantwortlichen
genetischen Veranlagungen waren allerdings nicht genau bekannt. Dies
monierte das EPA.

"Keine Patente auf Saatgut!" lobte diese Entscheidung, kritisierte
aber gleichzeitig, dass es auch künftig möglich sein wird,
konventionell gezüchtete Pflanzen und Tiere zu patentieren. So sind
nach den neuen Regeln des EPA, die 2017 beschlossen wurden, Pflanzen
und Tiere patentierbar, wenn genetische Veranlagungen wie zufällige
Mutationen identifiziert werden. Beispielsweise erteilte das EPA 2016
für die Brauereikonzerne Carlsberg und Heineken Patente auf Gerste,
die zufällige Mutationen aufweist. Die Patente umfassen auch die
Verwendung der Gerste zum Brauen und das damit hergestellte Bier.

Dagegen hatten mehrere Organisationen Einsprüche eingelegt. Die
Reaktion des EPA: Es sei unwahrscheinlich, dass derartige Patente auf
der Basis der neuen Regeln widerrufen würden.

Am 16. Januar hatte das "Keine Patente auf Saatgut!" einen Bericht
veröffentlicht, der einen Überblick über die rechtliche Situation gibt
- mit Beispielen von jüngst erteilten Patenten. Das internationale
Bündnis fordert, dass Patente auf die konventionelle Züchtung von
Pflanzen und Tieren ausnahmslos verboten werden. [mbu]



"Keine Patente auf Saatgut!" zu EPA-Entscheidung (17.1.18)

http://no-patents-on-seeds.org/de/information/aktuelles/syngenta-scheitert-am-europaeischen-patentamt

Der neue Bericht "Keine Patente auf Brokkoli, Gerste und Bier!"

http://no-patents-on-seeds.org/sites/default/files/news/bericht_keine_patente_auf_saatgut_2018.pdf

 * 
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EU-News, 18.01.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Januar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





EUROPA/386: Syngenta scheitert am Europäischen Patentamt (Keine Patente auf Saatgut)


no patents on seeds / Keine Patente auf Saatgut - 17. Januar 2018

Syngenta scheitert am Europäischen Patentamt

Erteilung eines Patentes auf Züchtung von Mais abgelehnt



17. Januar 2018 / Das Europäische Patentamt (EPA) hat heute in einer
Anhörung eine Beschwerde des Syngenta-Konzerns abgelehnt. Dabei ging
es um einen Antrag auf Züchtung von Maispflanzen mit einem höheren
Ertrag (EP2121982). Zugleich wollte der Konzern auch erreichen, dass
das EPA Beschränkungen im Bereich der Patentierung der Tier- und
Pflanzenzüchtung aufhebt, die gerade erst in Kraft gesetzt worden
waren. Auch dieser Antrag scheiterte.

Ausschlaggebend für die Entscheidung des EPA waren technische Gründe.
Demnach war der Inhalt der Patentansprüche nicht ausreichend klar
definiert. Im vorliegenden Fall sollten Maispflanzen mit Erbanlagen
miteinander gekreuzt werden, um Nachkommen zu erhalten, die einen
höheren Ertrag aufweisen. Dabei waren die dafür verantwortlichen
genetischen Veranlagungen nicht genau bekannt. Zur Auswahl geeigneter
Pflanzen wurden DNA Marker-Sequenzen verwendet, die einen Hinweis auf
das Vorhandensein erwünschter Erbanlagen geben.

Während diese Entscheidung von "Keine Patente auf Saatgut!" begrüßt
wird, kritisieren die VertreterInnen des internationalen Bündnisses
aber, dass es auch in Zukunft weiterhin möglich sein wird,
konventionell gezüchtete Pflanzen und Tiere zu patentieren.

Nach dem Wortlaut der neuen Regeln des EPA, die 2017 beschlossen
wurden, sind Pflanzen und Tiere patentierbar, wenn genetische
Veranlagungen wie zufällige Mutationen identifiziert werden.
Beispielsweise wurden 2016 vom EPA für die Brauereikonzerne Carlsberg
und Heineken Patente auf Gerste erteilt, die zufällige Mutationen
aufweisen. Die Patente umfassen nicht nur die Gerste, sondern auch
deren Verwendung zum Brauen und das damit produzierte Bier. Nachdem
mehrere Organisationen Einsprüche gegen die Patente eingelegt hatten,
bestätigte das Europäische Patentamt bereits, dass es unwahrscheinlich
sei, dass derartige Patente auf der Basis der neuen Regeln widerrufen
würden.

Erst gestern hatte das Bündnis "Keine Patente auf Saatgut!" einen
aktuellen Bericht veröffentlicht, der einen Überblick über die
rechtliche Situation und Beispiele für jüngst erteilte Patente gibt.
Das internationale Bündnis fordert, dass Patente auf die
konventionelle Züchtung von Pflanzen und Tieren ausnahmslos verboten
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.01.2018
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MELDUNG/320: Artenkollaps auf dem Land (WWF)


WWF Pressemitteilung - 18. Januar 2018

Artenkollaps auf dem Land

Intensiv-Landwirtschaft verursacht dramatischen Artenschwund in
Deutschland | WWF fordert ökologischen Neustart in der nationalen und
europäischen Landwirtschaftspolitik



Ohne einen ökologischen Neustart in der nationalen und europäischen
Landwirtschaftspolitik droht der Artenkollaps auf Deutschlands Feldern
und Wiesen. Davor warnt der WWF anlässlich des Auftakts zur
"Internationalen Grünen Woche". "Während Bundeslandwirtschaftsminister
Schmidt Jahr für Jahr auf der Grünen Woche Hände schüttelt und durch
die Hallen schlendert, geht es Rebhuhn, Feldhamster und Wildbiene
stetig schlechter. Ihr Kampf ums Überleben steht stellvertretend für
den tausender heimischer Tiere und Pflanzen, die unter den Folgen der
intensiven Landwirtschaft leiden", so Jörg-Andreas Krüger, beim WWF
zuständig für den Bereich Ökologischer Fußabdruck.

Laut Bundesregierung ist EU-weit jeder zweite in der Agrarlandschaft
beheimatete Vogel seit 1980 verschwunden, das sind 300 Millionen
Tiere. In Deutschland sank die Masse von Fluginsekten wie Hummel,
Biene oder Falter in den letzten 30 Jahren um durchschnittlich 76
Prozent. 30 Prozent aller Ackerwildkräuter stehen auf der Roten Liste
des Bundesamtes für Naturschutz (BfN). "Überdüngte, flächendeckend mit
Pestiziden behandelte Anbauflächen verdrängen artenreiche Wiesen und
Weiden sowie Äcker mit vielfältigen Fruchtfolgen. Mit ihnen
verschwinden Wiesenvögel, Schmetterlinge und Ackerwildkräuter", warnt
Krüger vom WWF.

Der WWF fordert, dass sich Deutschland in Brüssel für das Ende der
heutigen, rein flächenbezogenen Direktzahlungen stark macht.
Finanzielle Unterstützung sollte an verbindliche Ziele beim
Klimaschutz, dem Erhalt von Biodiversität und dem Schutz von Wasser
und Boden gebunden sein. "Landwirte, die nachhaltig produzieren und
damit unsere natürlichen Lebensgrundlagen schützen, dürfen nicht ums
Überleben kämpfen, sie gehören angemessen honoriert", unterstreicht
Krüger vom WWF.

Opfer der bestehenden Agrarstrukturen ist aus Sicht des WWF nicht nur
die Natur, sondern sind auch die Bauern selbst: Die Zahl der
Familienbetriebe nimmt seit Jahrzehnten ungebremst ab. Erneut ist die
Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe gesunken. 1991 waren es noch
mehr als doppelt so viele Betriebe wie heute.

Von jeder künftigen Bundesregierung erwartet der WWF daher ein
landwirtschaftspolitisches Gesamtkonzept, das den Einsatz von
Pestiziden und Düngern reduziert, die Biologische Vielfalt, Wasser und
Boden systematisch schützt und die Zukunft der Landwirte
wirtschaftlich sichert.

Zehn Beispiele für bedrohte Feld- und Wiesenarten: Über 50 Prozent der
Fläche in Deutschland wird landwirtschaftlich genutzt. Die folgenden
Arten stehen beispielhaft für den starken Rückgang tausender Pflanzen
und Tiere auf Feldern, Wiesen und Weiden und dessen Ursachen:

1. Feldlerche: In Deutschland sind seit 1990 mehr als eine Million
Feldlerchen verschwunden, ihr Gesang ist nur noch selten zu hören.
Besonders der verstärkte Anbau von Wintergetreide macht dem
Bodenbrüter zu schaffen. Das Wintergetreide ist zum Zeitpunkt der Brut
schon dicht und hoch gewachsen, dort findet die Feldlerche für ihr
Nest und zur Nahrungssuche keinen Platz. Weicht sie auf offenere
Flächen aus, werden die Nester leichte Beute von Füchsen oder Wieseln.

2. Feldhamster: Der Feldhamster steht in Deutschland und Mitteleuropa
vor dem Aussterben. Wenn der Feldhamster seine Wintervorräte anlegen
will, findet er kaum noch Feldkörner und Samen. Denn in der intensiven
Bewirtschaftung sind die Felder bereits abgeerntet und die Stoppeln
werden gleich umgebrochen. Viele andere Wildkräuter am Feldrand sind
durch den Einsatz von Unkrautvernichtern rar. Der Nager wird zudem in
den kahlen Flächen schnell Opfer von Fuchs und Bussard.

3. Kornrade: Früher gelangte der Samen der Kornrade mit jeder neuen
Aussaat wieder in den Boden. Heute sortieren moderne Methoden zur
Aufbereitung des Saatguts ihn aus. Das Nelkengewächs ist deshalb im
Freiland sehr selten geworden.

4. Sommeradonis-Röslein: Das Sommeradonis-Röslein war auf vielen
Getreideäckern weit verbreitet. Der Einsatz von Unkrautvernichtern und
die intensive Bearbeitung der Äcker lässt die farbenprächtige Art
stark zurückgehen.

5. Braunkehlchen: Die Zahl der Braunkehlchen hat in Deutschland seit
der Wiedervereinigung um zwei Drittel abgenommen. Dem Bodenbrüter
mangelt es neben Wiesen oder Randstreifen mit bodennaher Deckung auch
an Stauden, niedrigen Büsche oder Zaunpfählen für die Jagd auf
Insekten. Wo das Braunkehlchen dennoch brütet, gelingt es ihm kaum
noch Jungen aufzuziehen. Denn Wiesen werden immer früher und immer
häufiger gemäht.

6. Wiesensalbei: Der Düngeüberschuss in Deutschland macht nitratarme
Böden, wie sie der Wiesensalbei braucht, zu Mangelware. Zudem fällt er
engeren Mähzyklen zum Opfer. Fehlen Wiesensalbei und andere Wiesen-
und Ackerwildkräuter, finden Insekten wie Wildbienen weniger Nahrung.

7. Rebhuhn: Das Rebhuhn war einst Allerweltsvogel, Inzwischen ist sein
Bestand seit den 90iger Jahren europaweit um über 90 Prozent
geschrumpft. Die heutige Agrarlandschaft bietet ihm kaum noch Hecken,
breite Ränder oder Gehölze an Feldern. Zudem blühen Kräuter und
Ackerwildkräuter immer seltener und somit gibt es auch immer weniger
Insekten. Die Hauptnahrungsquellen des Rebhuhns versiegen.

8. Hauhechel-Bläuling: Viele Bestände heimischer Schmetterlingsarten
schrumpfen, auch die Zahl der Hauhechel-Bläulinge ist im Sinkflug
begriffen: Sein Lebensraum sind kleine Brachlandschaften und
blumenreiche Wiesen. Die gibt es aber immer weniger. Manche
Schmetterlingsart braucht ganz spezielle Pflanzen zur Larvenablage,
fehlt die Pflanze, gibt's keinen Falternachwuchs.

9. Wildbienen: Von den über 550 in Deutschland beheimateten
Wildbienenarten sind laut Roter Liste des BfN mittlerweile 31 vom
Aussterben bedroht, 197 gefährdet und 42 auf der Vorwarnliste.
Typische Lebensräume wie Sandwege, alte Hecken, Totholz oder
Steinhaufen sind in vielen Regionen Deutschlands verschwunden. Der
Rückgang an Blühpflanzen führt zudem dazu, dass es Wildbienen
insbesondere im Spätsommer an Nahrung fehlt. Der Einsatz von
Neonikotinoiden setzt den Insekten zusätzlich zu.

10. Ortolan: Der Ortolan oder auch Gartenammer brütet hauptsächlich in
Feldgehölzen, an Waldrändern und in den letzten Streuobstquartieren.
Da immer mehr Obstbäume verschwinden und Felder so zusammengelegt
wurden, dass Hecken und Feldgehölze Mangelware sind, fehlt ihm Raum
für seine Nester. In Deutschland wird der Brutbestand noch auf 4.000
bis 5.000 Brutpaare geschätzt.

 * 
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VERBAND/336: "Die Landwirtschaft erweitert ihre Klimaschutzziele" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. Januar 2018

Rukwied: "Die Landwirtschaft erweitert ihre Klimaschutzziele"

Bauernpräsident stellt sich Fragen der Agrarjournalisten auf der IGW



"Die deutsche Landwirtschaft erweitert ihre Ziele für den Klimaschutz
bis 2030. Landwirte sind vom Klimawandel unmittelbar betroffen, können
aber auch einen gewichtigen Teil zum Klimaschutz beitragen. Deshalb
streben wir an, die Emissionen von Treibhausgasen aus der deutschen
Landwirtschaft bis zum Jahr 2025 um 25 Prozent und bis 2030 um 30
Prozent - jeweils bezogen auf 1990 - weiter zu verringern. Über
Erneuerbare Energien und Biokraftstoffe können wir zudem nachhaltig
zur Verbesserung der Klimabilanz anderer Wirtschaftssektoren
beitragen, benötigen hierfür aber politischen Rückenwind." Dies
erklärte der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Joachim
Rukwied, auf der Presseveranstaltung des Verbandes der Deutschen
Agrarjournalisten (VDAJ) auf der Grünen Woche in Berlin.

Bereits 2010 hatte der DBV das erste Klimaschutz-Konzept erstellt. "In
unserer aktualisierten Klimastrategie 2.0 ziehen wir eine erfolgreiche
Zwischenbilanz. Die Emissionen von Treibhausgasen wie Methan und
Lachgas konnten seit 1990 um 16 Prozent gesenkt werden, die
energiebedingten Emissionen sogar um 40 Prozent. Gleichzeitig wurden
Klimaleistungen und Klimaeffizienz sowohl im Ackerbau als auch in der
Tierhaltung erhöht. So entwickelte sich die deutsche Milchproduktion
im Hinblick auf den Klimaschutz weltweit in eine Vorbildfunktion: Bei
der Erzeugung von einem Liter Milch entsteht in Deutschland nur die
Hälfte der Treibhausgas-Emissionen, die im weltweiten Durchschnitt
anfällt. In Asien liegen sie knapp dreimal so hoch, in Afrika gut
sechsmal", hob der Bauernpräsident hervor.

Über die Verwendung von in Land- und Forstwirtschaft erzeugter
Biomasse und Bioenergie würden zudem CO2-Emissionen vermieden. "Damit
ist die Land- und Forstwirtschaft Ausgangsbasis für den Umbau der
Wirtschaft hin zur Bioökonomie", erklärte Rukwied. Derzeit werden
Erneuerbare Energien als Ersatz für fossile Rohstoffe auf 2,7 Mio.
Hektar oder 21 Prozent der Ackerfläche in Deutschland gewonnen. Um
einen weiteren Ausbau zu erreichen, müsse es jedoch wieder mehr
politische Unterstützung geben, da diese klimafreundliche Entwicklung
seit 2014 aufgrund der Reform des EEG gestoppt worden sei, forderte
Rukwied.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Januar 2018
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